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Kurznachrichten 
Notizen 
Neue Zweigstelle des 
Statistischen Bundesamtes 

Seit dem 4. Oktober 
1990 hat das Statisti-
sche Bundesamt eine 
neue Zweigstelle am 
Alexanderplatz in Ber-
lin. Bei den dort täti-

gen Bundesstatistikern handelt es sich 
vorwiegend um Mitarbeiter des ehe-
maligen Statistischen Amtes der DDR 
die in den Bundesdienst übernomme~ 
wurden. 

Der größere Teil des einstigen Statisti-
schen Zentralamtes der DDR mit den 
statistischen Ämtern 1n den bisherigen 
Bezirken und Kreisen wird seit dem 
gleichen Termin nach den Best1mmun-
9en des Einigungsvertrages für eine 
Ubergangsfrist als gemeinsames stati-
stisches Amt der neu einzurichtenden 
Lancier weitergeführt, bis statistische 
Ämter 1n den neuen Ländern hand-
lungsfähig sind. Ebenso wird das zu-
ständige Datenverarbeitungszentrum 
Stat1st1k als Teil dieses gemeinsamen 
statistischen Amtes zunachst weiter-
geführt. 

Bereits in den vergangenen Monaten 
gab es - wie an dieser Stelle schon 
berichtet - intensive Arbeitskontakte 
mit dem ehemaligen Statistischen Amt 
der DDR, um einen moglichst rei-
bungslosen Übergang der Aufgaben 
der amtlichen Statistik zu sichern. Seit 
dem 3. Oktober 1990 gelten nunmehr 
die bundesstat1stischen Rechtsgrund-
lagen, soweit der E1n1gungsvertrag 
nichts anderes vorsieht, auch für das 
Gebiet der neuen Bundeslander Auf-
gabe der Zweigstelle Berlin-Alexan-
derplatz wird es sein, ausgewahlte 
zentrale Bundesstat1st1ken, wie zum 
Beispiel die Außenhandelsstat1st1k, für 
dieses Gebiet zu erheben und aufzu-
bereiten und die neuen Statistischen 
Landesamter bzw. das gemeinsame 
Länderamt bei der Ein- und Durchft.ih-
rung der Bundesstatistiken zu unter-
stützen. 

Sozialproduktsberechnung für die 
ehemalige DDR 

Ft.ir das Sozialprodukt 
als dem wichtigsten 
wirtschaftlichen Lei-
stungsindikator einer 
Volkswirtschaft im 
zeitlichen Vergleich 
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(Zuwachsrate des realen Bruttosozial-
produkts) wie auch 1m regionalen Ver-
gleich (Sozialprodukt Je Einwohner 
oder je Erwerbstätigen) sind nach der 
Wende in der DDR besonders rasch 
und nachdrücklich vergleichbare und 
aktuelle Zahlen gefordert worden Als 
Grundlage für den Jahreswirtschafts-
bericht der Bundesregierung sollen 
bereits in der ersten Januar-Hälfte 
1991, gemeinsam mit den bisher ubli-
chen Berechnungen, 1nhaltl1ch ver-
gleichbare Soz1alproduktsdaten für die 
ehemalige DDR für die zweite Jahres-
hälfte 1990 und das Jahr 1990 vorge-
legt werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurde ein 
Arbeitskreis „Soz1alproduktsberech-
nung der DDR" eingerichtet, der bisher 
dreimal tagte. Zunächst waren darin 
das Bundesministerium für Wirtschaft 
das Ministerium ft.ir Wirtschaft de; 
DDR, das Statistische Amt der DDR 
und das Statistische Bundesamt ver-
treten. In der letzten Sitzung nahmen 
auch das Bundesministerium der Fi-
nanzen und die Deutsche Bundesbank 
teil Von Beginn an war 1n diesem Ar-
be1tskre1s klar, daß das Sozialprodukt 
der DDR nach den westlichen Konzep-
ten der Volksw1rtschafthchen Gesamt-
rechnungen, wie sie im Europäischen 
System Volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen (ESVG) bzw. 1m System of 
National Accounts (SNA) niedergelegt 
sind, zu berechnen und für das ganze 
Jahr 1990 auch in D-Mark zu bewerten 
1st. 

Bisher wurde in der DDR die volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung nach 
dem System der materiellen Produk-
tion aufgestellt. Danach zählt die Be-
reitstellung bestimmter D1enstle1stun-
gen nicht zu den produktiven Tat1gke1-
ten und damit nicht zum Nationalein-
kommen Erste Ergebnisse einer Um-
rechnung auf die Konzepte des SNA 
sind vom Statistischen Amt der DDR 
ft.ir den Zeitraum 1980 bis 1989 bereits 
vorgelegt worden Erläutert und kom-
mentiert sind diese Zahlen in Heft 12 
der Schriftenreihe „Ausgewahlte Ar-
beitsunterlagen zur Bundesstatistik" 
unter dem Titel „Zur S0z1alproduktsbe-
rechnung der Deutschen Demokrati-
schen Republik". In diesen Umrech-
nungen konnten noch nicht alle kon-
zeptbedingten Abweichungen bese1-
t1gt werden. 

W1cht1gste Stutze der Soz1alprodukts-
berechnung ist nunmehr die Entste-
hungsrechnung Anders als bisher 

kann infolge der L1beral1sierung der 
Wirtschaftsbeziehungen das Sozial-
produkt uber die Verwendungsseite 
nicht mehr zuverlass1g berechnet wer-
den. Die Entstehungsrechnung setzt 
u. a. Informationen Liber die Kosten-
struktur der W1rtschaftsbere1che vor-
aus. Diese hat sich in der DDR mit der 
Währungsumstellung so geandert, daß 
die bisherigen Kostenstrukturdaten 
kaum noch verwendbar erscheinen 
Trotz der Bedenken vonseiten der Sta-
tistik wurde deshalb vom Arbe1tskre1s 
eine Kostenstrukturerhebung für das 
dritte Quartal 1990 gefordert, deren Er-
gebnisse noch im Dezember 1990 vor-
liegen sollen. Diese Vierteljahreserhe-
bung wird 1n der ehemaligen DDR in 
praktisch allen W1rtschaftsbere1chen 
durchgeführt, so daß zumindest An-
haltspunkte über die Kosten der Unter-
nehmen vor und nach der Währungs-
umstellung am 1 Juli 1990 vorliegen 
und ft.ir die S0z1alproduktsberechnung 
genutzt werden können 

Die wichtigsten Grundsätze für die Um-
rechnung von Angaben in Mark der 
DDR in D-Mark wurden auf der letzten 
Sitzung des Arbe1tskre1ses 1m Sep-
tember 1990 in Berlin ebenfalls festge-
legt. 

Die fur die Umrechnung benötigten 
Preisindizes für die Monate vor und 
nach der Wahrungsumstellung Mitte 
1990 sind für den Pre1s1ndex der Le-
benshaltung verfugbar, mit Erzeuger-
und Baupre1sind1zes kann bis Ende 
1990 gerechnet werden Die Anfang 
1991 vorzulegenden Soz1alprodukts-
schatzungen müssen also auf Preis-
material basieren, das noch unvoll-
ständig 1st und das zweite HalbJahr 
1990 nicht voll abdeckt. Aber auch die 
ubrigen Basisinformationen werden zu 
diesem frühen Zeitpunkt nur unvoll-
ständig zur Verfügung stehen, so daß 
mit erheblichen Schätzungenauigkei-
ten gerechnet werden muß. 

Weitere Informationen sind 1m Statisti-
schen Bundesamt bei Abteilung III, Te-
lefon (06 11) 75-25 21, erhältlich 

Probebefragung 1990 zur 
Landwirtschaftszählung 1991 

Zur fachlichen und or-
ganisatorischen Vor-
bereitung der bevor-
stehenden Haupter-
hebung zur Landwirt-
schaftszählung 1991 

wurde 1m Mai 1990 eine Probebefra-
gung durchgeführt mit dem Ziel, spezi-
fische Erkenntnisse über Verbesse-
rungsmöglichkeiten 1n der Fragebo-
gengestaltung zu erlangen, wie sie in 
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dieser Tiefe aus laufenden Statistiken 
nicht gewonnen werden können. 

Insgesamt wurden die Inhaber und Lei-
ter von rund 1 000 landwirtschaftlichen 
Betrieben - entweder schriftlich oder 
durch Erheber - befragt, wobei die 
einzubeziehenden Betriebe in der Re-
gel nach vorgegebenen Kriterien frei 
ausgewählt und/oder durch direkte 
Anschreiben bzw. uber die Gemeinden 
gewonnen wurden Neben den e1gent-
l1chen Erhebungsunterlagen (Erhe-
bungsvordruck, Hilfsblatt, Informatio-
nen und Erläuterungen) wurden den 
Auskunftgebenden und Erhebern in-
haltlich gegliederte Antwortblatter für 
die Übermittlung ihrer Stellungnahme 
zur Verfügung gestellt, die als Grundla-
ge fur detaillierte Erfahrungsberichte 
dienten 
Als Ergebnis der Probebefragung zur 
Landwirtschaftszählung 1991 1st her-
vorzuheben, daß sie dank der kon-
struktiven Mitwirkung der Befragten 
sowie Erhebungsbeauftragten und 
Gemeinden wertvolle Hinweise für die 
Verbesserung des Erscheinungsbil-
des der Erhebungsbogen sowie für die 
Ausgestaltung bestimmter Erhe-
bungsmerkmale erbracht hat. Dies be-
trifft die Anordnung der Fragenkomple-
xe ebenso wie die Zuordnung der Ant-
wortmöglichkeiten, die Führung durch 
den Bogen und die farbliche Abstufung 
bzw. Hervorhebung zwecks Verbesse-
rung der Übers1chtl1chkeit, aber auch 
die Formulierung 1m Sinne kurzerer, 
aber dennoch treffender Fragestellun-
gen 

Darüber hinaus führte die organisatori-
sche Auswertung der Erfahrungsbe-
richte von Befragten und Erhebern zu 
Überlegungen h1ns1chtl1ch der inhaltli-
chen Gestaltung der Begleitpapiere 
und zu H1nwe1sen, die einer Optimie-
rung des Ablaufs der Erhebung die-
nen 
Weitere Informationen sind im Stat1st1-
schen Bundesamt bei Gruppe VA, Te-
lefon (0611) 75-2836, erhältlich 

Neues Warenverzeichnis für die 
Außenhandelsstatistik 

In Kurze erscheint das 
Warenverze1chn1s fur 
die Außenhandelssta-
t1st1k, Ausgabe 1991, 
das am 1. Januar 1991 
in Kraft treten und da-

mit die Ausgabe 1990 dieser Systema-
tik ablösen wird Das Verzeichnis mit 
seinen kunftig 10 479 neunstell1g ver-
schlüsselten Warennummern (1990 · 
10 436) 1st fur die waren mäßige Anmel-
dung der Einfuhren und Ausfuhren der 
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Bundesrepublik Deutschland verbind-
lich anzuwenden. In dieser Gliederung 
werden die Ergebnisse des deutschen 
Außenhandels auch monatlich 1m Rah-
men der Fachserie 7 veröffentlicht. 
Nachgewiesen wird dabei unter der je-
weiligen Warennummer der grenz-
uberschreitende Warenverkehr (als 
Spezialhandel) mit den w1cht1gsten 
Handelspartnern. 

Das Warenverzeichnis für die Außen-
handelsstat1st1k baut auf der Kombi-
nierten Nomenklatur der Europa1schen 
Gemeinschaften auf. Sie dient gle1ch-
zeit1g zolltariflichen und außenhan-
delsstatist1schen Zwecken und stellt in 
allen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaften die M1nimal-
gl1ederung der nationalen Warensy-
stematiken zur Erfassung des grenz-
überschreitenden Warenverkehrs dar 
Die Kombinierte Nomenklatur wieder-
um basiert auf dem Harmonisierten Sy-
stem zur Bezeichnung und Codierung 
der Waren des Rates fur die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Zollwe-
sens, das weltweit Anwendung findet 

Aufgrund ihrer Verschlusselung 1st der 
Ursprung der einzelnen Warenpos1t10-
nen 1m Warenverzeichnis Jederzeit er-
kennbar. 
Verschiedene Wünsche aus Wirtschaft 
und Verwaltung sowie neue rechtliche 
Gegebenheiten haben 1n der Vergan-
genheit Jährlich zu Änderungen sowohl 
der Kombinierten Nomenklatur als 
auch des Warenverzeichnisses für die 
Außenhandelsstatistik geführt. Fur 
1991 lag wiederum eine Reihe von Än-
derungsanträgen vor, die eine Neufas-
sung der außenhandelsstat1stischen 
Nomenklaturen erforderten. Zugleich 
wurden in diese Neufassungen einige 
redaktionelle Verbesserungen aufge-
nommen, die insbesondere zur Anglei-
chung der verschiedenen sprachli-
chen Fassungen der Kombinierten No-
menklatur notwendig waren. 

Konferenz über „Statistik in den 
Staaten Zentral- und Osteuropas" 
bei der OECD 

Bei der Organisation 
für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) 
1n Paris fand Mitte 
September 1990 eine 

Konferenz zum Thema „Statistik in den 
Staaten Zentral- und Osteuropas" statt 
Vertreter der stat1st1schen Ämter und 
von Stat1st1knutzern wie Ministerien, 
Zentralbanken, Tarifpartnern aus 
21 OECD-Ländern sowie aus Bulga-
rien, der CSFR, der DDR, Ungarn, Po-

len, Rumänien, der UdSSR und Jugo-
slawien, dazu eine große Zahl von Teil-
nehmern aus inter- und supranationa-
len Organisationen, d1skut1erten die 
sich 1n den Staaten Zentral- und Osteu-
ropas aus dem Übergang von der zen-
tral gelenkten Kommandowirtschaft zu 
Wirtschaftsformen mit mehr oder weni-
ger starken marktwirtschaftlichen Ele-
menten ergebenden Umstellungspro-
bleme für die amtliche Statistik. 

Die stat1st1schen Ämter in diesen Län-
dern stehen vor der zum Tell kaum lös-
baren Aufgabe, kurzfristig umfangrei-
che Informationen zur Beobachtung 
und Unterstützung des Übergangspro-
zesses bereitstellen und gle1chze1t1g 
den langfristig erforderlichen Neuauf-
bau der stat1st1schen Infrastruktur vor-
bereiten zu müssen, und dies alles mit 
in der Regel vollig unzureichenden fi-
nanziellen und personellen Ressour-
cen. Dabei 1st es kaum möglich, klare 
Prioritäten bei der Stat1stikentw1cklung 
in den Staaten Zentral- und Osteuro-
pas zu setzen, da von den Regierun-
gen und den sonstigen Entschei-
dungsträgern in diesen Staaten sehr 
schnell Informationen uber viele Berei-
che verlangt und auch dringend benö-
tigt werden 

Aus dieser Situation heraus richteten 
die in der Konferenz vertretenen Dele-
gationen aus den Staaten Zentral- und 
Osteuropas ihre dringende Bitte um 
Unterstutzung bei den anstehenden 
Problemen an die stat1st1schen Amter 
der westlichen Land er und an die inter-
nationalen Organisationen Entspre-
chende Unterstützungsmaßnahmen 
sind vielfach bereits angelaufen 1n 
Form von bilateralen oder multilatera-
len Kooperat1onsproJekten, unter in-
tensiver Bete1l1gung des Statistischen 
Bundesamtes 
Weitere Informationen sind 1m Statisti-
schen Bundesamt bei Gruppe IA, Tele-
fon (06 11) 75-27 73, erhältlich 

Länderbericht Japan 

mJ 
NEU•NEU•NEU 

1 \\»PI 

Der Kontrast zwi-
schen dem Festhallen 
an seinen Traditionen 
und dem Aufstieg zu 
einer führenden Indu-
strienation prägen das 

Gesicht des heutigen Japans. 
Mit seiner stark exportorientierten 
Wirtschaft 1st dieses höchstentwickel-
te Industrieland Asiens einer der 
wichtigsten Handelspartner der Bun-
desrepublik Deutschland. 

Regional weist das Land deutliche 
Unterschiede auf: Weiten ländlich 
geprägten Gebieten stehen die dicht-
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besiedelten Ballungsraume um Tokio, 
Osaka und Nagoya an der Küste des 
Pazifischen Ozeans gegenüber, die 
nur 2 % der Gesamtfläche Japans 
ausmachen, auf die sich aber annä-
hernd die Hälfte der Bevblkerung des 
fernostlichen Inselstaates konzentriert. 
Informationen über dieses Land und 
seine Bewohner, sein Bildungs- und 
Gesundheitswesen, über die Struktur 
der Wirtschaft und den Arbeitsmarkt, 
uber Preise und Löhne, Außenhan-
delsbeziehungen, Verkehrsverbindun-
gen, den Zustand der Umwelt und 
viele andere Bereiche sind sowohl für 
den interessierten Touristen als auch 
für den Geschäftsreisenden von Be-
deutung 

Mit dem 1n diesen Tagen neu heraus-
gegebenen, attraktiv gestalteten Län-
derbericht Japan gibt das Stat1st1sche 
Bundesamt 1n tabellarischer, textlich 
kommentierter und graphisch veran-
schaulichter Form wertvolle Hinter-
grundinformationen. 

Aus diesem Heft 
Grundlagen und Daten der Wahl 
zum 12. Deutschen Bundestag am 
2. Dezember 1990 

~~~ Deut:~~
1

n :~~ 
destag, die erste ge-
samtdeutsche Wahl, 
findet aufgrund der 
Anordnung des Bun-

despräsidenten vom 13. August 1990 
(BGBI. 1 S 1713) am Sonntag, dem 
2. Dezember 1990, statt. 

In diesem Zusammenhang sind insbe-
sondere 

Fragen, die die Änderung des 
Wahlrechts betreffen, und 

Ergebnisse vorangegangener 
Wahlen auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Repu-
bl1k (DDR) 

von Interesse. Diese Fragen stehen 1m 
Mittelpunkt dieses Beitrages. Zu-
nächst wird auf die wesentlichen Än-
derungen des Wahlrechts eingegan-
gen, die nach dem Beitritt der ehemali-
gen DDR zur Bundesrepublik erforder-
lich waren, dabei wird auch auf die die 
Wahlrechtsgrundlagen beeinflussen-
den Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts eingegangen. 

Der hierauf folgende Tell enthält einen 
Uberbl1ck über die w1cht1gsten Ergeb-
nisse fruherer Bundestagswahlen e1n-
schließl1ch Angaben zur demograph1-
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sehen Struktur der Wähler sowie Er-
gebnisse der Wahl zur Volkskammer 
der DDR am 18. März 1990 Zum Ver-
gleich werden für die bisherigen und 
neuen Bundesländer Jeweils auch die 
Ergebnisse der letzten Landtagswahl 
dargestellt. 

Erhebungen für besondere 
Zwecke - Ein neues Instrument 
der amtlichen Statistik 

Erhebungen nach § 7 
BStatG können bei 
kurzfristig auftreten-
dem Datenbedarf 
oberster Bundesbe-
hörden (§ 7 Abs. 1 

BStatG) oder bei wissenschaftlich-
methodischen Fragestellungen auf 
dem Gebiet der Bundesstatistik (§ 7 
Abs 2 BStatG) bei maximal 10000 Be-
fragten ohne Auskunftspflicht durch-
geführt werden 

Diese Erhebungen konnen allgemeine 
Wirtschafts- oder Bevölkerungsstich-
proben sein oder auch Spezialerhe-
bungen Sie unterliegen h1ns1chtl1ch 
der Erhebungsinhalte keinen Restrik-
tionen, und es steht Jedes methodisch 
sinnvolle Erhebungsverfahren zur Ver-
fugung In der Regel werden Erhebun-
gen nach § 7 BStatG als Stichproben-
erhebungen durchgefuhrt, bei Einhal-
tung der Obergrenze von 10000 Be-
fragten können es jedoch auch Totaler-
hebungen sein. 

Be1sp1ele für Erhebungen nach § 7 
Abs. 1 BStatG sind die Erhebung uber 
Forschung und Entwicklung 1m Be-
reich der Organisationen ohne Er-
werbszwecke, die Erhebung über die 
Verweildauer von Aus- und Übersied-
lern in Unterkunftseinrichtungen und 
die Erhebung uber den Streuobst-
anbau Be1sp1ele für Erhebungen nach 
§ 7 Abs 2 BStatG sind die Testerhe-
bung über moderne unternehmensbe-
zogene D1enstle1stungen und die Zeit-
budgeterhebung 1m Rahmen der Bun-
desstat1st1k 

Neue Bundesstatistik über 
Krankenhäuser 

Vor dem Hintergrund 
der aktuellen gesund-
heitspol1t1schen D1s-
kuss1on zeigt sich die 
Notwend1gke1t, die 
Stat1st1k der Kranken-

häuser, die mit rund einem Drittel an 
den Gesamtkosten im Gesundheits-
wesen beteiligt sind, dem gestiegenen 
lnformat1onsbedürfn1s des Bundes 
und der Länder anzupassen und auf 
eine neue Rechtsgrundlage zu stellen 

Mit der Verordnung über die Bundes-
statistik für Krankenhäuser vom 
10. April 1990 eröffnet sich erstmals die 
Mögl1chke1t, Erhebung und Aufberei-
tung dieser Stat1st1k bundeseinhe1tlich 
zu regeln. Damit sollen die Mangel der 
bisherigen „koordinierten" Ländersta-
tistik bese1t1gt und zeitnahe Ergebisse 
bereitgestellt werden 

Das Erhebungsprogramm der neuen 
Krankenhausstatistik umfaßt drei Teile: 
Mit den G r u n d da t e n werden 
w1cht1ge Strukturmerkmale über die 
Ausstattung der Hauser, uber die Pa-
tientenbewegung und das arztl1che 
und nichtärztl1che Personal erhoben 
Mit dem Kosten nach w e I s er-
folgt eine tiefgegliederte Erfassung 
einzelner Kostenarten. Die Erhebung 
der Dia g n o s e n eröffnet den Ein-
stieg 1n eine umfassende Statistik der 
Morbidität und der E1nzugsgeb1ete. Die 
epidem1olog1sche Forschung erhält 
damit eine neue stat1st1sche Grundla-
ge. 

„Singles" - Versuch einer 
Beschreibung 

Der Begriff „Single" ist 
in den letzten Jahren 
in den allgemeinen 
Sprachgebrauch ein-
gegangen. Eine ge-
naue Definition, was 

ein „Single" 1st, gibt es nicht, die Ab-
grenzungen schwanken zwischen 
,,E1npersonenhaushalte" und „YUP-
PIE", womit Jungere alleinlebende Be-
rufstätige in Großstädten mit höherem 
Einkommen gemeint sind. Anhand von 
M1krozensusdaten der Jahre 1972 bis 
1989 werden Veränderungen in der 
Struktur der E1npersonenhaushalte 
analysiert und wird versucht, das Ent-
stehen des „Phänomens Singles" zu 
lokalisieren. 

Es zeigt sich, daß ab Mitte der 80er 
Jahre verstärkt ledige, 25- bis unter 
45Jahrige Bundesburger, die überwie-
gend erwerbstätig sind und uber ver-
gle1chswe1se höhere Einkommen ver-
fügen, in Einpersonenhaushalten le-
ben Diese Gruppe unterscheidet sich 
damit in demographischer und w1rt-
schaftl1cher Hinsicht deutlich von den 
übrigen Allein lebenden, bei denen bis-
her verwitwete alte Damen dominier-
ten. Allerdings 1st die publ1z1st1sche 
,,Bedeutung" der so definierten „Sin-
gles" erheblich höher als 1hr Anteil an 
allen Privathaushalten 1n der Bundes-
republik Deutschland. 1989 gehorten 
nur 0,6% aller 27,8 Mill. Haushalte zu 
dem wie folgt abgegrenzten Personen-
kreis. 25 bis 45 Jahre alt, monatliches 
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Nettoeinkommen von 3000 DM und 
mehr, alleinlebend 1n einer Großstadt 
mit mehr als 100 000 Einwohnern. 

Wohngeld 1989 
Die Ergebnisse der 
Jahrl1ch durchgeführ-
ten Wohngeldstat1st1k 
stellen die Wohngeld-
empfanger nach so-
zialer Stellung, Haus-

haltsgröße sowie Einkommensverhalt-
nissen dar. Sie weisen außerdem die 
Wohnkosten und die Wohngeldan-
spruche des zum Bezug von Wohn-
geld berechtigten Personenkreises 
nach. 

Im Jahr 1989 gaben Bund und Lander 
rund 3,7 Mrd DM für Wohngeld aus 
Damit wurde das Ausgabevolumen 
des VorJahres nur geringfug1g unter-
schritten (- 0,2 %). Starker zurückge-
gangen ist die Zahl der Wohngeldemp-
fanger (- 3,5 %). Im Dezember 1989 
bezogen 1,79 Mill. Haushalte Wohn-
geld, das waren 6,4 % aller privaten 
Haushalte. 

Der durchschnittliche monatliche 
Wohngeldanspruch 1m Dezember 
1989 stieg gegenüber dem Voqahr um 
2 DM auf 150 DM. 

Arbeitskosten im Groß- und 
Einzelhandel sowie im Bank- und 
Versicherungsgewerbe 1988 

In diesem Beitrag wer-
den die Ergebnisse 
der Arbeitskostener-
hebung 1988 für den 
Groß- und Einzelhan-
del sowie das Bank-

und Versicherungsgewerbe darge-
stellt; das durch diese Erhebung für 
das Produzierende Gewerbe ermittelte 
Datenmaterial wurde bereits in Heft 
7 /1990 dargestellt. 
Im gesamten erfaßten D1enstle1stungs-
bereich beliefen sich 1988 die Arbeits-
kosten Je vollbeschäftigten Arbeitneh-
mer auf 56540 DM. Nur die 1m Groß-
handel erhobenen Aufwendungen ent-
sprachen mit 55 840 DM etwa dem Ge-
samtdurchschnitt, während die Ar-
beitskosten 1m Versicherungsgewerbe 
(78420 DM) und 1m Bankgewerbe 
(72 590 DM) erheblich über und 1m Ein-
zelhandel (43730 DM) unter diesem 
Wert lagen. Auch in der Zusammenset-
zung der Arbeitskosten sind zwischen 
den Wirtschaftszweigen starke Abwei-
chungen zu beobachten. Im Groß- und 
Einzelhandel machten die Personal-
nebenkosten 40 %, 1m Bank- und Versi-
cherungsgewerbe knapp 50% der Ar-
beitskosten aus. 
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Auszubildende 1989 
Die Zahl der Jugendli-
chen 1n einer betriebli-
chen Berufsausbil-
dung 1st weiterhin 
rücklauf1g Die Ge-

. samtzahl der Auszu-
bildenden lag Ende 1989 um 6,4 % un-
ter dem entsprechenden Vorjahres-
ergebnis Dieser Rückgang 1st in erster 
Linie demographisch bedingt und 1m 
Zusammenhang mit der rucklauf1gen 
Zahl der Schulabganger zu sehen 
(Ende des Schuljahres 1988/89 wur-
den 705000 Schüler aus allgemeinbil-
denden Schulen entlassen, 8% weni-
ger als 1m Voqahr). 

Eine Ausnahme bildeten die Jungen 
Auslander Für sie konnte eine Zunah-
me von 14,3 % verzeichnet werden, wo-
durch der Anteil der Ausländer an den 
Auszubildenden insgesamt auf 5,4% 
anstieg 

Personal im öffentlichen Dienst am 
30.Juni 1989 

Für die M1tarbe1ter des 
bffentl1chen Dienstes 
werden Jährlich zum 
30. Juni Angaben uber 
Art, Dauer und Umfang 
des D1enstverhältn1s-

ses, Aufgabenbereich, Laufbahngrup-
pe, Einstufung, Geschlecht und Alter 
erhoben. Diese Daten werden im Zuge 
der fortschreitenden Verwaltungsauto-
mation uberw1egend auf maschinellen 
Datenträgern aus automat1s1erten Ver-
waltungsdateien geliefert. 

Am 30 Juni 1989 umfaßte der M 1tarbei-
terstab des offentl1chen Dienstes 1n der 
Bundesrepublik Deutschland 4,62 Mill 
Beschaftigte; von ihnen arbeiteten 
3,77 Mill. mit der vollen Arbeitszeit, 
wahrend 843000 in einem Tellzeitbe-
schäft1gungsverhaltnis standen 

Öffentliche Finanzen im ersten 
Halbjahr 1990 

Die 1n der Kassenstat1-
st1k v1ertelJahrl1ch er-
hobenen Daten über 
die Ausgaben und 
Einnahmen der öffent-
lichen Haushalte 

(Bund, Länder, Gemeinden und Ge-
meindeverbände, Lastenausgleichs-
fonds und ERP-Sondervermögen) lie-
fern w1cht1ge Erkenntnisse über die 
Entwicklung der öffentlichen Finanzen 
wahrend des laufenden Jahres. 

Im ersten Halbjahr 1990 haben die öf-
fentlichen Haushalte in der Bundesre-
publik Deutschland insgesamt 

328,5 Mrd. DM ausgegeben, das wa-
ren 5,2 % mehr als 1m gleichen Vorjah-
reszeitraum. Überdurchschnittlich er-
höhten sich die Ausgaben der Ge-
meinden und Gemeindeverbände 
( + 7,5% auf 83,1 Mrd DM). 

Die Einnahmen der öffentlichen Haus-
halte stiegen 1n den ersten sechs Mo-
naten dieses Jahres nur um 2,4 % auf 
292,7 Mrd. DM, insgesamt erhohte 
sich damit das Finanzierungsdef1z1t der 
offentl1chen Haushalte 1m ersten Halb-
Jahr 1990 um 9,4 Mrd. DM auf 35,7 Mrd. 
DM. 

Preise im September 1990 
Auf den hier behandel-
ten Wirtschaftsstufen 
waren die Indexstei-
gerungen 1m Vormo-
natsvergleich 1m Sep-
tember überwiegend 

niedriger als im August, led1gl1ch der 
Pre1s1ndex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte wies 1m September 
mit + 0,4% eine hohere Rate auf 
( + 0,3%) Die eklatanten Pre1sste1ge-
rungen der letzten Wochen bei Rohöl 
fanden ihren Niederschlag 1n den Te1l-
1nd1zes fur „Mineralölerzeugnisse" 
bzw. ,,He1zol und Kraftstoffe", die ihrer-
seits wiederum die Gesamtindizes be-
einflußten. Zum Teil trugen auch die 
Teilindizes für Saisonwaren zu den Ge-
samtindexsteigerungen bei. 

Weitere wichtige 
Monatszahlen 

Produktion 
Der arbe1tstagl1ch bereinigte endgult1-
ge Index der Nettoproduktion /ur fachli-
che Unternehmensteile des Produzie-
renden Gewerbes lag im August 1990 
mit einem Stand von 108,5 
(1985 = 100) um 3,8% niedriger als 1m 
Vormonat und um 5,8% hoher als 1m 
August 1989. 

Außenhandel 
Im August 1990 lag der Wert der Ein-
fuhr mit 43,7 Mrd DM um 13% höher 
und der Wert der Ausfuhr mit 49,4 Mrd. 
DM um 0,6% niedriger als im Au-
gust 1989. Im Zeitraum Januar/ Au-
gust 1990 war die Einfuhr mit 
352,5 Mrd. DM gegenüber dem ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum um 
6,6% und die Ausfuhr mit 431,1 Mrd. 
DM um 2,0% angestiegen 
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Grundlagen und Daten 
der Wahl zum 
12. Deutschen Bundestag 
am 2. Dezember 1990 

Vorbemerkung 

D,e Wahl zum 12. Deutschen Bundestag, die erste ge-
samtdeutsche Wahl, findet aufgrund der Anordnung des 
Bundespräsidenten vom 13. August 1990 (BGBI I S. 1713) 
am Sonntag, dem 2 Dezember 1990, statt Sie wird auf der 
Grundlage des Bundeswahlgesetzes (BWG) ,n der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. September 1990 
(BGBI. 1 S 2059), geändert durch das Zehnte Gesetz zur 
Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 8. Oktober 1990 
(BGB/ 1 S. 2141 ), durchgefuhrt. 

Im Zusammenhang mit dieser ersten gesamtdeutschen 
Wahl des Deutschen Bundestages sind insbesondere 

Fragen, die die Änderung des Wahlrechts betreffen 
und 
Ergebnisse vorangegangener Wahlen auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik 

von Interesse. Diese Fragen stehen ,m Mittelpunkt dieses 
Beitrages 

Zunachst wird auf die wesentlichen Änderungen des 
Wahlrechts eingegangen Der hierauf folgende Teil enthält 
einen Überblick uber die w1cht1gsten Ergebnisse früherer 
Bundestagswahlen einschließlich Angaben zur demogra-
phischen Struktur der Wähler sowie Ergebnisse der Wahl 
zur Volkskammer der Deutschen Demokrat,schen Repu-
blik (DDR) am 18. Marz 1990. Zum Vergleich werden fur die 
bisherigen und neuen Bundeslander Jeweils auch die Er-
gebnisse der letzten Landtagswahl dargestellt Die Anga-
ben der Abschnitte 1 und 2 beziehen sich auf den vor dem 
3. Oktober 1990 geltenden Gebietsstand der Bundesrepu-
blik Deutschland ohne Berlin (West), die Angaben ,n Ab-
schnitt 3 auf das Gebiet der ehemaligen DDR. 

1 Änderungen des Wahlrechts 
Nachstehend werden die Änderungen, die für die Bundes-
tagswahl am 2. Dezember 1990 erstmals bzw in der zur 
Bundestagswahl am 25. Januar 1987 geschaffenen Form 
zum zweiten Mal zur Anwendung kommen, beschrieben 

1.1 Neue Regelungen für die Bundestagswahl 1990 

1.1.1 Ausdehnung des Wahlgebietes auf das 
Gebiet der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR) 

Nach dem bisher geltenden Recht war das Wahlgebiet fur 
Wahlen zum Deutschen Bundestag - bezogen auf den 
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vor dem 3. Oktober 1990 geltenden Gebietsstand der Bun-
desrepublik Deutschland - ,n 248 Wahlkreise e1ngete1lt. 

Aufgrund der politischen Entwicklung ,n der ersten Hallte 
des Jahres 1990 wurden auch für die Westberliner Bevöl-
kerung - deren Interessen bisher durch 22 vom Berliner 
Abgeordnetenhaus gewählte Abgeordnete 1m Deutschen 
Bundestag vertreten wurden - die Voraussetzungen für 
eine direkte Teilnahme an der Wahl zum Deutschen Bun-
destag geschaffen. So wurde das Land Berlin (West) durch 
das Neunte Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgeset-
zes vom 11. Juni 1990 (BGB/. 1 S. 1015) in acht Bundes-
tagswahlkreise eingeteilt. Damit erhöhte sich die Zahl der 
Wahlkreise für das fruhere Gebiet der Bundesrepulik 
Deutschland auf insgesamt 256 

Aufgrund des Beitritts der ehemaligen DDR zur Bundesre-
publik Deutschland zum 3. Oktober 1990 wurde das bishe-
rige Wahlgebiet entsprechend erweitert. Auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR waren zunächst die neuen Bundes-
länder zu bilden, die wiederum in neue Bundestagswahl-
kreise aufgeteilt wurden. 

Be, der Neubildung der Westberliner sowie der Wahlkrei-
se in der ehemaligen DDR war die gesetzliche Bestim-
mung zu beachten, daß die Bevölkerungszahl eines Wahl-
kreises von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der 
Wahlkreise nicht um mehr als 25 v. H abweichen soll. D,e 
Neuabgrenzung erfolgte daher unter Zugrundelegung ei-
ner durchschnittlichen deutschen Bevölkerung von 
225 390 Personen Je Wahlkreis ,n der Bundesrepublik 
Deutschland. Dementsprechend wurden fur das Gebiet 
der ehemaligen DDR 72 Wahlkreise mit einer durch-
schnittlichen deutschen Bevölkerung von 225 529 Perso-
nen pro Wahlkreis gebildet. 

Die Zahl der Wahlkreise für die Bundestagswahl am 
2 Dezember 1990 nach Ländern verteilt sich danach wie 
folgt 

Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Niedersachsen 
Bremen 
Nordrhein-Westfalen 
Hessen 
Rheinland-Pfalz 
Baden-Wurttemberg 
Bayern 
Saarland 
Berlin 
Mecklenburg-Vorpommern 
Brandenburg 
Sachsen-Anhalt 
Thunngen 
Sachsen 

Insgesamt 

11 
7 

31 
3 

71 
22 
16 
37 
45 
5 

13 
9 

12 
13 
12 
21 

328 

Der 12. Deutsche Bundestag wird aus insgesamt 656 Ab-
geordneten bestehen, von denen 328 nach Kre,swahlvor-
schlägen 1n den Wahlkreisen und die ubrigen nach Lan-
desl1stenvorsch/ägen (Landeslisten) gewählt werden 

D1e Zahl der zur bevorstehenden Bundestagswahl Wahl-
berechtigten wird sich wie folgt zusammensetzen. 

Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand vor dem 
3 Oktober 1990e1nschließl1ch Berlin (West) ca 47,9Mill 

Gebiet der ehemaligen DDR ca 12,0 Mill 
Insgesamt ca 59,9 Mill 
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1.1.2 Festlegung einer auf getrennte Gebiete 
bezogenen Sperrklausel 

Das Verfassungsgericht hat 1n seiner Entscheidung vom 
29. September 1990 die ursprungl1ch vertraglich verein-
barte und gesetzlich vom Deutschen Bundestag festge-
legte einheitliche Sperrklausel von 5 % fur das gesamte 
Wahlgebiet als mit dem Grundgesetz nicht vereinbar er-
klärt. Dabei stellten die Richter im Urteil fest, daß die 
Beschwerdeführer in ihrem Recht auf Gle1chhe1t der Wahl 
verletzt würden, soweit gerade für die erste gesamtdeut-
sche Wahl des Deutschen Bundestages die Sperrklausel 
fur das gesamte Wahlgebiet gelte Zwar wäre das Quorum 
als solches von 5 % in aller Regel verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstanden, jedoch müßte den untersch1edl1-
chen „so nicht wiederkehrenden" Umstanden in den bei-
den ehemaligen deutschen Staaten Rechnung getragen 
werden Das Gericht sah durch eine einhe1tl1che auf das 
gesamte Wahlgebiet bezogene 5%-Sperrklausel eine un-
gleich starkere Belastung fur die bisher nur auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR tätigen Parteien 1m Vergleich zu den 
bisher nur 1m fruheren Gebiet der Bundesrepublik tat1gen 
Parteien als gegeben an. Um eine mit dem Grundgesetz 
vereinbare Lösung zu schaffen, hat das Verfassungsge-
ncht mehrere Alternativen aufgezeigt Der Deutsche Bun-
destag hat, einem dieser Vorschläge folgend, 1m Zehnten 
Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 
8. Oktober 1990 (BGBI I S. 2141 ff) beschlossen, die 
5%-Sperrklausel getrennt auf das Gebiet der ehemaligen 
DDR einerseits und das vor dem 3. Oktober 1990 geltende 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden 1). 

1.1.3 Wahlteilnahme auch für politische 
Vereinigungen möglich 

Nach den bisher 1m Gebiet der Bundesrepublik nach dem 
Stand vor dem 3 Oktober 1990 gultigen wahlrechtlichen 
Bestimmungen wurde led1gl1ch Parte I e n die Möglich-
keit gegeben, an den Wahlen zum Deutschen Bundestag 
mit eigenen Landesl1stenvorschlagen teilzunehmen 
Wahlberechtigte Einzelpersonen und auf M1tgl1edschaft 
ausgerichtete sonstige pol1t1sche Vereinigungen, die sich 
nicht als Parteien betrachten, mußten sich auf die Einrei-
chung von Kreiswahlvorschlagen beschränken und stan-
den damit led1gl1ch auf Wahlkreisebene im direkten Wett-
bewerb mit den Parteien. 

Mit dem Vertrag zur Vorbereitung und Durchführung der 
ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundesta-
ges zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik und dem Zehnten 
Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 
8 Oktober 1990 wurde diese Regelung geandert· Politi-
sche Vereinigungen im Sinne des Gesetzes über die Wah-
len zur Volkskammer der Deutschen Demokratischen Re-
publik am 18. März 1990 vom 20. Februar 1990 sind fur die 
Wahl zum 12 Deutschen Bundestag den Parteien 1m Sin-
ne des§ 2 Abs. 1 des Parteiengesetzes der Bundesrepu-
blik Deutschland gleichgestellt Mit dieser Maßnahme wird 
dem Umstand Rechnung getragen, daß sich viele am pol1-

1) Siehe Anmerkung auf S 686 
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t1schen Umbruch in der ehemaligen DDR aktiv beteiligte 
pol1t1sche Gruppierungen in Abgrenzung zu den fruheren 
pol1t1schen Strukturen in der DDR ausdrücklich nicht als 
Parteien, sondern als Bündnisse von Burgerbewegungen 
bezeichnen. 

1.1.4 Listenvereinigungen verschiedener Parteien 
mit Sitz im Gebiet der ehemaligen DDR möglich 

Bei der Wahl zum 12. Deutschen Bundestag 1st es erst-
mals möglich, Wahlvorschläge auch 1n Form von Llsten-
vere1n1gungen einzureichen Dabei gelten die Vorschriften 
des Bundeswahlgesetzes über Wahlvorschläge von Par-
teien sinngemäß für L1stenverein1gungen Das Zehnte Ge-
setz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 8. Okto-
ber 1990 beschrankt die Einreichung gemeinsamer Wahl-
vorschlage (L1stenvere1n1gungen) auf solche politischen 
Parteien und andere pol1t1sche Vereinigungen, die am 
3 Oktober 1990 ihren Sitz 1m Gebiet der ehemaligen DDR 
hatten. Die Parteien durfen sich in einem Land nur an einer 
L1stenvere1nigung bete1l1gen. Listenvereinigungen schlie-
ßen ferner eine e1genständ1ge Liste oder eigenständige 
Kre1swahlvorschlage der bete1l1gten Parteien und anderen 
politischen Vere1n1gungen im betreffenden Land aus. 

Zusätzlich gilt: 

L1stenvere1n1gungen sind von der Pflicht zur Beibringung 
von Unterstützungsunterschnften nach § 20 Abs 2 Satz 2 
und § 27 Abs 1 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes befreit, 
wenn mindestens die Hälfte der an ihr beteiligten Parteien 
und anderen politischen Vereinigungen in der Volkskam-
mer vertreten waren oder in einem Landtag vertreten sind. 

1.1.5 Verkürzte Fristen und Änderung formeller 
Voraussetzungen 

Um auch den bisher lediglich auf dem Gebiet der ehemali-
gen DDR tätigen Parteien und pol1t1schen Vereinigungen 
die Gelegenheit zu geben, nach der Herstellung der deut-
schen E1nhe1t an der ersten gesamtdeutschen Wahl des 
Deutschen Bundestages mit eigenen Wahlvorschlägen 
teilzunehmen, war es notwendig, 1m Bundeswahlgesetz 
festgeschriebene Fristen zu verkurzen M1tentsche1dend 
für diese Gesetzesanderungen war die Tatsache, daß die 
Festlegung des Wahltages für die Wahl zum 12. Deut-
schen Bundestag aufgrund der pol1t1schen Entwicklung im 
Sommer des Jahres 1990 entgegen der sonstigen Ubung 
erst etwa 3% Monate vor dem Wahltermin - nämlich am 
13 August 1990 - durch den Bundespräsidenten erfolg-
te. 

So wurde zum Be1sp1el der Termin 
für die Anzeige der Bete1l1gung einer Partei an der Wahl 
vom bisher neunzigsten auf den v1erz1gsten, 
für die vom Bundeswahlausschuß auszusprechende 
Anerkennung als Partei fur die Bundestagswahl und 
die Feststellung der Vertretung einer Partei oder son-
stigen pol1t1schen Vereinigung 1m Deutschen Bundes-
tag, der Volkskammer der DDR oder 1n einem Landtag 
sowie die Feststellung, welche Parteien und andere 
pol1t1sche Vere1n1gungen oder deren Landesverbande 
L1stenverein1gungen eingehen können, vom zwe1und-
s1ebzigsten auf den s1ebenunddre1ß1gsten, 
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für die spateste Einreichung der Wahlvorschläge vom 
sechsundsechzigsten auf den v1erunddreiß1gsten, 
für die Zulassung der Kre1swahlvorschlage und Lan-
deslisten vom achtundfünfzigsten auf den dre1ß1gsten 

Tag vor der Wahl verlegt 

Hins1chtl1ch der Anzeige der Bete1l1gung an der Wahl ist 
ferner folgende Anderung von Bedeutung 

Das Bundeswahlgesetz in seiner bisher gültigen Fassung 
sah vor, daß Kre1swahlvorschlage bzw Landeslisten von 
Parteien, die 1m Deutschen Bundestag oder einem Land-
tag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten waren, von 200 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises bzw von 1 %0 der Wahlberechtigten des 
Landes be1 der letzten Bundestagswahl, Jedoch höch-
stens 2 000 Wahlberechtigten, persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein mußten Fur die Wahl zum 12 Deut-
schen Bundestag ist es nun lediglich erforderlich, daß 
Parteien oder pol1t1sche Vereinigungen 1m Deutschen 
Bundestag, der Volkskammer der ehemaligen DDR oder 
1n einem Landtag ununterbrochen vertreten waren, um von 
der Beibringung der genannten Unterstutzungsunter-
schriften befreit zu sein. Es ist damit für eine politische 
Gruppierung ausreichend, mit lediglich einem Abgeordne-
ten in einem Parlament vertreten zu sein. 

1.2 Erstmals zur Bundestagswahl 1987 
vorgenommene Änderungen wahlrechtlicher 
Bestimmungen 

1.2.1 Deutsche im Ausland wahlberechtigt 
Nach dem bis 1985 geltenden Recht waren nur die 18Jähri-
gen und alteren Deutschen wahlberechtigt, die 1m Gel-
tungsbereich des Bundeswahlgesetzes seit mindestens 
drei Monaten wohnten oder sich aufhielten Es waren so-
mit die meisten 1m Ausland lebenden Deutschen nicht 
berechtigt, an Bundestagswahlen teilzunehmen Wahlbe-
rechtigt waren außerdem lediglich öffentlich Bedienstete 
und ihre Haushaltsangehörigen, die auf Anordnung ihre 
Wohnung 1m Ausland genommen hatten Dies wurde von 
den ubrigen Personengruppen, die sich auch nach ihrem 
Fortzug nach wie vor mit der Bundesrepublik Deutschland 
verbunden fühlten, an ihrem pol1t1schen Geschehen Anteil 
nahmen und teilweise auch 1m Interesse der Bundesrepu-
blik Deutschland tat1g waren (z. B Auslandslehrer, Be-
dienstete bei internationalen/supranationalen Institutio-
nen - EG, UN -, M1tarbe1ter der Goethe-Institute, Ent-
wicklungshelfer, Auslandsjournalisten, für deutsche Fir-
men 1m Ausland Tätige) als unbillig und ungerecht emp-
funden Sie forderten seit längerem das Wahlrecht zum 
Bundestag Durch das am 16. Marz 1985 1n Kraft getretene 
Siebte Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 
(BGB/ 1 S. 521) können s,e sich nunmehr zum zweiten Mal 
unter bestimmten Voraussetzungen an einer Bundestags-
wahl bete1l1gen Ihnen 1st damit die Mogl1chke1t gegeben, 
an der pol1t1schen Willensbildung in der Heimat teilzuneh-
men. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Deutsche, die ,m Ausland leben, sind zur Teilnahme an der 
Wahl berechtigt, wenn sie 
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Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgeset-
zes sind, 
am Wahltag das 18. LebensJahr vollendet haben, 
nach dem 23 Mai 1949 mindestens drei Monate unun-
terbrochen in der Bundesrepublik Deutschland (Ge-
biet nach dem Stand vor dem 3 Oktober 1990) ein-
schl1eßl1ch Berlin (West) oder ,m Gebiet der Länder 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-
Anhalt, Sachsen und Thüringen sowie in Berlin (Ost) 
gewohnt haben ( = Geltungsbereich des Bundes-
wahlgesetzes), 
entweder in einem Mitgliedsland des Europarates 
(Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Groß-
britannien und Nordirland, Irland, Island, Italien, Liech-
tenstein, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, 
Türke,, Zypern) leben (Europaratslösung) oder in ei-
nem anderen Staat leben, sofern am Wahltag seit ih-
rem Fortzug aus dem Geltungsbereich des Bundes-
wahlgesetzes nicht mehr als zehn Jahre verstrichen 
sind ( 10-Jahres-Frist), 

und 
- nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Wahl 1st zunächst 
die Eintragung in das Wählerverzeichnis der früheren 
Wohngemeinde in der Bundesrepublik Deutschland. Fur 
diese Eintragung 1st ein schriftlicher Antrag mit einer Versi-
cherung uber die Wahlberechtigung an Eides Statt bzw. 
einer Versicherung der Wahrheit erforderlich In bestimm-
ten Staaten sind ferner bei einer Teilnahme an der Bundes-
tagswahl von ihrem Gebiet aus e1nschrankende Sonderre-
gelungen zu beachten, so zum Beispiel in den Warschau-
er-Pakt-Staaten (UdSSR, Polen, Tschechoslowakei, Bul-
garien und Rumänien) und in der Schweiz. 

Bei der Festlegung der 10-Jahres-Frist 1st der Gesetzge-
ber davon ausgegangen, daß die Bete1l1gung an Wahlen 
Bestandteil des stand1gen Prozesses der pol1t1schen Mei-
nungs- und Willensbildung vom Staatsvolk zu den Verfas-
sungsorganen hin 1st Dieser Prozeß setzt die Möglichkeit 
kommunikativer Teilnahme voraus Deutschen, die nicht 
1m Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes leben, 1st 
dies nur beschränkt und, Je langer sie außerhalb dieses 
Geltungsbereiches leben, immer weniger möglich. Deut-
sche, die sich erst eine begrenzte Zeitspanne außerhalb 
des Geltungsbereichs des Bundeswahlgesetzes aufhal-
ten, haben 1n der Regel noch persönliche und sachliche 
Verbindungen zu ihrem Heimatstaat Es kann davon aus-
gegangen werden, daß die früher gewonnenen Eindrucke 
und Erkenntnisse noch eine gewisse Zeit fortwirken und 
daß dieser Personenkreis auch von außerhalb noch an 
dem pol1t1schen Geschehen Anteil nimmt Die 10-Jahres-
Frist knupft an einen ununterbrochenen dre1monat1gen 
Aufenthalt 1m Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes 
an, der der Niederlassung außerhalb dieses Geltungsbe-
re,chs vorausgeht Damit wird ein Mindestmaß an Bindung 
zur Bundesrepublik Deutschland gefordert. 

Die zweite Regelung besteht 1n der Ausdehnung des akti-
ven Wahlrechts auf alle Deutschen, die in den Gebieten 
der ubrigen Mitgliedstaaten des Europarates leben, sofern 
sie nach dem 23. Mai 1949 und vor ihrem Fortzug minde-
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stens drei Monate ununterbrochen 1m Geltungsbereich 
des Bundeswahlgesetzes eine Wohnung innegehabt oder 
sich in diesem Gebiet sonst gewöhnlich aufgehalten ha-
ben. Bei Deutschen, die in den übrigen M1tgl1edstaaten 
des Europarates leben, kann man davon ausgehen, daß 
sie aufgrund der 1m Lebensraum der Europaratstaaten 
weitgehenden pol1t1schen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Übereinstimmungen, Interessenverflechtungen 
sowie Zielsetzungen ihrem Heimatstaat, der Bundesrepu-
blik Deutschland, naherstehen als die in sonstigen Staa-
ten lebenden Deutschen. Diese Gegebenheiten wie auch 
die besondere geographische Nähe zur Bundesrepublik 
Deutschland, die einen standigen aktuellen Informations-
fluß von der Heimat nach draußen besonders begunst1gt, 
erleichtern den in diesem Lebensraum sich aufhaltenden 
Deutschen das Vertrautsein mit den Verhältnissen 1n der 
Bundesrepublik Deutschland und eine Anteilnahme an 
ihrem pol1t1schen Geschehen. Das ermogl1cht ihnen in 
besonderem Maße eine informierte Mitwirkung am politi-
schen Meinungs- und W1llensb1ldungsprozeß 1m Heimat-
staat. Mit dieser Lösung wurde dem Gesichtspunkt der 
engen Verbindung der 1m Europarat zusammengeschlos-
senen demokratischen Staaten Europas 1n besonderem 
Maße Rechnung getragen. Die M1tgl1edstaaten des Euro-
parates verfolgen weitgehend gemeinsame Ziele, insbe-
sondere den Schutz und die Forderung der Menschen-
rechte, die Stärkung der demokratischen Institutionen und 
die Förderung einer menschlichen europa1schen Gesell-
schaft. Sie arbeiten 1m staatlichen wie auch 1m außerstaatl1-
chen Bereich inst1tut1onell eng zusammen Die gemein-
sam getragenen Europäischen Konventionen zeigen, daß 
die M1tgl1edstaaten des Europarates in pol1t1scher, w1rt-
schaftl1cher, sozialer und kultureller Hinsicht weitgehend 
ubereinst1mmen und dementsprechend gleiche Interes-
sen und Ziele verfolgen 

1.2.2 Sitzverteilungsverfahren nach Niemeyer 

Die Zuteilung der auf die einzelnen Parteien insgesamt 
entfallenden Sitze und die Verteilung dieser Sitze auf die 
einzelnen Landeslisten erfolgt nach dem von dem Marbur-
ger Professor N1emeyer entwickelten Berechnungssy-
stem Es beruht darauf, daß zunächst die für die verbunde-
nen Landeslisten der einzelnen Parteien abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen addiert werden. Berücks1cht1gt 
werden dabei nur die Parteien, die mindestens 5 % der in 
den Wahlkreisen 1 bis 256 oder in den Wahlkreisen 257 
bis 328 abgegebenen gult1gen Zwe1tst1mmen erhalten 
oder in mindestens drei Wahlkreisen ein Direktmandat 
errungen haben. Danach werden die 656 zu vergebenden 
Abgeordnetensitze mit der Zahl der Zwe1tst1mmen der 
einzelnen Parteien mult1pl1z1ert und durch die Gesamtzahl 
der Zwe1tst1mmen aller an der Verteilung teilnehmenden 
Parteien d1v1d1ert. Dabei erhält Jede Partei so viele Sitze, 
wie ganze Zahlen auf sie entfallen. Die dann noch zu 
vergebenden Sitze werden 1n der Reihenfolge der hoch-
sten „Reste" (Zahlenbruchteile), die sich bei der Berech-
nung ergeben, verteilt. Bei gleichen „Resten" entscheidet 
das vom Bundeswahlleiter zu ziehende Los. Nach der so 
ermittelten Anzahl der Sitze fur die einzelnen Listenverbin-
dungen sind diese Jeweils parteiintern auf die einzelnen 
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Landeslisten aufzuteilen, was ebenfalls nach dem oben 
erlauterten Rechenverfahren erfolgt. 

Das Berechnungsverfahren nach Niemeyer bewirkt eine 
exaktere Übertragung des Stimmenverhältnisses auf das 
S1tzverhaltnis als das bis zur Wahl zum 10. Deutschen 
Bundestag 1m Marz 1983 angewandte Hbchstzahlverfah-
ren nach d'Hondt, da es stärker als das d'Hondtsche 
Verfahren an den Relationen der Jeweiligen Stimmenzah-
len ausgerichtet 1st Es wird damit dem Erfolgswert der für 
kleinere Parteien abgegebenen Stimmen besser gerecht. 

Nähere Informationen zur Umstellung des Berechnungs-
systems d'Hondt auf das Verfahren N1emeyer enthält die 1n 
,,Wirtschaft und Statistik", Heft 12/1986, erschienene Ab-
handlung „Daten zur Wahl zum 11. Deutschen Bundestag 
am 25 Januar 1987" 

2 Ergebnisse vorangegangener 
Bundestagswahlen auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland 

2.1 Wahlberechtigte und Wahlbeteiligung 

FLir die Bundestagswahl 1987 waren nach den Auszählun-
gen der Wählerverzeichnisse in den rund 60 000 Wahlbe-
zirken 45,33 Mill Personen wahlberechtigt, verglichen mit 
44,09 Mill bei der Bundestagswahl 1983. Die Zahl der 
Wahlberechtigten 1st somit um 1,24 Mill. gestiegen. Dage-
gen hat die Zahl der Wahler von 39,28 Mill. im Jahr 1983 auf 
38,23 Mill abgenommen. Daraus ergab sich 1987 eine 
Wahlbete1l1gung von 84,3 %, die um 4,8 Prozentpunkte un-
ter der Wahlbeteiligung von 1983 lag. Damit lag 1987 die 
Wahlbete1l1gung nur um 5,8 Prozentpunkte höher als bei 
der geringsten Wahlbete1l1gung von 1949 (78,5 %). über-
durchschnittlich war die Wahlbete1l1gung in sechs Lan-
dern, und zwar 1m Saarland mit 87,3 %, in Rheinland-Pfalz 
mit 86,7 %, in Hessen mit 85,7 %, in Nordrhein-Westfalen 
mit 85,4 %, 1n Niedersachsen mit 85,0 % sowie in Schles-
w1g-Holste1n mit 84,4 % In allen ubrigen Landern betrug 
sie zwischen 81,7 und 83, 1 % Am niedrigsten war die 
Wahlbete1l1gung 1n Bayern mit 81,7 %, in Bremen mit 
82,7 % und in Hamburg mit 83,0 %. 

An der Wahl zum 11. Deutschen Bundestag am 25. Januar 
1987 konnten - wie oben bereits dargestellt - unter 
bestimmten Voraussetzungen erstmals 1m Ausland leben-
de Deutsche teilnehmen. Hierzu war ein besonderer An-
trag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erforderlich. 
Die Zwe1tausfert1gungen dieser Anträge waren dem Bun-
deswahlleiter von den Gemeinden zuzuleiten. Beim Bun-
deswahlleiter sind lediglich 31 135 solcher Anträge, die in 
der Gesamtzahl der 45,33 Mill. Wahlberechtigten enthalten 
sind, registriert worden. Aus den EG-Staaten wurden 
12 787 und aus den Librigen Europaratstaaten 7 714 Antra-
ge auf Eintragung in das Wählerverzeichnis gestellt, so 
daß die Deutschen in den Europaratstaaten das größte 
Interesse an der Teilnahme zur Bundestagswahl 1987 
zeigten. Aus den restlichen Staaten Europas haben ledig-
lich 267 Deutsche von dieser Mögl1chke1t Gebrauch ge-
macht Aus den Landern Afrikas haben 2 744, Amerikas 
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4 7 41, Asiens 2 162 und Australiens und Ozeaniens 720 
Deutsche entsprechende Antrage gestellt. 

2.2 Erst- und Zweitstimmen 
und Sitzverteilung 

2.2.1 Erststimmen 

D,e Erststimme entspricht der Entscheidung der Wahler 
fur einen Wahlkreis-(D1rekt-)Kand1daten Gewahlt ist, wer 
in seinem Wahlkreis die meisten Erststimmen erhält. 

Tabelle 1. Wahlkreissitze bei den Bundestagswahlen 
nach Parteizugehörigkeit der Gewählten 

Wahl- Ins- 1 
Davon nach der Parterzugehongkert der Gewahlten 

Jahr gesamt 1 SPD 
1 

CDU 
1 

CSU 
1 

FDP 1 GRUNE 1 
Son-
strge 

1949 242 96 91 24 12 - 191) 

1953 242 45 130 42 14 - 11 2) 

1957 247 46 147 47 1 - 63) 
1961 247 91 114 42 - - -
1965 248 94 118 36 - - -
1969 248 127 87 34 - - -
1972 248 152 65 31 - - -
1976 248 114 94 40 - - -
1980 248 127 81 40 - - -
1983 248 68 136 44 - - -
1987 248 79 124 45 - - -

1) Davon BP 11, DP 5, Wahlergruppe 3 - 2) Davon DP 10, Zentrum 1 - 3) DP 

Die SPD hatte 1983 68 Wahlkre1ss1tze gewonnen, auf die 
CDU waren 136 und auf die CSU 44 Sitze entfallen. Wie 
Tabelle 2 zeigt, ging bei der Wahl 1987 ,n 14 Wahlkreisen 
die Erstst1mmenmehrhe1t von der CDU an die SPD verlo-
ren; einen Wechsel der Mehrheit von der SPD an die CDU 
bzw. CSU gab es in dre, Wahlkreisen. Für die CDU erga-
ben sich daher 124 Wahlkreissitze statt bisher 136, für die 
CSU 45 statt bisher 44 und für die SPD 79 statt bisher 68. 

Von den 37 Wahlkreisen 1n Baden-Württemberg hat die 
CDU 36 gewonnen, was zu einem Überhangmandat fuhrte. 
Nach der Zahl der Zwe1tst1mmen hatte die CDU nämlich 
nur einen Anspruch auf insgesamt 35 Sitze. Die CSU er-
rang 1987 alle Wahlkreise 1n Bayern. 

Die SPD bekam von ihren 79 Wahlkreisen 30 Jeweils mit 
absoluter Mehrheit. Im Wahlkreis 89 (Essen II) erreichte sie 
m,t 63,9 % ihren höchsten Anteil. In 49 der gewonnenen 
Wahlkreise hatte die SPD weniger als die Hälfte der Wahler 
hinter sich. Mit nur 41,5 % der gültigen Erststimmen errang 
die SPD im Wahlkreis 14 (Hamburg-E1msbüttel) das Di-
rektmandat. Nur noch einen Wahlkreis erhielt die SPD in 
Baden-Wurttemberg und keinen in Bayern 

Bundeswe,t gewann die CDU 1987 die Hälfte aller Wahl-
kreise Mehr als die Hälfte der Wahlkre1ss1tze fiel der CDU 
1n Schlesw1g-Holste1n (8 von 11 ), Niedersachsen (18 von 
31 ), Hessen (14 von 22) und Rheinland-Pfalz (11 von 16) zu 

Von ihren 124 Wahlkre1ss1tzen hat die CDU 51 1ewe1ls mit 
absoluter Mehrheit gewonnen Im Wahlkreis 27 (Cloppen-
burg-Vechta) vereinigte sie 70,0 % der Erststimmen auf 
sich In 73 Wahlkreisen benot,gten die Bewerber weniger 
als die Hälfte der gult1gen Erststimmen des Wahlkreises. 
Im Wahlkreis 163 (Stuttgart II) reichten hierzu 40,9 % 

Die CSU errang 36 von 45 Wahlkreissitzen durch Erreichen 
von absoluten Mehrheiten. In zwanzig Wahlkreisen erhielt 
sie über 60 % der Erststimmen. 
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D,e F.D.P. hat seit 1961 keinen Wahlkreisabgeordneten 
mehr Auch konnten die GRÜNEN - wie schon bei der 
Wahl zum 10. Deutschen Bundestag - keinen Direktsitz 
erringen. 

Für den Übergang des Wahlkre1ss1tzes an eine andere 
Parte, genügen oft wenige Stimmen, da es zahlreiche 
Wahlkreise gibt, in denen das St1mmenverhältn1s zwi-
schen SPD und CDU bzw. CSU ziemlich ausgeglichen ist. 
In sieben Fällen war bei der Bundestagswahl 1987 die Zahl 
der Erststimmen für Wahlkre1ss1eger der SPD um weniger 
als 2 % größer als die Zahl der Erststimmen für die unterle-
genen Kandidaten der CDU und CSU und 1n weiteren zwölf 
Fällen die Zahl der Erststimmen fur Wah/kre1ss1eger der 
CDU und CSU um weniger als 2 % größer als die Zahl der 
Erststimmen für die unterlegenen Kandidaten der SPD. B1s 
zu 5 % machte der Vorsprung von 20 gewonnenen Wahl-
kreisen der SPD und von 31 errungenen Wahlkreisen der 
CDU und CSU, bis zu 10 % der Vorsprung von 43 Wahl-
kre1ss1egern der SPD und von 60 Wahlkre1ss1egern der 
CDU und CSU aus Geht man von den zuletztgenannten 
Zahlen aus, so wurde in den 43 Wahlkreisen mit einem 
Stimmenvorsprung der SPD um weniger als 10 % eine 
Abwanderung von bereits 5 % der SPD-Wähler zur CDU 
bzw. CSU genugen, damit die SPD 43 Wahlkreise verliert 
und die CDU bzw. CSU 43 Wahlkreise gewinnt, was dazu 
Tabelle2 Wahlkreise bei der Bundestagswahl 1987, in denen die 

Mehrheit der Erststimmen von 1983 zu 1987 auf eine andere 
Partei übergegangen ist 

Anterl der Erststrmmen 1987 gegen-
Wahlkrers SPD 1 CDU, CSU1) uber 1983 

1987 1 19832) 1 1987 1 19832) SPD [ CDU 
Nr 1 Name % Prozentpunkte 

Ubergang von der CDU an dre SPD 
6 Plon - Neumunster 45,8 46,4 43,8 48,4 -0,6 -4,6 

29 Verden - Osterholz 46,4 45.5 40,2 46,6 -0,9 -6,4 
34 Nienburg -

Schaumburg 45,9 45,8 44,7 48,2 +0,1 -3,5 
42 Hannover-Land II 45,1 46,1 43,2 46,6 -1,0 -3,4 
54 Krers Aachen 46,1 45,4 45,4 49,6 +0,7 -4,2 
90 Essenlll 44,9 45,9 42,5 46,2 -1,0 -3,7 

102 Brelefeld 43,0 44,1 43,0 46,6 -1,1 -3,6 
103 Herford 47,5 46,4 41.6 46,7 +1,1 -5,1 
105 Lrppel 47,7 45,9 40,4 46,3 +1,8 -5,9 
123 Markrscher Kreis II 47,3 46,6 42,7 47,0 +0,7 -4,3 
128 Hersfeld 47,0 47,0 42,9 47,4 -0,0 -4,5 
130 Lahn-Drll 47,3 46,5 42,8 47,2 +0,8 -4,4 
131 Gießen 43,3 44,5 42,6 47,5 -1,2 -4,9 
245 Saarbnicken II 46,5 46,7 43,9 47,2 -0,2 -3,3 

Ubergang von der SPD an dre CDU bzw CSU 
13 Hamburg-Altona 

1 

40,9 47,4 42,0 42,5 -6,5 -0,5 
15 Hamburg-Nord 40,6 45,7 42,8 44,0 -5,1 -1,2 

203 Munchen-Mrtte 36,3 44,0 40,2 43,4 -7,7 -3,2 

1) CSU nur m Bayern - 2) In der Abgrenzung der Wahlkreise fur die Bundestagswahl 
1987 

führen wurde, daß die CDU und CSU rund 85 Prozent aller 
Wahlkreisabgeordneten stellte. Ein entsprechender Stim-
menumschwung in den 60 Wahlkreisen mit einem Vor-
sprung der CDU bzw. CSU von weniger als 10 % wurde 
dagegen für die CDU und CSU eine Reduzierung ihrer 
Wahlkreissitze von 169 auf 109 zur Folge haben. In der 
Mehrzahl der von der CDU 1987 gewonnenen Wahlkreise 
1st ein Wechsel nur bei sehr starken Stimmenverlusten 
mog/1ch, weil sie 1987 von den insgesamt 169 Wahlkreis-
sitzen 109 oder etwa zwei Drittel mit einem Vorsprung von 
10 % und mehr errungen hat. Von den 79 gewonnenen 
Wahlkreisen der SPD hatten 36 einen solchen Vorsprung 
vor den Kandidaten der CDU und CSU 
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Tabelle 3 Erststimmen für die Parteien bei der Bundestagswahl 
1987 nach Abstand des höchsten vom zwe1thbchsten Ergebnis 

in den Wahlkreisen 
Anzahl der Wahlkreise 

Absoluter Abstand des hochsten vom Mehrheit der Erststimmen 
zwe1thochsten Ergebnis der Erststimmen 1ns- .1 SPD I CDU 1 CSU von bis unter Stimmen gesamt 

unter 1 000 2 1 1 -
1000- 2000 11 4 6 1 
2000- 5000 22 10 11 1 
5000-10000 34 14 18 2 

10 000 - 15 000 32 14 16 2 
15 000 - 20 000 33 10 20 3 
20 000 - 30 000 38 12 22 4 
30 000 - 40 000 31 9 15 7 
40 000 - 50 000 16 4 5 7 
50 000 - 60 000 15 1 7 7 
60 000 - 70 000 6 - 2 4 
70 000 und mehr 8 - 1 7 

Insgesamt 248 79 124 45 

Tabelle 4 enthält die 35 Bundestagswahlkreise 1987 mit 
einem Abstand des zweithochsten Erststimmenergebnis-
ses bis unter 5 000 Stimmen. In 137 Wahlkreisen betrug 
der Abstand zwischen hochster und zwe1thochster Stim-
menzahl zwischen 5 000 und 30 000, bei 76 Wahlkreisen 
lag er über 30 000 Stimmen. 

Tabelle 4. Die 35 Bundestagswahlkreise 1987 
mit einem Abstand des zweithöchsten 

Erststimmenergebnisses bis unter 5000 Stimmen 

Partei rrnt dem Abstand 

h h-1 zweit-
zwischen den 

Wahlkreis (Nr ) 
oc hoch- Ergebnissen 
sten sten 
Erststimmen- An- 1 % 

ergebrns zahl 

Bielefeld ( 102) SPD CDU 143 0,1 
Braunschweig (45) CDU SPD 778 0,5 
Solingen - Remscheid (71) CDU SPD 1 067 0,6 
Gießen (131) SPD CDU 1102 0,1 
Marburg ( 129) CDU SPD 1262 0,9 
Gifhorn - Peine (40) CDU SPD 1293 0,8 
Hamburg-Wandsbeck 116) SPD CDU 1 348 0,8 
Leverkusen - Rheirnsch-Berg1scher Kreis II (68) SPD CDU 1 433 1,1 
Stuttgart II ( 163) CDU SPD 1439 0,9 
Kreis Aachen (54) SPD CDU 1457 0,8 
Coburg (224) CSU SPD 1 560 1,2 
Hamburg-Altona (13) CDU SPD 1607 1,1 
S1egen-W1ttgenstem 1 ( 120) CDU SPD 1684 1,2 
Nienburg - Schaumburg 134) SPD CDU 2 051 1,2 
Goslar(47) CDU SPD 2315 1,8 
Plon - Neumunster 16) SPD CDU 2 608 2,0 
Hannover-Land 1 (38) CDU SPD 2 626 1,4 
Saarlouis 1246) CDU SPD 2628 1,8 
Ludwigshafen (157) SPD CDU 2899 2, 1 
Hamburg-Eimsbuttel (14) SPD CDU 3091 2,1 
Hannover-Land II (42) SPD CDU 3 378 1,9 
Steinfurt II (98) CDU SPD 3418 1,9 
Groß-Gerau (141) CDU SPD 3 571 2,0 
Hamburg-Nord (15) CDU SPD 3 734 2,1 
Saarbrucken II (245) SPD CDU 3771 2,6 
Munchen-M,tte (203) CSU SPD 3883 3,9 
Frankfurt am Main III (140) CDU SPD 3923 3,1 
Flensburg - Schleswig ( 1) CDU SPD 3941 2,3 
Essen III (90) SPD CDU 3941 2,4 
Lubeck 111) SPD CDU 4016 2,9 
Mettmann 1 (72) CDU SPD 4 069 2,5 
Darmstadt 1143) SPD CDU 4220 2,4 
Diepholz 128) CDU SPD 4310 3,5 
Frankenthal (156) SPD CDU 4589 3,1 
Aachen(53) CDU SPD 4 801 3,5 

2.2.2 Zweitstimmen und Sitzverteilung 

2.2.2.1 Zweitstimmen nach Parteien und Ländern 
Mit der Erststimme hatten die Wahler die Mbgl1chke1t, fur 
248 Bundestagsabgeordnete darüber zu entscheiden, wer 
s,e ,m Deutschen Bundestag vertreten soll. Über die Ge-
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samtzahl der Abgeordneten einer Jeden Partei oder uber 
das Starkeverhaltnis der Parteien 1m Deutschen Bundes-
tag entscheiden Jedoch allein die Zweitstimmen. 

Bei der Bundestagswahl 1987 wurden 37 867 319 gültige 
Zweitstimmen abgegeben Be, der Bundestagswahl 1983 
waren es 38 940 687. Davon erhielten: 

1987 1983 
Parte, Anzahl % Anzahl % 
SPD 14 025 763 37,0 14 865 807 38,2 
CDU 13 045 745 34,5 14 857 680 38,2 
CSU 3 715 827 9,8 4 140 865 10,6 
FDP 3 440911 9,1 2 706 942 7,0 
GRUNE 3 126 256 8,3 2 167 431 5,6 

Die restlichen 512817 (1,4%) bzw. 201962 (0,5%) gültigen 
Zwe1tst1mmen verteilten sich wie folgt· 

1987 1983 
Parte, Anzahl % Anzahl % 

ASO 1 834 0,0 
BP 26367 01 
CBV 5 282 0,0 10994 0,0 
ZENTRUM 19 035 0,1 
Mund1ge Burger 24630 0,1 
FRAUEN 62904 0,2 
FAP 405 0,0 
MLPD 13422 0,0 
NPD 227 054 0,6 91 095 0,2 
ODP 109152 0,3 11 028 0,0 
Patrioten 22 732 0, 1 
DKP 64986 0,2 
EAP 14966 0,0 
KPD 3431 0,0 
USO 3 333 0,0 
BWK 2129 0,0 

Die SPD, die 37,0 % aller gültigen Zweitstimmen erzielte, 
wurde 1987 wieder starkste Partei. Im Vergleich zur Wahl 
1983, bei der 1hr Zweitst1mmenante1I 38,2 % ausmachte, 
verlor sie Jedoch 1,2 Prozentpunkte 

Schaubild 1 

STIMMENANTEILE11 DER PARTEIEN 
BEI DEN BUNDESTAGSWAHLEN 

194;! 21 1953 21 1957 1961 1965 1969 1972 1976 1980 1983 1987 

Jahr der Bundestagswahl 

1) Seit 1953 Zwe1t<;t1mrnen - 2) Ohne Saarland 
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Stimmengewinnen der SPD von 0,4 Prozentpunkten in 
Nordrhein-Westfalen und 0, 1 Prozentpunkten in Nieder-
sachsen standen Stimmenverluste in allen anderen Bun-
deslandern zwischen 0,3 Prozentpunkten (Saarland) und 
6,2 Prozentpunkten (Hamburg) gegenüber Sie war in den 
Ländern Hamburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen und 
Saarland starkste Parte, 
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Die CDU, die 1983 einen Zwe1tstimmenante1I von 38,2 % 
erzielt hatte, kam 1987 auf einen Anteil von 34,5 %. Sie lag 
damit um 3,7 Prozentpunkte unter dem Ergebnis von 1983. 
Sie hatte 1n allen Bundeslimdern Verluste hinnehmen 
müssen, und zwar zwischen 5,9 Prozentpunkten (Baden-

Tabelle 5 Stimmabgabe bei den Bundestagswahlen 
1983 und 1987 und der letzten Landtagswahl 

nach Ländern 
Prozent 

Anteil der Stimmen 
Bundestagswahl1) (BWJ i 

Landtagswahl (LW) [ CDU, [ [ · (i !(darunter SPD CSU2) F D P GRUNE Sonstige NPD 

Schlesw1g-Holste1n 
BW 1983 

1 

41,7 46,5 6,3 5,2 0,3 0,2 
BW 1987 39.8 41,9 9,4 8,0 0,8 0,5 
LW 1988 54,8 33,3 4,4 2,9 4,7 1,2 

Hamburg 
BW 1983 

1 

47,4 37,6 6,3 8,2 0,6 0,2 
BW 1987 41,2 37,4 9,6 11,0 0,7 0,4 
LW 1987 45,0 40,5 6,5 7,03) 1,0 X 

Niedersachsen 
BW 1983 

1 

41,3 45,6 6,9 5,7 0,4 0,2 
BW 1987 41,4 41,5 8,8 7,4 0,8 0,5 
LW 1990 44.2 42,0 6,0 5,5 2,3 0,2 

Bremen 
BW 1983 

1 

48,7 34,2 6,5 9,7 0,8 0,3 
BW 1987 46,5 28,9 8,8 14,5 1,3 0,5 
LW 1987 50,5 23,4 10,0 10,2 5,9 X 

Nordrhein-Westfalen 
BW 1983 

1 

42,8 45,2 6,4 5,2 0,4 0,2 
BW 1987 43,2 40,1 8,4 7,5 0,9 0,4 
LW 1990 50,0 36,7 5,8 5,0 2,5 0,0 

Hessen 
BW 1983 

1 

41,6 44,3 7,6 6,0 0,5 0,2 
BW 1987 38,7 41,3 9,1 9,4 1,4 0,8 
LW 1987 40,2 42,1 7,8 9,4 0,5 X 

Rheinland-Pfalz 
BW 1983 

1 

38,4 49,6 7,0 4,5 0,5 0,3 
BW 1987 37,1 45,1 9,1 7,5 1,3 0,7 
LW 1987 38,8 45,1 7,3 5,9 2,9 0,8 

Baden-Wurttemberg 
BW 1983 

1 

31,1 52,6 9,0 6,8 0,5 0,3 
BW 1987 29,3 46,7 12,0 10,0 2,1 1,0 
LW 1988 32,0 49,0 5,9 7,9 5,2 2,1 

Bayern 
BW 1983 

1 

28,9 59,5 6,2 4,7 0,7 0,3 
BW 1987 27,0 55,1 8,1 7,7 2,1 0,6 
LW 19906) 26,0 54,9 5,2 6,4 7,57) X 

Saarland 
BW 1983 

1 

43,8 44,8 6,0 4,8 0,7 0,3 
BW 1987 43,5 41,2 6,9 7,1 1,3 0,8 
LW 1990 54,4 33,4 5,6 2,6 3,9 0,2 

Bundesgebiet ohne Berlin 
BW 1983 

1 

38,2 48,84) 7,0 5,6 0,5 0,2 
BW 1987 37,0 44,35) 9,1 8,3 1,4 0,6 

1) Zwe1tst1mmen - 2) CSU nur 1n Bayern - 3) GRUNE/GAL - 4) Davon CDU 38,2%, 
CSU 10,6% - 5) Davon CDU 34.5%, CSU 9,8% - B) Vorlauf1ges Ergebnis -
7) Darunter REP 4,9% 

Wurttemberg) und 0,2 Prozentpunkten (Hamburg) Auch 
fur die CSU ergab sich bei der Bundestagswahl 1987 eine 
Abnahme des St1mmenante1ls, und zwar von 59,5 % 1m 
Jahr 1983 auf 55,1 % der in Bayern abgegebenen Zweit-
stimmen 

Die F.D.P., die einen Anteil von 9,1 % der Zwe1tst1mmen 
errang, lag um 2,1 Prozentpunkte über dem Ergebnis von 
1983. Sie hatte in allen Bundesländern Gewinne erzielen 
können, und zwar zwischen 0,9 Prozentpunkten 1m Saar-
land und 3,3 Prozentpunkten in Hamburg. 
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2.2.2.2 Kombination der Erst- und Zweitstimmen 
(Stimmensplitting) 

Anhanger einer Partei, die dieser die Zweitstimme geben, 
können mit ihrer Erststimme auch den Kandidaten einer 
anderen Parteiwahlen, ohne auf diese Weise die Zahl der 
Sitze ihrer Partei 1m Bundestag zu schmälern Wahlen zum 
Be1sp1el viele Anhänger einer Partei A, der sie die Zweit-
stimme geben, wegen des besonderen Ansehens oder 
der besseren Chance mit ihrer Erststimme den Wahlkreis-
bewerber einer Partei B, tragen sie vielleicht zu einer Ver-
minderung der Wahlkre1ss1tze (Direktmandate) der Par-
tei A bei, nicht aber auch zu einer Verminderung der Ge-
samtzahl der Sitze dieser Partei, weil dann von der Partei A 
entsprechend mehr Landeslistenbewerber in den Deut-
schen Bundestag einziehen würden. 

Von der Mögl1chke1t dieses Stimmensplitt,ngs machen 
nicht allzu viele Wähler Gebrauch. 1987 gaben von den 
Wahlern, deren Zweitstimme gültig war, 85,7 % beide Stim-
men derselben Partei, 13,7 % wählten mit der Erststimme 
Wahlkre1skand1daten einer anderen Partei Be, früheren 
Bundestagswahlen, bei denen entsprechende Untersu-
chungen durchgeführt wurden, schlug das St1mmensplit-
t1ng folgendermaßen zu Buche. 1961 4,3 %, 1965 6,5 %, 
1969 7,8 %, 1972 8,8 %, 1976 6,0 %, 1980 10, 1 % und 1983 
10,9 %. 

Die stärkste Koppelung zwischen Erst- und Zweitstimme 
ist verständlicherweise bei den1en1gen Parteien vorhan-
den, die in der Regel die Chance haben, ein Wahlkreis-
mandat zu gewinnen Am häufigsten zeigte sich die Kop-
pelung von Erst- und Zwe1tst1mme bei der SPD, CDU und 
CSU. 1987 hat gegenüber der Wahl 1983 die gleichlauten-
de Stimmabgabe für die Erst- und Zweitstimme für die SPD 
um 2,5, für die CDU um 0,5 und für die CSU um 1,4 Prozent-
punkte abgenommen Von den Zwe1tst1mmenwählern der 
SPD haben 92,7 %, von denen der CDU 95,4 % auch ihre 
Erststimme der Jeweiligen Partei gegeben. Be, der CSU 
betrug dieser Anteil 94,9 %. 

Tabelle 6 Ausgewählte St1mmenkombinat1onen bei den 
Bundestagswahlen 1983 und 1987 

Prozent 

Partei Wah/er mit gult1gen Zwe1tst1mmen 
der Zweit- Jahr Parte, der Erststimme 1) 

stimme SPD 1 CDU 1 CSU 1 FDP 1 GRUNE 

SPD 1987 92,7 1,5 0,4 0,7 3,5 
1983 95,2 1,3 0,4 0,4 2,0 

CDU 1987 1,9 95,4 - 1,3 0,6 
1983 2,1 95,9 - 1,0 0,4 

CSU 1987 1,8 - 94,9 1,2 0,6 
1983 1,6 - 96,3 1,0 0,4 

FDP 1987 13,1 37,4 5,8 38,7 3,2 
1983 10,1 49,8 8,5 29,1 1,7 

GRUNE 1987 31,5 3,6 0,7 1,6 58,2 
1983 39,8 4,3 0,9 1,2 52,1 

1) Die Differenz zu 100 % sind Erststimmen fur andere zugelassene Parteien bzw 
Einzelbewerber und ungult1ge Erststimmen 

Das stärkste St1mmensplltl1ng war 1987 bei der F D.P. 
festzustellen. Von den Zwe1tst1mmenwählern dieser Partei 
haben namlich nur 38,7 % - 1983 lediglich 29, 1 % - auch 
ihre Erststimme für einen Wahlkreiskandidaten dieser Par-
te, abgegeben Über 43 % (37,4 % CDU und 5,8 % CSU) der 
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Zwe1tst1mmenwähler der F.D.P gaben ihre Erststimme 
Kandidaten der CDU bzw CSU und 13, 1 % Kandidaten der 
SPD, während 1972 noch 52,9 % und 1980 35,5 % der 
Zwe1tst1mmenwähler der F.D.P. ihre Erststimme Kandida-
ten der SPD gaben. Auch bei der Bundestagswahl 1983 
lag das St1mmenspl1tting bei den F.D P.-Wahlern vorn. 
Neben dem auffallend hohen Stimmensplitt1ng zwischen 
F.D.P und CDU bzw. CSU gab es aber auch ein weiteres 
zwischen den GRÜNEN und der SPD Von den Zweitstim-
menwählern der GRÜNEN haben 1987 58,2 % auch ihre 
Erststimme dieser Partei gegeben 31,5 % der Zweitstim-
menwähler gaben dagegen ihre Erststimme der SPD; nur 
4,3 % der CDU bzw. CSU 

2.2.2.3 Sitzverteilung nach Parteien und Ländern 

Die Zahl der Sitze einer Partei 1m Deutschen Bundestag 
richtet sich nach der Zahl der für die Gesamtheit ihrer 
Landeslisten abgegebenen Zweitstimmen Die einzelnen 
Landeslisten einer Partei gelten 1n diesem Zusammen-
hang nach § 7 des Bundeswahlgesetzes als verbunden. 
Es werden - dies gilt bis 1987 - jedoch nur die Zweit-
stimmen deqenigen Parteien berücksichtigt, die 1m ge-
samten Wahlgebiet mindestens 5 % der gultigen Zweit-
stimmen erhalten oder mindestens drei Wahlkreissitze 
errungen haben (,,Sperrklausel"). Infolgedessen kamen für 
die Sitzverteilung 1987 nur SPD, CDU und CSU, F.D P. und 
die GRÜNEN 1n Betracht SPD, CDU und CSU deshalb, 
weil sie beide Bedingungen erfüllen, die F.D.P und die 
GRÜNEN wegen der ersten Bedingung. 

Ubers1cht Verteilung der Sitze auf die Listenverbindungen bei 
der Bundestagswahl 1987 

Sitze Zwe1tst1m- Zweit- Ganz- Sitze Sitze nach dem Partei 1nsge- men nach stimmen zahhger .Reste" groß- 1nsge-
samt Parteien insgesamt Anteil ten Rest samt 

SPD 14 025 763 186,236 186 
CDU 13 045 745 173,223 173 
CSU 496 X 3 715 827 37 354502 ~ 49,339 49 
FDP 3 440 911 45,689 + 1 46 
GRUNE 3126256 41,511 + 1 42 

37 354 502 494 TI 496 

Föderal1st1schen Prinz1p1en folgend, geht das Bundes-
wahlgesetz von der S1tzverte1lung auf die einzelnen Partei-
en aus und verteilt diese entsprechend der Zahl der Zwe1t-
st1mmen in den Ländern auf die Landeslisten der Parteien. 
Dabei findet das Berechnungsverfahren Niemeyer Anwen-
dung (siehe hierzu Abschnitt 1 2.2) Die S1tzverte1lung wird 
vom Bundeswahlleiter in folgenden drei Stufenvorgenom-
men (am Be1sp1el der 1987 erzielten Zwe1tst1mmen). 

Verteilung der 496 1m Jahr 1987 errungenen Sitze auf 
die SPD, CDU, CSU, F.D.P und GRÜNE nach dem 
Ergebnis der fur sie 1m gesamten Wahlgebiet [1987 
Bundesgebiet ohne Berlin (West)] abgegebenen 
Zwe1tst1mmen unter Anwendung des obengenannten 
Verfahrens. Bei dieser Verteilung ergaben sich 1987 fur 
die 

SPD 
CDU 
CSU 
FDP 
GRÜNE 

186 Sitze, 
173 Sitze, 
49 Sitze, 
46 Sitze und für 
42 Sitze 

(siehe auch Übersicht) 
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Verteilung der von Jeder vorstehend aufgeführten Par-
tei gewonnenen Sitze auf ihre Landeslisten nach dem 
Verhaltn1s ihrer Zweitstimmen für ihre einzelnen Lan-
deslisten, wiederum nach dem Verfahren N1emeyer, 
also zum Beispiel 1987 Verteilung der 186 Sitze der 
SPD auf ihre Landeslisten in Schleswig-Holstein, Ham-
burg, Niedersachsen usw 

Abzug der von Jeder Partei in den einzelnen Ländern 
gewonnenen Wahlkre1ss1tze (Direktmandate) von den 
Sitzen, die ihnen in dem betreffenden Land nach der 1n 
Ziffer 2 geschilderten Berechnung zustanden. Die ver-
bleibenden Sitze waren aus den Landeslisten der Par-
teien in der Reihenfolge der nicht direkt gewählten 
Bewerber auf der Jeweiligen Landesliste zu besetzen. 
Zuvor waren daher auf den Landeslisten dieJenigen 
Bewerber zu streichen, die auch 1n einem Wahlkreis 
kand1d1ert hatten und über die Erststimmenmehrheit 1n 
ihrem Wahlkreis Bundestagsabgeordnete geworden 
waren 

Dieses Verfahren kann dazu führen, daß eine Partei in 
einem Land mehr Wahlkreisabgeordnete stellt, als 1hr in 
diesem Land nach den Zwe1tst1mmen Abgeordnete zuste-
hen Tritt ein solcher Fall ein, kommen alle 1m Wahlkreis 
Gewahlten in den Deutschen Bundestag. Die Folge 1st, 
daß sich die Gesamtzahl der Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages durch sogenannte „Überhangmanda-
te" entsprechend erhöht. Ein solches Überhangmandat 
gab es bei der Bundestagswahl 1987. Be, der Verteilung 
der 173 Sitze der CDU auf ihre Landeslisten ergab sich 
naml1ch, daß ihr in Baden-Wurttemberg 35 Sitze zufielen, 
sie aber 36 Wahlkre1ss1tze gewann Demzufolge erhohte 
sich die Gesamtzahl der von der CDU gewonnenen Sitze 
von 173 um einen auf 17 4 und die Gesamtsitze (ohne 
Berlin) von 496 auf 497. 

Weitere 22 vom Berliner Abgeordnetenhaus Gewahlte ka-
men 1987 zu den mit dem Stimmzettel gewahlten Abge-
ordneten hinzu. Sie verteilten sich auf die Parteien wie 
folgt SPD 7, CDU 11, F.D.P. 2, AL 2. Einschließlich der 
Berliner Abgeordneten setzte sich der 11. Deutsche Bun-
destag wie folgt zusammen: 

SPD 
CDU 
CSU 
FDP 
GRUNE 
AL 

Insgesamt 

193 
185 
49 
48 
42 
2 

519 

Die Verteilung der Wahlkreis- und Landesl1stens1tze geht 
aus Tabelle 7 hervor. Sie zeigt, daß 1987 CDU und CSU 
169 Wahlkre1ss1tze gegenüber 79 der SPD errungen ha-
ben Dagegen errang die SPD 107 Landesl1stens1tze ge-
genüber 54 der CDU und CSU. Insgesamt gesehen büßte 
die SPD gegenüber 1983 sieben Sitze ein, während CDU 
und CSU zusammen 21 Sitze verloren. Die F.D.P konnte 
gegenüber 1983 zwolf Sitze hinzugewinnen, die GRÜNEN 
erhielten gegenuber 1983 sogar 15 zusätzliche Sitze. 

Wie sich bei einer Bundestagswahl die Sitze einer Partei 
auf Wahlkre1ss1tze und Landeslistensitze verteilen, hängt 
von der Zahl der Je Land gewonnenen Wahlkreissitze (Di-
rektmandate) ab So kann es vorkommen, daß Landesli-
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Tabelle 7 Sitzverteilung bei den Bundestagswahlen 1987 und 1983 nach Ländern 

Wahl- Sitze insgesamt Bundes- 11 · I 1 1 1 . 1 1 1 Baden- 1 1 Partei gebiet . S~hli8~wig- Hamburg :e~e~~ Bremen ~~i;t~~~- Hessen Rh~;~~nd- Wurttem- Bayern Saarland Jahr und uber ohne Berlin ° s ein c s a berg 

SPD 1987 Insgesamt 186 9 6 26 3 62 18 12 22 24 4 
Wahlkreis 79 3 5 13 3 38 8 5 1 - 3 
Landesliste 107 6 1 13 - 24 10 7 21 24 1 

1983 Insgesamt 193 9 7 26 3 63 20 12 23 26 4 

CDU 1987 Insgesamt 174 9 5 26 2 58 19 15 36 - 4 
Wahlkreis 124 8 2 18 - 33 14 11 36 - 2 
Landesliste 50 1 3 8 2 25 5 4 - - 2 

1983 Insgesamt 191 10 5 29 2 65 21 16 39 - 4 

CSU 1987 Insgesamt 49 - - - - - - - - 49 -
Wahlkreis 45 - - - - - - - - 45 -
Landesliste 4 - - - - - - - - 4 -

1983 Insgesamt 53 - - - - - - - - 53 -

FDP 1987 Insgesamt 46 2 1 6 1 12 4 3 9 7 1 
Wahlkreis - - - - - - - - - - -
Landesliste 46 2 1 6 1 12 4 3 9 7 1 

1983 Insgesamt 34 1 - 4 - 10 4 2 7 6 -
GRUNE 1987 Insgesamt 42 2 2 5 1 11 4 2 7 7 1 

Wahlkreis - - - - - - - - - - -
Landesliste 42 2 2 5 1 11 4 2 7 7 1 

1983 Insgesamt 27 1 1 4 - 8 3 1 5 4 -
Insgesamt 1987 Insgesamt 4971) 22 14 63 7 143 45 32 74 87 10 

Wahlkreis 248 11 7 31 3 71 22 16 37 45 5 
Landesliste 249 11 7 32 4 72 23 16 37 42 5 

1983 Insgesamt . 4982) 21 13 63 5 146 48 31 74 89 8 

1) Außerdem vom Berliner Abgeordnetenhaus gewahlt, SPD 7, CDU 11, FDP 2, AL 2, einschl einem Uberhangmandat 1n Baden-Wurttemberg fur die CDU - 2) Außerdem vom 
Berliner Abgeordnetenhaus gewahlt SPD 9, CDU 11, F D P 1, AL 1, einschl Je einem Uberhangmandat 1n Hamburg und Bremen fur die SPD 

stenbewerber, deren Plätze als durchaus auss1chtsre1ch 
angesehen wurden, nicht mehr zum Zuge kommen, weil 
nach Abzug der gewonnenen Wahlkre1ss1tze von den ins-
gesamt zustehenden Sitzen ein zu kleiner oder gar kein 
Rest verbleibt So kann zum Beispiel ein unerwarteter 
Wahlkre1ss1eg einer Partei die Aussichten eines Landesli-
stenbewerbers dieser Partei zunichte machen Umgekehrt 
1st es aber auch mogl1ch, daß bei einer Verringerung der 
Wahlkreissitze gegenüber der erwarteten Anzahl mehr 

Schaubild 2 

SITZE DER PARTEIEN IM DEUTSCHEN BUNDESTAG 1983 UND 1987 
Stand Je\f\lells bei der Wahl 

1983 
10 Deutscher Bundestag 

1987 
11 Deutscher Bunde~tag 

1) E1nschl1eßl1ch der Abgrordneten von Berlin (West) 
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FDP 
35 

GRUNE 
27 

All 

FDP 
48 

GRUNe 
42 

AL2 
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Landeslistenbewerber zum Zuge kommen, als angenom-
men worden war. 

Unter den bei der Bundestagswahl am 25 Januar 1987 
Gewählten befanden sich nur 77 Frauen. Dazu kommen 
drei Frauen, die vom Berliner Abgeordnetenhaus gewählt 
wurden. Der Anteil der weiblichen Bundestagsabgeordne-
ten (ohne die vom Berliner Abgeordnetenhaus Gewählten) 
betrug bei allen bisherigen Wahlen unter 10 %. Ihr Anteil ist 
zwar seit der Bundestagswahl 1972 kontinu1erl1ch von 
5,4 % auf 9,8 % im Jahr 1983 angestiegen und erreichte 
1987 sogar einen Anteil von 15,5 %, gemessen an der Zahl 
der wahlberechtigten Frauen sind die weiblichen Abge-
ordneten Jedoch nach wie vor 1m Bundestag unterreprä-
sentiert. 

Vergleicht man die Altersstruktur der Abgeordneten im 
Bundestag, so zeigt sich, daß die unter 35Jährigen und die 
uber 70Jährigen Abgeordneten am geringsten vertreten 
sind. Die meisten Abgeordneten (62,8 %) stellt die Gruppe 
der 45- bis 59jährigen. 

Das Durchschnittsalter der 497 Abgeordneten liegt bei 
49,1 Jahren Bei der SPD beträgt es 48,9, bei der CDU 50,7, 
bei der CSU 50,3 und bei der F.D.P. 50,2 Jahre. Die GRÜ-
NEN haben mit einem Durchschnittsalter von 40,5 Jahren 
die Jt.ingsten Abgeordneten. 

2.3 Zweitstimmen der Bundestagswahl 1987 und 
ihre Verteilung nach ausgewählten Merkmalen der 
Wähler 
2.3.1 Methodische Hinweise 

Ein besonderes Interesse besteht bei Parteien, Wissen-
schaft und Öffentl1chke1t an Ergebnissen über Zweitstim-
men nach Parteien in Kombination mit weiteren Merkma-
len der Wahler, zum Be1sp1el Alter und Geschlecht. Für 
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solche Untersuchungen zur demographischen und Sozial-
struktur der Wähler gibt es im Bereich der amtlichen Stati-
stik und der privaten Umfrageforschung mehrere Erhe-
bungswege. Einen davon geht die repräsentative Wahlsta-
t1st1k, die nach § 51 des Bundeswahlgesetzes 1n Verbin-
dung mit§ 85 der Bundeswahlordnung durchgeführt wird. 
Für die repräsentative Wahlstatistik erfolgte 1987 1m Bun-
desgebiet ohne Berlin in 1 876 Wahlbezirken die Stimmab-
gabe in der Unterteilung nach dem Geschlecht und fünf 
Altersgruppen Das entsprach einem durchschnltllichen 
Auswahlsatz von 3,5 % der Wahlberechtigten 

2.3.2 Stimmabgabe nach Geschlecht und Alter 
(repräsentative Wahlstatistik) 

Die gultigen Zweitstimmen [ohne Briefwahlst1mmen2)J 
wurden 1987 zu 47,7 % von Mannern und zu 52,3 % von 
Frauen abgegeben Bei den ubngen Bundestagswahlen 
(1957 bis 1983) Jagen die Anteile bei den Männern etwas 
niedriger und bei den Frauen entsprechend hoher Unter 
den Wahlern der SPD, CDU, CSU und GRÜNEN sind die 
Frauen in der Mehrzahl. Bei der F D.P und den sonstigen 
Parteien überwog 1987 der Anteil der mannl1chen Wähler 
mit 50,2 bzw. 55,5 %. 

Der Anteil der Mannerst1mmen hat sich bei der SPD von 
51,7 % bei der Bundestagswahl 1957 bis auf 46,2 % bei der 
Bundestagswahl 1980 vermindert. ist Jedoch Liber 46,4 % 
(1983) wieder auf 48,1 % (1987) gestiegen. Umgekehrt sind 
1n gleichem Maße die Anteile der Frauen bei der SPD von 
48,3 % ( 1957) auf 53,8 bzw 53,6 % bei der Wahl 1980 bzw. 
1983 angestiegen; 1987 1st ihr Anteil wieder auf 51,9 % 
gesunken. Bei CDU und F D.P. war gegenuber 1983 nur 
eine geringe (0, 1 Prozentpunkte), be1 der CSU keine Ver-
anderung eingetreten. Schon bei der Bundestagswahl 
1969 erhielt auch die SPD - wie CDU und CSU von 
Jeher - mehr Frauen- als Mannerstimmen. Die Differenz 

2) Bei der Bundestagswahl haben knapp 10 % mit Wahlschein gewahlt (Manner 9,1 %, 
Frauen 10,7 %) Besonders hauf1g bete1l1gten sich die Frauen 1m Alter von 70 und mehr 
Jahren (19,8 %) an der Briefwahl 

Tabelle 8 Anteile der Manner- und Frauenstimmen an den 
Gesamtstimmen fur die jeweilige Partei 

bei den Bundestagswahlen 
Prozent 

Wahljahr Ins- 1 

gesamt SPD 
1 

CDU 
1 

CSU 
1 

FDP 1 GRUNE I Sonstige 

Mannerst1mmen 1) 

1957 46,7 51.7 42,22) 50,3 X 49,6 
1961 46,7 51,3 41.7 41,2 49,4 X 51,2 
1965 46,2 51,2 41,2 41,5 47,7 X 56,8 
1969 46,0 49,0 40,4 41,3 49,4 X 63,8 
1972 46,4 47,1 44,6 45,0 49,6 X 66,2 
1976 46,3 46,6 45,6 45,3 47,8 X 65,3 
1980 46,7 46,2 47,0 46,7 45,9 53,9 62,7 
1983 46,9 46,4 46,2 46,0 50,3 52,4 64,2 
1987 47,7 48,1 46,3 46,0 50,2 49,5 55,5 

Frauenstimmen 1) 

1957 53,3 48,3 57,82) 49,7 X 504 
1961 53,3 48.7 58,3 58,8 50,6 X 48,8 
1965 53,8 48,8 58,8 58,5 52,3 X 43,2 
1969 54,0 51,0 59,6 58,7 50,6 X 36,2 
1972 53,6 52,9 55,4 55,0 50,4 X 33,8 
1976 53,7 53,4 54,4 54,7 52,2 X 34,7 
1980 53,3 53,8 53.0 53,3 54,1 46,1 37,3 
1983 53,1 53,6 53,8 54,0 49,7 47,6 35,8 
1987 52,3 51,9 53,7 54,0 49,8 50,5 44,5 

1) Zwe1tst1mmen ohne Stimmen der Bnefwahler - 2) CDU und CSU 
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zwischen den Anteilen der männlichen und we1bl1chen 
Wähler betrug bei der SPD 1987 3,8 (gegenüber 7,2 Pro-
zentpunkten 1m Jahr 1983), bei der CDU 7,4, bei der CSU 
8,0, bei der F.D P 0,4 und bei den GRÜNEN 1,0 Prozent-
punkte. 

Die Veranderungen der Stimmenanteile für die einzelnen 
Parteien bei den Männern und Frauen seit 1961 zeigen 
Schaubild 3 und Tabelle 9. Die Veranderungen für die ein-
zelnen Parteien zwischen den Bundestagswahlen 1983 
und 1987 sind in der Tendenz sowohl bei den männlichen 
als auch bei den weiblichen Wahlern wiederzufinden, nur 
sind sie bei den Mannern und Frauen von unterschiedli-
cher Hohe. 1983 hatten 38,4 % der mannl1chen und 39,4 % 
der we1bl1chen Wähler ihre Zweitstimme der SPD gege-
ben Bei der Bundestagswahl 1987 betrug der Anteil der 

Schaubild 3 

ZWEITSTIMMEN DER MANNER UND FRAUEN 
BEI DEN BUNDESTAGSWAHLEN 1961 BIS 1987 NACH PARTEIEN 

StimrrianteJJ de, Parteien 1n "'o 
% % 

~ [::::: --~ ~ __ .--~ _~---, ~ 
SPD 

1 

1 

40 

30 - ---~----------- 30 

20 C-------- 20 

10 

1961 1965 1969 1972 1976 1980 1983 1987 

Jahr der Bundestagswahl 
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SPD bei den Männern 38,5 % und bei den Frauen 37,8 %. 
Der Anteil der SPD-Wahlerschaft hat gegenüber 1983 bei 
den Männern somit eine leichte Zunahme erfahren, bei 
den Frauen ging der Anteil jedoch um 1,6 Prozentpunkte 
zu ruck. Für die CDU 1st 1987 gegenüber 1983 eine stärkere 
Abnahme der Stimmenanteile eingetreten, die sich bei den 
Wahlennnen geringer als bei den männlichen Wahlern 
zeigte. Der St1mmenante1I der CDU lag 1987 bei den Wäh-
lern um 4,2 und bei den Wahlerinnen um 3,4 Prozentpunk-
te niedriger als 1983. Bei der CSU waren es 1,0 bzw. 
0,7 Prozentpunkte weniger. 

1987 hatten von den männlichen Wählern 33,2 % CDU und 
9,3 % CSU gewählt Dies waren zusammengenommen 
insgesamt 5,2 Prozentpunkte Männerstimmen weniger als 
bei der Wahl 1983. Die gleiche Feststellung gilt für die 
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Wahlennnen, die 1987 mit 35, 1 % CDU und mit 10,0 % CSU 
gewählt hatten. Sie hatten gegenüber 1983 damit insge-
samt 4,1 Prozentpunkte weniger Zweitstimmen diesen 
beiden Parteien gegeben. 

Die F D.P hatte 1987 gegenüber 1983 eine Zunahme von 
Jeweils 2,0 Prozentpunkten bei den männlichen und weib-
lichen Wahlern erfahren. Ebenso wie die F D.P. wiesen die 
GRÜNEN sowohl bei den Männern als auch bei den Frau-
en Zwe1tst1mmengewinne auf, die gegenüber 1983 bei den 
Frauen mit 2,9 Prozentpunkten hoher ausgefallen waren 
als bei den Mannern mit 2,4 Prozentpunkten 

Tabelle 9· Zweitstimmen bei den Bundestagswahlen 
nach Geschlecht und Partei 

Prozent 

Wahljahr 
Zwe1tst1mmen1) 

insgesamt 1 Manner 1 Frauen 

SPD 
19572) 31,9 35.3 28,9 
1961 36,1 39,7 32,9 
1965 39,8 44,0 36,2 
1969 42,8 45,6 40,4 
1972 46,3 46,9 45,7 
1976 43,3 43,6 43,1 
1980 43,5 43,1 43,9 
1983 38,9 38,4 39,4 
1987 38,1 38,5 37,8 

CDU 3) 

19572) 49,3 44,6 53,5 
1961 35,7 31,9 39,0 
1965 37,7 33,5 41,3 
1969 36,5 32,1 40,3 
1972 35,1 33,8 36,3 
1976 37,4 36,8 38,0 
1980 33,8 34,0 33,5 
1983 38,0 37,4 38,5 
1987. 34,2 33,2 35,1 

CSU 
1961 9,6 8,5 10,6 
1965 9,6 8,6 10,4 
1969 9,5 8,5 10,3 
1972 9,5 9,2 9,7 
1976 10,6 10,4 10,8 
1980 10,2 10,2 10,2 
1983 10,5 10,3 10,7 
1987 9,6 9,3 10,0 

FDP 
19572) 8,0 8,6 7,4 
1961 12,9 13,6 12,2 
1965 9,4 9,7 9,2 
1969 5,6 6,1 5,3 
1972 8,2 8,8 7,7 
1976 7,8 8,1 7,6 
1980 10,6 10,5 10,8 
1983 6,7 7,2 6,3 
1987 8,7 9,2 8,3 

GRUNE 
1980 

1 

1,4 1,6 1,2 
1983 5,3 5,9 4,8 
1987 8,0 8,3 7,7 

Sonstige 
19572) 10,8 11,5 10,2 
1961 5,8 6,4 5,3 
1965 3,5 4,3 2,9 
1969 5,6 7,7 3,7 
1972 0,9 1,3 0,6 
1976 0,8 1,2 0,5 
1980 0,5 0,6 0,3 
1983 0,5 0,7 0,3 
1987 1,4 1,6 1,2 

1) Ohne Stimmen derBnefwahler - 2) Ohne Saarland - 3) 1957 CDU und CSU 

Zur Feststellung der Stimmabgabe der Männer und Frauen 
nach dem Alter wurden 1987 wie auch 1983 tunt Alters-
gruppen gebildet Im einzelnen handelte es sich 1987 um 
folgende Geburtsjahr- bzw. Altersgruppen. 
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Geburtsjahr 
1963 bis 1969 
1953 bis 1962 
1943 bis 1952 
1928 bis 1942 
1927 und truher 

entsprechend etwa Alter 
unter 25 Jahre 

25 bis unter 35 Jahre 
35 bis unter 45 Jahre 
45 bis unter 60 Jahre 
60 Jahre und alter 

Je Partei wurde ermittelt, w1ev1el Prozent ihrer Wähler in die 
Jewe1l1ge Altersgruppe fielen Dabei ergab sich für 1987, 
immer beginnend mit den Parteien mit den hbchsten Pro-
zentsatzen, folgende Reihenfolge der Parteien in den tunt 
festgelegten Altersgruppen· 

18- bis unter 25Jähnge· GRÜNE - Sonstige (ohne NPD) 
- NPD - SPD - F.D P. - CSU - CDU, 

25- bis unter 35Jahrige. GRÜNE - Sonstige (ohne NPD) 
- SPD - CSU - FD.P - CDU - NPD, 

35- bis unter 45jähnge. F.D.P. - GRÜNE - SPD - CSU 
- CDU - Sonstige (ohne NPD) - NPD, 

45- bis unter 60Jähnge: F.D.P. - CDU - NPD - SPD -
CSU - Sonstige (ohne NPD) - GRÜNE, 

uber 60Jährige: CDU - NPD - CSU - SPD - Sonstige 
(ohne NPD) - F D.P - GRÜNE. 

Aus der Altersgliederung der Wahler, die mit ihrer Zwe1t-
st1mme eine bestimmte Partei gewählt haben, lassen sich 
auch Rangordnungen der Parteien nach dem Alter ihrer 
Wahlerschaft aufstellen. Nimmt man zum Beispiel die An-
teile der unter 45 Jahre alten Wähler je Partei, dann ergibt 
sich für 1987 folgende Reihenfolge. 

Insgesamt Manner Frauen 
% 

GRUNE 80,6 81,2 80,0 
FDP 46,1 48,1 44,1 
SPD 45,4 48,3 42,7 
CSU 41,7 46,0 38,2 
NPD 39,4 42,0 32,3 
CDU 37,9 41,9 34,5 

Schaub11d4 

STIMMABGABE DER MANNER UND FRAUEN BEI DER BUNDESTAGSWAHL 1987 
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In der Wählerschaft der GRÜNEN stellten die unter 45jähri-
gen vier von funf Wählern; der Anteil der jüngeren und 
mittleren Alters1ahrgänge war damit bei den GRÜNEN weit 
höher als 1n allen anderen Parteien Mit einem Anteil von 
46,1 % folgte bei den unter 45Jahngen die F.D P. Relativ 
hoch war auch der Anteil der unter 45Jähngen SPD-Wah-

Tabelle 10· Zweitstimmen der Männer und Frauen 
bei den Bundestagswahlen 

nach Alter und Partei 

Von 100 gult1gen Zwe1tst1mmen1) 
bei der Bundestagswahl 

1987 1 1983 1 1980 
Alter von entfielen auf 
bis unter 

mann-1 we1b- 1 mann-1 we1b- 1 mann-1 we1b-Jahren 
liehe liehe liehe liehe liehe liehe 

Wahler 1m Alter von bis unter Jahren 
auf nachstehende Parteien 

SPD 
18 -25 37,5 38,7 37,6 40,6 47,6 50,3 
25-35 39,0 39,0 38,3 40,4 46,4 47,9 
35-45 37,6 36,6 35,7 36,4 40,3 40,7 
45- 60 39,4 38,1 39,7 39,6 42,2 42,5 
60und mehr 38,0 37,2 39,9 39,7 41,2 42,6 

Insgesamt 38,5 37,8 38,4 39,4 43,1 43,9 

CDU 
18-25 28,5 26,3 32,2 30,6 26,0 23,9 
25 - 35 26,1 25,7 32,9 32,6 27,4 25,9 
35-45 31,4 33,0 39,5 40,0 35,3 34,4 
45- 60 35,8 37,2 39,1 40,1 36,8 35,9 
60und mehr 39,8 42,3 40,4 42,4 39,9 38,7 

Insgesamt 33,2 35,1 37,4 38,5 34,0 33,5 

CSU 
18 - 25 8,5 8,5 9,8 9,7 9,6 9,1 
25-35 8,6 8,7 10,2 10,2 10,2 9,7 
35 -45 9,2 9,5 10,8 10,9 10,4 10,2 
45-60 9,4 10,2 10,1 10,8 10,1 10,6 
60undmehr 10,3 11,2 10,5 11,1 10,7 10,6 

Insgesamt 9,3 10,0 10,3 10,7 10,2 10,2 

FDP 
18- 25 8,6 8,0 5,4 5,2 10,9 11,9 
25-35 7,9 7,3 6,3 6,2 12,8 13,9 
35 -45 10,7 10,5 8,8 8,3 12,6 13,6 
45- 60 10,3 9,4 8,0 6,7 9,7 10,1 
60undmehr 7,9 6,9 6,8 5,4 7,1 7,5 

Insgesamt 9,2 8,3 7,2 6,3 10,5 10,8 

GRUNE 
18-25 14,5 16,5 14,2 13,5 5,3 4,3 
25-35 16,9 17,9 11,5 10,1 2,6 2,4 
35 -45 9,9 9,3 4,7 4,1 0,9 0,8 
45-60 3,7 3,9 2,4 2.4 0,6 0,6 
60undmehr 2,2 1,6 1,5 1,1 0,4 0,3 

Insgesamt 8,3 7,7 5,9 4,8 1,6 1,2 

Sonstige 
18- 25 2,3 1,9 0,7 0,4 0,7 0,4 
25 - 35 1,5 1,5 0,7 0,5 0,7 0,3 
35 -45 1,2 1,1 0,5 0,3 0,4 0,3 
45 - 60 1,4 1,1 0,7 0,4 0,6 0,3 
60und mehr 1,7 0,8 0,9 0,3 0,7 0,3 

Insgesamt 1,6 1,2 0,7 0,3 0,6 0,3 

1) Ohne Stimmen der Bnefwahler. 

/er; ihre Zahl 1st gegenüber 1983 sowohl insgesamt als 
auch bei den Männern und den Frauen zurückgegangen. 
Dagegen hat die SPD bei den 45- bis 60jährigen gegen-
uber 1983 Stimmengewinne erzielen können, die bei den 
Männern mit 1,8 Prozentpunkten höher ausgefallen waren 
als bei den Frauen mit 1,2 Prozentpunkten. 

Bei der CDU und CSU hat der Anteil der unter 45Jahngen 
Wähler sowohl insgesamt als auch bei den Mannern und 
Frauen abgenommen. Bei den 45Jahrigen und älteren ha-
ben beide Parteien Jedoch Gewinne bei beiden Ge-
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schlechtem erzielt. Von den in die Untersuchung einbezo-
genen Parteien hat die CDU die relativ älteste Wähler-
schaft. 

3 Wahlen zur Volkskammer der 
Deutschen Demokratischen Republik 
am 18. März 1990 
An den ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR 
am 18 Marz 1990 nahmen folgende 24 Parteien, andere 
pol1t1sche Vereinigungen und Listenvereinigungen teil: 

Listen- Name Kurz-
zitter beze1chnung 

Akt1onsbundnis Vereinigte Linke AVL 
Die Nelken - VL 

2 Alternative Jugendliste AJL 
DJP - GJ - MJV - FDJ 

3 .Bundnis 90' Bundn 90 
NEUES FORUM - DEMOKRATIE JETZT - IFM 

4 Bund Freier Demokraten LIBERALE 
DFP - LDP - F D P - Die Liberalen 

5 Bund Soz1alist1scher Arbeiter BSA 
Deutsche Sektion der 4 Internationale 

6 Chnstlich-Demokrat1sche Union Deutschlands CDU 
7 CHRISTLICHE LIGA CHR LIGA 
8 Demokratische Bauernpartei Deutschlands DBD 
9 .Demokratischer Aufbruch - sozial+ okolog1sch' DA 

10 Demokratischer Frauenbund Deutschlands DFD 
11 Deutsche Biertrinker Union DBU 
12 Deutsche Soziale Union DSU 
13 .EINHEIT jetzt' EINHEIT J 
14 Europa1sche Foderalist1sche Partei 

Europa Partei EFP 
15 Europa-Union der DDR (Eu der DDR) EU 
16 .Grune Partei + Unabhang1ger Frauenverband' GRUNE-UF 
17 Kommunistische Partei Deutschlands KPD 
18 Nat1onal-Demokrat1sche Partei Deutschlands NDPD 
19 Partei des Demokratischen Sozialismus PDS 
20 Soz1aldemokrat1sche Partei Deutschlands SPD 
21 Spartak1st-Arbe1terparte1 Deutschlands SpAD 
22 Unabhang1ge Soz1aldemokrat1sche Partei Deutschlands USPD 
23 Unabhang1ge Volkspartei UVP 
24 Vereinigung der Arbe1tskre1se fur Arbe1tnehmerpolit1k 

und Demokratie VAA 

Die Ergebnisse der Volkskammerwahl umgerechnet 
auf die neugebildeten Lander in der ehemaligen DDR -
sind aus Tabelle 11 ersichtlich. Ausführlich dargestellt 
werden hier lediglich die zwölf pol1t1schen Gruppierungen, 
die einen Sitz 1n der Volkskammer erringen konnten. Die 
Ergebnisse der übrigen Gruppierungen sind in der Pos1-
t1on „Sonstige" zusammengefaßt 

Die insgesamt 400 Sitze in der Volkskammer verteilen sich 
wie folgt· 

AVL 
Bundn 90 
LIBERALE 
CDU 
DBD 
DA 
DFD 
DSU 
GRUNE-UFV 
NDPD 
PDS 
SPD 

1 
12 
21 

163 
9 
4 
1 

25 
8 
2 

66 
88 

Untersuchungen des Wählerverhaltens nach Alter und Ge-
schlecht wurden bei den Wahlen zur Volkskammer der 
DDR nicht durchgefuhrt. Reprasentat,ve Wahlergebnisse 
dieser Art werden für das Gebiet der ehemaligen DDR 
erstmals zur ersten gesamtdeutschen Wahl des Deut-
schen Bundestages veröffentlicht werden. 
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Tabelle 11 Wahlberechtigte, Wähler und Stimmabgabe bei der Volkskammerwahl 1990 nach Ländern') 

Gegenstand E1nhe1t Insgesamt 
1 

Ost-Berlln2) 
1 

Mecklenburg-
1 

Brandenburg J Sachsen-Anhalt J Thunngen 
1 

Sachsen der Nachwe,sung Vorpommern 

Wahlberechtigte Anzahl 12 435 644 966 241 1448665 1973272 2 279 567 2 037 349 3 730 550 
Wahler Anzahl 11 611735 876 079 1345354 1845821 2129 014 1 924427 3 491 040 
Wahlbete1l1gung % 93,4 90,7 92,9 93,5 93,4 94,5 93,6 
Ungult1ge Stimmen Anzahl 63345 3456 8445 10517 12307 8934 19686 

% 0,5 0,4 0,6 0,6 0,6 0,5 0,6 
Gult1ge Stimmen Anzahl 11548220 872 623 1336739 1835304 2116707 1915493 3 471 354 
Davon entfielen auf 

AVL Anzahl 20303 2785 2 218 3637 3449 2866 5 348 
% 0,2 0,3 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 

Bundnis90 Anzahl 336 316 55 749 31674 59945 46830 39131 102 987 
% 2,9 6,4 2,4 3,3 2,2 2,0 3,0 

LIBERALE Anzahl 613 715 26312 47973 86188 166 647 88951 197 644 
% 5,3 3,0 3,6 4,7 1,9 4,6 5,7 

CDU Anzahl 4 716 432 160 422 485 787 615975 940 899 1006517 1 506832 
% 40,8 18,4 36,3 33,6 44,5 52,5 43,4 

DBD. Anzahl 251 041 3944 65379 51 678 37675 27 091 65274 
% 2,2 0,5 4,9 2,8 1,8 1,4 1,9 

DA Anzahl 106246 8 958 8 142 13 869 12834 30161 32282 
% 0,9 1,0 0,6 0,8 0,6 1,6 0,9 

DFD, Anzahl 38224 - 5193 2 763 9434 6879 13955 
% 0,3 - 0,4 0,2 0,4 0,4 0,4 

DSU Anzahl 727 810 19400 31917 61001 50836 110358 454298 
% 6,3 2,2 2,4 3,3 2,4 5,8 13,1 

GRUNE-UFV Anzahl 226 891 23114 26771 39359 37 402 39578 60667 
% 2,0 2,6 2,0 2,1 1,8 2,1 1,7 

NDPD Anzahl 44284 1520 6841 8392 7 389 6431 13711 
% 0,4 0,2 0,5 0,5 0,3 0,3 0,4 

PDS Anzahl 1889017 261 569 304918 335 822 296711 217 960 472 037 
% 16,4 30,0 22,8 18,3 14,0 11,4 13,6 

SPD Anzahl 2 525 383 304 891 312906 548 912 500511 335 583 522 580 
% 21,9 34,9 23,4 29,9 23,6 11,5 15,1 

Sonstige Anzahl 52 696 3959 7158 7763 6090 3987 23 739 
% 0,5 0,5 0,5 0,4 0,3 0,2 0,7 

Quelle Stat1st1sches Amt der ehemaligen DDR 
1) Angaben fur das Gebiet der ehemaligen DDR, diese Angaben schließen Ost-Berlin ein - 2) Ohne St1mmbez1rke im Ausland, die bei der Volkskammerwahl dem Wahlkreis 1 
(Ost-Berlin) zugeordnet wurden 

4 Ergebnisse der Landtagswahlen 
in den fünf neuen Ländern 
am 14. Oktober 1990 

Für das Gebiet der ehemaligen DDR liegen bisher Ge-
samtergebnisse aus freien Wahlen nur fur die Volkskam-
merwahl am 18. Marz 1990 vor (siehe Abschnitt 3) Um 

dennoch einen begrenzten Zeitvergleich über das Wahl-
verhalten 1n diesen Ländern zu ermöglichen, werden in 
Tabelle 12 die wichtigsten Ergebnisse der Landtagswah-
len vom 14. Oktober 1990 dargestellt. Der mittelbare Ver-
gleich mit den Ergebnissen der Volkskammerwahl (siehe 
Tabelle 11) 1st auch deshalb aufschlußreich, weil das län-
derspez1f1sche Wahlverhalten be, beiden Wahlen eine ho-
he Übereinstimmung zeigt. Diese Grundaussage gilt aller-

Tabelle 12 Wahlberechtigte, Wähler sowie Zweitstimmen nach Parteien bei den Landtagswahlen am 14. Oktober 1990 
(vorlaufige Ergebnisse) 

Gegenstand der Mecklenburg-Vorpommern 1 Brandenburg 1 Sachsen-Anhalt 1 Thuringen 1 Sachsen 
Nachwe1sung Anzahl 1 % 1 Anzahl 1 % 1 Anzahl 1 % 1 Anzahl 1 % 1 Anzahl 1 % 

Wahlberechtigte 1420194 X 1943871 X 2 217 055 X 1 998 623 X 3 674 691 X 
Wahler 926189 X 1 310818 X 1 455309 X 1 441 525 X 2 699 854 X 
Wahlbeteiligung X 65,2 X 61,4 X 65,6 X 72, 1 X 73,5 
Ungult1ge Stimmen 30401 3,3 38138 2,9 43167 3,0 38393 2,7 66632 2,5 
Gult1ge Stimmen 895 788 96,7 1272680 91,1 1 412142 91,0 1403132 91,3 2 633 222 91,5 
CDU 343311 38,3 374181 29,4 550 642 39,0 637 037 45,4 1 417177 53,8 
SPD 241 866 21,0 486 843 38,3 367 099 26,0 319218 22,8 502 763 19,1 
LL/PDS 140193 15,7 170 480 13,4 169115 12,0 136 408 9,7 269 200 10,2 
FDP 49 096 5,5 84439 6,6 190 723 13,5 130010 9,3 138 404 5,3 
Bundnis90 19924 2,2 81639 6,4 X X X X X X 
CSU 9956 1,1 X X X X X X X X 
DBU 4946 0,6 4 358 0,3 4577 0,3 4 709 0,3 12536 0,5 
DSU 6721 0,8 12 512 1,0 24115 1,7 45981 3,3 94326 3,6 
Grune 37 301 4,2 36189 2,8 74644 5,3 X X X X 
FaBU 829 0,1 X X X X X X X X 
LVP 4 747 0,5 X X X X X X X X 
NPD 1542 0,2 1666 0,1 2 086 0,2 3194 0,2 17795 0,7 
Forum 26159 2,9 X X X X X X 147 465 5,6 
Graue 1235 0,1 X X X X X X X X 
REP 7962 0,9 14623 1,2 8989 0,6 11 709 0,8 X X 
Chnstl1che Liga X X 2751 0,2 2315 0,2 3 644 0,3 12850 0,5 
DFP X X 1 834 0, 1 X X X X X X 
Domow1na X X 1165 0,1 X X X X X X 
CSP X X X X 1 564 0,1 X X X X 
DFD X X X X 15 619 1,1 10860 0,8 X X 
USPD X X X X 654 0,1 X X X X 
NFGRDJ X X X X X X 90774 6,5 X X 
UFV X X X X X X 9 588 0,7 X X 
DA X X X X X X X X 14989 0,6 
RAP X X X X X X X X 3232 0,1 
SHB X X X X X X X X 2485 0,1 
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dings nicht für die Wahlbete1l1gung, die bei den Landtags-
wahlen mit rund 70 % um über20 Prozentpunkte unter dem 
hohen Niveau der Volkskammerwahl vom März 1990 lag. 

Im Vergleich zur Volkskammerwahl ist die Reihenfolge der 
vier größeren Parteien bei den Landtagswahlen in allen 
Ländern fast unverändert geblieben· CDU vor SPD, PDS 
und F.D.P. Lediglich 1n Brandenburg hat die SPD - ent-
sprechend den vor den Wahlen veröffentlichten Progno-
sen der Umfrageforschung - die CDU vom ersten Platz 
verdrängt. In Sachsen-Anhalt liegt die F D.P mit dem au-
ßergewöhnlichen Ergebnis von 13,5 % jetzt vor der PDS 
(12 %). Die DSU, die bei der Volkskammerwahl in Sachsen 
mit 13, 1 % noch an vierter Stelle stand, erreichte bei der 
Landtagswahl nur noch 3,6 %. Diesem Rückgang von 
10 Prozentpunkten bei der DSU steht ein gleich hoher 
Zuwachs bei der CDU in Sachsen gegemiber Zu diesem 
Spitzenwert der CDU durfte allerdings auch der Anschluß 
des Demokratischen Bauernbundes und des Demokrati-
schen Aufbruchs an die CDU beigetragen haben. Mit 55 % 
1st der CDU-Spitzenwert 1m Suden nunmehr von Thunn-
gen (45,4 %) nach Sachsen gewechselt. 

5 Ergebnisse der Wahlen zum 
Abgeordentenhaus von Berlin am 
29.Januar 1989 
Erstmalig nach Aufhebung der Vorbehaltsrechte der All1-
1erten kann die Westberliner Bevölkerung am 2. Dezember 
1990 an einer Bundestagswahl teilnehmen. Da vergleich-
bare Ergebnisse aus früheren Bundestagswahlen dem-
entsprechend nicht zur Verfugung stehen, werden in Ta-
belle 13 „ersatzweise" e1n1ge Eckdaten aus den Wahlen 
zum Berliner Abgeordnetenhaus 1989 1m Vergleich zur 
Wahl von 1985 dargestellt. Bemerkenswert 1st dabei, daß 
die Wahlbeteiligung mit Werten um 80 % - ,m Gegensatz 
zu vielen anderen Landtagswahlen 1m ehemaligen Bun-
desgebiet - fast an das hohe Beteiligungsniveau bei 
Bundestagswahlen (1987: 84,3 %) heranreicht. Allerdings 
lag die Wahlbeteiligung bei der Abgeordnetenhauswahl 
1987 mit 79,6 % um 4 Prozentpunkte unter dem Ergebnis 
von 1985. 

Tabelle 13 Wahlberechtigte, Wähler sowie Zwe1tst1mmen nach 
Parteien bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus von Berlin 

am 29 Januar 1989 und 10 März 1985 

Gegenstand 1989 1985 Veränderung 
gegenuber 1985 

der 
Anzahl 1 Anzahl 1 1 %-Nachwe1sung o/o o/o Anzahl Punkte 

Wahlberechtigte 1532870 X 1507276 X + 25594 X 

Wah/er 1 220423 79,6 1 259 788 83,6- 39365 -4,0 

gult1ge Stimmen 1 200672 98,4 1245004 98,8 - 44332 -0,4 
ungu/t1ge Stimmen 18917 1,6 14246 1.1 + 4671 + 0,4 
ausgefallene 

Stimmen 834 0,1 538 0,0 + 296 + 0,0 

gültige Stimmen fur 
CDU 453211 37,1 577 867 46,4 - 124 656 -8,1 
SPD 448 203 37,3 402 875 32,4 + 45 328 + 4,9 
AL 141529 11,8 132 484 10,6 + 9 045 + 1,2 
FDP 47153 3,9 105209 8,5 - 58 056 - 4,6 
DA 4990 0,4 15 857 1,3 - 10 867 - 0,9 
SEW 6 875 0,6 7731 0,6- 856 + 0,0 
LD X X 1429 0,1 X X 

ODP 8489 0,7 163 0,0 + 8326 + 0,7 
REP 90222 7,5 X X + 90222 + 7,5 
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Nur noch sehr knapp konnte sich die CDU (37,7 %) 1989 
als stärkste Kraft in West-Berlin vor der SPD (37,3 %) 
behaupten Gegenüber 1985 verzeichnete die CDU einen 
Rückgang um 8,7 %, die SPD hingegen eine Zunahme von 
4,9 % Drittstärkste Kraft war 1989 - wie bereits 1985 -
die Alternat,ve Liste (AL) m,t 11,8 % ( + 1,2 Prozentpunkte). 
D,e F.D.P. erreichte 1989 nur noch 3,9 % (1985. 8,5 %). 
Ihren Platz ,m Abgeordnetenhaus nahmen die Republika-
ner ein, die sich 1989 erstmals zur Wahl stellten und dabei 
auf 7,5 % kamen. 

Es wird von besonderem Interesse sein, ob - ahnl,ch wie 
in den anderen Bundesländern - das Wahlverhalten be, 
Abgeordnetenhaus- und Bundestagswahlen auch in Ber-
lin mehr oder weniger deutlich voneinander abweichen 
wird. 

Klaus Gaspers 

Anmerkung 

Das Bundesverfassungsgericht hat 1n seiner e1nstwe1l1gen Anordnung vom 17 1 O 1990 
wie folgt beschlossen 
§ 20 Absatz 2 Satz 2 und § 27 Absatz 1 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes sind bei der 
Wahl zum 12 Deutschen Bundestag mit der Maßgabe anzuwenden, daß auch 
a) Parteien. ihnen gleichgestellte poiltrsche Vereinigungen und Lrstenvere1nigungen 1n 

den Landern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern. Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thurrngen, 

b) Parteien, die bei der Wahl zum 11 Deutschen Bundestag mindestens 75000 Zwe1t-
st1mmen erhalten haben, 1n den Landern Baden-Wurttemberg, Bayern, Berlin, Bre-
men, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz. 
Saarland und Schleswrg-Holstern 

fur dre Ernrerchung von Krerswahlvorschlagen und von Landeslisten von der Pflicht zur 
Be1brrngung von Unterstutzungsunterschrrften befreit srnd 

Wirtschaft und Stat1st1k 10/1990 



Erhebungen für 
besondere Zwecke -
Ein neues Instrument 
der amtlichen Statistik 

Vorbemerkung 

Das Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (BStatG) 
vom 22. Januar 1987 ergänzt 1m § 7 das Instrumentarium 
der Bundesstatistik um die Erhebungen für besondere 
Zwecke. Zur 

Erft.illung eines kurzfristig auftretenden Datenbedarfs 
oberster Bundesbehörden oder 

Klärung w1ssenschaftlich-method1scher Fragestellun-
gen auf dem Gebiet der Statistik 

kennen diese Erhebungen ohne Auskunftspflicht bei 
höchstens 10000 Befragten durchgeführt werden, ohne 
jeweils den Gesetzgeber einschalten zu müssen. 

Mit Hilfe dieser Rechtsgrundlage können einerseits aktu-
elle Daten bereitgestellt werden, die über das laufende 
Programm der amtlichen Statistik hinausgehen, und ande-
rerseits werden methodische Untersuchungen ermöglicht, 
die vor allem zur Weiterentwicklung der amtlichen Stat1st1k 
erforderlich sind. Der vorliegende Aufsatz zeigt die Gestal-
tungsspielraume und erläutert die konzeptionellen Mög-
lichkeiten. Ferner wird die technische und die organisatori-
sche Durchführung solcher Erhebungen dargestellt. 

1 Ziele der Erhebungen für besondere 
Zwecke 
Wenn bisher 1m Rahmen der Vorbereitung und Begrün-
dung anstehender Entscheidungen bei obersten Bundes-
behörden kurzfr1st1g Bedarf nach aktuellen statistischen 
Informationen auftrat, der aus dem vorliegenden Material 
der Bundesstatistiken nicht befriedigt werden konnte, 
blieb in der Regel dieses Informationsdefizit bestehen, 
denn fur eine entsprechende neue Bundesstatistik hätte 
jeweils erst langwierig eine einzelstatist1sche Rechts-
grundlage geschaffen werden müssen. 

Nun kann dieser Datenbedarf der Bundesressorts über 
§ 7 Abs. 1 BStatG schnell und flexibel befriedigt werden, 
wenn 

er kurzfristig auftritt, und wenn 

die stat1st1schen Ergebnisse für Zwecke der Vorberei-
tung und Begründung anstehender Entscheidungen 
benötigt werden. 

Die Entscheidung darüber, ob eine Erhebung für besonde-
re Zwecke erforderlich ist, liegt bei der 1ewe1ligen obersten 
Bundesbehörde. 
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D1e konkreten Leistungen der statistischen Ämter richten 
sich nach dem Auftrag der Bundesressorts, der darauf 
abgestellt sein kann, 

nur über die Konzeption einer derartigen Erhebung 
beraten zu werden, 

oder auch die Ergebnisse einer von anderen lnst1tut10-
nen durchgeführten Erhebung aufbereiten zu lassen, 

oder die statistischen Ämter mit der vollstand1gen 
Durchführung und Aufbereitung der Erhebung zu be-
trauen. 

Gemäß § 7 Abs. 2 BStatG dürfen Bundesstatistiken zur 
Klärung wissenschaftlich-methodischer Fragestellungen 
auf dem Gebiet der Stat1st1k durchgeführt werden. Durch 
diese Regelung soll die Bundesstatistik in den Stand ver-
setzt werden, dem Auftrag des Bundesverfassungsge-
richts im Urteil zum Volkszählungsgesetz 1983 besser 
nachkommen zu können, das methodische Instrumentari-
um der Bundesstatistik nach den neuesten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen fortzuentwickeln. Erhebungen nach 
§ 7 Abs. 2 BStatG werden von den statistischen Ämtern 
des Bundes und der Länder aufgrund der sachlichen Er-
fordernisse in Abstimmung mit obersten Bundesbehör-
den durchgeführt Wissenschaftlich-methodische Fragen 
auf dem Gebiet der Bundesstatistik können in funktionaler 
Hinsicht 

die Erhebungsfunktion, 

die Aufbereitungs- und Weiterverarbeitungsfunktion 
und 

die Darb1etungsfunkt1on 

der Bundesstatistiken betreffen. 

Nach § 7 Abs. 5 BStatG sind Wiederholungsbefragungen 
zur Darstellung eines Verlaufs bis zu fünf Jahre nach der 
ersten Befragung zulässig. Dies eroffnet der Bundesstati-
stik die Mögl1chke1t, auch im Bereich von Panelerhebun-
gen neue Erkenntnisse der Wissenschaft für ihren Anwen-
dungsbereich flexibel fortzuentwickeln und unter praxis-
gerechten Bedingungen w1ssenschaftl1ch begrundet te-
sten zu können. 

2 Konzeption der Erhebungen für 
besondere Zwecke 

2.1 Erhebungsbereiche und Erhebungseinheiten 
D1e Erhebungen für besondere Zwecke sind auf keinen 
bestimmten Erhebungsbereich beschrankt. Sie können 
sowohl 1m Bereich der Wirtschaft als auch bei der öffentli-
chen Verwaltung und letztlich auch bei der Bevölkerung 
durchgeführt werden. 

Erhebungseinheiten fur diese Erhebungen können des-
halb alle Kategorien sein, über die 1m Rahmen von Bun-
desstatistiken generell Informationen gewonnen werden. 
Die wichtigsten sind· 

Grundstücke, Gebäude, Wohnungen, 

Unternehmen, Betriebe, Arbeitsstätten, 

Haushalte, Familien, Personen 
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Dabei können die Erhebungen für besondere Zwecke so-
wohl allgemeine Wirtschafts- oder Bevölkerungsstichpro-
ben sein, aber auch Spezialerhebungen für ausgewählte 
Zielgesamtheiten (z. B. Abiturienten, Unternehmen eines 
bestimmten Wirtschaftszweiges usw.). 

2.2 Erhebungsinhalte 
Hinsichtlich der Erhebungsinhalte sind die Erhebungen für 
besondere Zwecke an den Rahmen der Bundesstatistik 
gebunden. Zwar bestimmt der Auftraggeber die Erhe-
bungsthematik; der Rahmen der Bundesstat1st1k schließt 
Jedoch Markt- und Meinungsforschung aus. Methodische 
Grenzen hinsichtlich der Erhebungsinhalte ergeben sich 
aus der quantitativen Obergrenze dieser Erhebungen. Bei 
höchstens 10 000 Einheiten können Ergebnisse in aller 
Regel nur Strukturen bzw. Entwicklungen relativ grob 
kennzeichnen. Statistisch gesicherte Ergebnisse in tiefer 
fachlicher oder regionaler Gliederung lassen sich 1m allge-
meinen nicht gewinnen Dies hat auch Auswirkungen auf 
den Detaillierungsgrad der Erhebungsinhalte. Da die Aus-
kunftserteilung ,m Rahmen von§ ?-Erhebungen fre1will1g 
ist, sollte das Fragenprogramm nicht zu umfangreich und 
leicht zu beantworten sein, um nicht negativ auf die Teil-
nahmebere,tschaft zu wirken. 

2.3 Erhebungsformen 
Grundsätzlich steht für eine Erhebung für besondere 
Zwecke Jedes methodisch sinnvolle Erhebungsverfahren 
zur Verfügung. Es können postalische Erhebungen oder 
lnterv,ewerbefragungen durchgeführt werden Die Wahl 
der Erhebungsform wird ,m einzelnen Fall 1m Hinblick auf 
die Erhebungsziele entschieden werden müssen. Auch 
neuere Formen, wie zum Beispiel Telefoninterviews oder 
ein Mix verschiedener Formen, sind je nach Erhebungsin-
halt denkbar. 

Eine spezielle Form der Erhebung nach § 7 BStatG sind 
die ,n Abs. 5 geregelten Paneluntersuchungen. Danach 
können fur Zwecke der Darstellung eines Verlaufs Wieder-
holungsbefragungen, die sich an den gleichen Kreis von 
Auskunftgebenden wenden, bis zu fünf Jahre nach der 
ersten Befragung durchgeführt werden. s,e bieten da-
durch die Voraussetzung, durch die Analyse von Entwick-
lungsverläufen neue Einsichten für stat1st1sche Fragestel-
lungen zu gewinnen. 

2.4 Auswahlgrundlagen 
Als Auswahlgrundlage bieten sich für Erhebungen bei 
Unternehmen, Betrieben und Arbe1tsstatten die 1n der amt-
lichen Statistik geführten Register (z. B. Karte, im Produzie-
renden Gewerbe) an. Ferner können nach § 15 Abs 5 
Volkszählungsgesetz 1987 Angaben aus der Arbeitsstät-
tenzahlung als Auswahlgrundlage und zur Zuordnung zu 
den Wirtschaftszweigen genutzt werden 

Für den Bereich der Bevölkerungs- und Soz1alstat1stik 
können uber Haushalte, Fam1l1en und Personen Angaben 
aus allen allgemein zugangl1chen Quellen sowie offentli-
chen Registern, zu denen die stat1st1schen Amter ein be-
sonderes Zugangsrecht haben, genutzt werden. Weiterhin 
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kann auf die Vorratsst1chprobe der Volkszahlung 1987 
zurückgegriffen werden. Als Auswahleinheiten werden in 
den Vorratsst1chproben Auswahlbezirke verwendet, die 
aus ganzen Gebäuden oder (bei größeren Gebäuden) aus 
Gebäudeteilen bestehen. Die Gebäude sind vor ihrer Aus-
wahl nach der Zahl ihrer Wohnungen in drei Schichten 
eingeteilt worden. Im Durchschnitt enthält ein Auswahlbe-
zirk neun Wohnungen. Die regionalen Schichten umfas-
sen im Durchschnitt etwa 350000 Einwohner. 

Schließlich steht für die Erhebungen für besondere Zwek-
ke prinzipiell die Möglichkeit offen, auf Auswahlgrundla-
gen außerhalb der amtlichen Statistik zurückzugreifen, 
wenn das Erhebungsziel dies nahelegt 1). 

2.5 Auswahlverfahren 

Erhebungen nach § 7 BStatG werden in aller Regel als 
Stichprobenerhebungen durchgeführt. Bei diesen Erhe-
bungen wird eine (zumeist zufällige) Auswahl von Untersu-
chungseinheiten aus der Grundgesamtheit gezogen mit 
dem Ziel, Schlüsse von der Stichprobe auf die Grundge-
samtheit vorzunehmen. Das setzt voraus, daß die Stich-
probe hinsichtlich ihrer relevanten Merkmale repräsentativ 
1st, was am einfachsten durch ein auf dem Zufallsprinzip 
aufbauendes Auswahlverfahren und einen ausreichend 
hohen Stichprobenumfang zu erreichen 1st2). 

Bei Erhebungen für besondere Zwecke werden für den 
Fall, daß mit Stichproben gearbeitet wird, überwiegend 
Zufallsstichproben eingesetzt werden, da hier die Güte der 
Ergebnisse am besten abschätzbar 1st. Zum Einsatz kom-
men, je nach Aufgabenstellung und Auswahlgrundlage, 
sowohl ungesch1chtete als auch geschichtete Stichpro-
benpläne. Die ungeschichtete Stichprobe wird aus der 
Grundgesamtheit gezogen, ohne daß diese vorher aufge-
teilt wird. Bei der geschichteten Stichprobe wird die 
Grundgesamtheit in Gruppen aufgeteilt und aus diesen 
unabhang1g voneinander eine Zufallsauswahl gezogen 
Ein 1n der amtlichen Statistik der Bundesrepublik Deutsch-
land besonders häufig verwendetes Sch1chtungsmerkmal 
sind die Bundesländer. E,n wesentlicher Vorteil der 
Schichtung liegt darin, daß bei großer Variabilität der zu 
erhebenden Merkmale die Grundgesamtheit besser ab-
gebildet werden kann, wenn vorher homogene Schichten 
gebildet werden. 

Neben den Zufallsstichproben konnen auch in einzelnen 
Fällen die typische Auswahl oder die Quotenauswahl an-
gewendet werden. Bei der typischen Auswahl werden 
solche Einheiten der Gesamtheit 1n die Auswahl genom-
men, die subJekt1v für typisch gehalten werden, während 
bei der Quotenauswahl die Zusammensetzung der Stich-
probe dadurch gesteuert wird, daß für bestimmte Merk-

1) Be1sp1elhaft sei hier der Stichprobenplan des Arbe1tskre1ses Deutscher Markttor-
schungs1nst1tute genannt, der allerdings nur dann herangezogen werden kann, wenn fur 
die Feldarbeit Markt- oder Meinungsforschungs1nst1tute eingesetzt werden konnen 
2) Zur Frage des Auswahlvertahrens siehe we1tertuhrend zum Be1sp1el Kre1enbrock, L 
,,Einfuhrung in die St1chprobenvertahren", Munchen, Wien 1989, Cochran, W G „St1ch-
probenvertahren", Berlin, New York 1972, Krug, W /Nourney, M „Wirtschafts- und 
S0z1alstat1st1k Gewinnung von Daten", Munchen, Wien, 2 Auflage 1987 Zur Praxis der 
amtlichen Stichproben siehe Stat1st1sches Bundesamt (Hrsg) ,,Stichproben in der 
amtlichen Stat1st1k", Stuttgart, Mainz 1960 
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malsgliederungen Anteilswerte des Stichprobenumfangs 
vorgeschrieben werden. Ein Nachteil dieser Verfahren 
liegt in dem Mangel, Zufallsfehlerberechnungen nicht 
durchführen und somit keine Wahrsche1nlichke1tsaussa-
gen über die Güte der Ergebnisse machen zu können. 

Wie oben bereits angesprochen, sollen Stichprobener-
gebnisse die interessierenden Merkmale der Grundge-
samtheit abbilden. Das verkleinerte Abbild, das aus der 
Stichprobenerhebung resultiert, wird darum auf die Grund-
gesamtheit hochgerechnet unter Berücksichtigung aller 
Besonderheiten der konkret zugrundeliegenden Auswahl. 
Werden zusätzliche Informationen fur die Hochrechnung 
herangezogen, handelt es sich um eine gebundene, 1m 
anderen Fall um eine freie Hochrechnung. 

2.6 Grenzen der§ ?-Erhebungen und Genauigkeit 
der Ergebnisse 3) 

Die erforderliche Schnelligkeit und Flex1bil1tät bei der 
Durchführung der Erhebungen für besondere Zwecke las-
sen es nicht zu, ihre Themenbereiche bzw ihre Erhe-
bungseinheiten 1m einzelnen gesetzlich festzulegen. Des-
halb ist die Bete1l1gung der Befragten fre1w1ll1g Die Fre1w1l-
l1gke1t der Auskunftserteilung ist also rein rechtlich und 
nicht methodisch begründet Der Umfang der Erhebungen 
für besondere Zwecke wurde vom Gesetzgeber auf höch-
stens 10000 Befragte beschränkt. Im übrigen unterliegen 
Durchführung, Aufbereitung und Darbietung der Erhebun-
gen für besondere Zwecke den gleichen Vorschriften des 
Datenschutzes und der statistischen Geheimhaltung wie 
alle Bundesstat1st1ken Es können also nur stat1st1sche 
Ergebnisse und anonym1s1erte Einzelangaben an den Auf-
traggeber übermittelt werden 

§ ?-Erhebungen werden, wie andere Zufallsstichproben 
auch, von zwei klassischen Fehlerarten begleitet, nämlich 
dem Zufallsfehler und dem systematischen Fehler. Dem 
Zufallsfehler 1st vor allem wegen des gegenüber den son-
stigen amtlichen Stat1st1ken geringen Stichprobenum-
fangs besondere Aufmerksamkeit zu schenken Die Grö-
ßenordnung dieses Fehlers kann mit Hilfe von Standard-
fehlern abgeschätzt werden, die sich aus der Jeweils vorlie-
genden Stichprobe naherungswe1se berechnen lassen. 

Schwieriger zu beurteilen sind dagegen Verzerrungen, die 
zum Be1sp1el auf unterschiedliches Antwortverhalten der 
Befragten zuruckzufuhren sind und daher insbesondere 
wegen der Freiwill1gke1t der § ?-Erhebungen Bedeutung 
bekommen. Die hieraus entstehenden systematischen 
Fehler lassen sich in der Regel numerisch kaum bestim-
men, sondern led1gl1ch qualitativ abschatzen. Da bei fre1-
w1ll1gen Erhebungen die Antwortausfalle oft über 50 % 
liegen, 1st zum Teil mit erheblichen systematischen Verzer-
rungen zu rechnen Ergebnisse aus § ?-Erhebungen sind 
folglich anders zu beurteilen als Ergebnisse, die aus amtli-
chen Stat1st1ken mit größerem Erhebungsumfang oder mit 
Auskunftspflicht gewonnen werden Dies 1st sowohl fur die 
Anwendung dieses Erhebungsinstruments als auch bei 

3) Siehe dazu we1terfuhrend B1hler, W /Meyer, K /Schmidt, J „Zur Zuverlass1gke1t von 
Bevolkerungsst1chproben ohne Auskunftspfhcht", Schriftenreihe „Ausgewahlte Arbeits-
unterlagen zur Bundesstat1st1k", Heft 5, Wiesbaden 1988 
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der Interpretation der Ergebnisse stets von neuem gewis-
senhaft zu beachten. 

3 Technisch-organisatorische 
Durchführung 
Die Durchführung der Erhebungen für besondere Zwecke 
folgt 1m Prinzip dem fur Bundesstat1st1ken generell vorge-
sehenen Organisationsmuster. Die zuvor genannten Ziel-
setzungen dieser Erhebungen sowie die bei deren Durch-
führung erforderliche Schnell1gke1t und Flex1b1l1tät setzen 
Jedoch voraus, daß entsprechende organisatorische Vor-
aussetzungen geschaffen werden mussen, vor allem um 
die Erhebungen nach § 7 Abs. 1 BStatG innerhalb des 
vorgesehenen Zeitrahmens durchführen zu konnen. 

Auftraggeber sind bei diesen Erhebungen die obersten 
Bundesbehorden. Die Auftragserteilung erfolgt in der Re-
gel in mehreren Schritten: 

Das Bundesressort entwickelt die Problemstellungen, 
für deren Losung kurzfristig stat1st1sche Ergebnisse 
benot1gt werden, und setzt sich mit dem Statistischen 
Bundesamt 1n Verbindung 

Das Stat1st1sche Bundesamt arbeitet eine kurzgefaßte 
Le1stungsbeschre1bung e1nschl1eßlich Kosten- und F1-
nanz1erungsplan aus und versendet diese an das Bun-
desressort. Gle1chze1tig geht diese Information den 
Stat1st1schen Amtern der Lander zur Kenntnis zu. 

Die Entscheidung über die Auswahl der tatsachl1ch zu 
bearbeitenden ProJekte trifft der Interministerielle Aus-
schuß fur Koordinierung und Rat1onal1s1erung der Sta-
t1st1k (IMA). 

Erhebungen nach § 7 Abs. 2 BStatG zur Klarung w1ssen-
schaftl1ch-method1scher Fragestellungen bedürfen nicht 
unbedingt eines Auftrages eines Bundesm1n1stenums In 
aller Regel stimmt sich aber das Stat1st1sche Bundesamt 
mit dem aufgrund der sachlichen Erfordernisse betroffe-
nen Ressort ab. 

Die momentan 1m Stat1st1schen Bundesamt vorhandenen 
Kapazitäten erlauben es, pro Jahr - Je nach Erhebungs-
umfang - bis zu drei Erhebungen methodisch-technisch 
vorzubereiten 

Entsprechend der ubl1chen Arbeitsteilung führen die Stat1-
st1schen Ämter der Lancier auch bei den Erhebungen für 
besondere Zwecke die Feldarbeit durch. Fur die stat1st1-
schen Ämter der Lancier, die von einer Bete1l1gung abse-
hen, übernimmt das Stat1st1sche Bundesamt auch die 
Feldarbeit. 

4 Ausgewählte Beispiele von Erhebungen 
für besondere Zwecke 
Die folgenden Beispiele fur Erhebungen nach § 7 BStatG, 
die vom Stat1st1schen Bundesamt in Zusammenarbeit mit 
Statistischen Ämtern der Lancier bereits durchgeführt wur-
den oder zur Zeit bearbeitet werden, dienen der Verdeutli-
chung der unterschiedlichen Fragestellungen und metho-
dischen Konzeptionen, die mit diesen Erhebungen behan-
delt werden können. 
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4.1 Erhebungen nach § 7 Abs. 1 BStatG 

4.1.1 Forschung und Entwicklung im Bereich der 
Organisationen ohne Erwerbszweck4) 

1989/90 wurde vom Stat1st1schen Bundesamt 1n Zusam-
menarbeit mit den stat1st1schen Ämtern der Länder Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und Berlin 
(West) eine Erhebung bei Forschungse1nr1chtungen ohne 
Erwerbszweck durchgefuhrt Sie wurde vom Bundesmini-
sterium fur Forschung und Technologie in Auftrag gege-
ben. Es sollte 1m Rahmen der Erhebung nach Mögl1chke1t 
geklärt werden, 

welche Bedeutung dte uberw1egend privat f1nanz1erten 
w1ssenschaft11chen E1nr1chtungen 1n der Bundesrepu-
blik Deutschland haben, 

wie sie sich h1ns1chtl1ch ihrer Forschungszweige und 
Strukturmerkmale verteilen, 

inwieweit diese Einrichtungen mit einer statistischen 
Erhebung auf fre1w1ll1ger Basis zu erreichen sind und 
ob eine regelmaß1ge Befragung erforderlich und mög-
lich ist und 

ob es eine geeignete Basis für dte Fortschreibung der 
Forschungs- und Entwicklungsdaten dieses Berei-
ches gibt. 

Erhebungsmerkmale waren Angaben uber Personal sowie 
Einnahmen und Ausgaben dieser Einrichtungen, die in 
Form einer schriftlichen Befragung ermittelt wurden. Die 
Befragung basierte auf öffentlich zugangl1chem Adressen-
material, zum Be1sp1el dem Förderungskatalog des Bun-
desm1n1sters für Forschung und Technologie, dem Vade-
mecum (Statten der Forschung) u. a. 

4.1.2 Erhebung über die Verweildauer von Aus- und 
Übersiedlern in Unterkunftseinrichtungen 5) 

1989 wurde das Stat1st1sche Bundesamt vom Bundesm1n1-
sterium /ur Raumordnung, Bauwesen und Städtebau mit 
der Durchfuhrung einer Erhebung zur Verweildauer von 
Aus- und Übersiedlern 1n Unterkunftseinrichtungen beauf-
tragt Die Erhebung sollte neben einer Orientierung uber 
die Verweilzeit auch Aufschluß über mögliche Zusammen-
hänge zwischen Verwe1lze1t und fam1l1enbezogenen Merk-
malen erbringen. Von Aussagen uber die Verweilzeiten 1n 
Unterkunftseinrichtungen wurden wesentliche Informatio-
nen zum Wohnraumbedarf erwartet. 

Dte Erhebung bestand aus drei Teilen· 

1. Einer Bestandserhebung, die als Totalerhebung bei 
Gebiets- und Kommunalverwaltungen dte Unterkunfts-
e1nrichtungen sowie die Gesamtzahl der darin unterge-
brachten Aus- und Übersiedler erfassen sollte 

2 Einer Verweilze1terhebung, die als Stichprobenerhe-
bung bei den Verwaltungen der Unterkunftse1nr1chtun-

4) Siehe we1terfuhrend dazu Hetme1er, H -W „Offentl1che Ausgaben fur Forschung und 
experimentelle Entwicklung" 1n W1Sta 2/1990, S 123 ff 
5) Stat1st1sches Bundesamt, .,Aus- und Ubers1edler in Unterkunttse1nnchtungen Eine 
Erhebung (gern § 7 Abs 1 BStatG) zum Stichtag 31 10 1989 uber die Verwe1lze1t von 
Aus- und Ubers1edlern in Unterkunttse1nnchtungen und uber deren Wohnraumbedarf', 
Wiesbaden, 1m August 1990 
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gen durchgefuhrt wurde, und in der zu einem Stichtag 
dte Aufenthaltsdauer der 1n den E1nr1chtungen befindli-
chen Aus- und Ubers1edler erfragt werden sollte. 

3 Etner Famtltenerhebung, dte aus einer Stichprobenbe-
fragung von Aus- und Übersiedlerfamilien, die sich zum 
Stichtag 1n den Unterkunftse1nrichtungen befanden, be-
stand. Von den zufällig ausgewählten Fam1l1en wurden 
das Herkunftsland, die personltchen Bindungen zu be-
reits hier 1n einer eigenen Wohnung lebenden Bekann-
ten oder Verwandten, die Größe der Fam1l1e sowie An-
gaben zu Geschlecht und Alter der einzelnen Familien-
angehörigen und schließlich die Anzahl der Wohnun-
gen, die sie suchten, ertragt. 

Durch diesen Erhebungsaufbau wurde es möglich, auf der 
einen Seite bisherige Verwe1lze1ten der in den Unterkunfts-
etnrichtungen lebenden Aus- und Ubers,edler zu erfassen 
und auf der anderen Seite uber die Fam1l1enbefragung die 
Gründe fur die untersch1edl1chen Verwe1lze1ten zu erhe-
ben. Die Ergebnisse der Bestandserhebung dienten dazu, 
die Fam1l1enst1chprobe an den tatsächlichen Bestand an-
zupassen Schließlich wurden mit Hilfe dieser Angaben 
Verweilzeiten fur einzelne Gruppen von Aus- und Über-
siedlern geschätzt. 

4.1.3 Erhebung über den Streuobstanbau 

Vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wurde 1990 eine Bestandserhebung der 
Obstbaume ,n Streulagen, zum Be1sp1el auf Äckern und 
Wiesen, an Straßen, Wegen und Kanälen 1n Auftrag gege-
ben. Ziel der Erhebung 1st es, eine Grundlage zur Ermitt-
lung der Erntemenge 1n diesem Bereich zu schaffen, um 
die Gesamtversorgung des Marktes mit Obst beurteilen zu 
können. Daruber hinaus sollen Erkenntnisse über einen 
längerfristigen Strukturwandel 1m Obstanbau gewonnen 
werden. 

Erhebungseinheiten sind die Gemeinden, und als Erhe-
bungsmerkmale werden dte Anzahl der Bäume nach 
Obstarten erhoben. Die Erhebung wird mit Hilfe von Zäh-
lern durchgeführt 

Als Auswahlgrundlage werden dte Ergebnisse der Obst-
baumzählung von 1965 (Standort II) herangezogene). Als 
Auswahlverfahren wird eine Zufallsauswahl von Gemein-
den eingesetzt mit den Ländern, Obstarten und Baumzahl-
großenklassen als Sch1chtungskriterien. 

Die Ergebnisse der Erhebung werden gebunden an die 
Obstbaumzählung von 1965 hochgerechnet, um Schätz-
werte /ur den tatsächlichen aktuellen Bestand zu erhalten. 

4.2 Erhebungen nach § 7 Abs. 2 BStatG 

4.2.1 Testerhebung über moderne 
unternehmensbezogene Dienstleistungen 7) 

Um w1ssenschaftl1ch-method1sche Fragen zur besseren 
Darstellung der D1enstle1stungen ,n der amtlichen Statistik 
zu klären, hat das Stat1st1sche Bundesamt - im Beneh-

6) Siehe „Obstbaumzahlung 1965 Vorlauf1ge Ergebnisse" 1n W1Sta 10/1966, S 641 ff 
7) Siehe we1terfuhrend Gnoss, R „D1enstle1stungstestst1chprobe" 1n W1Sta 11/1989, 
S 691 ff 
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men mit dem Bundesm1nister1um für Wirtschaft - gemein-
sam mit den Stat1st1schen Ämtern der Lancier Nordrhe1n-
Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und Berlin (West) 
1988/89 eine Erhebung bei Dienstleistungsunternehmen 
durchgefuhrt, die vornehmlich moderne unternehmensbe-
zogene D1enstle1stungen erbringen Aufgabe dieser Erhe-
bung war es in erster Linie, Erkenntnisse zu gewinnen, auf 
welchem Wege dringend benot1gte stat1st1sche Informa-
tionen über diesen spez1f1schen D1enst1eistungsbere1ch 
ermittelt werden konnen. 

Im einzelnen galt es, sowohl Informationen über die Erhe-
bungse1nhe1ten und dte Erhebungsbereiche zu erlangen 
(Auswahlgrundlagen, Antwortbereitschaft) als auch die Er-
hebungsinstrumente und das Erhebungsverfahren zu te-
sten Daruber hinaus sollten bereits mit dieser Testerhe-
bung einige Lücken in den Informationen über moderne 
unternehmensbezogene D1enstle1stungen verkleinert wer-
den, soweit dies bei den gesetzlich vorgeschriebenen 
Rahmenbedingungen der Erhebungen für besondere 
Zwecke (Fre1will1gke1t, festgelegte Obergrenze des Erhe-
bungsumfangs) überhaupt erreichbar war 

Die Erhebungseinheiten waren Dienstleistungsunterneh-
men, dte mittels einer geschichteten Zufallsstichprobe aus 
der Betriebsdatei der Bundesanstalt für Arbeit ausgewählt 
wurden. Als Sch1chtungsmerkmale wurden die beteiligten 
Länder, die untersuchten Wirtschaftszweige und Beschäf-
tigtengroßenklassen herangezogen. Das angestrebte 
Stichproben netto von mindestens 4000 Auswahleinheiten 
wurde durch ein Verfahren der gestaffelten Stichproben-
aufstockung erreicht. Erhebungsmerkmale waren auf der 
einen Seite Strukturmerkmale der untersuchten Unterneh-
men und auf der anderen Seite ökonomisch relevante 
Indikatoren, wie zum Be1sp1el Umsätze und Bruttolöhne 
und -gehälter Das Datenmaterial wurde auf die Ebene der 
an der Untersuchung beteiligten Bundesländer und auf 
Bundesebene hochgerechnet. 

Die durchschn1ttl1che Antwortquote dieser freiwilligen 
schriftlichen Befragung lag mit 34,5 % zwar durchaus 1m 
Bereich der von privaten Erhebungsinstituten real1s1erten 
Rückläufe. Die hohe Nonresponse-Quote von ca. 65 % 1st 
aber dennoch ein H1nwe1s auf die ungesicherte Qualität 
der Ergebnisse, wobei wegen des Fehlens ausreichender 
Informationen über die Struktur der Antwortausfälle nicht 
abgeschatzt werden kann, 1nw1ewe1t die Ergebnisse stati-
stisch verzerrt sind. 

4.2.2 Zeitbudgeterhebung im Rahmen der 
BundesstatistikB) 

In vielen lndustrielandern werden 1m Rahmen der amtli-
chen Stat1st1k Daten uber die Zeitverwendung der Bevol-
kerung erhoben, um zum Beispiel Analysen uber den 

B) Siehe we1tertuhrend Ehl1ng, M /Schaler, D ,,Internationale Ertahrungen mit Zeitbud-
geterhebungen 1m Rahmen der amtlichen Stat1st1k" 1n W1Sta 7/1988, S 451 ff, Ehling, M 
.. Konzeption lur eine Zeitbudgeterhebung der Bundesstat1st1k - Methodik Stichpro-
benplan, ln\erview und Tagebuchau1ze1chnungen", 1n S\at1st1sches Bundesamt (Hrsg) 
„Zeitbudgeterhebungen - Ziele. Methoden und neue Konzepte". Schriftenreihe „Forum 
der Bundesstat1st1k", Band 13, Stuttgart 1990. S 154 ff . Schaler, 0 „Konzeption lur eine 
Zeitbudgeterhebung der Bundesstat1st1k - Erhebungs- und Auswertungsprogramm 
Akt1v1tatsklass1l1kat1on und Erhebungsinhalte" 1n Stat1st1sches Bundesamt (Hrsg) .. Zeit-
budgeterhebungen - Ziele. Methoden und neue Konzepte", a a O, S 166 ff 
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Zeitaufwand für die K1ndererz1ehung, die Belastung er-
werbstätiger Frauen, die Gestaltung des Lebens tm Alter, 
die Mediennutzung oder den Umfang produktiver Leistun-
gen ,m Haushalt durchfuhren zu können. Auch tn der Bun-
desrepublik Deutschland besteht ein großer Bedarf an 
Zeitbudgetdaten, zum Beispiel für die Familien- und Frau-
enpol1t1k oder dte Ermittlung des Wertes der Haushalts-
produktion ,m Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen 

Das Statistische Bundesamt beabsichtigt, für die Zeit von 
Oktober 1991 bis September 1992 erstmalig eine fre1w1lli-
ge Zeitbudgeterhebung bei ca. 10000 Personen 1n rund 
4900 Haushalten durchzuführen. Mit dieser Zeitbudgeter-
hebung werden 1m wesentlichen vier Ziele verfolgt: 

Methodische Untersuchungen der Anlage einer bun-
desweiten repräsentativen Zeitbudgeterhebung sowie 
der Mogl1chke1ten und Grenzen der Datengewinnung, 

Bereitstellung von Daten zur Haushaltsproduktton, 

Bereitstellung von Daten für trauen- und fam1l1enpolit1-
sche Untersuchungen, 

Bereitstellung allgemeiner Daten uber die Zeitverwen-
dung für sonstige Analysezwecke, zum Beispiel der 
Fre1zeitgestaltu ng. 

Um dte Daten zu erheben, soll ein Methoden-Mix aus zwei 
Interviews und Zeitanschreibungen in einem Tagebuch 
eingesetzt werden. In dem ersten Interview werden Grund-
daten über den Haushalt erhoben und die Haushaltsmit-
glieder zur Führung der Tagebücher angeleitet Alle Perso-
nen 1m Haushalt, die zwölf Jahre und älter sind, sollen ihre 
Zeitverwendung an ausgewählten Tagen in das Tagebuch 
eintragen. Die Aktivitäten werden offen erfaßt, das heißt 
Jeder Teilnehmer an der Untersuchung beschreibt seine 
Tätigkeit mit eigenen Worten. Haupttat1gke1t und gle1chzei-
t1ge Tät1gke1t werden getrennt erfaßt. Der Anfangs- und 
Endzeitpunkt von Tat1gke1ten soll Jeweils auf einer vorge-
gebenen Zeitachse markiert werden. Neben dem Zeitauf-
wand sollen Informationen zum Ort und den an den Aktivi-
täten bete1l1gten Personen erhoben werden. Bei einem 
zweiten lnterv1ewerbesuch werden die ausgefullten Tage-
bücher abgeholt und kontrolliert sowie gegebenenfalls 
ergänzt. In diesem Schlußmterv1ew werden zudem Fragen 
uber Hilfen im Haushalt, die Betreuung pflegebedürftiger 
Personen und zur lnfrastrukturausstattung des Wohnge-
bietes gestellt. 

Um saisonale Änderungen der Zeitverwendung zu erfas-
sen und eine Beeinflussung der Ergebnisse zum Be1sp1el 
durch eine Schlechtwetterperiode möglichst gering zu hal-
ten, soll an vier Zeitpunkten (erste Befragungsphase Okto-
ber/November 1991, die drei anderen folgen im Abstand 
von 1ewe1ls drei Monaten) Je etn Viertel der Stichproben-
haushalte befragt werden 

Um die Untersuchung vorzubereiten, wird zu Beginn des 
Jahres 1991 eine Testerhebung durchgeführt, in der u. a. 
die Erhebungspapiere für die Interviews und die Ausge-
staltung des Tagebuchs, das Auswahlverfahren, Anreize 
für die Befragten und die Erhebungsdauer (d h ob das 
Tagebuch an einem, zwei, drei oder maximal vier Tagen 
geführt werden soll) getestet werden. 
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5 Zusammenfassung 
Diese kurze Darstellung verschiedener § ?-Erhebungen 
macht deutlich, wie vielfältig das Instrumentarium der Er-
hebungen /ur besondere Zwecke einsetzbar 1st. Befragun-
gen bei Forschungseinrichtungen ohne Erwerbszweck, 
Unternehmen, Haushalten, Gemeinden und anderen of-
fentl1chen lnst1tut1onen wurden 1n den Be1sp1elen vorge-
stellt Sie wurden bzw. werden als Totalerhebungen oder 
als Stichprobenerhebungen, basierend auf einer einfa-
chen Zufallsauswahl oder einer geschichteten Zufallsaus-
wahl, durchgefuhrt. 

Aber auch die Grenzen derartiger fre1w1ll1ger Erhebungen 
mit maximal 10000 Erhebungseinheiten sollten nicht uber-
sehen werden. So ist das Frageprogramm moglichst 
knapp und einfach zu halten, um die bei fre1w1ll1gen Erhe-
bungen sowieso geringe Rücklaufquote nicht noch zu 
vermindern Es ist auch mit systematischen Verzerrungen 
zu rechnen, die aus der unterschiedlich verteilten Antwort-
bereitschaft der einzelnen Erhebungseinheiten resultie-
ren. Dan..iber hinaus 1st dem Zufallsfehler wegen der gerin-
gen Stichprobengröße besondere Beachtung zu schen-
ken. 

Aufgrund der rechtlichen Einschränkungen können die 
Ergebnisse der§ ?-Erhebungen nicht immer den in der 
amtlichen Stat1st1k ubl1chen Qualitätsansprüchen Rech-
nung tragen. Es 1st Jedoch auch nicht das Ziel, mit diesem 
Instrumentarium Stat1st1ken auf der Grundlage einzelstati-
stischer Rechtsgrundlagen zu ersetzen, sondern es geht 
lediglich darum, Strukturen und Entwicklungen von Phä-
nomenen aufzuzeigen, die auf dem sonst üblichen Wege 
nicht mit der erforderlichen Schnell1gke1t durchgeführt 
werden können. Derartige Informationen können einer-
seits wesentlich dazu beitragen, anstehende Entschei-
dungen oberster Bundesressorts auf rationale Grundla-
gen zu stellen oder können andererseits wertvolle Er-
kenntnisse liefern, die der Weiterentwicklung der amtli-
chen Statistik dienen. 
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Neue Bundesstatistik 
über Krankenhäuser 

GrundJage zum Aufbau eines 
statistischen 
Krankenhausinformationssystems 

Vorbemerkung 

Der Gesundheitssektor beansprucht gegenwärtig in der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 10 % des Bruttosozial-
produkts. Die Jährlichen Gesamtausgaben für Gesundheit 
belaufen sich auf rund 280 Mrd. DM; dies entspricht in 
etwa dem Finanzierungsvolumen des Bundeshaushalts. 
Auf die stat1onare Behandlung einschließlich Kuren entfällt 
davon mit fast 70 Mrd. DM etwa ein Viertel 

Die rasante Ausgabensteigerung, insbesondere Anfang 
der siebziger Jahre, hat dazu geführt, daß sich die Schere 
zwischen dem Zuwachs der Gesundheitsausgaben und 
der Entwicklung der Löhne und Gehälter immer weiter 
geöffnet hat, was notgedrungen Beitragserhohungen bei 
den Krankenversicherungen und schließlich gesetzgebe-
rische Kostendämpfungsmaßnahmen unumgänglich 
machte 
Die Ursachen für die Kostenexplosion waren v1elfaltig. 
Neben den Auswirkungen der Veranderung der Alterszu-
sammensetzung der Bevölkerung, des medizinischen und 
medizinischen-technischen Fortschritts waren es vor al-
lem allgemeine Le1stungsauswe1tungen und eine verbes-
serte Versorgungsqualität, die kostenste1gernd wirkten. 
Immer mehr traten aber auch Überversorgungen, Überka-
pazitäten und Unw1rtschaft11chkeiten als Folge von Steue-
rungsmangeln im System der Le1stungsf1nanz1erung zuta-
ge. Im Krankenhausbereich wurden u. a Überangebote an 
Krankenhausbetten, Fehlbelegungen mit Pflegefällen, eine 
zu hohe Verweildauer, ein sprunghafter Anstieg der Be-
handlungen in Kur- und Spezialeinrichtungen und eine 
unzureichende Verzahnung zwischen ambulanter und sta-
tionärer Versorgung beklagt. Welcher Einfluß 1m einzelnen 
von der Mengen-, Preis-, Struktur- und Qual1tätsentw1ck-
lung auf die Ausgabenzuwächse 1m Krankenhausbereich 
ausging, konnte allerdings nicht exakt quant1fiz1ert werden, 
weil geeignetes und vergleichbares Datenmaterial weitge-
hend fehlte. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (BMA) 
unternahm deshalb in der Vergangenheit wiederholt An-
strengungen, eine neue bundeseinheit11che Krankenhaus-
statistik zu schaffen, die Basisdaten für v1elfalt1ge Auswer-
tungen liefern kann und einem breiten Nutzerkreis als 
allgemein zugängliche Informationsquelle zur Verfügung 
steht. H1erbe1 wurde er zuletzt auch vom Sachverständ1-
genrat fur die Konzertierte Aktion 1m Gesundheitswesen 
unterstützt, der das Fehlen geeigneter statistischer Kenn-
ziffern bei der gesundheitspolitischen Entscheidungsfin-
dung mehrfach hervorhob. Man war sich allerdings be-
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wußt, daß nach der intensiv geführten Diskussion um Fra-
gen des Datenschutzes, der Entlastung der Auskunfts-
pflichtigen sowie der Einschränkung des Stat1stikpro-
gramms auf unbedingt notwendige Erhebungen und Erhe-
bungsinhalte eine Rechtsvorschrift für eine neugestaltete 
und in Teilen ausgeweitete Krankenhausstatistik an stren-
gen Maßstaben gemessen werden muß 

Nachfolgend sind kurz die Ausgangslage und die wichtig-
sten Aspekte aufgeführt, die die Beratung insbesondere 
mit den Ländern beherrschten, bevor 1m zweiten Teil des 
Beitrages auf den Inhalt der neuen Krankenhausstatistik 
und ihre vielseitigen Auswertungsmöglichkeiten einge-
gangen wird. 

Ausgangslage und 
Zielsetzung 
Die bisherige Krankenhausstatistik ist eine sogenannte 
koordinierte Landerstat1stik, die sich noch auf einen Be-
schluß des Reichsrates vom 17. September 1931 und die 
3. Durchführungsverordnung vom 30. Marz 1935 zum Ge-
setz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens 
vom 3. Juli 1934 stützt. Diese Vorschriften sind nach heuti-
ger Rechtsauffassung ungenügend und entsprechen in-
haltlich nicht mehr den zeitgerechten Anforderungen. Al-
lein von daher war es geboten, die Krankenhausstat1st1k 
auf eine neue Rechtsgrundlage zu stellen, die für die Erhe-
bung, Aufbereitung und Weitergabe von Daten sowie für 
die Geheimhaltung von Einzelangaben die 1m Bundessta-
t1st1kgesetz vom 22. Januar 1987 festgelegten Grundsatze 
berucks1cht1gt. 

Im Vordergrund der Uberlegungen zu einer Neuordnung 
der Krankenhausstatistik standen allerdings nicht rechtli-
che, sondern die sachlichen Mängel der derze1t1gen Erhe-
bung. Das Konzept der bisherigen Krankenhausstatistik 
1st 1m wesentlichen seit 1967 unverändert geblieben; es 
enthält für den Bund nur ein Minimalprogramm, da nur 
solche Merkmale ,n die Erhebung einbezogen werden 
konnten, die in allen Landern 1n gleicher Weise erhoben 
werden. Die untersch1edl1chen Inhalte der Landerstat,sti-
ken, die Abweichungen in den Begriffen und Untergliede-
rungen, das Fehlen e1nhe1tl1cher Erfassungs-, Prüf- und 
Aufbere1tungsmodal1täten und dgl erschwerten 1n der Ver-
gangenheit immer wieder die fachliche Koordination und 
We1terentw1cklung und fuhrten dazu, daß dringend beno-
t1gte vergleichbare Daten auf Bundesebene fehlten. Zu-
dem konnten die wenigen Ergebnisse wegen der Liberwie-
gend manuellen Aufbereitung und der aufwendigen Feh-
lerbereinigung nur mit erheblichen zeitlichen Verzögerun-
gen bereitgestellt werden; das gesamte Datenmaterial 
wurde nicht selten erst e1ne1nhalb Jahre nach Ende des 
BerichtsJahres veröffentlicht. 

Im FrühJahr 1986 hat sich das federführende Ressort daher 
1m Zuge der aktuellen gesundheitspolitischen D1skuss1on 
und angesichts des immer größer werdenden lnforma-
t1onsdef1zits entschieden, die amtliche Krankenhausstat1-
st1k grundlegend neu zu regeln. Nach Auffassung des 
Bundesministeriums fur Arbeit und Sozialordnung und 
des Statistischen Bundesamtes sollte eine neue Kranken-
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hausstatistik Informationen für alle Beteiligten liefern, die 1n 
enger Zusammenarbeit auf Bundes- und Länderebene zur 
bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung und zur 
w1rtschaftl1chen Sicherheit der Krankenhäuser beitragen. 
Ebenfalls sollten Daten für wissenschaftliche Untersu-
chungen, fur internationale Vergleiche und für die Öffent-
lichkeit bereitgestellt werden. Den lnformat1onsbedürfn1s-
sen der Lander wollte man besonders Rechnung tragen, 
da die Ergebnisse der Krankenhausstat1st1k hier unmittel-
bar fur die Erfüllung originarer Aufgaben der Krankenhaus-
planung und -förderung herangezogen werden. Gleich-
wohl war bei der Befragung von Anfang an nicht an einen 
Maximalkatalog gedacht Vielmehr sollten nur Daten L.iber 
solche Sachverhalte 1n das Erhebungsprogramm aufge-
nommen werden, an denen vorrangiges Interesse besteht 
und die von den Berichtsstellen ohne größeren Aufwand 
den vorhandenen Verwaltungsunterlagen oder Daten-
sammlungen entnommen werden können 

Rechtliche Grundlagen 
Die neue Krankenhausstat1st1k sollte durch Rechtsverord-
nung auf Basis der Ermächtigungsgrundlage in§ 28Abs. 3 
Krankenhausf1nanzierungsgesetz (KHG) vom 23 Dezem-
ber 1985 angeordnet werden. Zur Vorbereitung dazu berief 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung eine 
Arbeitsgruppe ein, 1n der u. a. alle Länderressorts, die 
Spitzenverbände der Krankenkassen, Ärzte und Kranken-
hauser sowie das Stat1st1sche Bundesamt vertreten wa-
ren Uber Sachfragen konnte man sich relativ schnell eini-
gen, nachdem man sich entschieden hatte, pragmatisch 
vorzugehen und die unverzichtbaren Inhalte einer e1nheitl1-
chen Erhebung systematisch zu erörtern. Schwieriger wa-
ren die Fragen der rechtlichen Zuständ1gke1t, der Tragfä-
higkeit der Rechtsgrundlage und schließlich der Anwen-
dung von Datenschutzbestimmungen zu klären. Nach vier 
Jahren intensiv geführter Diskussion, unter Einbeziehung 
auch der Leitungsebenen der Bundes- und Landermin1-
sterien, gelang es erst 1m zweiten Anlauf 1m Bundesrat, 
einen Kompromiß fur die Neugestaltung der Erhebung zu 
finden, der sicher nicht Jeden befriedigt, aber gemessen an 
der gegenwart1gen Situation einen beträchtlichen Fort-
schritt bedeutet. 

Umstritten war lange Zeit die Ermächtigungsgrundlage für 
die neue Krankenhausstatist1kverordnung (KHStatV). Hier-
bei gingen die Meinungen darL.iber auseinander, ob die 
Verordnungsermächtigung in § 28 Abs. 3 KHG 

den Anforderungen des Artikels 80 Abs. 1 Grundge-
setz genügt, wonach Inhalt, Zweck und Ausmaß der 
erteilten Ermacht1gung im Gesetz bestimmt sein muß, 

den Bereich des Pflegesatzrechts oder auch den der 
Krankenhausplanung erfaßt, 

auch auf Krankenhauser angewendet werden kann, fL.ir 
die das KHG nicht gilt bzw die ausdruckl1ch von der 
Förderung ausgenommen sind, 

landere1gene Statistiken ausschließt, die erganzend 
oder unabhängig von der KHStatV geführt werden. 

Die Diskussion konzentrierte sich vor allem auf den letzten 
Punkt. Es wurde befL.irchtet, bei enger Auslegung und 
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abschließender Regelung der Krankenhausstatistik im 
Rahmen einer KHStatV des Bundes werde den Ländern 
die Mögl1chke1t genommen, dringend benötigte zusätzli-
che Daten für Planungszwecke zu erheben und auf die 
verwaltungsmaß1ge Nutzung der Einzelnachweise zurück-
zugreifen. Der Bund betonte allerdings, auch eine rechtlich 
neu geregelte koordinierte Landerstatist,k als Alternative 
zur Bundesstat1st1k werde sich mit Weiterleitungsproble-
men und verfassungsmäßigen Bedenken wegen der Ver-
knupfung von Statistik und Verwaltung konfrontiert sehen. 

Man kam schließlich überein, die Rechtsunsicherheit 
durch eine Änderung des § 28 KHG 1m Rahmen des Ge-
sundheitsreformgesetzes (GRG) zu beseitigen und den 
Ländern eine Öffnungsklausel für zusätzliche Länderstati-
stiken zu schaffen. Seit Januar 1989 gilt nunmehr eine neue 
Fassung der Ermacht1gungsgrundlage, 1n der u. a. die Lie-
ferung von Angaben für Planungszwecke klar von der 
Auskunftspflicht zur Bundesstat1st1k unterschieden wird. 
Der Erhebungsumfang 1st Jetzt eindeutig geregelt; der fest-
gelegte Berichtsweg verläuft von den Krankenhäusern di-
rekt zu den Stat1st1schen Ämtern der Länder, das heißt 
ohne Umwege über die Gesundheitsbehörden der Län-
der. Die für Statistik erhobenen Einzelangaben dürfen au-
ßerdem von den Stat1st1schen Ämtern der Lander nicht 
mehr an die obersten Gesundheitsbehörden weitergege-
ben werden. Die Trager der zugelassenen Krankenhäuser 
unterliegen vielmehr einer doppelten Auskunftspflicht, und 
zwar einerseits gegenüber den Statistischen Ämtern der 
Lander und andererseits gegenüber den für Planungs-
und F1nanz1erungsaufgaben zustandigen Landesbehör-
den Die vom Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
geforderte klare Trennung von Statistik und Verwaltungs-
vollzug findet damit Berücksichtigung 

Fur einige Landerressorts war diese Regelung allerdings 
nicht weitgehend genug Im Rahmen der anschließenden 
Anhörung und Beratung der KHStatV drängten sie darauf, 
erganzende Bestimmungen zur Übermittlung von Einzel-
daten in die Verordnung aufzunehmen. Dies mußte die 
Bundesregierung aus verfassungs- und datenschutz-
rechtl1chen Gründen ablehnen. Bestimmte Angaben aus 
der D1agnosestat1st1k können nur mit Zustimmung der 
Betroffenen an die fachlich zustandigen obersten Landes-
behörden weitergegeben werden. Das gleiche gilt für die 
Herausgabe von Krankenhausverze1chn1ssen. Entspre-
chende Regelungen enthält die L.iberarbeitete Fassung der 
Verordnung, die vom Bundesrat schließlich gebilligt wur-
de. 

Die Verabschiedung der Verordnung über die Bundessta-
tistik für Krankenhäuser vom 10 April 1990 (BGBI. 1 S. 730) 
eröffnet erstmals die Mögl1chke1t, Erhebung und Aufberei-
tung bundeseinheitl1ch zu regeln. Die hierin liegenden 
methodischen Vorteile sollen nun voll 1m Interesse der 
Konsumenten der Stat1st1k ausgeschopft werden Auf die-
ses Ziel hat das Stat1st1sche Bundesamt h1ngearbe1tet und 
dabei die D1skuss1on 1m BMA und 1n den Ausschussen 
des Bundesrates intensiv fachlich begleitet. Nun liegt es 
an den Auskunftspflichtigen und Verbanden, zusammen 
mit den Stat1st1schen Ämtern der Länder an einer erfolgrei-
chen Durchführung des Vorhabens m1tzuw1rken. 
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Berichtskreis, Anschriftenverzeichnis 
Die Vorbereitungsarbeiten zur neuen Krankenhausstat1-
st1k sind von den stat1st1schen Ämtern frühzeitig 1n Angriff 
genommen worden. In fünf Referentenbesprechungen seit 
Oktober 1987 und 1m Fachausschuß „Stat1st1k des Ge-
sundheitswesens" 1m Februar 1989 wurde das Stat1st1k-
pr0Jekt eingehend beraten, und es wurden konkrete Ar-
beitsschritte für dessen Einfuhrung festgelegt Die späte 
Verabschiedung der Verordnung im FrühJahr dieses Jah-
res hat allerdings den ursprünglich vorgesehenen Arbeits-
und Zeitplan fur die Einführung der Erhebung verschoben 
Gleichwohl 1st zu erwarten, daß die Zeit bis zur ersten 
Meldung Anfang 1991 ausreicht, um sich 1n den Kranken-
hausern auf die neue Befragung einstellen zu kennen. 

Nach der novellierten Fassung des § 28 KHG zählen zum 
Berichtskreis der neuen Krankenhausstat1st1k sämtliche 
Krankenhauser Krankenhäuser, für die das KHG nicht 
angewendet wird (§ 3 KHG) oder die nicht gefördert wer-
den(§ 5 KHG), sind nach dem Gesetzestext ausdrücklich 
in die Stat1st1k einbezogen. Somit ist die Voraussetzung 
dafür gegeben, daß die Krankenhausstat1st1k einen umfas-
senden Überblick über die stationäre Versorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland liefern kann. Nach dem Wil-
len des Verordnungsgebers sollen allerdings nur Kran-
kenhäuser erfaßt werden, die auch der Allgemeinheit zu-
gänglich sind. Polizeikrankenhäuser und Krankenhäuser 
1m Straf- und Maßregelvollzug bleiben von der Erhebung 
ausgeschlossen; fur Bundeswehrkrankenhäuser gilt ein 
verkurzter Merkmalskatalog 

Der Berichtskreis gliedert sich nach den neuen Bestim-
mungen im GRG in zwei überschne1dungsfre1e Gruppen: 

Krankenhäuser, die Krankenhausbehandlung durch-
führen (§ 107 Abs. 1 Sozialgesetzbuch V Buch [SGB 
V]); dies entspricht dem Bereich der bisherigen Kran-
kenhauspflege nach§ 184 RVO, 

und 

Vorsorge- oder Rehabil1tat1onseinr1chtungen (§ 107 
Abs. 2 SGB V); dies entspricht den bisherigen Kur- und 
Spezialeinrichtungen nach§ 184 a RVO. 

Mischformen zwischen diesen Versorgungsbereichen 
kann es nicht mehr geben E1nr1chtungen, die bisher beide 
Behandlungsformen anboten, mussen sich seit dem In-
krafttreten des GRG auf einen der Bereiche beschränken 
oder für Jeden Teilbereich eine organisatorisch selbständi-
ge W1rtschaftseinhe1t bilden. Die Stat1st1schen Amter der 
Länder haben für beide Typen von Einrichtungen getrenn-
te Anschriftenverze1chnisse angelegt und damit sicherge-
stellt, daß die Befragung mit untersch1edl1chen Erhe-
bungsvordrucken erfolgen kann. 

Im Einzelfall kann es gleichwohl schwierig sein, die Versor-
gungsbereiche klar voneinander zu trennen und sie insbe-
sondere von reinen Pflegeheimen abzugrenzen. Maßge-
bend sind 1n Zweifelsfallen die Ausführungen 1n der Geset-
zesbegrundung zu§ 107 SGB V. Danach steht 1n Kranken-
häusern die 1ntens1ve, aktive und fortdauernde ärztliche 
Betreuung im Vordergrund. Die Pflege 1st in aller Regel der 
arzt11chen Behandlung untergeordnet. In Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtungen liegt die stationäre Versor-
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gung der Patienten ebenfalls in ärztlicher Verantwortung 
und erfolgt nach einem gezielten arztl1chen Behandlungs-
plan, die pflegerische Betreuung der Patienten 1st aber der 
ärztlichen Behandlung nicht unter-, sondern eher gle1ch-
wert1g nebengeordnet. Bei reinen Pflegeheimen, die in der 
Krankenhausstatistik nicht erfaßt werden dürfen, steht da-
gegen die Pflege klar im Vordergrund. Eine ärztliche Ver-
sorgung erfolgt zwar auch, aber sie 1st in Pflegeeinrichtun-
gen von nachrangiger Bedeutung. Pflegeheime nehmen 
daher Personen nicht nur vorübergehend (fur eine befriste-
te Zeit) auf, sondern betreuen ihre Heimbewohner dauer-
haft 

Da die Übergänge oft fließend sind, kann die Zuordnung 1m 
Einzelfall nur im Einvernehmen mit den zuständigen Ge-
sundheitsbehörden erfolgen, die die Sachlage gut ken-
nen. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, daß in den 
Landern eine Art laufende Berichterstattung über Eröffnun-
gen, Umwandlungen und Schließungen von Einrichtungen 
installiert wird, damit für die Durchführung der Erhebung 
aktuelle Anschriften und Fachverzeichnisse vorliegen. In 
den Statistischen Ämtern der Länder wird fur die verschie-
denen Berichtseinheiten ein Leitband aufgebaut, das auch 
Informationen (Zahl der Betten, Großgerate etc.) externer 
Stellen aufnehmen kann. Damit können Unstimmigkeiten 
1m Vergleich zu Daten aus anderen Quellen frühzeitig er-
kannt und bereinigt werden. Die Länder haben die Mog-
lichke1t, mit Hilfe dieses Leitbandes Jährlich aktuelle Kran-
kenhausverzeichnisse herauszugeben. An solchen Ver-
zeichnissen besteht von verschiedener Seite dringender 
Bedarf Die KHStatV begrenzt den Inhalt der Krankenhaus-
verzeichnisse allerdings auf Name und Anschrift der Ein-
richtung, Art der Einrichtung, Art der Tragerschaft, vorhan-
dene Fachabteilungen und Bettenzahl. 

Erhebungsprogramm 
Das Erhebungsprogramm der neuen Krankenhausstat1-
st1k umfaßt drei Teile· 

Teil 1: Grunddaten 

Tell 11: Diagnosen 

Tell III. Kostennachweis 

Fur Jeden Befragungsteil 1st ein gesonderter Erhebungs-
vordruck vorgesehen. Nach der Verordnung müssen die 
Grunddaten bis zum 1. April und die Diagnose- und Ko-
stenangaben bis zum 30. Juni des dem BerichtsJahr fol-
genden Jahres an die Statistischen Ämter der Lander 
uberm1ttelt werden Diese Termine sollen sicherstellen, 
daß aktuelle Informationen über die stationäre Versorgung 
in der Bundesrepublik Deutschland frühzeitig zur Verfü-
gung stehen. 

Während die Krankenhauser Angaben zu allen Erhe-
bungsteilen zu liefern haben, bezieht sich die Auskunfts-
pflicht der vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 
nur auf die Grunddaten und hierbei auch nur auf einen 
eingeschränkten Merkmalskatalog. Letzteres gilt auch für 
die Krankenhäuser der Bundeswehr, die Angaben zu den 
Grunddaten und Diagnosen nur insofern zu machen ha-
ben, als Leistungen für Zivilpatienten erbracht werden. Zur 
Erleichterung der Einführung der neuen Krankenhausstati-
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st1k und um den Berichtsstellen Zeit für interne organisato-
rische Maßnahmen zu geben, beginnt die Erhebung für die 
Diagnosen erst 1993. Die anderen Angaben werden mit 
Ausnahme des Personals der Einrichtungen bereits fur 
das Berichts1ahr 1990 ermittelt; die Personalerhebung 1st 
ab 1991 mit einbezogen 

Teil 1: Grunddaten 
Die Erfassung der Grunddaten deckt weitgehend den In-
halt der gegenwärtigen Krankenhausstatistik ab. Künftig 
wird allerdings nicht mehr nach der Zweckbestimmung der 
Krankenhäuser gefragt, so daß die Einteilung in Akut- und 
Sonderkrankenhäuser entfällt, die ohnehin zweifelhaft war. 
Als Ersatz tritt hierfür der Nachweis bestimmter Kapazitäts-
und Leistungsdaten nach Fachabteilungen, wodurch eine 
wesentlich tiefer gehende Analyse des Datenmaterials 
erfolgen kann. Einen Überblick uber das Erhebungspro-
gramm gibt Übersicht 1 Neu 1st die Einbeziehung von 
einigen Ausstattungsmerkmalen der Krankenhäuser. So 
werden künftig bundeseinhe1tl1che Angaben uber die Aus-
bildungsstätten, uber die Arzneimittelversorgung und uber 
Sondereinrichtungen erfaßt Be, den Sondereinrichtungen 
interessiert u. a., ob und in welchem Umfang medizinisch-
technische Großgeräte vorhanden sind und wie viele und 
welche Dialyse- sowie Tages- und Nachtklinikplätze zur 

Verfügung stehen. Dem Nachweis der Bettenzahl wird 
kunftig besonderes Gewicht beigemessen. So sind Plan-
betten (Betten im Krankenhausbedarfsplan) und aufge-
stellte Betten (tatsächlich betriebene Betten) differenziert 
zu melden Dabei wird 1n beiden Kategorien nach der Art 
der Forderung unterschieden. Betten, die für die Intensiv-
pflege bzw zur Behandlung von Querschnittgelähmten 
und Schwerbrandverletzten vorgehalten werden, werden 
gesondert erfaßt. 

Angaben über Betten, Pflegetage und die Patientenbewe-
gung stehen demnächst nicht nur für die Krankenhäuser, 
sondern auch für die Vorsorge- oder Rehab1l1tationsein-
richtungen sowie für einzelne Fachabteilungen dieser Ein-
richtungen zur Verfügung. Fachabteilungen sind hierbei 
abgegrenzte, von Ärzten mit Gebiets- und Teilgebietsbe-
zeichnung standig verantwortlich geleitete Abteilungen mit 
besonderen Behandlungse1nnchtungen Auf den geson-
derten Nachweis einer Fachabteilung „lntensivmed1zin" 
wird verzichtet. Sofern eine organisatorische selbständige 
Fachabteilung „lntens1vmed1z1n" im Krankenhaus besteht, 
sind deren Betten entsprechend der Beanspruchung den 
anderen Fachabteilungen zuzuordnen. Um korrekte Ausla-
stungskennz1ffern Je Fachabteilung berechnen zu können, 
werden Verlegungen in und aus einer Fachabteilung ge-
sondert erfaßt. Damit lassen sich der Auf- und Abbau der 

Ubersicht 1 · Erhebungsmerkmale 
Teil 1· Grunddaten 

1 Allgemeine Angaben 
Art des Krankenhauses, Zulassung nach § 108 SGB V1) 

ArtdesTragers1) 

Ausbildungsstätten nach Berufen 
Art der Arzneimittelversorgung 1) 

Sondereinnchtungen 
Medizinisch-technische Großgerate nach Art und Zahl1) 

Nicht bettenfuhrende Fachabteilungen') 
D1alyseplatze nach Art und Zahl') 
Tages- und Nachtklirnkplatze nach Art und Zahl 
Einrichtungen der lntensivmed1zin nach Art und Zahl 
Einrichtungen zur Behandlung Querschnittgelahmter 
Einrichtungen zur Behandlung Schwerbrandverletzter 

Planbetten. davon 
- nach dem Krankenhausf1nanzierungsgesetz 
- nach dem Hochschulbauforderungsgesetz 
- sonstige Planbetten 

Aufgestellte Betten, davon 
- nach dem Krankenhausfinanz1erungsgesetz 
- nach dem Hochschulbauforderungsgesetz 
- nach§ 108 Nr 3 SGB V (Vertragsbetten) 
- sonstige aufgestellte Betten 

2 Krankenbetten, Pflegetage und Patientenbewegung 
Planbetten nach Fachabteilungen 
Aufgestellte Betten nach Fachabteilungen 1). darunter 

- lntens1vbetten 
- Belegbetten 

Pflegetage nach Fachabteilungen 1), darunter 
- Tage der lntens1vbehandlung 

Patientenzugang nach Fachabteilungen, darunter. 
- von außen und aus anderen Krankenhausern 1) 
- Stundenfalle innerhalb eines Tages 
- Verlegungen innerhalb des Krankenhauses 

Patientenabgang nach Fachabteilungen, darunter 
- Entlassungen aus dem Krankenhaus und Verlegungen in andere 

Krankenhäuser') 
- Verlegungen innerhalb des Krankenhauses 
- durch Tod1) 

1) Merkmal wird auch bei vorsorge- oder Rehabihtat1onseinnchtungen erhoben 
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3 Personal 

3 1 Ärztliches Persona/1) 

Hauptamtliche Arzte nach Gebiets- und Te1lgeb1etsbeze1chnung und 
Geschlecht, darunter 

- Te1/ze1tbeschaft1gte Arzte 
- leitende Arzte 
- Oberärzte 
- Assistenzarzte 

Belegarzte nach Gebiets- und Te1/geb1etsbeze1chnungen 

Von Belegarzten angestellte Arzte nach Gebiets- und 
Teilgeb1etsbeze1chnungen 

Assistenzarzte in einer We1terb1ldung nach Tat1gke1tsbere1ch und Geschlecht 
In Vollkräfte umgerechnete Arzte 
Zahnärzte nach Geschlecht, darunter Teilze1tbeschaftigte 
Arzte 1m Praktikum nach Geschlecht, darunter Te1lze1tbeschaft1gte 

3 2 N1chtarzthches Personal1) 

N1chtarzthche Beschafl1gte nach Funkt1onsbere1chen, Berufsbezeichnung und 
Geschlecht, darunter Te1lze1tbeschaft1gte 

Personal in Pflegeberufen mit abgeschlossener Weiterbildung nach Art der 
We1terb1ldung und Geschlecht 

In Vollkrafte umgerechnetes rnchtarztllches Personal nach Funkt1onsbere1chen 

4 Te1lstat1onare Entlassungen 
Entlassene te1lstat1onare Patienten nach Fachabteilungen und Geschlecht 

5 Entbindungen und Geburten 
Entbundene Frauen insgesamt 
Entbindungen durch Zangengeburt, Vakuumextraktion, Kaiserschnitt 
Entbundene Frauen mit Komplikationen 
Wegen Fehlgeburt behandelte Frauen 
Geborene Kinder, davon 

- Lebendgeborene 
- Totgeborene 
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Betten, die Bettenauslastung und die Verweildauer der 
Patienten in den einzelnen Organisat1onse1nhe1ten stati-
stisch exakt belegen. Um das Leistungsspektrum der Häu-
ser vollständig abzubilden, werden neben den vollstat10-
nären Behandlungsfällen auch die teilstationären Entlas-
sungen, gegliedert nach Geschlecht der Patienten und 
Fachabteilung, gezählt. 

Übersicht 2· Gliederung der Fachabteilungen 

Krankenhauser 
Augenheilkunde 
Chirurgie 
darunter 
- Gefaßch1rurg1e 
- K1nderch1rurg1e 
- Plastische Ch1rurg1e 
- Thorax· und Kardiovaskularch1rurg1e 
- Unfallch1rurg1e 
Frauenheilkunde und Geburtshilfe 
darunter 
- Frauenheilkunde 
- Geburtshilfe 
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde 
Haut- und Geschlechtskrankheiten 
Innere Medizin 
darunter 
- Endokrinologie 
- Gastroenterologie 
- Hamatolog1e 
- Kard1olog1e 
- Lungen· und Bronchialheilkunde 
- Nephrologie 
- Rheumatologie 
- Geriatrie 
Kinderheilkunde (einschl Kinderkardiologie) 
Kinder- und Jugendpsych,atne 
Mund-Kiefer-Ges1chtschirurg1e 
Neuroch1rurg1e 
Neurologie 
Nuklearmedizin (Therapie) 
Orthopad,e 
dar Rheumatologie 
Psychiatrie 
dar Suchtkrankheiten 
Psychosomatik 
Strahlentherapie 
Urologie 
Sonstige F achbere,che/ Allgemeinbetten 

Vorsorge- oder Rehab11itat1onse1nnchtungen 
Haut- und Geschlechtskrankheiten 
Innere Medizin 
darunter 
- Endoknnolog,e 
- Gastroenterologie 
- Kard1olog1e 
- Lungen- und Bronch1alhe1lkunde 
- Nephrologie 
- Rheumatologie 
Kinderheilkunde (einschl Kinderkardiologie) 
Neurologie 
Orthopad,e 
dar Rheumatologie 
Psychiatrie 
dar Suchtkrankheiten 
Psychosomatik 
Sonstige Fachbereiche/ Allgemeinbetten 

Der hohe Anteil der Personalkosten in den Krankenhäu-
sern und die hieraus resultierenden Belastungen erfor-
dern detaillierte Informationen Liber die Struktur und die 
Veränderung des Personalstandes. Dabei soll die Unter-
gliederung der Ärzte nach Gebiets- und Teilgeb1etsbe-
ze1chnungen (siehe Übersicht 3), die sich an der We1terb1l-
dungsordnung der Bundesärztekammer orientiert, auch 
Aufschluß über den Einsatz bzw. den Bedarf in den ver-
schiedenen Fachd1sz1plinen geben. Im einzelnen ist die 
Zahl der Ärzte, Zahnärzte und Ärzte ,m Praktikum zum 
Jahresende gegliedert nach Geschlecht, ausgeLibter 
Funktion und Teilzeitbeschäftigung zu melden. Daneben 
werden Vollkräfte, das heißt die Zahl der auf volle tarifliche 
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Arbeitszeit umgerechneten Ärzte, 1m Jahresdurchschnitt 
ermittelt. Dadurch erhält man Nennergrößen, die für Ko-
sten- und Belastungsvergleiche erforderlich sind. 

Übersicht 3· Gebiets- und Teilgebietsbezeichnungen der Ärzte 

Arzte mit abgeschlossener We1terb1ldung im Gebiet 
Allgemeinmedizin 
Anasthes1olog1e 
Arbe1tsmediz1n 
Augenheilkunde 
Chirurgie 
darunter 
- TG Gefäßchirurgie 
- TG K1nderchirurg1e 
- TG Plastische Chirurgie 
- TG Thorax- und Kardiovaskularchirurg1e 
- TG Unfallch1rurg1e 
Frauenheilkunde und Geburtshilfe 
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde 
dar TG Phoniatrie und Pädaud1olog1e 
Haut- und Geschlechtskrankheiten 
Hygiene 
Innere Medizin 
darunter 
- TG Endoknnolog,e 
- TG Gastroenterologie 
- TG Hämatologie 
- TG Kard1olog1e 
- TG Lungen- und Bronch1alhe1lkunde 
- TG Nephrologie 
- TG Rheumatologie 
K 1nderhe1lkunde 
dar TG Kinderkard1olog1e 
Kinder· und Jugendpsych1atne 
Klinische Pharmakologie 
Laboratonumsmediz1n 
M1krob1olog1e und lnfektionsep1dem1olog1e 
Mund·Kiefer-Ges1chtsch1rurg1e 
Neurochirurgie 
Neurologie 
Neuropathologie 
Nuklearmedizin 
Öffentliches Gesundheitswesen 
Orthopadie 
dar TG Rheumatologie 
Pathologie 
Pharmakologie und Toxikologie 
Psychiatrie 
Rad1olog1sche Diagnostik 
darunter 
- TG Kinderrad1olog1e 
- TG Neurorad1olog1e 
Rechtsmedizin 
Strahlentherapie 
Urologie 

Arzte ohne abgeschlossene We1terb1ldung 

Beim nichtärztlichen Personal wurde eine stärkere Anpas-
sung an die Gliederung des Kosten- und Leistungsnach-
weises (KLN), den die Krankenhäuser für die Pflegesatz-
verhandlungen erstellen mt..issen, bzw. an die Kranken-
hausbuchführungsverordnung gewünscht (siehe Über-
sicht 4) Außerdem soll wie bei den Ärzten die Zahl der 
Vollkräfte 1m Jahresdurchschnitt erfaßt werden. Damit wird 
aufgezeigt, wieviel Pflegekräfte am Krankenbett tätig sind 
und wieviel nichtärztliche Kräfte, zum Beispiel im medizi-
nisch-technischen Bereich, im Operationsdienst oder 1m 
Wirtschaftsdienst, eingesetzt werden. Auch über die Schü-
ler/-innen und Auszubildenden und über das Personal der 
Ausbildungsstätten wird berichtet. Auf diese Weise 1st 
eine vollständige Transparenz uber den Personalbereich 
der Einrichtungen gewährleistet. 

Teil II: Diagnosen 

Die Diagnoseerhebung bildet den Kern der neuen Kran-
kenhausstatistik. Mit ihrer Einführung betritt die amtliche 
Stat1st1k weitestgehend Neuland. Beginnend ab 1993 wird 
für Jeden aus dem Krankenhaus entlassenen Patienten ein 
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Ubersicht 4 Funktionsbereiche bzw Berufsbezeichnungen des 
nichtärztlichen Personals 

Beschaftigte 
Pflegedienst 

dar 1n der Psychiatrie tat1g 
Krankenschwestern/ -pf leger 
dar ,n der Psychiatrie tat1g 
Krankenpflegehelf er /-innen 
dar 1n der Psychiatrie tat1g 
K mderkrankenschwestern/ -pfleger 
Sonstige Pflegepersonen (ohne staatliche Prufung) 
dar m der Psychiatrie tat1g 

Med1zm1sch-techn1scher Dienst 
Med -techn Ass1stenten/-mnen 
Zytolog1eass1stenten/-1nnen 
Med -techn Rad1olog1eass1stenten/-1nnen 
Med -techn Laboratonumsass1stenten/-1nnen 
Apothekenpersonal 

Apotheker/-mnen 
Pharmazeut1sch-techn Ass1stenten/-1nnen 
Sonstiges Apothekenpersonal 

Krankengymnasten/-,nnen 
Masseure/-mnen 
Masseure/-1nnen und med1z1nische Bademe1ster/-mnen 
Logopaden/-1nnen 
He1lpadagogen/ -innen 
Psychologen/-1nnen 
D1atass1stenten/ -innen 
Sonstiges med -techn Personal 

Funkt1onsd1enst (einschl dort tat1ges Pflegepersonal) 
Personal 1m Operat1onsd1enst 
Personal 1n der Anasthes1e 
Personal in der F unkt1onsd1agnostik 
Personal 1n der Endoskopie 
Personal ,n der Ambulanz und m Poilklm1ken 
Hebammen/Entbindungspfleger 
dar festangestellt 
Beschaft1gungs-/ Arbeitstherapeuten/ -1n nen 
Krankentransportdienst 
Sonstiges Personal 1m Funkt1onsd1enst 

Klinisches Hauspersonal 
Wirtschafts- und Versorgungsdienst 
darunter 

Personal der Kuchen 
Personal der Wäschereien 

Technischer Dienst 
Verwaltungsdienst 
Sonderdienste 
dar Soz1alarbe1ter/-1nnen 
Sonstiges Personal 

außderdem 
Personal in Pflegeberufen mit abgeschlossener We1terb1ldung 
und zwar fur lntens1vpflege 

OP-D1enst 
Psychiatrie 

Hyg1enefachpersonal 

n1chtpersonenbezogener Datensatz erfaßt und statistisch 
ausgewertet. Damit werden Informationen uber jährlich 
rund 11 Mill. Krankenhauspatienten gewonnen. Dies stellt 
1n der Praxis erhebliche Anforderungen an die Arbe1tsor-
ganisat1on der Krankenhäuser und bringt auch für die 
Stat1st1schen Ämter zusätzliche Belastungen mit sich. Die 
Einführung der Diagnosestat1st1k wird daher kaum ohne 
Anlaufschwierigkeiten erfolgen können. Andererseits er-
öffnet sich mit der neuen Erhebung fur die Nutzer ein 
weites Feld für zusätzliche krankheitsbezogene Auswer-
tungen. Die ep1dem1olog1sche Forschung erhält damit eine 
neue statistische Grundlage Viele Untersuchungen -
u. a auch regionale Morbid1tätsanalysen und Kosten-Nut-
zen-Analysen - werden künftig wesentlich sicherer oder 
erst moglich und durften neue Erkenntnisse hervorbrin-
gen, die sich letztlich pos1t1v auf die Gesundheitsversor-
gung der Bevölkerung auswirken. 

Um eine e1nhe1tliche Vorgehensweise sicherzustellen, 
werden die benötigten Daten als Einzeldaten ermittelt; die 
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Lieferung soll dabei möglichst auf maschinenlesbaren Da-
tenträgern erfolgen. Eine Umfrage bei den Krankenhäu-
sern hat ergeben, daß ca. 85 % der Häuser über eine 
EDV-gestutzte Patientendatenverwaltung verfügen; weite-
re 5 % planen eine Umstellung auf EDV-Systeme 1n den 
nächsten Jahren. Die EDV-Ausstattung 1st erwartungsge-
mäß 1n den großeren Häusern sehr viel weiter fortgeschrit-
ten als in den kleinen. Gemessen an der Zahl der stationär 
behandelten Patienten bedeutet dies, daß zur Zeit 96 %, 
m1ttelfr1st1g sogar 98 %, aller benötigten Daten maschinell 
bereitgestellt werden können. Die maschinelle Ausstat-
tung der Vorsorge- oder Rehab1l1tat1onseinrichtungen 
hinkt dagegen merklich nach. Da hier nur ein e1nge-
schranktes Diagnosespektrum in Frage kommt und uber-
d1es die Statistik der Rehabil1tat1onsmaßnahmen ausrei-
chend über Art der Maßnahmen, Rehabilitanden und Dia-
gnosen berichtet, wurden diese Einrichtungen von der 
Auskunftspflicht zur Diagnosestatistik ausgenommen. 

Ansatzpunkt für die Meldung 1st die Entlassung des Pa-
tienten aus dem Krankenhaus, unabhang1g davon, in wie 
vielen Fachabteilungen er während eines Krankenhaus-
aufenthalts behandelt wurde (krankenhausbezogene Dia-
gnosestatistik). Fur Jeden vollstat1onär behandelten Pa-
tienten werden folgende Merkmale maschinell der vorhan-
denen Pat1entendokumentat1on entnommen (siehe Über-
sicht 5)· 

Geschlecht, 

Geburtsdatum (Monat, Jahr), 

Zu- und Abgangsdatum, 

Sterbefall (Ja/nein), 

Hauptdiagnose, 

mit der Hauptdiagnose verbundene Operation (Ja/ 
nein), 

Fachabteilung, 1n der der Patient am längsten gelegen 
hat, 

Wohnort (Gemeinde). 

Das Zu- und Abgangsdatum dient dazu, die Pflegetage 
und - in Verbindung mit dem Geburtsdatum - das Alter 
der Patienten zum Zeitpunkt des Beginns der Kranken-
hausbehandlung zu errechnen. Die zusätzliche Angabe 
der Fachabteilung 1st erforderlich, um den gewünschten 
Nachweis der Altersstruktur der Patienten Je Fachabtei-
lung zu erstellen. Mit Hilfe der Angabe des Wohnortes 
sollen Ergebnisse nach Einzugsgebieten ausgewertet 
werden, um darzustellen, w1ev1el Patienten aus welchen 
Regionen kommen, an welchen Krankheiten leiden und 
von welchen Krankenhäusern sie behandelt werden. 

Krankenhäuser, die zur Zeit ihre Patientendaten noch ma-
nuell verwalten, haben die Möglichkeit, ihre Angaben in 
hierfür eigens vorgesehene Erhebungsvordrucke einzu-
tragen. Dabei soll die Eintragung fallweise in Zusammen-
hang mit der Entlassungsdokumentation bzw der Rech-
nungserstellung vorgenommen werden, um eine Arbeits-
häufung zu bestimmten Meldeterminen zu vermeiden. 

Die Abwicklung der D1agnosestatist1k setzt eine entspre-
chende innerbetriebliche Datenorganisation in den Kran-
kenhäusern voraus Auch muß festgelegt werden, wie und 
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Übersicht 5 · Erhebungsmerkmale 
Teil II Diagnosen 

Datensatz fur Jeden aus dem Krankenhaus entlassenen vollstat1onaren 
Patienten 

Geschlecht 
Geburtsmonat, -Jahr 
Zugangsdatum 1m Krankenhaus 
-Tag 
- Monat 
- Jahr 
Abgangsdatum 1m Krankenhaus 
-Tag 
- Monat 
- Jahr 
Sterbefall (Ja, nein) 
Hauptdiagnose nach 
- 3stell1ger ICD1) 
- V-Klass1f1kat1on 1) (ntchtkranke Zustande) 
Operation 1m Zusammenhang mit der Hauptdiagnose (Ja, nein) 
Fachabteilung, 1n der der Patient am langsten gelegen hat 
Wohnort des Patienten 
- Postleitzahl 
- Gemeinde, 1n Stadtstaaten Stadtteil 

Hieraus werden maschinell ermittelt 
Alter 
Verweildauer 
Amtliche Gememdeschlusselnummer 

1) lnternat1onale Klass1f1kat1on der Krankheiten, Verletzungen und Todesursachen. 

durch wen die Hauptdiagnose nach der dreistelligen ICD-
Klass1f1kation 1) bestimmt wird und wer in den Häusern die 
S1gn1erung durchführt Hier gelten für die Statistik die 
Grundsätze des vom BMA herausgegebenen „Leitfadens 
zur Erstellung der D1agnosestatist1k nach § 16 Bundes-
pflegesatzverordnung" analog. Allerdings besteht 1n die-
sem Bereich nach wie vor Forschungs- und Entwicklungs-
bedarf. Erst wenn h1nre1chende Erfahrungen mit der neuen 
Stat1st1k vorliegen, kann mit gesicherten Ergebnissen ge-
rechnet werden. Besondere Anstrengungen sind dabei 
von den Krankenhäusern erforderlich, die bisher noch 
keine Diagnosestat1st1k nach der Bundespflegesatzver-
ordnung durchführen mußten Sie bedürfen in erster Linie 
einer fachlichen Unterstützung und Beratung 

Die Einft..ihrung der bundeseinhe1tlichen D1agnosestat1stik 
1st ein Einstieg zu einer umfassenden Dokumentation des 
Gesundheitszustandes der Bevölkerung. Sie stellt gleich-
wohl nur einen Kompromiß dar, der nicht alle Anspruche 
befriedigen kann. So wird von der ep1dem1ologischen For-
schung u. a. gefordert, die volle vierstellige ICD-Klass1f1ka-
tion anzuwenden, neben der Hauptdiagnose auch die Ver-
schlüsselung weiterer Krankheitsarten zuzulassen und vor 
allem fur die Ableitung exakter lnzidenzen außer Fallzahlen 
auch personenbezogene Informationen bereitzustellen. 
Diese Anregungen wurden bei der Konzeptentwicklung 
bereits eingehend erörtert, ihnen konnte aber wegen des 
damit verbundenen zusätzlichen Aufwandes sowie aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht gefolgt werden. 
Das künftige Datenmaterial weist Jedoch ausreichende 
Besetzungszahlen auch be1 seltenen Krankheiten aus, es 
kann somit auch st1chtagsbezogen oder mit Hilfe einer 
repräsentativen Stichprobe ausgewertet werden. Fehle1n-
schatzungen, die dadurch entstehen, daß Patienten bei 
bestimmten Krankheiten im BenchtsJahr ein Krankenhaus 

1) Internationale Klass1f1kat1on der Krankheiten, Verletzungen und fodesursachen (ICD) 
1979, 9 Rev1s1on, Herausgeber Der Bundesminister fur Jugend, Fam1l1e, Frauen und 
Gesundheit 
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wiederholt aufsuchen mi.Jssen, können auf diese Weise 
ausgeschaltet bzw. auf ein M1n1mum reduziert werden. 
Wenn zudem von Anfang an laufende Val1d1erungsstud1en 
vorgesehen werden, um die Datenqualität abzusichern 
und Erfahrungssätze über Personen-Fall-Relationen abzu-
leiten, läßt sich die Diagnosestatistik zu vielen ep1demiolo-
g1schen Analysen heranziehen, fur deren Durchfuhrung 
heute noch ausreichendes Zahlenmaterial fehlt. 

Teil III: Kostennachweis 

Den Angaben über die Kosten der Krankenhauser kommt 
ebenfalls eine zentrale Bedeutung zu. Auch hierbei handelt 
es sich um Informationen, die tn der bisherigen Stat1st1k 
nicht enthalten waren Um aktuelle Zahlen über die Kosten-
entwicklung 1m stationären Bereich bereitstellen zu kön-
nen, wird vom Verordnungsgeber gefordert, daß die stat1-
st1schen Informationen spatestens bis zum 30. Juni des 
auf das Berichtsiahr folgenden Jahres bei den Stat1st1-
schen Landesämtern eingehen. Sie werden mit den Er-
gebnissen der Grunddatenerhebung zusammengefuhrt 
und sollen der laufenden gesundheitspolitischen D1skus-
s1on zum frühestmogl1chen Zeitpunkt zur Verfugung ste-
hen. 

Der Kostennachweis ist nur von Krankenhäusern zu er-
bringen, die Krankenhausbehandlungen durchführen 
Vorsorge- oder Rehab1\itationseinnchtungen sind von der 
Statistik ausgenommen Als Kosten sind die Selbstkosten 
des Krankenhauses für das abgelaufene GeschäftsJahr, 
das heißt der letzten abgeschlossenen Rechnungsperi-
ode, zu melden Die Erfassung orientiert sich dabei fast 
ausschließlich am Kosten- und Leistungsnachweis (KLN) 
Die entsprechenden Pos1t1onen konnen von den Kranken-
hausern, die den KLN erstellen, tn der Regel direkt über-
nommen werden. D1e ubngen Krankenhauser mussen die 
Angaben aus der Buchführung entnehmen. Die Aufteilung 
der Kosten ist so gewählt, daß die Fragepos1t1onen leicht 
ausgefüllt werden können, die Statistik andererseits hin-
reichend aussagefähig bleibt, um den Anforderungen 
nach mehr Kostentransparenz im Krankenhausbereich zu 
genügen. 

Im einzelnen werden Personal- und Sachkosten geglie-
dert nach Funkt1onsbere1chen bzw. Kostenarten, Zinsen 
fur Betnebsmittelkred1te, Kosten der Ausbildungsstätten 
und Abzüge für behandlungsfremde Leistungen erhoben 
(siehe Übersicht 6). Nicht geforderte Krankenhäusermus-
sen zusätzliche Selbstkosten für Abschreibungen, Rück-
stellungen sowie Zinsen für Eigen- und Fremdkapital auf-
führen, die sie nicht durch die öffentliche Hand ersetzt 
bekommen. 

Mit diesen Angaben läßt sich die Kostenentwicklung auch 
1m Zeitablauf verfolgen. Die neuen Daten sollen dabei 
helfen, ein detaillierteres Bild zu zeichnen und von Pau-
schalaussagen abzukommen. Kostensteigerungen ver-
laufen in der Regel tn den einzelnen Funktionsbereichen 
des Krankenhauses nicht parallel. Es gibt Unterschiede in 
der Kostenentwicklung des ärztlichen Dienstes, des Pfle-
gebereichs, des medizinisch-technischen Dienstes usw 
Ausschlaggebend h1erft..ir sind u. a. untersch1edl1che Ver-
änderungen 1n der Personalausstattung der Organisa-
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Übersicht 6 Erhebungsmerkmale 
Teil III. Kostennachweis 

Personalkosten 
Arzthcner Dienst 
Pflegedienst 
Medizinisch-technischer Dienst 
Funkt1onsd1enst 
Klinisches Hauspersonal 
Wirtschafts- und Versorgungsdienst 
Technischer Dienst 
Verwaltungsdienst 
Sonderdienst 
Sonstiges Personal 
Nicht zurechenbare Personalkosten 

Sachkosten 
Lebensmittel 
Medizinischer Bedarf, darunter 

- Arzneimittel, Heil- und H1lfsm1ttel 
- Blut, Blutkonserven und Blutplasma 
- Arzthches und pflegerisches Verbrauchsmaterial, Instrumente 
- Narkose- und sonstiger OP-Bedarf 
- Laborbedarf 

Wasser, Energie, Brennstoffe 
Wirtschaftsbedarf 
Verwaltungsbedarf 
Zentrale Verwaltungsdienste 
Zentrale Gemeinschaftsdienste 
Steuern, Abgaben, Versicherungen 
Instandhaltung 
Gebrauchsguter 
Sonstige Sachkosten 

Zinsen !ur Betnebsm1ttelkred1te 
Kosten der Ausbildungsstätten 
Gesamtkosten 
Abzuge (Kosten !ur behandlungsfremde Leistungen) 

Ambulanz 
W1ssenschafthche Forschung und Lehre 
Ubnge Abzuge 

Bereinigte Kosten 
Zusatzilche Selbstkosten (bei nicht geforderten Krankenhausern) 

tionseinhe1ten. Auf die Kosten wirkt sich aber auch die 
Größe der Häuser, die Bettenauslastung, die Verweildauer 
der Patienten, die Fachrichtung des Krankenhauses und 
schließlich die Art der Behandlung und der Spezial1s1e-
rungsgrad auf bestimmte Krankheitsbilder aus. Durch ge-
eignete Kombinationen der Erhebungstatbestände kön-
nen die Auswirkungen solcher kosten bestimmenden Fak-
toren 1m Quer- und Zeitvergleich abgeschätzt werden. 
Auch lassen sich regionale D1fferenz1erungen erkennen, 
wenn das Datenmaterial entsprechend standardisiert und 
nach Versorgungstypen der Krankenhäuser gegliedert 
wird. Bei W1rtschafthchkeitsanalysen bedarf es allerdings 
vieler zusatzlicher Informationen, die die amtliche Stat1st1k 
nicht bereitstellen kann. W1rtschaftl1chke1tsanalysen sind 
daher eher außerhalb der Bundesstatistik anzusiedeln 

Auswertung der Daten 
Ft.ir die Aufbereitung der stat1st1schen Ergebnisse 1st ein 
Tabellenprogramm vorgesehen, das flexibel angelegt 1st 
und eine umfassende Analyse des Datenmaterials sicher-
stellen soll. Die einzelnen Erhebungsteile werden dabei so 
miteinander verknüpft, daß Zusammenhänge zwischen 
der Ausstattung der Krankenhauser, ihrem Leistungsan-
gebot, den Kosten und der Morb1d1tät der Patienten sicht-
bar werden. Auf diese Weise soll ein stat1st1sches Kran-
kenhausinformationssystem entstehen, das über die fall-
zahlmäßige Erfassung hinaus ein Mengen- und Wertege-
rüst fur detaillierte Untersuchungen bereitstellt und dazu 
beiträgt, gesundheitspolitische Planungen und Entschei-
dungen auf eine rationelle, statistisch nachprüfbare 
Grundlage zu stellen 
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Dieses Ziel wird u. a. erreicht, indem man eine Typisierung 
der Krankenhäuser bzw. Vorsorge- und Rehab1litations-
e1nrichtungen vornimmt. Dabei werden von der Struktur 
her gesehen gleiche Berichtseinheiten (z. B. geförderte 
Krankenhauser oder Krankenhäuser mit 200 bis 300 Bet-
ten) zusammengefaßt. Die Typisierung erfolgt voll maschi-
nell 1m Zuge des Aufbereitungsverfahrens. Anschließend 
werden die drei Erhebungsteile (Grunddaten, Kosten und 
später Diagnosen) miteinander verknüpft, so daß Auswer-
tungen i.Jber sämtliche erhobenen Merkmalskombinatio-
nen möglich sind (siehe Übersicht 7). 

Auf diese Weise kann die unterschiedliche Bettenausla-
stung und Verweildauer zum Beispiel in Plankrankenhäu-
sern, kleineren Privatkliniken oder psychiatrischen Anstal-
ten nachgewiesen werden. Gleichzeitig erhält man auch 
quant1tat1ve Angaben über die Personalausstattung und 
die vorhandenen Sondereinnchtungen sowie über die Ko-
sten, ihre Zusammensetzung und Veränderung. Mit der 
Anbindung an die D1agnosestat1stik wird die Berichterstat-
tung für die genannten Krankenhäuser auf Art und Umfang 
der Behandlung ausgedehnt. Künftig kann die Statistik 
somit nicht nur Informationen liefern, daß bestimmte Häu-
ser teurer sind als andere, sondern auch warum sie teurer 
sind, welche Patientengruppen mit welchen Krankheiten 
behandelt werden und wie sich Jeweils die krankhe1tsbe-
dingte Verweildauer auf den Nutzungsgrad der Betten 
sowie die Personal- und Kostenstruktur auswirkt. 

Die Diagnosestatistik bietet mit der Erfassung von Einzel-
daten nach Einzugsgebieten weitere Auswertungsmög-
l1chke1ten, für die dringender Informationsbedarf besteht. 
Als Stichworte seien genannt: Altersstruktur der behan-
delten Patienten nach Geschlecht und Fachabteilung, 
Kurz- und Langl1eger nach Hauptdiagnosen. alters- und 
geschlechtsspezifische Darstellung der Krankheitshäufig-
keit, Sterbe- und Operationsfalle nach Hauptdiagnosen 
und Pflegetagen, Patienten nach Herkunftsgebieten, regio-
nale Streuung der stationären Morbidität. 

Die E1nzugsgebietestatistik, die heute von den Ländern 
geführt wird, um Aufschluß zu erhalten, aus welchen Stadt-
und Landkreisen oder Gemeinden die Patienten der Kran-
kenhäuser kommen, wird kt.inftig wesentlich ausgeweitet. 
Sie soll von einer reinen Fallstatistik zu einem länderüber-
gre1fenden räumlichen „Morb1d1tatsindikator" ausgebaut 
werden. Durch Datenaustausch unter den Statistischen 
Landesämtern wird erreicht, daß Jedes Bundesland Infor-
mationen über Krankheit, Behandlungszeit und Wohnsitz 
seiner Burg er enthält, die als Patienten entweder von eige-
nen oder von landesfremden Krankenhausern versorgt 
werden Von se1ten der epidem1olog1schen Forschung 
dürfte h1erbe1 die regionale Häuf1gkeitsverte1lung von be-
stimmten Krankheitsarten (z. B Asthma, Bronchitis, Herz-
infarkt, Leukämie etc.) von besonderem Interesse sein. 
Kleinräumliche Untersuchungen des stationär behandel-
ten Krankheitsspektrums 1n Komb1nat1on mit Umweltbela-
stungsdaten sowie mit demographischen und sozioöko-
nom1schen Angaben können einen wichtigen Beitrag zur 
Aufhellung vorhandener Ursache-Wirkungs-zusammen-
hänge bei der Entstehung und Verbreitung von Krankhei-
ten liefern. Um das Datenmaterial in dieser Richtung voll 
auszuschöpfen, wird die amtliche Statistik der Forschung 
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Übersicht 7 · Darstellungseinheiten der Krankenhausstat,stik 

Krankenhauser 
Krankenhauser insgesamt 

nach der Bettenzahl 
Krankenhauser mit bis unter Betten 

1 unter50 
2 50-100 
3 100-150 
4 150-200 
5 200-250 
6 250-300 
7 300-400 
8 400-500 
9 500-600 
10 600-800 
11 800-1 000 
12 1 000 und mehr 
13 Insgesamt 

Allgemeine Krankenhauser 
nach der Bettenzahl 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
14-26 wieoben(1-13) 

nach der Forderung 
27 geforderte Krankenhauser 
28 te1lwe1se geforderte Krankenhäuser 
29 nicht geforderte Krankenhauser 

nach der Art 
Hochschulkliniken 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
30 unter 1 000 
31 1 000 und mehr 
32 insgesamt 

33-45 

46 
47 
48 

49-61 

Plankrankenhauser 
Krankenhauser mit bis unter Betten 
w1eoben(1-13) 

nach Tragern 
Offentliche Krankenhauser 
Fre1geme1nnutz1ge Krankenhauser 
Pnvate Krankenhauser 

Krankenhauser mit einem Versorgungsvertrag nach§ 108 Nr 3 SGB V 
Krankenhauser mit bis unter . Betten 
wie oben (1-13) 

nach Tragern 
62 Offentliche Krankenhause, 
63 Fre1geme1nnutzige Krankenhauser 
64 Pnvate Krankenhauser 

Krankenhauser, die nicht nach§ 108 SGB V zugelassen sind 
Krankenhauser mit bis unter Betten 

65-77 w1eoben(1-13J 
nach Tragern 

78 Offentl1che Krankenhauser 
79 Fre1gemeinmitz1ge Krankenhauser 
80 Pnvate Krankenhauser 

nach Zahl der Fachabteilungen 
Krankenhauser mit Fachabte1lung(en) 

81 1 Fachabteilung 
82 2 Fachabteilungen 
83 3 Fachabteilungen 
84 4 Fachabteilungen 
85 5-6 Fachabteilungen 
86 7 und mehr Fachabteilungen 

nach Tragern 
Offent11che Krankenhauser 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
87-99 w1eoben (1-13) 

verstärkt Auswertungshilfen anbieten. Das gilt vornehm-
lich bei der Herstellung des erforderlichen Personenbe-
zugs und h1ns1chtl1ch des flexiblen Zugangs zu den Daten. 

Ausblick 
Mit der Reform der Krankenhausstatistik 1st ein erster 
Schritt unternommen worden, die amtliche Gesundheits-
statistik an den gegenwärtigen Informationsbedarf heran-
zufuhren Nach i.Jbereinst1mmender Auffassung in Fach-
kreisen mangelt es heute 1n der Bundesrepublik noch an 
einer geschlossenen statistischen Bestandsaufnahme 
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Fre1gemeinnutz1ge Krankenhauser 
Krankenhauser mit bis unter Betten 

100-112 w1eoben(1-13) 
Private Krankenhauser 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
113-125 w1eoben(1-13) 

nach dem Anteil der Belegbetten 
Reine Belegkrankenhäuser 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
126 unter50 
127 50-100 
128 100undmehr 
129 Insgesamt 

Krankenhauser mit mehr als25 % Belegbetten 
Krankenhauser mit . bis unter Betten 

130 unter50 
131 50-100 
132 100-150 
133 150-200 
134 200-250 
135 250-300 
136 300-400 
137 400 und mehr 
138 Insgesamt 

Krankenhauser mit bis zu 25 % Belegbetten 
139 Insgesamt 

Sonstige Krankenhauser 
Krankenhauser mit ausschließlich psychiatrischen Betten 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
140-152 wie oben (1-13) 

Krankenhauser mit ausschheßl1ch psychiatrischen und neurologischen 
Betten 

Krankenhauser mit bis unter Betten 
153-165 w1eoben(1-13) 

Bundeswehrkrankenhauser 
Krankenhauser mit bis unter Betten 

165-178 w1eoben(1-13) 
Reine Tages- oder Nachtkliniken 

179 Insgesamt 

Vorsorge- oder Rehab1htat1onsemnchtungen 
nach der Bettenzahl 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 

8-14 

15-21 

22 
23 
24 

Vorsorge- oder Rehab1litat1onseinrichtungen mit bis unter 
Betten 
unter50 
50-100 

100-150 
150-200 
200-250 
250undmehr 
Insgesamt 

nach der Art 
Vorsorge- oder Rehabil1tat1onse1nr1chtungen mit einem 
Versorgungsvertrag nach § 111 SGB V 

Vorsorge-oderRehab11itat1onsemnchtungen mit bis unter 
Betten 
wie oben (1-7) 

Sonstige vorsorge- oder Rehab1htat1onse,nnchtungen 
Vorsorge- oder Rehab1htat1onseinrichtungen mit bis unter 
Betten 
w1eoben(1-7) 

nach Tragern 
Offentliche Vorsorge- oder Rehab1l1tat1onsemnchtungen 
Freigememnütz1ge Vorsorge- oder Rehab1htat1onseinrichtungen 
Private Vorsorge- oder Rehab1htat1onse1nnchtungen 

über den Gesundheitszustand der Bevölkerung, den Um-
fang und die Effizienz der Gesundheitsversorgung und an 
einer hinreichenden Differenzierung nach Teilbereichen 
des Gesundheitswesens, Krankheitsarten, Regionen und 
Bevolkerungsgruppen. Die Datenlandschaft im amtlichen 
und nichtamtlichen Bereich wird als extrem „inhomogen" 
bezeichnet Zwar liegen für viele Themenbereiche der Ge-
sundheitsbenchterstattung Daten vor, sie sind aber zum 
Teil li.Jckenhaft, passen wenig zueinander und haben mehr 
oder weniger große qualitative Mängel. Im internationalen 
Vergleich - so der Sachverständigenrat für die Konzer-
tierte Aktion 1m Gesundheitswesen - weist die Bundesre-
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publik Deutschland bei der systematischen Zusammen-
führung gesundheitsstat1st1scher Erhebungen und ihrer 
Umsetzung 1n die Politik noch einen beträchtlichen Rück-
stand auf. Der Sachverständ1genrat empfiehlt daher nach-
drücklich die Weiterentwicklung von Berichts- und Infor-
mationssystemen und ihre systematische, themenbezo-
gene Verknupfung. 

Die fachlich zuständigen Bundesressorts haben diese An-
regungen aufgegriffen und werden für die nächsten Jahre 
einen gesonderten Forschungsschwerpunkt zum Aufbau 
einer nationalen Gesundheitsberichterstattung einrichten. 
Auch 1n den Landern laufen zur Zeit Bemühungen zur 
Verbesserung und Vereinheitlichung der Landesgesund-
heitsberichte. In diesem Zusammenhang wird die amtliche 
Statistik ihre Aktivitäten zur Fortentwicklung ihrer Berichts-
systeme noch verstärken. Demnächst sollen alle beste-
henden Gesundheitsstat1st1ken methodisch und inhaltlich 
durchleuchtet und schrittweise auf ein übergeordnetes 
statistisches Gesamtsystem einer umfassenden Gesund-
he1tsbenchterstattung hin ausgerichtet werden. Ein sol-
ches Gesamtsystem, in das amtliche und nichtamtliche 
Datenquellen eingehen, soll die Themenvielfalt der ge-
sundheitlichen Diskussion widerspiegeln und eine infor-
mationelle Grundlage für vielfältige gesundhe1tspol1tische 
Überlegungen und Entscheidungen schaffen. 

Dr. Ulnch Hoffmann 
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„Singles" - Versuch 
einer Beschreibung 

Zur Definition 
Der Begriff „Single" 1st in den letzten Jahren in den allge-
meinen Sprachgebrauch eingegangen. Fast jeder hat eine 
Vorstellung davon, was ein „Single" ist, doch der Versuch 
einer konkreten Beschreibung des „Phänomens Single" 
endet entweder 1n langatmigen Erklärungen oder in einem 
bund1gen „ein Single eben". Die weiteste Definition lautet 
,,Leute, die alleine leben", das sind - statistisch gese-
hen - E1npersonenhaushalte. Die engste Begriffsbestim-
mung lauft auf „Yuppie" (Young Urban Professional) hin-
aus und me,nt alleinlebende Jüngere Berufstätige 1n Groß-
städten mit höherem Einkommen. Dazwischen liegen viele 
Mbglichke1ten der Abgrenzung des Personenkreises. 

Im folgenden soll versucht werden, für die gesamte Band-
breite Datenmaterial bereitzustellen, um so zu einer quant1-
tat1ven und qualitativen Einschätzung der Bedeutung von 
,,Singles" zu gelangen. 

Zur Datenlage 
Daten über Haushalte und die m ihnen lebenden Personen 
lassen sich sowohl aus Volkszahlungen als auch aus dem 
Mikrozensus gewinnen. Während be, den in größeren zeit-
lichen Abständen stattfindenden Volkszählungen die tiefe 
regionale Gliederung der Ergebnisse ,m Vordergrund 
steht, sind die Stichprobenergebnisse des Jährlich durch-
geführten Mikrozensus aufgrund der umfangreichen haus-
haltsstat1stischen Auswertungsmogltchkeiten eher für 
qual1tat1ve Analysen auf Bundesebene geeignet. Für die-
sen Beitrag wird daher auf Mikrozensus-Ergebnisse aus 
den Jahren 1972 bis 1989 zurückgegriffen, wobei die kont1-
nu1erl1che Berichterstattung des Mikrozensus gle1chze1t1g 
die Möglichkeit eroffnet, nach dem „Entstehen des Phäno-
mens Singles" zu suchen. - Einschränkend ist allerdings 
anzumerken, daß es in den Jahren 1983 und 1984 keinen 
Mikrozensus gab. Der Zeitvergleich 1st ferner dadurch be-
e1ntracht1gt, daß ab dem Jahr 1985 ein geandertes Kon-
zept zugrunde gelegt wurde, das sich ,m Ergebnis auf die 
Zahl der Haushalte und ihre Struktur ausgewirkt hat. Die 
Konzeptanderung bestand u. a. darin, daß Haushalte, in 
denen alle Personen angegeben hatten, von einer anderen 
Wohnung aus zur Arbeit oder Ausbildung zu gehen 1 ), nicht 
mehr - wie bisher - beim Nachweis der „Bevölkerung in 
Pnvathaushalten" ausgeklammert wurden 2). Dies fuhrte zu 
einer - rein methodisch bedingten - Zunahme der Ein-
personenhaushalte. Eine Vorstellung über die Größenord-
nung des hierdurch bedingten „Zuwachses" erhalt man, 

1) Bzw - sofern sie weder erwerbstattg noch 1n Ausbildung waren - steh uberwtegend 
an einem anderen Wohnort aufhielten 
2) Das btshenge Vorgehen stutzte sich auf die Annahme, daß es sich bei diesem 
Personenkreis uberw1egend um Personen tn Ferienwohnungen usw handelte Anlaß fur 
dte Anderung war dte Vermutung, daß dte betroffenen Personen hauftg tn Etnpersonen-
haushalten leben und somit bei dem zuvor angewandten Verfahren generell an einem 
ihrer Wohnsitze ausgeklammert wurden 
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wenn man bedenkt, daß es 1982 176000 Haushalte gab, 
die die genannte Bedingung (alle Haushaltsmitglieder ge-
hen überwiegend von einer anderen Wohnung aus zur 
Arbeit/ Ausbildung usw.) erfüllten und daß zu diesen Haus-
halten „nur" 247000 Personen zählten. Dies bedeutet, daß 
es unter den genannten Haushalten mindestens 
106000 Einpersonenhaushalte gab. Die im Jahr 1985 sta-
tistisch registrierte Zuwachsrate der Einpersonenhalte ist 
daher unter einem entsprechenden Vorbehalt zu sehen. 

Ergebnisse 

Gut ein Drittel aller Haushalte sind 
Einpersonenhaushalte - aber nur ein Sechstel der 
Bevölkerung lebt allein 
1972 gab es rund 6 Mill. Einpersonenhaushalte in der 
Bundesrepublik Deutschland, 1989 waren es mit 9,8 Mill. 
gut 60% mehr. (Diese Entwicklung wird aufgrund derbe-
schriebenen Änderung in der Aufbereitungsmethode nur 
geringfügig überzeichnet, da von dem gesamten Zuwachs 
in Höhe von 3,8 Mill. nur etwa 100 000 methodisch bedingt 
sind.) Gleichzeitig stieg der Anteil der Einpersonenhaus-
halte an allen Haushalten von 26 auf 35 %, das heißt, in 
mehr als einem Drittel aller Haushalte lebte nur eine Per-
son 

Schaubild 1 

ALLEINLEBENDE 1972, 1982 UND 1989 

ANTEIL AN ALLEN PRIVATHAUSHAL TEN · 

ANTEIL AN DER BEVOLKERUNG IN PRIVATHAUSHAL TEN . 

1972 1982 1989 
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\' .) ( ~) .·:· 
~--/ "'~· . 
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Personen 
Stat!st!sches Bundesamt 90 07 48 

Zur Relativierung dieser Daten ist ein Blick auf die Vertei-
lung der Bevölkerung nach der Haushaltsgröße hilfreich. 
1972 lebten knapp 10% der Bundesbürger in Einperso-
nenhaushalten, 1989 waren es rund 16%. Umgekehrt be-
deutet dies, daß sich der Anteil derjenigen, die nicht alleine 
leben, nur genngfüg1g verringert hat. Die Menschen in der 
Bundesrepublik leben also nach wie vor größtenteils mit 
(Ehe-)Partner, Kind(ern), Eltern oder anderen Personen 
zusammen. 

Da sowohl die Zahl der Einpersonenhaushalte als auch ihr 
Anteil an allen Haushalten im gesamten Beobachtungs-
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zeitraum jährlich zunahm, 1st es schwierig, einen Zeitpunkt 
ft.ir die Entstehung des Phänomens „Singles" zu definie-
ren Allerdings gab es ,n den Jahren von 1982 bis 1986 
einen durchschn1tt11chen Anstieg um 310000 E1nperso-
nenhaushalte pro Jahr, so daß dies - auch nach Abzug 
der methodisch bedingten Veränderungen - die Periode 
der höchsten Zuwächse im Zeitablauf war. 

Auch der Anteil der E1npersonenhaushalte an allen Haus-
halten erhöhte sich ,n diesen vier Jahren überproportional, 
so daß für den genannten Zeitraum ein starker „Schub" im 
H1nbl1ck auf die Bedeutung der Einpersonenhaushalte zu 
verzeichnen 1st. 

Gut 60 % der Allein lebenden sind Frauen - aber die 
„neuen Singles" sind Männer 
Bei der Mehrzahl der in Einpersonenhaushalten Lebenden 
handelt es sich um Frauen Ihr Anteil betrug 1972 mehr als 
71 %, 1989 lag er nur noch bei gut 63 % 3) 

Wiederum läßt sich der Zeitraum zwischen 1982 und 1986 
als die Periode der stärksten Veränderungen ausmachen 
Die Zahl der allein lebenden Männer stieg durchschnittlich 
um 190000 Jährlich und war damit bestimmend für die 
Gesamtentwicklung (siehe die Tabellen auf S. 394*f.). 
Gle1chzeit1g entfielen auf diese vier Jahre 40 % der Zunah-
me bei der Zahl der männlichen Alle,nlebenden 1m gesam-
ten Beobachtungszeitraum (von 17 Jahren). Dies führt zu 
der Vermutung, daß das verstärkte Auftreten alleinleben-
der Männer Anfang der 80er Jahre das Phänomen „Sing-
les" begründete und nicht etwa die schon immer sehr 
hohe Zahl an ,n Einpersonenhaushalten lebenden Frauen. 

Tabelle 1 Einpersonenhaushalte 

E1npersonenhaushalte 1 Anteil an 1 Anteil an der 

1 

dar 
1 

allen Privat- Bevcilkerung m 
Jahr insgesamt Frauen haushalten Privathaushalten 

1 000 1 % 

1972 6014 71,1 26,2 9,8 
1973 6071 72,1 26.1 9,9 
1974 6431 71,2 27,2 10,5 
1975 6554 71,5 27,6 10,7 
1976 6867 70,9 28,7 11,2 
1977 7062 70,5 29,2 11,6 
1978 7092 70,4 29,3 11,6 
1979 7353 70,1 30,0 12,1 
1980 7 493 69,3 30,2 12,2 
1981 7730 69,1 30,8 12,6 
1982 7 926 68,4 31,3 12,9 

1985 8 863 64,9 33,6 14,5 
1986 9177 64,5 34,3 15,0 
1987 9354 63,8 34,6 15,2 
1988 9563 63.5 34,9 15,5 
1989 9 805 63,2 35,3 15,8 

Bestat,gt wird diese Vermutung durch die Tatsache, daß 
bei fast unveränderter Zahl der männlichen Bevölkerung in 
Privathaushalten der Anteil der Alle1nlebenden von 6% 
1972 kontinuierlich auf 12 % 1989 anstieg. 1985 hatte die-
ser Wert die 10%-Marke überschritten, absolut wurden in 
diesem Jahr erstmals über 3 Mill. männliche „Singles" 
gezählt. 

3) D1e Zahl der alle1nlebenden Manner hat sich von gut 1,7 Mill 1972 auf 3,6 Mill 1989 
mehr als verdoppelt. Bei den alle1nlebenden Frauen war demgegenuber „nur" eine 
40%1ge Zunahme (von 4,3 Mill auf 6,2 Mill) zu verzeichnen 
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Rund 40% der Alleinlebenden sind „Senioren" -
nur 28 % sind zwischen 25 und 45 Jahre alt 

Die größte Gruppe der Alleinlebenden stellen die „Senio-
ren", Manner und Frauen 1m Alter von 65 Jahren und mehr. 
1972 gehörten 44 % der Menschen in Einpersonenhaus-
halten zu dieser Altersgruppe, 1989 waren es immer noch 
40%; der Höchstwert hatte 1978 bei gut 48% gelegen. 
Beeinflußt wird die Altersstruktur durch den sehr hohen 
Anteil alleinlebender alter Damen, der stets deutlich uber 
50 % lag. Ein Blick auf den Familienstand von Alleinleben-
den zeigt: 1989 waren 40 % verwitwet, bei den Frauen 
waren es sogar 54 %. Die größte Gruppe unter den „Sin-
gles" sind demnach verwitwete alte Damen Doch 1st ge-
nau diese Bevölkerungsgruppe nicht das, was 1m allge-
meinen Sprachgebrauch unter „Singles" verstanden wird. 

Tabelle 2 Bevölkerung in Privathaushalten nach ausgewählten 
Altersgruppen 

Bevcilkerung 1n Einheit 1972 1 1982 1 1985 
1 

1989 Privathaushalten 

25jahnge und altere 1 000 38 734 40859 41990 43959 
dar m Einpersonen-

haushalten 1 000 5496 7 087 7 858 8 741 
% 14,2 17,3 18,7 19,9 

25Jahnge und altere Ledige 1 000 3 357 4292 5 035 6385 
dar in Einpersonen-

haushalten 1 000 1 460 2124 2501 3 209 
% 43,5 49,5 49,5 50,3 

25- bis unter 45Jahnge 1 000 16 823 16901 16777 17974 
dar in Einpersonen-

haushalten 1 000 1 057 1719 2143 2702 
% 6,3 10,2 12,8 15,0 

25- bis unter 45Jähnge 
Ledige 1 000 1912 2 820 3484 4 755 

dar m Einpersonen-
haushalten 1000 671 1190 1512 2112 

% 35,1 42,2 43,4 44,4 
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Außerdem hat es alleinlebende verwitwete alte Damen 
immer schon gegeben, 1hr Anteil an den Einpersonen-
haushalten war 1972 mit 35 % sogar deutlich höher als 
1989 mit 28 %. 

Erheblich gestiegen hingegen ist der Anteil der 25- bis 
unter 45Jährigen bei den Alleinlebenden 1972 lebten in 
knapp 18% der Einpersonenhaushalte Manner und Frau-
en dieser Altersgruppe, 1989 hatte 1hr Anteil bereits 28 % 
erreicht. Diese Strukturverschiebung 1st in erster Linie auf 
eine Verdoppelung des entsprechenden Anteils für Frau-
en zurückzuführen: 1972 waren nur 8 % der alleinlebenden 
Frauen zwischen 25 und 45 Jahre alt. 1989 waren es knapp 
17 %. Trotz einer schwacheren Zunahme des entsprechen-
den Anteils bei den Männern (von 40 auf 46 %) sind diese in 
den Altersgruppen der 25- bis unter 45jährigen nach wie 
vor dominierend: 1972 waren es hier 67 %, 1989 61 % aller 
Allein lebenden. 

Der wachsende Anteil von Alleinlebenden 1m Alter zwi-
schen 25 und 45 Jahren an allen Einpersonen haushalten 
1st nicht das Ergebnis von demographischen Verschie-
bungen der Altersstruktur, sondern geht eindeutig auf eine 
Verhaltensanderung der Menschen zurück. Wahrend 1972 
nur 6% der Männer und der Frauen dieser Altersgruppe 
allein lebten, waren es 1982 bereits 10% und 1989 sogar 
15%. Vermutlich 1st genau dieser Tatbestand ausschlag-
gebend fur die - offentliche - Wahrnehmung des „Pha-
nomens Singles". Da zudem die Zahl der Alleinlebenden 
zwischen 25 und 45 Jahren seit 1982 jahrl1ch durchschnitt-
lich um rund 150000 Personen zunahm und damit mehr als 
die Hallte des Gesamtanstiegs bei den Einpersonenhaus-
halten auf diese Gruppe entfällt, ist es nicht überraschend, 
daß es dieser Personenkreis 1st, der bei den Beschreibun-
gen von „Singles" 1n den Medien 1m Vordergrund steht. 

Mehr ledige „Singles" als verwitwete Alleinlebende 

Zusammen mit den Verschiebungen bei der Altersstruktur 
der Alleinlebenden vollzog sich ein Wandel beim Fam1l1en-
stand. 1972 war mehr als die Hälfte (52 %) der in Einperso-
nenhaushalten Lebenden verwitwet, 1989 waren es knapp 
zwei Fünftel (39%). Parallel dazu stieg der Anteil der Ledi-
gen von knapp einem Drittel (32 %) auf gut 43 % an. 

Dabei ist selbst bei den alleinlebenden Frauen, zu denen 
nach wie vor sehr viele verwitwete alte Damen zählen, ein 
deutliches Plus fur die Ledigen zu verzeichnen. 1972 war 
ein Viertel der Frauen in Einpersonenhaushalten ledig, 
1989 immerhin schon ein Drittel. Dennoch dominierten 
auch 1989 mit knapp 54 % die verwitweten Frauen. Von den 
allein lebenden Mannern war bereits 1972 knapp die Hälfte 
(48 %) ledig, 1989 waren es sogar gut 61 %. Geschiedene 
Alleinlebende (Männer und Frauen) spielen wider Erwar-
ten nur eine untergeordnete Rolle: 1972 hatten sie einen 
Anteil von gut 9 % an allen Allein lebenden, 1989 war er mit 
12 % nur wenig höher 

Bemerkenswert im Hinblick auf die Entstehung des „Pha-
nomens Singles" ist, daß es bis e1nschl1eßl1ch 1982 stets 
mehr ledige Frauen 1n Einpersonenhaushalten gab als 
ledige Männer. Fur das Jahr 1985 wurden mit 1,736 bzw. 
1,738 Mill. annähernd ebenso viele ledige Manner wie 
Frauen gezählt, die allein lebten. In den folgenden Jahren 
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nahm die Zahl der alle1nlebenden ledigen Männer stärker 
zu als die der Frauen. 1989 gab es gut 2,2 Mill. männliche 
,,Singles", die ledig waren, und rund 2 Mill. Frauen in ver-
gleichbarer Lebenss1tuat1on. 

Ausschlaggebend fur diese Entwicklung dürfte sowohl 
das geänderte Heiratsverhalten von Mannern und Frauen 
sein, als auch die zunehmende Neigung, bereits als Ledi-
ge(r) einen eigenen Haushalt zu führen Zum einen stieg 
das durchschnittliche Heiratsalter lediger Männer von 
25,5 Jahren 1972 auf 26,6 Jahre 1982, schließlich sogar auf 
28 Jahre für 1988 an Bei den ledigen Frauen erhöhte sich 
das Durchschnittsalter bei der Eheschließung von 
22,9 Jahren 1972 auf 23,8 Jahre 1982, bis es für 1988 mit 
25,5 Jahren den bisher höchsten Wert erre1chte 4). Gle1ch-
zeit1g hat die Zahl Jüngerer Menschen zugenommen, die 
den elterlichen Haushalt als Ledige verlassen und einen 
eigenen Haushalt gegründet haben. Dieser Trend wird nur 
zum Teil durch die Tatsache kompensiert, daß Kinder 
heute länger bei ihren Eltern leben als das früher der Fall 
wars)6). Nach neueren Untersuchungen 1st die Zeitspanne 
zwischen dem Auszug Junger Menschen aus dem Eltern-
haus und der Eheschließung auf bis zu durchschnittlich 
fünf Jahre angewachsen, wobei jedoch auch die Phase 
des Zusammenlebens als unverheiratetes Paar oder 1n 
Wohngemeinschaften einbezogen ist7). 

Im Hinblick auf die Präferenz für bestimmte Lebensformen 
zeigt sich, daß 1989 von allen über 25 Jahre alten ledigen 
Personen gut die Hallte allein lebte. 

1972 galt dies nur fur knapp 44 % der Ledigen, 1982 lag der 
entsprechende Wert Jedoch bereits bei knapp 50 %. Somit 
tragen zwei Effekte zu einem wachsenden Anteil an „Sin-

4) Fachserie 1, Reihe 1, S 72 
5) Siehe Schwarz, K „Wann verlassen Kinder das Elternhaus?" 1n Ze1tschntt fur Bevol-
kerungsw1ssenschatt, Boppard 1989, S 39 ff 
6) Siehe Stat1st1sches Bundesamt(Herausgeber) ,,Fam1l1en heute", Strukturen, Verlaufe, 
Einstellungen, Ausgabe 1990, S 28 
7) Siehe We1ck, S „Junge Frauen und Manner bleiben wieder langer 1m Elternhaus" 1n 
ISI. Nr 4/90 
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gles" bei: Während e1nerse1ts - aufgrund der Änderun-
gen der He1ratsne1gung - der Anteil der ledigen Erwach-
senen steigt, von knapp 9 % an allen über 25Jähr1gen 1972 
auf fast 15 % 1989, wächst gle1chze1t1g deren Bereitschaft 
zum „Single-Dasein". Für die 25- bis unter 45jährigen Män-
ner und Frauen gilt diese Aussage 1n besonderem Maße. 

Der Anteil der Ledigen 1n dieser Bevölkerungsgruppe 
stieg von gut 11 % 1972 auf mehr als ein Viertel (26,5 %) 
1989 an. Gleichzeitig erhohte sich der Anteil der Alleinle-
benden an diesem Personenkreis von 35 auf 44 % Absolut 
gesehen ergab sich damit im Zeitraum von 1972 bis 1989 
eine Verdreifachung der Zahl der 25- bis unter 45Jahrigen 
ledigen „Singles" von knapp 700000 auf 2,1 Mill. Perso-
nen. 

Gut die Hälfte der Alleinlebenden sind Rentner, gut 
zwei Fünftel sind berufstätig 

Bedingt durch die Tatsache, daß viele der Alleinlebenden 
uber 65 Jahre alt sind, es sich zudem bei den Frauen 
überwiegend um verwitwete Damen handelt, bestreitet ein 
Großteil der Menschen 1n Einpersonenhaushalten seinen 
Lebensunterhalt durch (Hinterbl1ebenen-)Rente, Vermö-
genseinkünfte, Sozialhilfe oder sonstige Transferzahlun-
gen. Der Anteil dieser Personengruppe - kurz Rentner 
genannt - nahm 1m Beobachtungszeitraum von 1972 bis 
1989 deutlich ab. Der Hochstwert lag bei knapp 63 % 1m 
Jahr 1976, 1989 zählten nur noch gut 51 % der Alleinleben-
den zu den Rentnern. 

Tabelle 3 E1npersonenhaushalte nach Erwerbsbeteiligung 

Von 100 Personen sind 
Jahr Erwerbs- 1 davon I 2 I davon 

tat1ge1) 1 Manner 1 
1 
Rentner ) I f Frauen Frauen Manner 

1972 38,4 64,1 27,9 60,2 31,7 71,8 
1973 36,9 63,0 26,8 62,0 33,0 73,2 
1974 36,2 60,6 26,4 62,3 34,6 73,4 
1975 34,0 56,1 25,2 62,0 36,3 72,3 
1976 34,1 56,6 24,9 62,9 36,4 73,8 
1977 34,7 57,3 25,3 62,4 35,9 73,5 
1978 34,9 58,0 25,2 61,7 35,3 72,8 
1979 35,2 58,1 25,5 61,3 35,0 72,4 
1980 36,4 60,1 25,9 60,2 33,5 72,0 
1981 36,5 60,3 25,9 59,6 32,5 71,7 
1982 36,2 58,5 25,8 58,9 32,0 71,4 
1985 38,5 59,0 27,4 53,8 28,0 67,8 
1986 39,5 60,4 28,0 52,8 26,7 67,2 
1987 39,8 60,3 28,2 52,5 27,1 66,8 
1988 40,5 61,4 28,5 52,4 27,1 66,9 
1989 41,3 62,3 29,1 51.4 26,2 66,0 

1) Einschl erwerbstat1ger Rentner - 2) Personen mit uberwiegendem Lebensunter-
halt durch Rente und dergleichen 

Da sich die Altersstruktur von allein lebenden Frauendeut-
lich von der ,n E1npersonenhaushalten lebender Männer 
unterscheidet, sind auch die Rentnerante1le an beiden 
Gruppen sehr verschieden Trotz eines Ruckgangs des 
Anteils der Rentnerinnen bei den alle1nlebenden Frauen 
von 74% (1976) auf 66% 1989 ist dieser Wert immer noch 
mehr als doppelt so hoch wie der entsprechende Anteil 
bei den männlichen Alle1nlebenden Manner in E1nperso-
nenhaushalten waren höchstens zu gut einem Drittel 
(36 %) Rentner, in den letzten Jahren hatte sich dieser Wert 
bis auf rund 26 % reduziert 

Parallel zur Verringerung des Rentnerante1ls erhöhte sich 
der Anteil der erwerbstätigen Allein lebenden 1975 war nur 
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gut ein Drittel (34 %) der 1n E1npersonenhaushalten Leben-
den berufstätig. 1985 waren es knapp 39 %, 1989 mehr als 
41 %. Dabei stieg die Erwerbstät1genquote der alleinleben-
den Männer von 56 % 1975 auf 62 % 1989, bei den Frauen 
von 25 auf 29 % Ursachl1ch fur diese Veränderungen 1st die 
insbesondere 1n den letzten Jahren deutlich angewachse-
ne Zahl iungerer Alle1nlebender, die uberw1egend berufs-
tat1g sind Die 25- bis unter 45Jahngen „Singles" wiesen 

Tabelle 4. Erwerbstatige Alleinlebende 

1 Darunter 25- bis unter 45Jahrige 

Jahr 
Insgesamt 

1 
zusammen 

1 

Erwerbstat1gen-
quote 

1000 
1 % 

1972 2308 966 91,4 
1973 2238 937 91,0 
1974 2328 986 88,7 
1975 2231 960 84,7 
1976 2343 1026 84,1 
1977 2454 964 85,0 
1978 2475 1162 86, 1 
1979 2590 1215 85,9 
1980 2725 1305 85,7 
1981 2822 1371 84,4 
1982 2866 1402 81,6 
1985 3408 1708 19,1 
1986 3621 1841 19,3 
1987 3723 1936 79,0 
1988 3874 2044 80, 1 
1989 4049 2168 80,6 

nämlich sowohl 1972 als auch 1989 die höchste Erwerbs-
beteiligung - mit 91 bzw 81 % - 1n allen Altersgruppen 
auf Deren gestiegener Ante1I B) fuhrte dazu, daß von 1982 
bis 1989 die Zahl der erwerbstätigen Alle1nlebenden 
durchschnittlich um 190 000 Personen Jährlich zunahm 
Auf die letzten sieben Jahre entfielen damit zwei Drittel des 
gesamten Anstiegs der Zahl der berufstat1gen Allein leben-
den, die sich von 2,3 Mill 1972 auf gut 4 Mill 1989 erhöhte. 

Ein Drittel der Alleinlebenden hat weniger als 
1200 DM monatlich zur Verfügung, aber jeder achte 
„Single" verdient mehr als 2 500 DM netto 

Die veränderte Erwerbsbeteiligung der Alle1nlebenden hat 
selbstverständlich Konsequenzen fur die E1nkommens-
gl1ederung der E1npersonenhaushalte Da Erwerbsein-
kommen 1n der Regel deutlich über dem Rentenniveau 
liegen, verschiebt sich bei einem höheren Anteil an Berufs-
tatigen bei einem gle1chze1tigen Rückgang des Rentneran-
teils die Einkommensstruktur zugunsten höherer Einkünf-
te. Zusätzlich verstärkt wird dieser Effekt durch die 1m 
Zeitablauf zu verzeichnenden realen bzw. nominalen E1n-
kommenszuwachse, die sich sowohl beim Erwerbsein-
kommen als auch bei den Rentenzahlungen bemerkbar 
machen Schl1eßl1ch 1st zu bedenken, daß es eine wach-
sende Zahl von Frauen gibt, die eine eigene Rente statt 
einer (niedrigeren) H1nterbl1ebenenrente beziehen. 

Dies alles zusammen führt dazu, daß sich die E1nkom-
mensverte1lungen von Einpersonenhaushalten aus den 
Jahren 1972 und 1989 erheblich voneinander unterschei-
den So hatten 1972 gut zwei Fünftel (42 %) aller Alleinle-
benden ein monatliches Nettoeinkommen von weniger als 

8) Mehr als die Haltte (54%) der Erwerbstat1gen 1n E1npersonenhaushalten war 1989 
zwischen 25 und 45 Jahre alt, absolut gesehen mit 2,2 Mill Personen last ebenso viele, 
wie es 1972 erwerbstat1ge Alle1nlebende aller Altersgruppen gab 
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600 DM, 1989 galt dies nur noch für 6% Da auf die nachst-
hohere Kategorie 1972 weitere 46 % der Einpersonen-
haushalte entfielen, mußten damals gut 88% aller Alleinle-
benden von weniger als 1200 DM 1m Monat leben; 1989 
traf das nur auf knapp ein Drittel (32 %) zu. Mehr als die 
Hälfte (55 %) der Allein lebenden verfügten 1989 über ein 
monatliches Nettoeinkommen zwischen 1200 und 
2 500 DM, 1972 waren es knapp 11 %. 1972 gab es demzu-
folge nur sehr wenige (1 %) Alle1nlebende, deren Haus-
haltskasse mehr als 2500 DM enthielt; 1989 dagegen hat-
te Jeder achte Alle1nlebende einen derartigen Betrag 1m 
Budget. Selbst bei weiterer Differenzierung des oberen 
E1nkommensbere1chs ergaben sich 1989 vergle1chswe1se 
große Personengruppen für die einzelnen Kategorien: Je-
weils rund 5 % der Alleinlebenden konnten mit monatlich 
2500 bis 3000 DM bzw 3000 bis 4000 DM wirtschaften, 
3 % verfugten sogar uber mehr als 4 000 DM. 

Die Einkommenss1tuat1on der 25- bis unter 45Jährigen 
uberw1egend erwerbstätigen „Singles" war stets deutlich 
besser als die der Alleinlebenden insgesamt. Schon 1972 
war der Anteil deqenigen, die ein Monatsnettoeinkommen 
zwischen 1200 und 2 500 DM hatten, bei den 25- bis unter 
451ährigen „Singles" mit 24% mehr als doppelt so hoch 
wie bei allen Alleinlebenden insgesamt (11 %) Fur das 
Jahr 1989 lassen sich noch deutlichere Unterschiede fest-
stellen, was 1n den Besetzungszahlen für darunterliegende 
und höhere Einkommensgruppen zum Ausdruck kommt. 

25- bis unter 45Jahnge Alle1nlebende 1 ) 

nach Haushaltsnettoeinkommen 
Prozent 

Monatliches 
Nettoeinkommen 1972 1982 1985 

von bis unter DM 

unter 600 10.4 6,1 4,9 
600 - 1200 64,0 18,8 17,9 

1200-2500 23,6 61,3 61,4 
2500-3000 

} 2,0 
6,5 7,1 

3000-4000 4,6 5,6 
4 000 und mehr 2,6 3,3 

Insgesamt 100 100 100 

1) Nur Allemlebende mit Emkommensangabe 
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Weniger als 1200 DM verfugbares Einkommen wiesen nur 
23 % der 25- bis unter 45Jährigen Allein lebenden, aber ein 
Drittel (32 %) aller Einpersonenhaushalte auf. Mit mehr als 
2500 DM m der Haushaltskasse konnten 13% der Alleinle-
benden wirtschaften, bei den 25- bis 45Jährigen „Singles" 
war es Jedoch schon Jeder fünfte (20%) 

Die 1m Zeitablauf sich verbessernde E1nkommenss1tuat1on 
der „Singles" durfte einerseits mit den generell gestiege-
nen Verdiensten Erwerbstätiger zusammenhangen, ande-
rerseits mit dem anwachsenden Anteil von männlichen 
„Singles", die nach wie vor hohere Löhne und Gehälter 
erzielen als Frauen Der Anteil der „Besserverdienenden" 
(hier· monatliches Nettoeinkommen 3000 DM und mehr) 
an den „Singles" im Alter von 25 bis unter 45 Jahren 
erhöhte sich von 7 % 1982 auf 9 % 1985 und erreichte mit 
knapp 12 % 1989 seinen bisher hochsten Wert Auch diese 
Entwicklung, das verstärkte Erscheinen von „kaufkräftige-
ren" Alle1nlebenden zum Beispiel auf dem lmmob1l1en-
markt, durfte zum „Phänomen Singles" beigetragen haben. 

Alleinlebende gibt es in jeder Gemeinde, aber knapp 
die Hälfte der „Singles" lebt in Großstädten 

Der Anteil der Einpersonenhaushalte an allen Haushalten 
fallt je nach Einwohnerzahl der Gemeinde zwar unter-
sch1edl1ch aus, doch 1st von 1972 bis 1989 ein Anstieg in 
allen Gemeindegrößenklassen zu verzeichnen Seit jeher 
gilt Jedoch: 1e größer die Gemeinde, desto hoher der Anteil 
an Alleinlebenden 1972 waren 1n kleinen Gemeinden bis 
5000 Einwohner 17 % der Haushalte Einpersonen haushal-
te, m Großstädten mit 500000 und mehr Einwohnern be-
standen Jedoch bereits 37 % der Haushalte aus nur einer 
Person 1989 hingegen hatte auch 1n kleinen Gemeinden 
fast ein Viertel (24 %) der Haushalte nur ein Haushaltsm1t-
gl1ed, der Anteil der Einpersonen haushalte 1n den genann-
ten Großstädten lag bei fast 47 %. 

Aufschlußreich 1st auch eine andere Sichtweise die Glie-
derung aller Alle1nlebender nach der Geme1ndegrbßen-
klasse. 1972 lebten 15% m Gemeinden mit weniger als 
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Jahr 

1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 

1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 

Tabelle 5 Einpersonenhaushalte nach 
Gemeindegroßenklassen 

Prozent 

In Gemeinden mit bis unter Einwohnern 

unter 

1 

5000 1 20000 1100000 1 200000 1 500000 
5000 20000 100-000 200-000 500000 ~~~r 

bezogen auf alle Haushalte eines Jahres 
17,1 19,8 25,6 30,6 32,7 37,1 
17,3 20,8 25,2 30,1 32,0 36,7 
18,3 22,0 26,6 31,8 32,9 37,2 
18,3 22,3 26,5 30,1 33,4 36,8 
19,2 22,4 27.3 31.7 34,3 39,6 
19,3 22,4 27,3 32,5 34,5 41,1 
19,1 22,6 27,6 32,5 34,2 41,4 
19,0 23,0 28,5 34,1 35,2 42,0 
19,3 23,2 28,3 35,1 35,1 42,4 
19,8 23,8 28,8 36,4 36,6 42,7 
20,3 24,1 29,2 37,6 37,2 42,9 
22,4 26,6 31,9 40,0 39,5 45,0 
22,6 27,1 32,9 40,9 40,9 45,9 
22,9 27,4 33,1 41,3 41,5 46,0 
23,5 27,8 33,3 41,7 41,9 45,8 
24,3 27,9 33,3 41,5 43,4 46,6 

bezogen auf alle Einpersonenhaushalte eines Jahres 
15,1 16,4 19,7 9,2 10,3 29,3 
12,7 16,9 21,1 8,9 10,4 29,9 
12,5 17,7 22,1 9,1 10,2 28,4 
9,9 17,0 22,6 9,4 11,5 29,6 

11,0 15,7 22,5 9,1 12,6 29,2 
8,9 16,8 23,4 9,0 12,4 29,5 
8,8 17,2 23,4 9,6 11,6 29,5 
7,8 17,4 24,4 9,7 11,5 29,1 
7,9 17,6 24,0 10,2 11,5 28,8 
7,9 17,6 24,6 9,9 11,6 28,3 
8,0 17,4 24,4 10,4 11,8 28,1 
8,1 18,1 25,1 10,1 11,6 27,0 
7,9 18,2 25,9 9,6 11,6 26,9 
8,0 18,2 25,5 11,0 10,9 26,4 
8,2 18,6 25,2 10,2 11,7 26,2 
8,4 18,3 25,1 10,7 11,1 26,4 

5000 Einwohnern, 49% in Städten mit 100000 und mehr 
Einwohnern und 29% in Städten mit 500000 Einwohnern 
und mehr 1989 betrug der Anteil der Allein lebenden, die in 
kleinen Gemeinden wohnten, nur noch 8%, aber auch der 
Anteil der in Großstädten Lebenden war gesunken, und 
zwar auf 48 % in Städten mit 100000 und mehr Einwohnern 
und 26% in Städten mit 500000 und mehr Einwohnern. 
Deutlich erhoht hat sich hingegen der Anteil der Alleinle-
benden 1n Gemeinden mit einer Einwohnerzahl zwischen 
20000 bis 100000 Personen. 1972 lebte hier knapp ein 
Fünftel der Einpersonenhaushalte, 1989 war es gut ein 
Viertel. - Für die 25- bis unter 45jährigen Alleinlebenden 
gilt Jedoch, daß sie überwiegend in Großstädten wohnen. 
1989 lebte knapp ein Drittel (32 %) 1n Städten mit mehr als 
500 000 Einwohnern, ein weiteres Viertel (24 %) in Gemein-
den mit 100000 bis unter 500000 Einwohnern. Der „klassi-
schen" Definition von Großstädten - 1m Sinne von Ge-
meinden mit mehr als 100000 Einwohnern - folgend, 
bedeutet dies, daß 1989 mehr als die Halfte aller „Singles" 
1m Alter von 25 bis unter 45 Jahren in Großstädten lebte. 

Schlußbemerkung 
Unter der Bezeichnung „Singles" werden 1m weitesten 
Sinne Einpersonenhaushalte verstanden. Das Augenmerk 
richtet sich aber häufig nur auf eine bestimmte, nicht e1n-
deut1g abgrenzbare Gruppe unter diesem Personenkreis, 
wobei offensichtlich das Alter eine w1cht1ge Rolle spielt. 
Untergliedert man die Alleinlebenden nach diesem Merk-
mal, so ergeben sich in mehrfacher Hinsicht deutliche 
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Strukturunterschiede. So handelt es sich bei den 25- bis 
unter 45Jährigen „Singles" überwiegend um ledige und 
berufstätige Männer und Frauen in vergleichsweise gLin-
st1gen Einkommensverhaltnissen, die insbesondere in 
Großstädten anzutreffen sind, während es sich bei den 
älteren Alle,nlebenden überwiegend um verwitwete und 
f1nanz1ell weniger gut ausgestattete Personen handelt. Be-
merkenswert 1st die Entwicklung der zuerst genannten 
Generation, die seit Anfang der 80er Jahre deutlich an 
Bedeutung gewonnen hat. Ihr Stellenwert in den Medien 
ubersteigt allerdings ihre tatsächliche zahlenmäßige „Be-
deutung" erheblich. 

1989 gab es 2,7 Mill. 25- bis unter 45Jahrige Alle1nlebende, 
davon waren 2,2 Mill. erwerbstätig. In Gemeinden mit mehr 
als 100000 Einwohnern lebten von diesen wiederum 
1,2 Mill. Grenzt man die „Singles" auf 25- bis unter 45Jähri-
ge Alleinlebende ein, die ,n Städten m,t 100000 und mehr 
Einwohnern leben und ein monatliches Nettoeinkommen 
von mindestens 3000 DM haben, so sind es nur 
170 000 Personen Das sind aber nur noch 0,6 % aller 
27,8 Mill. Haushalte in der Bundesrepublik bzw. 0,3% der 
62,4 Mill Haushaltsmitglieder 

Dipl.-Mathemattkerin Hannelore Pasch/ 
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Wohngeld 1989 
Ergebnis der Wohngeldstatistik 

Aufgabe und Ausgestaltung der 
Wohngeldförderung 

Seit seiner Einführung vor nunmehr 25 Jahren hat das 
Wohngeld eine immer größere Bedeutung erlangt und 1st 
heute ein fester Bestandteil des Systems der sozialen 
Sicherung Aufgabe des Wohngeldes 1st es, Haushalten 
mit niedrigem Einkommen ein angemessenes und fam1-
l1engerechtes Wohnen zu ermöglichen. Die soziale Absi-
cherung des Wohnens ist angesichts der derzeit ange-
spannten Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt beson-
ders wichtig, da die e1nkommensschwacheren Haushalte 
ihre Wohnkosten ohne Hilfe des Staates nur schwer tragen 
können Ihnen wird deshalb auf Antrag ein Zuschuß zu den 
Wohnkosten gewährt; Mieter erhalten diesen als Mietzu-
schuß, Eigentümer eines E1genhe1mes oder einer Eigen-
tumswohnung als Lastenzuschuß. Die Höhe des Wohn-
geldes richtet sich nach der Zahl der zum Haushalt zahlen-
den Familienm1tgl1eder, dem Famil1ene1nkommen sowie 
nach der monatlichen Miete oder Belastung, die bis zu 
einem bestimmten Höchstbetrag bezuschußt wird D1e 
E1nzelhe1ten der Wohngeldgewahrung sind im Wohngeld-
gesetz (WoGG) geregelt 

Das Wohngeld kann seiner Aufgabe auf Dauer nur dann 
gerecht werden, wenn die Empfangerhaushalte bei gleich-
bleibenden Voraussetzungen von einer gewissen Stet1g-
ke1t der gewährten Entlastung ausgehen können. Deshalb 
werden die Wohngeldleistungen von Zeit zu Zeit im Rah-

men von Novellen zum Wohngeldgesetz angepaßt, und 
zwar unter Berücks1cht1gung der jeweiligen Einkommens-
und M1etenentw1cklung. Ohne eine solche Anpassung 
wurden die Wohngeldleistungen sowie die Zahl der 
Wohngeldempfanger ständig zuruckgehen. D1e Gesetzes-
novellen dienen Jedoch nicht nur der Aufrechterhaltung der 
Le1stungsfah1gke1t des Wohngeldsystems, sondern auch 
seiner Fortentw1cklung und dem Abbau eingetretener Ver-
zerrungen Der Leistungsstandard der Wohngeldförde-
rung hängt dabei - wie auch bei anderen Sozialleistun-
gen - von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sowie 
von der finanziellen Situation der öffentlichen Haushalte 
ab Mit Inkrafttreten der 8. Wohngeldnovelle ab dem 
1. Oktober 1990 werden die Wohngeldleistungen aller 
Empfangerhaushalte erneut an die Mieten- und Einkom-
mensentwicklung der vergangenen Jahre angeglichen 

Entwicklung des Wohngeldes 

D1e sozialen und finanziellen Auswirkungen, die sich auf-
grund der Anderungen bzw Anpassungen des Wohn-
geldgesetzes ergeben, spiegeln sich deutlich 1n der 
Wohngeldstatistik wider. Tabelle 1 zeigt die langfnst1ge 
Entwicklung der Wohngeldleistungen. D1e Zahl der Wohn-
geldempfänger hat seit dem Inkrafttreten des Wohngeld-
gesetzes 1m Jahr 1965 bis Mitte der s1ebz1ger Jahre konti-
nu1erl1ch zugenommen. Bis Ende der siebziger Jahre war 
dann zunachst die Empfangerzahl rücklauf1g und erreichte 
erst nach der 5. Wohngeldnovelle 1n den Jahren 1981 und 
1982 wieder annahernd den Stand von 1975. Zwischen 
1983 und 1985 gingen die Empfängerzahlen dann wieder 
deutlich zuruck, was zum Teil auf die einschränkenden 
Maßnahmen des II. Haushaltsstrukturgesetzes und des 
Haushaltsbegleitgesetzes 1983 zurückzuführen war. Nach 
dem Erlaß der 6. Wohngeldnovelle stieg die Zahl der 

Tabelle 1 Privathaushalte und Haushalte mit Wohngeldempfang sowie gezahltes Wohngeld') 

Davon Im Berichtsjahr 
Privat- Empfanger von Wohngeld3) 

M1etzuschuß Lastenzuschuß 
gezahlte 

haus- Wohngeldbetrage4) 

Jahr 
halte2) Verande- Anteil Verande- Anteil Verande- Anteil Verande-

ms- ins- rung zu- rung zu- rung ms- rung 
gesamt gesamt gegenuber von gegenuber von sammen gegenuber von gesamt gegenuber Spalte 1 sammen Spalte 2 Spalte 2 Voriahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr 

1 000 % 1 000 % 1 000 % Mill DM % 

1965 21211 394,9 - 1,9 356,2 - 90,2 38,8 - 9,8 160 -
1970 21991 908,3 + 6,8 4, 1 840,9 + 9,3 92.6 67,4 - 11,2 1,4 599 + 4,7 
1971 22852 1153,9 + 27,0 5,0 1 065,5 + 26,7 92,3 88,4 + 31,2 7,7 845 + 41,1 
1972 22994 1 277,8 + 10,7 5,6 1197,6 + 12,4 93.1 80,2 - 9,3 6,3 1183 + 40,1 
1973 23233 1 301,6 + 1,9 5,6 1 231,7 + 29 94.6 69.8 - 130 54 1134 - 4,2 
1974 23 651 1 649,9 + 26,8 1,0 1,541,3 + 25,1 93.4 108,7 + 55,6 6,6 1487 + 31,0 
1975 23 722 1 665,7 + 1,0 1,0 1566,6 + 1,6 94, 1 99,1 - 8,8 5,9 1643 + 10,5 
1976 23943 1 585,4 - 4,8 6,6 1 502,8 - 4,1 94,8 82,6 - 16,7 5,2 1 615 - 1,1 
1977 24165 1 467,0 - 7,5 6,1 1400,1 - 6.8 95,4 66,9 - 18,9 4,6 1473 - 8,8 
1978 24221 1 548,9 + 5,6 6,4 1453,6 + 3,8 93,9 95,2 + 42,3 6, 1 1789 + 21,5 
1979 24486 1 518,3 - 2,0 6,2 1 431,1 - 1,6 94,3 87,2 - 8,4 5.7 1 857 + 3,8 
1980 24811 1 485.7 - 2,1 6,0 1407,2 - 1,7 94,7 78,5 - 10,0 5,3 1 835 - 1,2 
1981 25100 1 609,0 + 8,3 6,4 1487,9 + 5,7 92,5 121,1 + 54.3 1,5 2 433 + 32,6 
1982 25 336 1 610,9 + 0.1 6,4 1 499,9 + 0,8 93,1 111,0 - 8,3 6,9 2 667 + 9,6 
19835) 1 422,5 - 11,07) 1 329,4 - 10,17) 93,5 93,1 - 15.97) 6,5 2 567 - 3.07) 
1984 1 383,1 - 3,58) 1 296,4 - 3,3B) 93,7 86,8 - 7,0B) 6.3 2 430 - 6, /Bj 

19846) 1 548,5 1 1 449,7 1 93,6 98,8 1 6,4 2430 - 6, /B 
1985 26 367 1 511,9 - 2,4 5.7 1419,6 - 2,1 93,9 92,3 - 6,5 6.1 2 469 + 1,6 
1986 26 739 1 877,3 + 24,2 1,0 1 731,6 + 22,0 92,2 145,7 + 51,9 1,8 3401 + 31,7 
1987 27 006 1 897,2 + 1.1 1,0 1 754,7 + 1,3 92,5 142,5 - 2,2 1,5 3 703 + 8,9 
1988 27 403 1 858,4 - 2,0 6,8 1 722,5 - 1,8 92,7 135,9 - 4,6 7,3 3 698 - 0,1 
1989 27 793 1 792,5 - 3.5 6,4 1 668,1 - 3,2 93,1 124,4 - 8,4 6,9 3 690 - 0,2 

1) Im Gegensatz zu den fruheren Jahren beinhalten die Ergebnisse ab einschl Berichtsjahr 1985 zusatzl1ch die ruckw1rkenden Bew1ll1gungen aus dem 1 Quartal des Folgejahres (zur 
Problematik der ruckw1rkenden Bew1ll1gungen siehe W1Sta 9/1985, S 752 ff) - 2) 1965 wohnberechtigte Bevolkerung, 1970 Ergebnis der Volkszahlung am 27 5 , sonst Ergebnisse 
des Mikrozensus - 3) Jeweils am 31 12 - 4 ) Kassenbuchungen der Bew1lhgungsstellen 1m Kalende(Jahr - 5) Bundesgebiet ohne Kiel - 6) Einschl ruckw1rkender Bewilligungen 
aus dem 1 Quartal 1985 - 7 ) Den Veranderungsraten wurde 1982 (ohne Kiel) zugrunde gelegt - 8) Den Veranderungsraten wurde 1984 (ohne Kiel) zugrunde gelegt 

Wirtschaft und Stat1st1k 10/1990 709 



Schaubild 1 
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Wohngeldempfänger 1986 wieder kraftig an und erreichte 
1987 ihren bisherigen Höchststand. In den letzten beiden 
Jahren war die Entwicklung rückläufig. 

Die Wohngeldnovellen führen durchweg zunächst zu einer 
Zunahme der Zahl der Wohngeldempfänger. Etwa ab dem 
zweiten Jahr nach der Festsetzung neuer Wohngeldbeträ-
ge setzt das „Herauswachsen" aus der Förderung ein, weil 
infolge von nominalen Einkommenserhöhungen eine grö-
ßere Anzahl der Wohngeldbezieher die gesetzlich dafür 
vorgesehenen Höchstbeträge überschreitet. Dies führt da-
zu, daß die Empfängerzahlen bis zur nachsten Wohngeld-
anpassung Jeweils zurückgehen. 

Parallel zu den Schwankungen der Empfängerzahlen ver-
läuft die Ausgabenentwicklung. Üblicherweise steigen die 
Wohngeldausgaben jeweils in den ersten beiden Jahren 
nach der Novellierung deutlich an, danach gehen sie in der 
Regel zurück. 

Die im folgenden erläuterten Daten basieren auf den Er-
gebnissen der Wohngeldstatistik zum Stichtag 31. De-
zember 1989. Die Auswirkungen der 7. und 8. Wohngeld-
novelle, die 1990 in Kraft traten, kommen dann noch nicht 
zum Ausdruck. 

Zahl der Wohngeldempfänger zurückgegangen 

Im Dezember 1989 bezogen 1,79 Mill. Haushalte Wohn-
geld, das waren 6,4 % aller privaten Haushalte. Damit hat 
sich der bereits 1m Voqahr zu beobachtende Rückgang 
auch im Jahr 1989 fortgesetzt: gegenüber 1988 nahm die 
Zahl der Wohngeldbezieher um 3,5 % ab. Die Ausgaben für 
das Wohngeld, die je zur Hälfte von Bund und Ländern 
getragen werden, beliefen sich 1m gesamten Jahr 1989 auf 
rund 3,69 Mrd. DM. Das Ausgabevolumen des Vorjahres 
wurde hiermit nur geringfügig unterschritten (- 0,2 % oder 
8 Mill DM) 
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Das Wohngeld wird in erster Linie an Mieter gezahlt. 93 % 
der Wohngeldempfänger waren M1etzuschußempfänger, 
7 % Lastenzuschußempfänger. Damit erhielten etwa rund 
10 % der Mieter und 1 % der Eigentümer Wohngeld. Die 
relativ geringe Inanspruchnahme von Lastenzuschuß 1st 
hauptsächlich darauf zuruckzuführen, daß die Haus- und 
Wohnungseigentümer im Schnitt über höhere Einkommen 
verfügen als die Mieter. Bei dieser Empfängergruppe war 
auch der Prozeß des Herauswachsens stärker ausgeprägt 
als bei den Mieterhaushalten. So ging die Zahl der Lasten-
zuschußempfänger gegenüber dem Voqahr um 8,4 % zu-
rück, die der M1etzuschußempfänger dagegen nur um 
3,2%. 

Nichterwerbstätige überwiegen weiterhin ... 

Zum größten Teil (61 %) waren unter den Wohngeldemp-
fängern die nichterwerbstätigen Personen vertreten; über-
wiegend handelte es sich hierbei um Rentner und Pensio-
näre. Einer beruflichen Tät1gke1t gingen lediglich 21,8 % 
der Bezieher nach, wovon allein zwei Drittel Arbeiter waren. 
Bei 17,2 % der Haushalte mit Wohngeldbezug war der 
Antragsteller arbeitslos. 

Ein Vergleich mit den Daten des Voqahres zeigt, daß bei 
allen Empfängergruppen ein Rückgang stattgefunden hat. 
So ist die Zahl der erwerbstätigen Bezieher von Wohngeld 
1989 gegenüber 1988 am stärksten gesunken (- 4,8 %), 
wobei der Rückgang bei den Beamten (- 8,6 %) und An-
gestellten (- 7,3 %) besonders ausgeprägt war. Über-
durchschnittlich vermindert hat sich auch die Zahl der 
Nichterwerbstätigen (- 3,9 %), darunter die der Rentner 
und Pensionäre (- 6,9 %). Eine geringfügige Abnahme 
(- 0,6 %) war sogar bei den arbeitslosen Wohngeldemp-
fängern festzustellen. 

... dennoch deutliche Veränderungen in der 
sozialen Zusammensetzung 

Betrachtet man die soziale Zusammensetzung der Wohn-
geldbezieher im Zeitverlauf, dann zeigen sich deutliche 
Veränderungen. So hat sich der Anteil der Rentner und 
Pensionäre an allen Wohngeldempfängern zwischen 1980 
und 1989 von 66,7 auf 34,2 % verringert und somit fast 
halbiert Demgegenuber stieg der Anteil der Arbeitslosen 
1m selben Zeitraum von 3,9 auf 17,2 %. Bemerkenswert 1st 
auch die anteilsmäßige Zunahme der Erwerbstätigen von 
14 auf 21,8 %, die fast ausschließlich auf die größere Zahl 
der Arbeiter mit Wohngeldbezug (Anteilserhöhung von 8,9 
auf 14,5 %) zuruckzuführen 1st Der Anteil der Empfänger 
von Soz1alh1lfe hat sich in den vergangenen Jahren eben-
falls erhöht; mittlerweile bezieht fast Jeder dntte Wohngeld-
empfänger gleichze1t1g Sozialhilfe. 

Diese Strukturverschiebungen spiegeln die veränderte 
Zusammensetzung der einkommensschwachen Bevölke-
rungsschichten wider. Auf der einen Seite dürfte die Ver-
ringerung des Anteils der Rentner an den Wohngeldemp-
fängern in erster Linie auf die jährliche Anpassung der 
Renten an die Einkommensentwicklung zuruckzuführen 
sein sowie auf den allmahl1ch rückläufigen Anteil alter 
Menschen, die Kleinrenten beziehen Auf der anderen Sei-
te hat zwischen 1980 und 1989 die Gesamtzahl der Ar-
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Tabelle 2 Empfänger von Wohngeld am 31 Dezember 1989 nach sozialer Stellung, Haushaltsgröße sowie Art des Zuschusses 

Empfanger von Wohngeld M1etzuschuß Lastenzuschuß 
Soziale Stellung 1 Veranderung 1 Veränderung reranderung 
Haushaltsgr6ße 

insgesamt gegenuber zusammen gegenuber zusammen gegenuber 
1988 1988 1988 

1 000 1 % 1 000 1 % 1 000 1 % 

Erwerbstat1ge 390,5 21,8 -4,8 307,0 18,4 -3,6 83,5 61,1 - 8,8 
Selbständige 17,6 1,0 -4,1 12,5 0,7 -4,1 5,2 4, 1 - 4,2 
Beamte 32,2 1,8 -8,6 16,8 1,0 - 8,6 15,4 12,4 - 8,7 
Angestellte 80,0 4,5 - 7,3 65,6 3,9 - 6,4 14,5 11,6 -11,1 
Arbeiter 260,7 14,5 -3,5 212,1 12.7 -2,3 48,5 39,0 - 8,5 

Arbeitslose 307,8 11,2 - 0,6 299,5 18,0 -0,1 8,3 6,7 - 16,5 
N1chterwerbstatige 1 094,2 61,0 -3,9 1 061,6 63,6 -3,9 32,6 26,2 - 5,3 

Rentner /Pens1onare 612,4 34,2 -6,9 586,0 35,1 -7,0 26,4 21,2 - 5,5 
Studenten 45,4 2,5 + 1,6 45,0 2.7 + 1,5 0,4 0,3 + 1,8 
Sonstige 436,4 24,3 + 0,1 430,6 25,8 + 0,2 5,7 4,6 - 4,9 

Insgesamt 1 792,5 100 -3,5 1 668,1 100 -3,2 124,4 100 - 8,4 

nach der Haushaltsgroße 
Haushalte von Alleinstehenden 901,2 50,3 
mit 2 Fam1l1enm1tghedern 313,3 17,5 
mit 3 Fam1henm1tghedern 190,8 10,6 
mit4 Familienmitgliedern 216,0 12,1 
m1t5 Fam1l1enm1tghedern und mehr 171,2 9,6 

Insgesamt 1792,5 100 

be1tslosen stark zugenommen ( + 129 %). Damit verbun-
den war auch eine steigende Zahl Langzeitarbeitsloser 
sowie eine vermehrte Zahlung von Arbeitslosenhilfe an-
statt von Arbeitslosengeld. Dies zusammen führte 1m Zeit-
verlauf zu einer stärkeren Inanspruchnahme des Wohngel-
des durch Arbeitslose. Schl1eßl1ch hat sich auch in den 
vergangenen Jahren der Anteil der Soz1alh1lfeempfanger 
an der Bevölkerung laufend erhöht. Er betrug zum Jahres-
ende 1980 für die Empfänger laufender Hilfe zum Lebens-
unterhalt (außerhalb von Einrichtungen) 1,4 %, 1988 dage-
gen 2,6 %. Entsprechend dem Grundsatz des Nachrangs 
der Sozialhilfe haben diese Personen grundsätzlich auch 
Anspruch auf Wohngeld. 

Die Veränderung der sozialen Struktur der Wohngeldemp-
fänger dürfte auch die Entwicklung der Wohngeldausga-
ben beeinflußt haben In der Vergangenheit haben sich die 
Wohngeldausgaben von Bund und Ländern prozentual 
wesentlich stärker erhöht als die Zahl der Wohngeldemp-
fänger. So sind die Ausgaben von 1980 bis 1989 um 101 % 
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- 4,8 
-2,7 
-2,9 
-3,2 
+ 0,8 
-3,5 

884,0 53,0 -4,9 17,2 13,8 - 1,4 
301,3 18,1 -2,6 12,0 9,6 - 6,2 
181,2 10,9 -2,1 9,6 7,7 - 16,5 
174,1 10,4 -0,5 41,9 33,7 - 12,9 
127,5 7,6 + 3,0 43,7 35, 1 - 5,0 

1 668,1 100 -3,2 124,4 100 - 8,4 

oder 1,9 Mrd. DM angestiegen, während die Zahl der Emp-
fänger nur um 11 % oder 170 000 zunahm. Die wichtigste 
Ursache für den Anstieg der Wohngeldausgaben war die 
Erhöhung der Mieten. Daneben dürfte sich Jedoch auch 
der gestiegene Anteil der Soz1alh1lfeempfänger und Ar-
beitslosen ausgabeerhöhend ausgewirkt haben; sie be-
ziehen überdurchschnittlich hohes Wohngeld. Gle1chzei-
t1g 1st der Anteil der Rentner und Pensionäre, die einen 
unterdurchschnittlichen Wohngeldanspruch haben, zu-
rückgegangen. 

Immer mehr größere Haushalte 
erhalten Wohngeld 
Die Gliederung der Wohngeldempfänger nach der Haus-
haltsgröße zeigt, daß die Wohngeldleistungen überwie-
gend an kleine Haushalte gezahlt werden In der Hälfte der 
Fälle wurde das Wohngeld Einpersonenhaushalten ge-
währt Die Größenstruktur der Haushalte, die Wohngeld 
beziehen, hat sich gegenuber dem VorJahr nur geringfug1g 
verandert, und zwar zu Gunsten der größeren Haushalte. 
Längerfristig betrachtet zeigen sich jedoch auch hier grö-
ßere Verschiebungen So 1st der Anteil der Einpersonen-
haushalte seit 1980 (Anteilswert 65,6 %) um 15,3 Prozent-
punkte zurückgegangen, während bei den Haushalten m,t 
drei und mehr Personen ein Anstieg um 14,5 Prozentpunk-
te zu verzeichnen war. Diese Entwicklung wird auch deut-
lich, wenn man die einzelnen Haushaltsgrößen mit Wohn-
geldbezug auf die Gesamtzahl der entsprechenden Haus-
halte 1m Bundesgebiet bezieht. Während 1980 noch 13 % 
aller Einpersonen haushalte Wohngeld bezogen, waren es 
1989 nur noch 9,2 %. Der entsprechende Wert erhöhte sich 
bei den Haushalten mit drei und mehr Personen im selben 
Zeitraum von 2,6 auf 6 %. Ursächlich hierfür ist zum einen 
die tamillenpollt1sche Ausrichtung der 5. und 6. Wohngeld-
novelle in den Jahren 1981 bzw. 1986, zum anderen kommt 
dadurch aber auch die gestiegene Bedürftigkeit der große-
ren Fam1l1en zum Ausdruck Da die größeren Haushalte 
höhere Wohngeldleistungen erhalten als kleine Haushalte, 
dürfte der gestiegene Anteil der Mehrpersonenhaushalte 
ebenfalls zu den bereits erwähnten Ausgabesteigerungen 
der vergangenen Jahre beigetragen haben. 
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Neben der Haushaltsgröße gibt die Wohngeldstatistik 
auch Aufschluß über die Kinderzahl der wohngeldbezie-
henden Familien. Von den Mietzuschußempfangern hatten 
rund 36 % Kinder, von den Lastenzuschußempfängern so-
gar 78 %. Insgesamt erhielten zum Jahresende 1989 etwa 
700 000 Fam1l1en mit Kindern Wohngeld In diesen Haus-
halten lebten 1,4 Mill. Kinder, das sind rund 12 % aller 
Kinder in der Bundesrepublik Deutschland Eine beson-
ders w1cht1ge Hilfe 1st das Wohngeld fLir alleinstehende 
Elternteile mit Kindern. Rund 15 % der Wohngeldempfän-
ger gehörten 1989 zur Gruppe der Alleinerziehenden. 

Deutlicher Anstieg der Wohnkosten 
Miete ,m Sinne des Wohngeldgesetzes 1st das Entgelt für 
die Gebrauchsüberlassung von Wohnraum. Zur zuschuß-
fäh1gen Miete gehören auch bestimmte Umlagen, Zuschla-
ge und Vergütungen, zum Beispiel Kosten des Wasserver-
brauchs, der Abwasser- und Müllbese1t1gung. Außer Be-
tracht bleiben dagegen die Heizungs- und Warmwasser-
kosten sowie Untermietzuschläge und Zuschlage für die 
Benutzung von Wohnraum zu anderen als zu Wohnzwek-
ken Zur Belastung zahlen der Kapitaldienst wie Zinsen, 
Tilgung usw. sowie die Aufwendungen für die Bewirtschaf-
tung, zu denen Instandhaltungs-, Betriebs- und Verwal-
tungskosten zu rechnen sind. 

Die durchschnittliche Monatsmiete der Empfänger von 
Mietzuschuß erhöhte sich binnen Jahresfrist von 6,72 DM 
je m2 Wohnfläche auf 7,02 DM ( + 4,5 %). Dieser Anstieg 
war deutlich höher als die entsprechenden Steigerungsra-
ten der vergangenen Jahre. Er lag zudem auch über der 
allgemeinen Mietenentwicklung, deren Veränderungsrate 
im Jahr 1989 3 % betrug. Eine überdurchschnittliche Mie-
tenste1gerung war vor allem bei den Wohngeld beziehen-
den Hauptmietern in weniger gut ausgestatteten Wohnun-
gen zu beobachten. FLir diese Wohnungen, die keine Sam-
melheizung und/oder kein Bad hatten, erhöhte sich die 
Quadratmetermiete um 4,9 %. Unterscheidet man die M1e-
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ten der Wohngeld empfangenden Hauptmieter nach der 
Haushaltsgröße, so zeigt sich, daß die Haushalte mit drei 
und vier Familienm1tgl1edern ,m Schnitt die höchsten Oua-
dratmetermieten zu zahlen hatten, und zwar 7,11 bzw. 
7,1 O DM Je m2 Bei den Einpersonenhaushalten betrug die 
durchschnittliche Monatsmiete insgesamt 327 DM; ,m 
Schnitt stand dieser Haushaltsgruppe eine Wohnfläche 
von 47 m2 zur Verfügung. 

Verglichen mit den Mieterhaushalten erhöhten sich die 
Wohnkosten der Lastenzuschußempfänger nur geringfü-
gig; gegenuber dem Vorjahr stiegen sie um 1,8 % auf 
nunmehr 7,36 DM Je m2 Wohn/lache. 

Wohngeld wird nicht für unangemessen hohe Wohnko-
sten gewährt. Be, der Wohngeldberechnung werden die 
Wohnkosten der Wohngeldempfänger nur bis zu be-

Tabelle 3 Empfänger von Wohngeld am 31 Dezember 1989 nach Ausstattung, Bezugsfertigkeit und öffentlicher Forderung 
der Wohnung sowie Hohe der monatlichen Miete bzw. Belastung 

je m2 Wohnfläche 

Davon mit monatlicher Miete bzw Belastung Durchschnittliche Uberschre1tung 
Insgesamt 

Je m' Wohnflache monatliche Miete der Hochstbetrage 
Gegenstand von bis unter DM bzw Belastung fur Miete bzw 

der Nachweisung unters 1 5-8 1 8 und mehr je m' Wohnfläche Belastung 
1 000 % DM 1 000 l%vonSp 1 

Empfanger von 
Wohngeld 1 792,5 14,4 S4,2 31,4 7,06 795,6 44,4 

Lastenzuschuß 124,4 26,3 31,7 42,1 7,36 88,3 71,0 
M1etzuschuß 1668,1 13,6 55,9 30,6 7,02 707,4 42,4 

dar Hauptmieter 
Zusammen 1 1 589,8 13,9 57,4 28,7 6,95 689,5 43,4 

nach der Ausstattung der Wohnung 
mit Sammelheizung 

1 
546,2 42,6 und mit Bad/Duschraum 1 280,6 8,5 58,7 32,8 7,25 

mit sonstiger Ausstattung 309,1 36,2 52,1 11,7 5.54 143,4 46,4 

nach der Bezugsfert1gke1t von Wohnraum 
bis 1948 346,7 24,0 52,4 23,6 6,31 165,4 47,7 

1948-1965 590,5 15,1 63,9 21,0 6,64 272,4 46, 1 
1966-1971 217,5 8,2 59,4 32,4 7,26 88,5 40,7 
1972-1977 220,6 7,2 52,2 40,6 7,60 89,9 40.7 
1978 und spater 214,4 6,9 51,1 42,0 7,65 73,4 34,2 

nach der offentl1chen Forderung der Wohnung 
nicht ciffenthch gefordert 

1 

972,8 17,2 49,9 32,9 6,90 466,7 48,0 
offentl1ch gefördert 616,9 8.7 69,2 22.1 1,02 222,8 36,1 
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Tabelle 4. Empfänger von Wohngeld am 31 Dezember 1989 nach Mretenstufe der Gemeinde, Art des Zuschusses, 
durchschnittlicher monatlicher Miete und Uberschrertungsquote der Mietobergrenzen 

Mieten- Abweichung des M1etenniveaus 
vom Bundesdurchschnitt insgesamt stufe In% 

1000 1 o/o 

1 unter - 15 206,0 11,5 
II - 15 bis unter - 5 363,8 20,3 
III - 5 bis unter 5 536,0 29,9 
IV 5 bis unter 15 437,4 24,4 
V 15 und mehr 249,3 13,9 

Insgesamt 1792,5 100 

stimmten Obergrenzen berücks1cht1gt, die von mehreren 
Faktoren abhängig sind. Neben der Haushaltsgröße sowie 
der Bezugsfertigkeit und Ausstattung der Wohnung sind 
hierfür die 1m Zuge der 6. Wohngeldnovelle neu eingeführ-
ten Mietenstufen der Gemeinden maßgebend Entspre-
chend dem 1984 festgestellten regionalen M1etenn1veau 
wurden die Gemeinden in fünf Mieten stufen eingeteilt 1) 

Durch die Staffelung der zuschußfäh1gen Höchstbeträge 
nach diesen M1etenstufen können die ortl1chen Wohnko-
stenunterschiede bei der Wohngeldgewahrung besser 
berucksicht1gt werden. Die Wohnkostenunterschiede 1n 
den einzelnen M1etenstufen spiegeln sich auch 1n den von 
den Wohngeldempfängern gezahlten Mieten wider In den 
Gemeinden der M1etenstufe 111, in denen die meisten Emp-
fangerhaushalte wohnten, zahlten die Hauptmieter 1m 
Schnitt 6,92 DM je m2 Wohnfläche Dies entspricht in etwa 
dem Durchschnittswert aller Wohngeld beziehenden 
Hauptmieter (6,95 DM je m2 ). Die Quadratmeterm1eten in 
den beiden obersten M1etenstufen IV und V lagen dage-
gen um 8,6 bzw 21 % deutlich uber diesem Durchschnllt. 
Unterdurchschnittliche Werte 1n fast derselben Großen-
ordnung ergaben sich für die Gemeinden der M1etenstu-
fe II und 1 (- 11,5 bzw. - 22,3 %). 

Die zuschußfäh1gen Höchstbetrage für Miete und Bela-
stung sollen die Anmietung von angemessenem und fami-
liengerechtem Wohnraum ermöglichen. Andererseits ver-
hindern sie aber auch, daß darüber hinausgehende Ko-
sten für besonders teure oder große Wohnungen zu ent-
sprechend höheren Wohngeldleistungen führen. Miet-
erhöhungen bewirken für sich genommen nur dann Wohn-
geldmehrle1stungen, solange die zuschußfähigen Höchst-
beträge nicht überschritten sind. Sobald die Wohnkosten 
über den Höchstbetragen liegen, müssen die Mietsteige-
rungen vollständig vom Wohngeldempfänger getragen 
werden Bei jeder Novellierung des Wohngeldgesetzes 
werden die Höchstbeträge für Miete und Belastung an die 
M1etenentwicklung angepaßt. Im ersten Jahr nach einer 
Novellierung des Wohngeldgesetzes ergibt sich deshalb 
für den Anteil der Wohngeldempfänger mit einer Miete 
über dem jeweils maßgebenden Höchstbetrag ein relativ 
niedriger Wert, der dann 1n den darauffolgenden Jahren, 
bis zur nachsten Novelle, kontinuierlich ansteigt Nach der 
6. Wohngeldnovelle 1m Jahr 1986 belief sich diese soge-
nannte Überschre1tungsquote auf 33,4 % infolge des An-

1) Eme aus1uhrilche Darstellung des Systems der M1etenstufen enthalt W1Sta 10/1987, 
S 782 ff 
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Empfanger von Wohngeld Durchschnitt- Uberschre1tungs-
liehe monatliche quote der 

Miete der Mietobergrenzen 
M 1etzuschuß Lastenzuschuß Hauptmieter bei den 

Jem' M1etzuschuß-
Wohnflache empfangern 

1000 1 o/o 1000 1 o/o DM % 

162,6 9,7 43,4 34,9 5,40 40,7 
327,6 19,6 36,2 29,1 6, 15 42,7 
509,7 30,6 26,2 21,1 6,92 42,6 
423,2 25,4 14,1 11,4 7,55 42,0 
245,0 14.7 4,4 3,5 8,41 43,4 

1668,1 100 124,4 100 6,95 42,4 

st1egs der Quadratmeterm1eten der Wohngeldempfanger 
zwischen 1986 und 1989 um 9 % erhöhte sich diese Quote 
bis zum Dezember 1989 auf 44,4 % Gegenüber dem Vor-
Jahr bedeutet dies eine Zunahme um 4,5 Prozentpunkte. 
Uberdurchschnittliche Höchstbetragsüberschreitungen 
ergaben sich insbesondere für die Gruppe der Lastenzu-
schußempfänger (71 %) sowie fur die Hauptmieter m freifi-
nanzierten Wohnungen oder Altbauten (48 bzw. 47,7 %). 
Betrachtet man die Überschre1tungsquoten innerhalb der 
einzelnen Mietenstufen, dann zeigen sich nur relativ gerin-
ge Unterschiede (siehe Tabelle 4). Die Quote in der M1e-
tenstufe V 1st trotz der dort erheblich teureren Quadratme-
term1eten nur wenig hoher als 1n der Mietenstufe 1. Dies 1st 
auf die höheren Höchstbeträge sowie auf die erheblich 
geringeren Wohnflächen zurückzuführen. 

Einkommen der Wohngeldempfänger 
gestiegen 

Das Wohngeld bemißt sich im Einzelfall nach der Haus-
haltsgröße und dem Verhaltnis der Wohnkosten zum Fa-
milieneinkommen Das Familieneinkommen berechnet 
sich aus den gesamten Einnahmen des Haushaltes, von 
denen bestimmte Einkommensbestandteile einschließlich 
des Kindergeldes sowie Freibeträge für besondere Perso-
nengruppen und Pauschalen für Steuern und Soz1alvers1-
cherungsbe1träge abgezogen werden. Diese Freibetrage 
sollen besonderen f1nanz1ellen Belastungen bei bestimm-
ten Personengruppen, wie be1sp1elsweise Schwerbehin-
derten oder Alleinerziehenden, Rechnung tragen. 

Tabelle 5 Durchschnittliche monatliche Bruttoeinnahmen, 
Familieneinkommen und Wohnkostenbelastung der 

Wohngeldempfänger am 31 Dezember 1989 
nach der Haushaltsgröße 

Durchschnittliche monatliche 

Haushalte Brutto- Fam1l1en- Wohnkostenbelastung 
mit e1nnah- ein- vor 1 nach 1 vor 1 nach 

Familien- men 1) kommen2) Gewahrung des Wohngeldes 
m1tgl1edern 

1 % 
1 

DM v Sp 1 DM %v Sp 1 

Insgesamt 1592 1 052 66,1 445 295 27,9 18,5 
1 987 694 70,3 326 211 33,1 21,4 
2 1392 963 69,2 440 280 31,6 20,1 
3 1816 1196 65,9 529 339 29,1 18,7 
4 2 733 1 767 64,7 648 467 23,7 17,1 
5 3246 1 980 61,0 718 517 22,1 15,9 
6 und mehr 3 788 2140 56,5 736 466 19,4 12,3 

1) Alle Einnahmen der zum Haushalt rechnenden Fam1l1enm1tgheder, Jedoch ohne die 
Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen ( § 12 Wohn-
geldgesetz) sowie die Einnahmen zur Verringerung der Miete oder Belastung(§ 13 
Wohngeldgesetz) - 2) Alle Einnahmen der zum Haushalt rechnenden Fam1henm1t-
glieder abzuglich der Betrage, die nach den § § 12 bis 17 Wohngeldgesetz abzusetzen 
sind 

713 



Die aussagefah1gste Größe zur Beurteilung der Einkom-
menssituation der Wohngeldempfänger ware zweifellos 
deren verfugbares Einkommen. Aus erhebungstechni-
schen Grunden 1st es Jedoch in der Wohngeldstatistik 
nicht möglich, zuverlässige Angaben daruber zu ermitteln. 
Aus diesem Grund 1st die Darstellung der Einkommenss1-
tuat1on der Wohngeldbezieher nur anhand des Fam1l1en-
einkommens moglich, das der Wohngeldberechnung zu-
grunde liegt, oder aufgrund der Bruttoeinnahmen (alle Ein-
nahmen der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder, 
jedoch ohne die Werbungskosten sowie die Einnahmen 
zur Verringerung der Miete oder Belastung nach § 13 
_WoGG). Das verfugbare Einkommen 1st in der Regel höher 
als das wohngeldrechtliche Familieneinkommen, Jedoch 
niedriger als die Bruttoeinnahmen. 

Die durchschnittlichen Bruttoeinnahmen und Familienein-
kommen der Wohngeldbezieher erhöhten sich 1989 ge-
genüber dem Vorjahr um 2,2 bzw. 1,5 %. Das durchschn1tt-
l1che monatliche Familieneinkommen aller Wohngeldbe-
zieher lag im Dezember 1989 bei 1 052 DM. Gemessen an 
den Bruttoeinnahmen in Höhe von 1 592 DM waren dies 
66 %. Dieser Anteil reicht von 70 % bei den Einpersonen-
haushalten bis zu knapp 57 % bei den Familien mit sechs 
und mehr Personen. Dies bedeutet, daß mit zunehmender 
Haushaltsgröße relativ höhere Beträge abgesetzt werden 
konnten. 

Monatliches Wohngeld durchschnittlich 150 DM 

Der durchschnittliche monatliche Wohngeldanspruch ist 
gegenüber dem Vorjahr um 2 DM gestiegen; er betrug 1m 
Dezember 1989 150 DM, und zwar gleichermaßen fLir die 

M1etzuschußempfänger als auch für die Bezieher von La-
stenzuschuß. Dies ist insofern bemerkenswert, da seit 
Bestehen des Wohngeldgesetzes die Lastenzuschuß-

Tabelle 6 Empfänger von Wohngeld am 31 Dezember 1989 
nach Haushaltsgroße und Höhe des monatlichen Wohngeldes 

Davon mit monatlichem Durchschrntth-
Wohngeld von bis eher monatlicher 

Wohngeld-unter. DM anspruch 
Art des Zuschusses Insgesamt Veran-

Haushaltsgroße unter 100 300 insge- derung 
100 bis und samt gegen-

300 mehr uber 
VorJahr 

1000 1 % DM % 

Empfanger von 
Wohngeld 1 792,5 100 35,5 51,0 7.5 150 + 1,4 

M1etzuschuß 1 668,1 93,1 35,4 57,2 7,4 150 + 2,0 
Lastenzuschuß 124,4 6,9 36,9 55,2 1,9 150 -2,0 

nach der Haushaltsgrciße 
Haushalte von 

Alleinstehenden 901,2 50,3 454 54,1 0,5 116 + 1,8 
mit 2 Familien-

mitgliedern 313,3 17,5 28,6 65,8 5,7 159 + 0,6 
mit 3 Familien-

mitgliedern 190,8 10,6 22,9 61,4 15,1 190 + 1,1 
mit 4 Familien-

m1tghedern 216,0 12,1 28,8 54,4 16,9 182 + 1,7 
mit 5 Familien-

m1tgliedern 103,9 5,8 22,5 51,3 20,2 202 + 1,0 
mit 6 Fam1l1enm1t-

gliedern und mehr 67,3 3,8 13,0 51,0 36,0 270 + 2,7 

empfänger stets höhere Wohngeldleistungen erhielten als 
die Mietzuschußempfanger. 

Der Wohngeldanspruch steigt mit zunehmender Haus-
haltsgröße: E1npersonenhaushalten wurde ein durch-
schnittliches Wohngeld von 116 DM gezahlt, Haushalte 
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WOHNGELDANSPRUCH UND WOHNKOSTENBELASTUNG DER WOHNGELDEMPFANGER AM 31 DEZEMBER 1989 
NACH DER HAUSHAL TSGROSSE 

DURCHSCHNITillCHER BETRAG 
PRO MONAT IN DM 

- - -------- --~~~ 

Haushalte mit Fam1l1enrn1tgl1edern 

Wohnkoslenbelastung 
---- ~cJ!Ge1,,1ahrungdes ~ 

Wohngeldes 

r---· Wohngeldanspruch ~-

6 und mehr 

IN vH DER DURCHSCHNITTLICHEN MONATllCHg_N 
BRUTTOE!NNAHMEN 1) 

Haushalte mit .. Famihenm1tghedern 

6 und mehr 

1) Alle Einnahmen der zum Haushalt rec.hnenden Famil1enm1tgl1eder, Jedoch ohne die Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen(§ 12 Wohngeldges~tz) sowie die E1nnanrnen zur Verrm· 
gerung der Miete oder Belastung\§ 13 Wohngeldgt'selz} 
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Tabelle 7 Empfanger von Wohngeld am 31 Dezember 1989 nach der Höhe des monatlichen Wohngeldes und der Miete bzw Belastung 
je m2 Wohnflache sowie gezahltes Wohngeld 

Wohngeldempfanger 
Anteil an den 

Land insgesamt Privat-
haushalten 

1 000 % 

Schlesw1g-Holste1n 110,0 9,6 
Hamburg 84,4 9,5 
Niedersachsen 230,4 1,3 
Bremen 44,4 13,5 
Nordrhein-Westfalen 626,0 8,3 
Hessen 126,8 5,2 
Rheinland-Pfalz 83,4 5,3 
Baden-Wurttemberg 175,7 4,2 
Bayern 204,7 4,1 
Saarland 27,6 5,8 
Berlin (West) 79,3 7,1 

Bundesgebiet 1 792,5 6,4 

1) Kassenbuchungen der Bew1ll1gungsstellen - 2) Einwohner am 31 12 1988 

mit sechs und mehr Personen erhielten hingegen Wohn-
geld 1n Hohe von 270 DM Umgekehrt sinken die Wohn-
geldzahlungen mit steigendem Familieneinkommen. 

Wohngeld deckt knapp 34 % der Wohnkosten 

Das Wohngeld stellt immer nur einen Zuschuß zur Miete 
oder Belastung dar Ein Teil der Wohnkosten muß in Jedem 
Fall vom Antragsteller selbst getragen werden. Im Mittel 
erhielten die Wohngeldempfanger Leistungen in Hohe von 
33,7 % ihrer Wohnkosten, gegenuber dem Voqahr verrin-
gerte sich dieser Wert um knapp einen Prozentpunkt. 
Durch den Bezug von Wohngeld sanken 1989 1m Durch-
schnitt die monatlichen Wohnkosten der Wohngeldemp-
fänger von 445 auf 295 DM. Unter Berücksichtigung des 
Wohngeldes betrugen demnach bei den Wohngeldemp-
fangern die selbst zu tragenden Wohnkosten einschließ-
lich der Umlagen, aber ohne Heizung, durchschnittlich 
18,5 % der Bruttoeinnahmen 2). Im Voqahr belief sich die-
ser „Belastungssatz" auf 18, 1 %. 

Die Wohnkostenbelastung nach Wohngeldgewahrung 
streut relativ breit. Im allgemeinen 1st sie bei kleinen Haus-
halten sowie bei geringen Einkommen hoher. So betrug 
der Anteil der selbst zu tragenden Wohnkosten an den 
Bruttoeinnahmen der Haushalte mit ein bis drei Personen 
durchschn1ttl1ch 19 bis 21 %, bei Haushalten mit vier und 
mehr Personen dagegen durchschn1tt11ch 12 bis 17 % 

Deutliches Nord-Süd-Gefälle beim Wohngeld 

Das hauf1g konstatierte Nord-Süd-Gefälle ist auch 1m Be-
reich der Wohngeldförderung erkennbar: Gemessen an 
der Gesamtzahl der privaten Haushalte, bezogen in den 
drei Stadtstaaten sowie 1n Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfalen überdurchschnittlich 
viele Haushalte Wohngeld. In diesen Landern wurden 
auch die höchsten Wohngeldausgaben Je Einwohner fest-
gestellt. Die Sp1tzenpos1t1on nimmt dabei Bremen ein Hier 
bezogen fast 14 % aller Haushalte Wohngeld. Die Wohn-
geldausgaben Je Einwohner beliefen sich in Bremen auf 
141 DM und waren damit etwa viermal so hoch wie in 
Bayern oder Baden-Württemberg (33 bzw. 35 DM Je Ein-

2) In den Bruttoeinnahmen sind - wie bereits erwahnt - insbesondere noch die 
Steuern sowie die Pfl1chtbe1trage zur Soz1alvers1cherung enthalten 
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Im Jahr 1989 gezahlte Wohngeldbetrage1) Durchschnitthche(r) monat-
Veranderung Je Ein-

l1che(r) 
insgesamt gegenuber wohner2) Wohngeld- 1 Miete/Sela-

1988 anspruch stung Je m' 
Mill DM % DM 

239,8 + 0,9 94 162 1,71 
192,4 + 4,3 120 171 8,26 
511,6 + 1,5 71 154 6,79 

93,1 + 0,4 141 164 1,54 
1354,5 -0,1 80 155 1,14 

264,5 - 1,6 47 152 1,14 
161,2 + 1,3 44 142 6,37 
329,3 + 0,1 35 143 7,15 
362,6 -2,7 33 134 1,03 

61,8 -4,8 59 151 6,55 
119,1 -1,6 58 111 5,10 

3 689,8 - 0,2 60 150 1,06 

wohner), wo Jeweils nur 4 % der Haushalte Wohngeld 
erhielten. Die teuersten durchschnittlichen Quadratmeter-
mieten mußten die Wohngeldempfanger in Hamburg be-
zahlen (8,26 DM Je m2), sie hatten Jedoch mit 171 DM je 
Haushalt auch den höchsten monatlichen Wohngeldan-
spruch. Die niedrigsten Werte hierfür wurden in Berlin 
(West) festgestellt (5,70 DM je m2 ; 111 DM monatlicher 
Wohngeldanspruch). 

Ausblick 
Die 1m Berichtsjahr insgesamt festgestellte rückläufige 
Entwicklung wird sich 1990 nicht mehr fortsetzen Auf-
grund der Leistungsverbesserungen der zum 1. Januar 
bzw 1 Oktober 1990 in Kraft getretenen 7 und 8. Wohn-
geldnovelle muß ab 1990 wieder mit wachsenden Empfan-
gerzahlen sowie mit einem Anstieg der Wohngeldausga-
ben gerechnet werden. 

D1pl.-Kaufmann Hermann Seewald 
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Arbeitskosten im Groß-
und Einzelhandel sowie 
im Bank-und 
Versicherungsgewerbe 
1988 

Vorbemerkung 

Seit 1959 werden in M1tgl1edsländern der Europäischen 
Gemeinschaften Arbeitskostenerhebungen durchgeführt, 
um aufgrunb einheitlicher Kriterien vergleichbare nationale 
Angaben über die Arbeitskosten und Arbeitseinkommen 
1n der Wirtschaft zu gewinnen. Ihrer Bedeutung entspre-
chend sind diese Informationen insbesondere auch in den 
M1tgl1edslandern selbst Gegenstand eingehender Analy-
sen. Das Interesse an einer umfassenden Datengrundlage 
führte im Zeitablauf zu einer Ausweitung des Erfassungs-
bereichs. Während in den Jahren 1959 bis 1964 sich der 
Erhebungsbereich nur auf Unternehmen mit mindestens 
50 Arbeitnehmern in ausgewahlten Zweigen des Verarbei-
tenden Gewerbes erstreckte, umfaßte er 1m Jahr 1978 1m 
gesamten Produzierenden Gewerbe und außerdem im 
Groß- und Einzelhandel sowie 1m Bank- und Versiche-
rungsgewerbe Unternehmen mit mindestens 10 Arbeit-
nehmern Im Jahrzehnt zwischen 1978 und 1988 blieb der 
1n den Rechtsgrundlagen vorgeschriebene Erfassungsbe-
reich unverändert. Ein wachsendes Interesse an einer 
Ausdehnung des Erhebungsbereichs auf weitere D1enst-
le1stungszwe1ge war gleichwohl zu beobachten, das be-
reits 1988 in der Einbeziehung verschiedener D1enstlei-
stungsbere1che, wie das Verkehrs- und Beherbergungs-
gewerbe, 1n die nationalen Erhebungen einiger Mitglieds-
länder seinen Niederschlag fand Es 1st daher nicht auszu-
schließen, daß die Erfassung zusätzlicher D1enstle1stungs-
bere1che 1n der Rechtsgrundlage der fur 1992 geplanten 
Erhebung fur alle M1tgl1edsländer der Gemeinschaft ver-
b1ndl1ch vorgeschrieben werden wird 

Die Ausdehnung des Erhebun(;lsbereichs in den Jah-
ren 1959 bis 1978 erfolgte 1n relativ kleinen Schritten, diese 
Entwicklung resultiert einerseits aus dem zunehmenden 
Bedurfn1s nach Arbeitskostendaten für einen immer grö-
ßeren Erhebungsbereich und andererseits aus dem Be-
streben, den Aufwand fur schwierige und daher aufwendi-
ge Erhebungen in den Unternehmen und Statistischen 
Ämtern möglichst einzuschränken. Deswegen wurde fur 
die Unternehmen der zusätzlich erfaßten W1rtschaftsbere1-
che der Merkmalskatalog zum Teil reduziert. So wird in den 
erfaßten D1enstleistungsbere1chen auf eine getrennte An-
gabe der Aufwendungen für Arbeiter und Angestellte ver-
zichtet. Diese Einschränkung hat fur das Bank- und Versi-
cherungsgewerbe eine relativ geringe Bedeutung, da hier 
der Anteil der Arbeiter an der gesamten Arbeitnehmerzahl 
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im Jahr 1988 nur knapp 3 % ausmachte. Eine etwas größe-
re Bedeutung hat diese Einschränkung des Merkmalska-
talogs 1m Groß- und Einzelhandel, in dem der Arbe1teran-
te1I knapp ein Viertel (23%) betrug, und insbesondere im 
Großhandel mit seinem Arbeiteranteil von 31 %. 

Im Einzelhandel kann der Verzicht auf den gesonderten 
Nachweis von Arbeiter- und Angestelltendaten auch mit 
der relativ geringen Differenzierung der Verdienste zwi-
schen den beiden Arbeitnehmergruppen begründet wer-
den. Die Differenz der Jahresverdienste zwischen Arbei-
tern und Angestellten betrug 1978 im Einzelhandel, in dem 
die Verdienste noch acht Zehntel der gesamten Arbeitsko-
sten ausmachten, knapp 9 %, während damals die Ange-
stellten im Produzierenden Gewerbe 44% mehr als die 
Arbeiter verdienten. Außerdem kommt im Einzelhandel 
Kostenarten, bei denen im Produzierenden Gewerbe zwi-
schen Arbeitern und Angestellten größere Unterschiede 
zu beobachten sind, wie zum Beispiel den Aufwendungen 
fur die betriebliche Altersversorgung sowie den Beiträgen 
zur Unfallversicherung, eine geringere Bedeutung zu Fur 
den Großhandel dagegen bedeutet der Verzicht auf den 
Nachweis gesonderter Angaben für Arbeiter und Ange-
stellte auch unter diesem Gesichtspunkt einen spürbaren 
Informationsverlust; die Jahresverdienste der Angestell-
ten liegen hier um etwa drei Zehntel über den für Arbeiter 
angegebenen, und auch die Aufwendungen für Kostenar-
ten mit besonderem Gewicht bei Arbeitern und Angestell-
ten haben hier eine größere Bedeutung als im Einzelhan-
del. 

In Heft 7 /1990 dieser Zeitschrift wurde schon ausführlich 
über die Arbeitskosten 1988 1m Produzierenden Gewerbe 
berichtet Gleichfalls erfolgte bereits eine Darlegung der 
wesentlichen Erhebungsmodalitäten, die 1m folgenden 
vertieft wird, bevor die Ergebnisse für die erfaßten D1enst-
le1stungsbere1che kommentiert werden. 

Grundzüge des Stichprobenplanes 

Zur Entlastung der Unternehmen und der Stat1st1schen 
Ämter der Lancier wurde die Erhebung für 1988 wiederum 
als Stichprobe durchgeführt. Auswahlgrundlagen für den 
Groß- und Einzelhandel bildeten die Handels- und Gast-
stättenzählung 1985, für das Bank- und Versicherungsge-
werbe Adressenmaterial der Deutschen Bundesbank und 
des Bundesaufsichtsamtes fur das Versicherungswesen 
und für die 1m Einzelhandel nachgewiesenen Fleischerei-
en die Kartei des Produzierenden Gewerbes. Von den aus 
diesen Unterlagen ermittelten 43 953 Unternehmen mit 1 O 
und mehr tatigen Personen bei Kapitalgesellschaften und 
11 und mehr tätigen Personen bei Personengesellschaf-
ten wurden 8978 Unternehmen in die Stichprobe einbezo-
gen. 

Um Unterschiede der Personal- und Personalnebenko-
sten zwischen den Bundesländern mit h1nre1chender Prä-
zision erfassen zu können, wurden bei der Berechnung 
des Stichprobenplans unterschiedliche Auswahlsatze fur 
die Länder angewandt· Kleinere Länder wurden mit einem 
im Mittel hoheren und größere Lancier mit einem im Mittel 
niedrigeren Auswahlsatz bete1l1gt. Der vom Gesetzgeber 
vorgegebene, aus der Forderung nach bestimmten Gren-
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zen für die Fehlerwerte ermittelte Gesamtst1chprobenum-
fang wurde nur unter Berucks1cht1gung der Besetzungs-
zahlen nach einer vorgegebenen Genau1gke1tsabstufung 
- der Fehler sollte für kleinere Länder höchstens doppelt 
so groß sein wie für großere Länder - auf die Lancier 
aufgeteilt. Die gemeinsam für den D1enstle1stungsbere1ch 
und das Produzierende Gewerbe durchgeführte Aufteilung 
ergab fur die Länder durchschn1ttl1che Auswahlsätze im 
Dienstle1stungsbere1ch zwischen 15,6 und 41,0 % und für 
den Bund einen durchschnittlichen Auswahlsatz von 
20,4%. 

Zur Berechnung der Auswahlplane wurden die Unterneh-
men in Jedem Land fur den D1enstle1stungsbere1ch nach 26 
nachzuweisenden Wirtschaftszweigen und innerhalb der 
Wirtschaftszweige nach sieben Beschäftigtengrößenklas-
sen geschichtet. Unter Berucks1chtigung der Variab1l1tät 
des Merkmals „Personalnebenkosten insgesamt Je Arbei-
ter eines Unternehmens" wurden die Auswahlabstände (1n 
den einzelnen Schichten) so bestimmt, daß für alle Schich-
ten eines Landes relative Standardfehler gleicher Größen-
ordnung zu erwarten waren. 

Die Ziehung der Stichprobe aus der Kartei des Produzie-
renden Gewerbes sowie der Handels- und Gaststatten-
zählung 1985 erfolgte maschinell nach einem systemati-
schen Zufallsauswahlverfahren 1n den Stat1st1schen Am-
lern der Lancier. Die Ziehung 1m Bank- und Versicherungs-
gewerbe erfolgte manuell im Stat1st1schen Bundesamt Zur 
Entlastung des Berichtskreises wurden die1en1gen Unter-
nehmen, die fur die Erhebung aus dem Jahr 1984 berichts-
pfllchtig waren, - soweit möglich - von der Ziehung 
ausgeschlossen 

Die Präzision der frei hochgerechneten Ergebnisse wurde 
mit einer 1n die maschinelle Aufbereitung integrierten Feh-
lerrechnung uberprüft, die ermittelten relativen Standard-
fehler werden 1m Quellenband zu dieser Erhebung 1) für 
ausgewählte Merkmale nachgewiesen 

Beschäftigtenstruktur und durchschnittliche 
Arbeitskosten 

Der hier dargestellte D1enstle1stungsbereich umfaßt Wirt-
schaftszweige mit sehr unterschiedlichen Beschaft1-
gungsstrukturen und entsprechend differenzierten Ver-
dienst- und Arbeitskostenniveaus. In diesem Zusammen-
hang 1st - neben den bereits oben dargestellten unter-
schiedlichen Arbe1terante1len an den Beschaft1gten -
auch auf die untersch1edl1che Verbreitung von Te1lzeitbe-
schäft1gten hinzuweisen, die in der Regel, auch bezogen 
auf die geringere Arbeitszeit, niedrigere Verdienste erzie-
len. In dieser Erhebung werden Teilze1tbeschäftigte 1n 
„Vollze1teinhe1ten" umgerechnet. Von der Gesamtzahl der 
Vollze1teinhe1ten entfiel 1988 rund ein Viertel der 1m Einzel-
handel beschaftlgten Vollze1teinhe1ten auf Te1lze1tbeschäf-
t1gte, wahrend dieser Anteil 1m Großhandel sowie 1m Bank-
und Versicherungsgewerbe nur 5 bis 8% ausmachte. Dar-
über hinaus werden die Angestellten 1m Bank- und Versi-

1) Fachserie 16, Lohne und Gehalter, Arbeitskostenerhebungen, Heft 2 Arbeitskosten 
1m Groß- und Einzelhandel sowie 1m Bank- und Versicherungsgewerbe 1988 
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cherungsgewerbe viel häufiger auf Arbeitsplatzen mit ho-
hen Qual1f1kat1onsanforderungen eingesetzt als 1m Einzel-
und auch 1m Großhandel, wie sich aus folgender, nach den 
Angaben der laufenden Verdiensterhebung erstellten 
Übersicht ergibt· 

Von 100 Angestellten 1) verrichteten 1m Oktober 1988 

W1rtschafts-
bere1ch 

Einzelhandel 
Großhandel 
Bankgewerbe 
Versicherungs-

gewerbe 
nachnchthch 
Produzierendes 

Gewerbe 

verant-
worthche 

mit 
D1sposit1ons-

befugn1s 
13 
18 
24 

34 

35 

1) Ohne leitende Angestellte 

eine Tat1gke1t 
fachlich fachlich quahf1z1erte quahf1z1erte einfache 

selbstand1ge 
nach ohne nach vorge-

allgemeiner Entscheidungs- gebenem 
Anweisung befugnis Schema 

29 51 7 
45 32 5 
51 20 5 

49 13 4 

46 17 2 

Fur den gesamten hier darzustellenden Wirtschaftsbe-
reich wurden 1988 Arbeitskosten von 56540 DM Je vollbe-
schäftigten Arbeitnehmer ermittelt; dieser Wert liegt um 
9% unter dem Wert fur das Produzierende Gewerbe 
(62060 DM). Allerdings haben sich entsprechend den 
starken Unterschieden 1n der BeschäftJgtenstruktur zwi-
schen den Wirtschaftszweigen so erhebliche Differenzen 
im Niveau der Arbeitskosten herausgebildet, daß dem 
Gesamtdurchschnitt nur eine eingeschränkte Aussage-
kraft zukommt; im Versicherungs- und Bankgewerbe la-
gen diese Angaben erheblich - um 38 bzw 28% - über 
dem Gesamtdurchschnitt, im Einzelhandel deutlich (um 
28 %) darunter (siehe Tabelle 1) Nur der Wert für den 
Großhandel lag mit 55840 DM in der Nähe des Gesamt-
durchschnitts. 

Im Versicherungsgewerbe, das den geringsten Arbeiter-
anteil - etwa 3 % - aufweist und in dem die Angestellten 
Tätigkeiten mit fast der gleichen qualitativen Anforde-
rungsstruktur wie im Produzierenden Gewerbe verrichten, 
lagen 1988 die Arbeitskosten je Arbeitnehmer nur gering-
fügig - um 5% - unter den durchschnittlichen Aufwen-
dungen für Angestellte im Produzierenden Gewerbe; 1m 
Bankgewerbe beträgt der Abstand gegenüber den Ange-
stelltenaufwendungen 1m Produzierenden Gewerbe be-
reits mehr als ein Zehntel (12 %), wahrend die Arbeitsko-
sten 1m Groß- und Einzelhandel eher den fur Arbeiter 1m 
Produzierenden Gewerbe ermittelten Werten entspre-
chen· Die Aufwendungen 1m Großhandel lagen um 6% 
über diesen Angaben und im Einzelhandel um 17 % darun-
ter. 

In allen hier dargestellten Dienstleistungsbereichen 
schwankten die Arbeitskosten zwischen den Unterneh-
men unterschiedlicher Große wesentlich weniger als 1m 
Produzierenden Gewerbe Den stärksten Einfluß auf das 
Arbe1tskostenn1veau hatte die Unternehmensgroße 1m 
Bankgewerbe; hier 1st vor allem ein erheblicher Unter-
schied in den Aufwendungen zwischen den „Großbanken" 
(,,Unternehmen mit mindestens 1 000 Arbeitnehmern") 
und den Unternehmen mit einer geringeren Beschäftigten-
zahl, die untereinander ein ziemlich gleiches Arbe1tsko-
stenn1veau aufwiesen, zu beobachten. Nur für diesen Be-
reich lassen sich auch größere Unterschiede in der Zu-
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Tabelle 1 Arbeitskosten je Arbe1tnehmer 1 ) sowie Anteil der Personalnebenkosten im Groß- und Einzelhandel, Bank- und Versiche-
rungsgewerbe nach Unternehmensgroßenklassen und Wirtschaftszweigen 1988 

Unternehmen mit Arbe1tnehmern2) 
W1rtschaftszwe1g 10 und mehr 1 10 bis 49 1 50 bis 99 1 100 bis 199 

1 
200 bis 499 

1 
500 bis 999 1 1000 und mehr 

DM 1 % 1 DM 1 % 1 DM 1 % 
1 

DM 1 % 1 DM 1 % 
1 

DM 
1 % 1 DM 1 % 

Großhandel 3) 55 843 39,5 53 052 37,5 56059 38,6 56 977 39,5 56 224 41,2 57 612 40,4 61905 44,0 
Großhandel mit 

landwirtschaftlichen Grundstoffen, 
lebenden Tieren, textilen Rohstoffen 
und mit Halbwaren 53534 41,6 50 902 37,5 56031 39,6 51987 39,5 54179 45,8 

Brennstoffen, Erzen und technischen 
Chem1kal1en 66583 42,4 59452 38,4 62 556 40,8 65 826 42,9 92478 49, 1 

Holz- und Baustoffen 52933 38,9 51968 37,6 54273 38,8 51454 39,9 54914 41,9 
Maschinen, technischem Bedarf und 

Fahrzeugen 61 940 39,5 55 716 38,4 59 845 38,6 62154 38,4 64546 40,5 66221 40,8 80 605 43,0 
Mbbeln, Emnchtungs- und Haushalts-

gegenständen, Eisen- und Metall-
waren 57 268 38,5 54012 37,1 56125 38,0 58 823 39,0 60590 39.1 

Textilien, Bekleidung, Schuhen und 
Lederwaren 49171 38,0 49 496 37,5 49554 37,6 50564 38,5 46509 38,8 

Nahrungs- und Genußmitteln 49 753 38,3 48209 36,1 50372 37,0 51 743 38,2 48384 39,8 53 804 40,0 48272 42,4 
pharmazeutischen, med1z1nischen, kos-

melischen und Reinigungsartikeln 57790 40,5 56947 37,3 63104 38,4 59 688 40,2 65919 44,0 47117 43,4 44233 40,8 
E1nzelhandel4) 43 731 40,4 39986 37,9 44 016 38,4 43 259 38,5 45 690 38,7 43900 38,9 46015 43,0 

Einzelhandel mit 
Nahrungs- und Genußmitteln 39948 38,6 35464 37,4 40754 38,3 37 980 38.5 41405 38,9 42 836 38,8 42133 39,1 
med1z1nischen, kosmetischen und Re,-

rngungsm1tteln (einschl Apotheken) 43 463 38,3 42 352 38,2 40886 38,7 42 230 40,4 44817 42,5 44955 36,0 44573 38,2 
Bekleidung 44034 41,2 40389 37,9 42 886 38,9 42 812 39,2 45198 38,1 42 437 41,0 48346 46,4 
Schuhen und Lederwaren 42 230 37,8 40589 31,9 41988 38,2 39 920 37,5 43489 38,6 40849 37,8 48215 36,9 
He1mtext1hen 45 372 37,0 42 779 37,0 53547 37,5 - -
Emnchtungsgegenstanden und 

Haushaltsartikeln 47 897 38,0 45002 38,1 50137 37.4 51 845 37,4 50 280 38,1 51 712 37,3 50 588 38,8 
Suchern, Zeitungen, Papierwaren, 

Burobedarf 46519 38,5 44300 37,9 49746 39,1 51 630 36.7 45960 39,4 
Sort1mentse1nzelhandel mit Waren 

verschiedener Art, Hauptnchtung 
N1cht-Lebensm1ttel 49 610 46.1 40168 38,5 39 592 40,2 42134 38,4 52 238 37,8 - - 50315 47,4 

Bankgewerbe 72 591 49.7 63 066 43,6 64536 46,6 66319 47,6 65 870 49,2 68 262 50,0 81 761 51,9 
Kreditbanken 84 072 51,2 73 263 39,5 84450 453 55 816 47,8 82 829 46,8 80193 49,7 84658 52,3 
Institute des Sparkassenwesens 

(ohne Post- und Bausparkassen) 66094 51,2 60123 48,8 59 442 49,6 59 214 49,0 59536 50,3 61 234 49,9 76 771 53,0 
Genossenschaftliche Kred1t1nst1tute 68115 46,9 62 659 43,5 63329 45,7 65 815 46,1 69535 47,4 
Realkred1t1nst1tute 87 076 52,8 82189 50,5 87 464 53.6 88 875 51,9 - -
Bausparkassen 84862 48,0 - - 77140 49,0 80386 44, 1 87 029 48,0 

Versicherungsgewerbe 78 421 48,9 74 781 46,8 75 884 47,1 78 226 47,9 77 874 48.1 81 387 47,4 78 099 49,4 
Lebensversicherung, Pensions- und 

Sterbekassen 79905 48.7 77 657 47,6 76891 46,5 78 075 47,6 79478 48.2 87 892 47, 1 78966 49,2 
Krankenversicherung 72 835 48,4 70180 46,7 72 801 44,7 77 037 49.7 
Schaden- und Unfallversicherung 77 436 49,0 72 710 46, 1 72 897 46.7 76047 47,6 76029 48,9 77 788 46,8 77 757 49,6 
Ruckvers1cherung 91973 51,0 81 766 47,4 90 853 49,8 - -

nachrichtlich 
Produzierendes Gewerbe 62058 44,6 48985 40,1 52601 40,6 54148 41,5 57 403 42,3 60004 43,1 71 917 41,5 

Arbeiter 52703 45,2 46237 41,0 47121 41,5 47 464 42,6 49150 43,3 51 052 43,9 59423 48,5 
Angestellte 82 081 43,8 58 431 37,7 68238 38,9 70753 39,6 74 921 41.0 77 422 42,1 93 782 46,5 

1) Ohne Auszubildende, Te1lzeitbeschaft1gte wurden 1m Verhältnis 1 zu 0,6 1n Vollbeschäftigte umgerechnet - 2) Voll- und te1lze1tbeschaft1gte Arbeiter und Angestellte ohne-
Auszubildende - 3) Ohne Ruckgewmnung - 4) Ohne Einzelhandel mit Kraftwagen und Motorradern sowie mit Kraft- und Schmierstoffen 

sammensetzung der Arbeitnehmer von Unternehmen un-
terschiedlicher Größe beobachten; so waren hier 1978 
rund 20% der Arbeitnehmer in Großunternehmen und nur 
14% in Kleinunternehmen mit einer leitenden oder einer 
weitgehend selbständigen qual1f1zierten Tätigkeit beschäf-

Tabelle 2 Arbeitskosten Je vollbeschäftigten Arbeitnehmer') 
im Produzierenden Gewerbe, 1m Groß- und Einzelhandel 

sowie im Bank- und Versicherungsgewerbe 1988 
nach Unternehmensgrößenklassen 

in % der Unternehmen mit 1 000 Arbeitnehmern und mehr 

Unternehmen Produz1e-1 Groß- 1 Einzel- 1 Bank- 1 Versiehe-
mit rendes 3 4 rungs-

Arbeitnehmern2) Gewerbe handel ) handel ) gewerbe gewerbe 

10- 49 68 86 87 77 96 
50- 99 73 91 96 79 97 

100- 199 75 92 94 81 100 
200 - 499 80 90 99 81 100 
500- 999 83 93 95 83 104 

1 000 und mehr 100 100 100 100 100 

') Ohne Auszubildende, Te1lze1tbeschäft1gte wurden 1m Verhaltrns 1 zu 0,6 m Vollbe-
schaft1gte umgerechnet - 21 Voll- und te1lzeitbeschaft1gte Arbeiter und Angestellte 
ohne Auszubildende - 3) Ohne Ruckgewmnung - 4) Ohne Einzelhandel mit 
Kraftwagen und Motorradern sowie mit Kraft- und Schmierstoffen 
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t1gt. Dagegen 1st im Versicherungsgewerbe über alle Grö-
ßenklassen hinweg und 1m Groß- und Einzelhandel für 
Unternehmen mit 50 bis 999 Arbeitnehmern nur ein gerin-
ger Einfluß der Unternehmensgröße auf die Arbeitskosten 
nachzuweisen, wie aus Tabelle 2 hervorgeht. 

Zwischen den Zweigen des Groß- und Einzelhandels so-
wie des Bank- und Versicherungsgewerbes sind keine so 
starken Unterschiede 1m Niveau der Arbeitskosten zu be-
obachten wie zwischen den Wirtschaftszweigen des Pro-
duzierenden Gewerbes: Während in diesem Bereich 1988 
der W1rtschaftszwe1g mit den geringsten Arbeitskosten 
nicht einmal 40 % der Aufwendungen des Wirtschafts-
zweigs mit den höchsten Arbeitskosten aufwies, hatten die 
Zweige mit den geringsten Werten im Großhandel und 
Bankgewerbe etwa 75 % und 1m Einzelhandel und Versi-
cherungsgewerbe sogar über 80 % der Kosten der Sparten 
mit den höchsten Werten zu tragen (siehe Tabelle3). Wäh-
rend 1m Großhandel, Bank- und Versicherungsgewerbe 
die höchsten Arbeitskosten in Zweigen festzustellen sind, 
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Tabelle 3 Arbeitskosten Je vollbeschaft1gten Arbeitnehmer') 
in den Zweigen des Groß- und Einzelhandels sowie des Bank-

und Versicherungsgewerbes 
m % des Wirtschaftszweiges mit den hochsten Arbe1tskosten2) 

Wirtschaftszweig 1988 

Großhandel m1t3) 
Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren 74 
Nahrungs- und Genußmitteln 75 
landw1rtschaftl1chen Grundstoffen, lebenden Tieren. 

textilen Rohstoffen und Halbwaren 80 
Holz und Baustoffen 80 
Mobeln, Einrichtungs- und Haushaltsgegenstanden, 

Eisen- und Metallwaren 86 
pharmazeutischen, med1zm1schen, kosmetischen und 

Re1nigungsart1keln 87 
Maschinen, technischem Bedarf und Fahrzeugen 93 
Brennstoffen, Erzen und technischen Chemikalien 100 

Einzelhandel m1t4) 
Nahrungs- und Genußmitteln 81 
Schuhen und Lederwaren 85 
med1z1n1schen, kosmetischen und Rem1gungsart1keln 

(einschl Apotheken) 88 
Bekleidung 89 
He1mtext1l1en 91 
Suchern, Zeitungen, Papierwaren, Burobedarf 94 
E1nrichtungsgegenstanden und Haushaltsartikeln 97 

Sort,mentseinzelhandel mit Waren verschiedener Art, 
Hauptrichtung N1cht-Lebensm1ttel 100 

Bankgewerbe 
Institute des Sparkassenwesens (ohne Post- und Bausparkassen) 76 
Genossenschaftliche Kred1t1nst1tute 78 
Kreditbanken 97 
Bausparkassen 97 
Realkred1t1nst1tute 100 

Versicherungsgewerbe 
Krankenversicherung 79 
Schaden- und Unfallversicherung 84 
Lebensversicherung, Pensions- und Sterbekassen 87 
Ruckvers1cherung 100 

1) Ohne Auszubildende, Te1lze1tbeschaft1gte wurden ,m Verhaltnis 1 zu 0,6 m Vollbe-
schaft1gte umgerechnet - 2) Geordnet nach der Rangfolge der Arbeitskostenerhe-
bung 1988 - 3) Ohne Ruckgew1nnung - 4) Ohne Einzelhandel mit Kraftwagen und 
Motorradern sowie mit Kraft- und Schmierstoffen 

in denen vom Personal besondere Fachkenntnisse gefor-
dert werden - hierzu zählen Bereiche wie Realkreditinsti-
tute, Rückversicherung sowie Großhandel mit Brennstof-
fen, Erzen und technischen Chem1kal1en -, hatte 1m Ein-
zelhandel mtt dem „S0rt1mentseinzelhandel mit Waren ver-
schiedener Art, Hauptrichtung Nicht-Lebensmittel" ein 
Handelszweig die hochsten Arbeitskosten, der vor allem 
durch die besondere Bedeutung von Großunternehmen 
gepragt 1st. Hier zahlten 85 % der Arbeitnehmer zu Unter-
nehmen mit mehr als 1 000 Beschaft1gten (vergleichswei-
se. 34 % 1m ubrigen Einzelhandel). 

Frauen und Teilze1tbeschäft1gte verdienen 1m Handel 
durchschn1ttl1ch etwas weniger als Manner und Vollze1tbe-
schaft1gte Die Vermutung liegt daher nahe, daß die Rang-
folge der Handelszweige nach der Hohe der Arbeitskosten 
durch den Frauen- und Teilze1tbeschäft1gtenante1I beein-
flußt wird Wie der folgenden Aufstellung zu entnehmen 1st, 
besteht durchaus eine Beziehung zwischen dem Frauen-
und Te1lze1tbeschaft1gtenanteil und dem Niveau der Ar-
beitskosten: So weisen die vier - 1n der Rangfolge nach 
der Hohe der Arbeitskosten - ,,unteren" Einzelhandels-
zweige für diese Beschaft1gtengruppen Jeweils höhere An-
teile auf als die vier „oberen" Doch zeigen die Angaben fur 
den Einzelhandel mit Büchern usw., der den dritten Rang 
einnimmt, daß Unternehmen auch mit relativ hohem Frau-
en- und Teilze1tbeschäft1gtenante1I uberdurchschnittl1che 
Kosten aufwenden. Ähnliche Feststellungen sind auch bei 
den Großhandelszweigen zu treffen. Vermutlich konnte 
hier der Nachweis des Arbe1terante1ls auch zur Erklarung 
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der Rangfolge beitragen; so dürften etwa 1m Großhandel 
mit Holz und Baustoffen sowie im Großhandel mit landwirt-
schaftlichen Grundstoffen, lebenden Tieren, textilen Roh-
stoffen und mit Halbwaren uberdurchschnittlich viele Ar-
beiter beschaft1gt sein. 

Handelszweig 

Großhandel insgesamt 
Großhandel mit 

Text1l1en, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren 
Nahrungs- und Genußmitteln 
landwirtschaftlichen Grundstoffen, lebenden Tieren, 

textilen Rohstoffen und mit Halbwaren 
Holz und Baustoffen 
Mobeln, Einrichtungs- und Haushaltsgegenstanden, 

Eisen- und Metallwaren 
pharmazeutischen, med1z1nischen, kosmetischen 

und Rem,gungsartikeln 
Maschinen, technischem Bedarf und Fahrzeugen 
Brennstoffen, Erzen und technischen Chemikalien 

Einzelhandel insgesamt 
Einzelhandel mit 

Nahrungs- und Genußmitteln 
Schuhen und Lederwaren 
Apotheken und Einzelhandel mit med1z1nischen, 

kosmetischen und Re1nigungsm1tteln . 
Bekleidung 
He1mtext1hen 
Suchern, Zeitungen, Papierwarenbedarf, Burobedarf 
Emrichtungsgegenstanden und Haushaltsartikeln 
Sort1mentsemzelhandel mit Waren verschiedener Art, 

Hauptrichtung Nicht-Lebensmittel 

Entgelt für geleistete Arbeit und 
Personalnebenkosten 

Anteil an Arbeitnehmern 
insgesamt 

Frauen Teilze1t-

31,8 

53,0 
31,7 

23,4 
22,3 

31,4 

53,8 
23,8 
27,6 
63,3 

67,2 
80,5 

77,4 
67,0 
51,6 
66,8 
37,9 

63,4 

beschaft1gte 
% 

7,4 

11,1 
8,4 

7,7 
4,8 

6,1 

16,3 
4,3 
4,8 

24,3 

27,6 
31,4 

25,2 
30,5 
15,4 
19,7 
11,6 

20,4 

Von den Arbeitskosten im erfaßten Dienstleistungbereich 
entfielen durchschnittlich 56,3 % auf das Entgelt für gelei-
stete Arbeit und dementsprechend 43,7 % auf die Perso-
nalnebenkosten. Wie die Tabelle 1 zeigt, entspricht diese 
Relation nahezu genau den Proportionen der Arbeitsko-
sten von Angestellten 1m Produzierenden Gewerbe. Inner-
halb des Dienstleistungsbereichs sind Jedoch recht starke 
Unterschiede zu beobachten. Im Groß- und Einzelhandel 
beliefen sich die Personalnebenkosten auf 40 % der Ge-
samtkosten, im Bank- und Versicherungsgewerbe dage-
gen auf knapp 50 %. Diese Angaben bestätigen die auch 
im Produzierenden Gewerbe zu beobachtende Tendenz, 
daß die Personalnebenkosten bei W1rtschaftszwe1gen mit 
hohem Arbeitskostenniveau einen großeren Anteil an den 
Gesamtkosten in Anspruch nehmen. Allerdings nehmen 
die beiden D1enstle1stungsbere1che 1m Vergleich zu den 
1m Produzierenden Gewerbe ermittelten Angaben Extrem-
pos1t1onen ein: Jeweils nur ein Wirtschaftszweig des Pro-
duzierenden Gewerbes weist für die Personalnebenko-
sten einen höheren Anteil auf als das Bank- und Versiche-
rungsgewerbe und einen niedrigeren als der Groß- und 
Einzelhandel. 

Eine Betrachtung der Angaben für die einzelnen Zweige 
innerhalb der W1rtschaftsbere1che zeigt allerdings, daß 
nicht 1n Jedem Fall höhere Gesamtaufwendungen mit ei-
nem höheren Personalkostenanteil einhergehen: So weist 
be1sp1elsweise der Großhandel mit Maschinen usw. trotz 
wesentlich hbherer Arbeitskosten einen niedrigeren Anteil 
für die Personalnebenkosten auf als der Großhandel mit 
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Schaubild 1 

PERSONALNEBENKOSTEN 1988 NACH KOSTENARTEN IN% DES ENTGELTS FÜR GELEISTETE ARBEIT 
IM GROSS- UND EINZELHANDEL, BANK- UND VERSICHERUNGSGEWERBE 
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landw1rtschaftl1chen Grundstoffen usw. Zu einem analo-
gen Ergebnis führt ein Vergleich der Angaben für den 
Einzelhandel mit He1mtext1l1en sowie den Einzelhandel mit 
Bekleidung. 

Diese Sonderfälle stehen 1m Zusammenhang mit der aus 
Tabelle 1 zu entnehmenden und gleichfalls 1m Produzie-
renden Gewerbe zu beobachtenden Tendenz, daß die 
Personalnebenkosten in Großunternehmen meist, auch 

Tabelle 4 Struktur der Arbeitskosten 1988 Je vollbeschaft1gten Arbeitnehmer') im Groß- und Einzelhandel, 
im Bank- und Versicherungsgewerbe sowie 1m Produzierenden Gewerbe 

Unternehmen mit 10 Arbeitnehmern und mehr2) 

Groß-
1 

Einzel-
1 

Bank- 1 Versicherungs- 1 Produzierendes 
Kostenart handel3) handel4) gewerbe gewerbe Gewerbe 

DM 1 
%5) 

1 
DM 

1 
%5) 

1 DM 1 
%5) 

1 
DM 

1 
%5) 

1 
DM 

1 
%5) 

Arbeitskosten insgesamt 55 843 165,3 43 731 167,7 72591 199,0 78 421 195,7 62058 180,5 
Lohne und Gehalter6) 45158 133,1 34 822 133,5 53 705 147,2 58 329 145,6 48208 140,2 
Entgelt fur geleistete Arbe1t7) 33 787 100 26 083 100 36 482 100 40066 100 34383 100 
Personalnebenkosten insgesamt 22 057 65,3 17 648 67,7 36109 99,0 38 354 95,1 27 674 80,5 

Gesetzliche Personalnebenkosten8) 10772 31,9 8 538 32,7 12442 34,1 13 735 34,3 12316 35,8 
Sonderzahlungen insgesamt9) 3921 11,6 2954 11,3 8 675 23,8 8414 21,0 5409 15,1 

Grat1f1kat1onen 2539 7,5 1826 1,0 7 430 20,4 6 031 15,1 3220 9,4 
Urlaubsgeld 934 2,8 858 3,3 413 1,1 1 801 4,5 1 688 4,9 
Vermogensw1rksame Leistungen 449 1,3 269 1,0 833 2,3 582 1,5 501 1,5 

Vergutung arbe1tsfre1er Tage insgesamt 7 450 22,1 5 785 22,2 8 547 23,4 9 849 24,6 8 416 24,5 
Urlaubsvergutung 4 552 13,5 3 591 13,8 5122 14,0 5 773 14,4 4 893 14,2 
Lohn-/Gehaltsfortzahlung 1m Krankheitsfall 1 238 3,1 1 015 3,9 1482 4,1 1 850 4,6 1 690 4,9 
Vergutung gesetzlicher Feiertage und sonstiger Ausfallzeiten 1 661 4,9 1179 4,5 1944 5,3 2 209 5,5 1 833 5,3 

Arbe1tgeberpfllchtbe1trage zur Soz1alvers1cherung 7 803 23,1 6 272 24,0 8 958 24,6 9 331 23,4 8 678 25,2 
Aufwendungen fur die betriebliche Altersversorgung insgesamt 1130 3,3 651 2,5 5 502 15,1 6 734 16,8 2 718 7,9 
dar Nettozufuhrung zu den Pens1onsruckstellungen 10) 358 1,1 212 0,8 1941 5,3 2 239 5,6 1 044 3,0 
Aufwendungen fur die berufliche Bildung 974 2,9 1 362 5,2 2400 6,6 1 951 4,9 999 2,9 
Ubnge Personalnebenkosten 778 2,3 623 2,4 2 026 5,6 1 848 4,6 1 454 4,2 

11 Ohne Auszubildende, Te1lze1tbeschaft1gte wurden 1m Verhaltnis 1 zu 0,6 1n Vollbeschaft1gte umgerechnet - 2) Voll- und te1/ze1tbeschaft1gte Arbeiter und Angestellte ohne 
Auszubildende - 3) Ohne Ruckgew1nnung - 4) Ohne Einzelhandel mit Kraftwagen und Motorradern sowie mit Kraft- und Schmierstoffen - 5) Bezogen auf das Entgelt fur 
geleistete Arbeit - 6) Entgelt fur geleistete Arbeit, Sonderzahlungen und Vergutung arbe1tsfre1er Tage - 7) laufend gezahltes Entgelt fur geleistete Arbe1tsze1t (Jahreslohn- und 
-gehaltsumme vermindert um die Sonderzahlungen, die Vergutung arbe1tsfre1er Tage sowie soziale Bestandteile, wie z B Verheirateten- und Kinderzuschlage) - 8) Vergutung 
gesetzlicher Feiertage und sonstiger Ausfallzeiten, Arbe1tgeberpfl1chtbe1trage zur Renten-, Kranken- und Arbe1tslosenvers1cherung, Unfallvers1cherungsbe1trage, gesetzliche 
Lohn- und Gehaltsfortzahlung 1m Krankheitsfall sowie sonstige gesetzliche Aufwendungen - 9) Zahlungen, die 1m allgemeinen nicht laufend bei Jeder Lohn- und Gehaltszahlung 
geleistet werden - 10) Differenz der Pens1onsruckstellungen nach § 6a EStG am 31 Dezember und 1 Januar des Jeweiligen ErhebungsJahres 

720 Wirtschaft und Stat1st1k 10/1990 



sogar bei gleichem Arbeitskostenniveau, einen größeren 
Anteil an den Gesamtaufwendungen als bei kleineren Un-
ternehmen ausmachen. Die 1m Verhaltn1s zu den Gesamt-
kosten relativ hohen Anteile der Personalnebenkosten 1m 
Großhandel mit landw1rtschaftl1chen Grundstoffen usw. 
und im Einzelhandel mit Bekleidung erklaren sich te1lwe1se 
mit dem realt1v hohen Anteil der in Großunternehmen be-
schäftigten Arbeitnehmer (38 bzw. 30 %}, dagegen haben 
neun Zehntel der Beschäftigten des Großhandels mit Ma-
schinen usw. und die gesamten Beschaftigten des Einzel-
handels mit He1mtext1l1en 1n kleinen und mittleren Unter-
nehmen ihren Arbeitsplatz. 

Zusammensetzung der 
Personalnebenkosten 

Im gesamten Erhebungsbereich bildeten die Verdienstbe-
standteile „Sonderzahlungen" und „Vergütung arbe1tsfre1-
er Tage" rund die Hälfte der Personalnebenkosten; die 
Schwankungsbreite erstreckte sich hier von 48 % (Bank-
und Versicherungsgewerbe) bis zu 52 % (Großhandel). Die 
andere Hallte der Personalnebenkosten umfaßte die Ar-
be1tgeberbe1träge zur Sozialversicherung, die Aufwendun-
gen fur die betriebliche Altersversorgung sowie die übri-
gen, sich aus vielen Einzelpositionen zusammensetzen-
den übrigen Personalnebenkosten 2). 

Einen Überblick uber die Struktur der Personalnebenko-
sten und die Strukturunterschiede zwischen den Wirt-
schaftszweigen und Unternehmensgrößenklassen vermit-
telt Schaubild 2 auf S. 722, 1n dem die Personalneben-
kosten als Anteil des Entgelts für geleistete Arbeit wieder-
gegeben werden In dieser Darstellungsweise erscheinen 
die Personalnebenkosten als der Zuschlagsatz, den der 
Arbeitgeber 1988 zusätzlich auf den Verdienst fur eine 
geleistete Ze1te1nhe1t erheben mußte, um ihre gesamten 
Kosten zu berücks1cht1gen. Aus diesem Schaubild ergibt 
sich unmittelbar, 

daß diese Zuschlagssätze zwischen den Wirtschafts-
zweigen erheblich - von 65 % bis zu 99 % - und 
- abgesehen vom Bankgewerbe - deutlich stärker 
als zwischen den Groß- und Kleinunternehmen des-
selben Wirtschaftsbereichs schwanken, 

daß die Streuung dieser Werte nach W1rtschaftszwe1-
gen und Unternehmensgrößen überwiegend auf die 
Sonderzahlungen, Aufwendungen fur die betriebliche 
Altersversorgung sowie die übrigen Personalneben-
kosten zurückzuführen sind, während erwartungsge-
mäß die Arbeitgeberpflichtbeiträge und die Vergutung 
arbe1tsfre1er Tage gegenüber dem Entgelt für geleiste-
te Arbeit recht konstante Werte darstellen. 

Die Vergütung arbe1tsfre1er Tage belief sich 1m Vergleich 
der Wirtschaftszweige auf 22 % (Groß- und Einzelhandel) 
bis zu 25 % (Versicherungsgewerbe) des Entgelts fur ge-
leistete Arbeit, die Zahlungen entsprachen etwa dem Ver-
dienst von 47 bis 52 Arbeitstagen Diese Angaben unter-

2) Aufwendungen fur sonstige Vorsorgee1nnchtungen, Belegschaftse1nnchtungen, be-
rufliche Bildung, Entlassungsentschad1gungen, Unterstutzungsaufwendungen, Verpfle-
gungszuschusse, Auslosungen, Naturalleistungen, Ausb1ldungsvergutungen sowie 
sonstige Zuwendungen 
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gliedern sich folgendermaßen auf Urlaub, gesetzliche Fei-
ertage und bezahlte Krankheitstage: 

Ver- Produ-
Art der Groß- Einzel- Bank- siehe- Zle-

arbeitsfreien Tage handel handel gewerbe rungs- rendes 
gewerbe Gewerbe 

Urlaub 29 29 30 30 30 
Krankheit 8 8 9 10 10 
Feiertage und sonstige 

Ausfallzeiten 11 10 11 12 11 

Insgesamt 48 47 50 52 51 

Mit 23 % (Großhandel) und 25 % (Bankgewerbe) des Ent-
gelts für geleistete Arbeit ergaben sich für die Arbeitgeber-
pfl1chtbe1träge zur Sozialversicherung Aufwendungen von 
gleicher Größenordnung wie fur die Vergütung arbeitsfrei-
er Tage. Der relativ hohe Wert für das Bankgewerbe resul-
tiert aus dem Sachverhalt, daß die Soz1alvers1cherungs-
be1träge nicht vom Entgelt fur geleistete Arbeit, sondern 
vom gesamten Verdienst bis zur Beitragsbemessungs-
grenze erhoben werden und das Bankgewerbe einen rela-
tiv großen Verdienstanteil aufweist, der nicht zum Entgelt 
für geleistete Arbeit zählt. Auf die gesamten Löhne und 
Gehälter bezogen machten die Arbeitgeberpfl1chtbe1trage 
zur Soz1alvers1cherung zwischen 18 % (Einzelhandel) und 
16 % (Versicherungsgewerbe) aus; das Bankgewerbe lag 
hier mit knapp 17 % etwa in der Mitte des Schwankungs-
bere1chs. 
Die beiden Positionen „Vergütung arbeitsfreier Tage" so-
wie „Arbe1tgeberpflichtbe1träge zur Sozialversicherung" 
machten im Groß- und Einzelhandel knapp sieben Zehntel, 
im Bank- und Versicherungsgewerbe dagegen nicht ein-
mal die Hälfte der gesamten Personalnebenkosten aus. 

Die Sonderzahlungen betrugen zwischen 11 % (Einzelhan-
del) und 24 % (Bankgewerbe) des Entgelts für geleistete 
Arbeit. Der für das Bankgewerbe ermittelte Wert 1st im 
gesamten Erhebungsbereich einmalig; 1m Produzieren-
den Gewerbe kommt ihm die Chemische Industrie mit 
knapp 22 % noch am nächsten. Auf den laufenden Ver-
dienst bezogen entsprachen die Sonderzahlungen im 
Bankgewerbe 2,3 Monatsgehältern, 1m Versicherungsge-
werbe 2,0 und 1m Groß- sowie 1m Einzelhandel 1,1 Gehäl-
tern. 

Die Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung 
streuten mit 2 % (Einzelhandel) bis 17 % (Versicherungs-
gewerbe) am starksten von allen Kostenarten. Ein ahnlich 
niedriger Wert wie im Einzelhandel ist 1m Produzierenden 
Gewerbe nur 1n der Bekleidungsindustrie und 1n Kleinun-
ternehmen festzustellen; großere Werte als im Versiche-
rungsgewerbe sind 1n der Mineralölverarbeitung und der 
Erzeugung und Verteilung von Elektriz1tat, Gas, Dampf und 
Warmwasser, den beiden Wirtschaftszweigen mit den 
höchsten Arbeitskosten 1m Produzierenden Gewerbe, er-
mittelt worden. In gewissem Umfang erklart sich diese 
Relation zwischen Einzelhandel und Versicherungsgewer-
be aus der Interessenlage der Arbeitnehmer und Unter-
nehmen: Die meist weiblichen, haufig te1lze1tbeschaftigten 
Angestellten des Einzelhandels mit einer hohen Fluktua-
t1onsrate und relativ niedrigen Gehältern durften wohl Ge-
haltserhöhungen den Leistungen für die betriebliche Al-
tersversorgung vorziehen, wahrend die relativ gut verdie-
nenden Angestellten 1m Versicherungsgewerbe vermut-
lich eher bereit sind, auf relativ hoch besteuerte Einkorn-
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Schaubild 2 

ARBEITSKOSTEN, ENTGELT FÜR GELEISTETE ARBEIT UND PERSONALNEBENKOSTEN JE ARBEITNEHMER 
IM GROSS- UND EINZELHANDEL, BANK- UND VERSICHERUNGSGEWERBE 1988 

NACH WIRTSCHAFTSZWEIGEN 1) 

~ Entgelt rur geleistete Arbeit 

Großhandel (Gh) 

Gh mit Brennstoffen Erzen und technischen Chemikalien 

Gh mit Maschinen technischem Bedarf und Fahrzeugen 

?is~~tFs~~~~~iJ1~5;1~rgnu~:~~~~r;hen 
Gh mit Mobeln Einrichtungs- und Haushaltsgegenstanden 
Eisen und Metallwaren 

Gh mit landwlrtschaftl Grundstoffen lebenden Tieren 
textilen Rohstoffen und Halbwaren 

Gh mit Holz und Baustoffen 

Gh mit Nahrungs- und Genußmlneln 

Gh mit Textilien Bekleidung, Schuhen und Lederwaren 

Einzelhandel (Eh) 

Sortlmentselnzelhandel mit Waren verschiedener Art, 
Hauptrichtung Nicht-Lebensmittel 

Eh mit Elnrlchtungsgegenstanden und Haushaltsartikeln 

Eh mlt Suchern Zeitungen Papierwaren Burobedarf 

Eh mit Helmtextlllen 

Eh mit Bekleidung 

Eh mit medizinischen kosmetischen und 
Re1n1gungsart1keln (einschl Apotkeken) 

Eh mit Schuhen und Lederwaren 

Eh mit Nahrungs- und Genußmltteln 

Bankgewerbe 

Realkred1tlnstltute 

Bausparkassen 

Kreditbanken 

Genossenschaftliche Kreditinstitute 

lnslltute des Sparkassenwesens 
(ohne Post- und Bausparkassen) 

Vers l c he run gagewerbe 

Ruckverslcherung 

Lebensversicherung Pensions- und Sterbekassen 

Schaden- und Unfa!!vers!cherung 

Krankenversicherung 

Nachrlchtllch: 
Produzierendes Gewerbe Insgesamt 

Arbeitnehmer 

Arbeiter 

Angestellte 

Gh = Großhandel 
Eh= Einzelhandel 

0 20 

1) Die Wlrschaftszwerge wurden Jeweils nach der Hohe der Arbeitskosten Insgesamt geordnet 

0 Personalnebenkosten 
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menszuwächse zu verzichten und dafur Leistungen aus 
der betr1ebl1chen Altersversorgung zugesagt zu erhalten. 
Außerdem können die - von den Warenhausern abgese-
hen - eher kleinen und mittleren Unternehmen des Ein-
zelhandels die betnebl1chen Vorteile einer zusätzlichen 
Altersversorgung kaum nutzen, wahrend das durch Groß-
unternehmen gekennzeichnete Versicherungsgewerbe 
diese Möglichkeiten weitgehend ausschöpfen kann 

Unter den sonstigen Personalnebenkosten haben die Auf-
wendungen für die berufliche Bildung mit 3 % (Großhan-
del) bis 7 % (Bankgewerbe) des Entgelts für geleistete 
Arbeit die großte Bedeutung. In diesen Aufwendungen 
werden auch die Ausbildungsvergütungen erfaßt Da auch 
die Auszubildenden erfragt werden, konnen hier durch-
schn1ttl1che Ausbildungsvergütungen bekanntgegeben 
werden 

Durchschnittliche Ausb1ldungsvergutung 1m Jahr 1988 
DM 

Großhandel 

9134 

Einzelhandel 

8940 

Bankgewerbe Versicherungsgewerbe 

13 491 15564 

Eine 1n der Offentl1chke1t stark beachtete Aufteilung der 
Personalnebenkosten 1st ihre Untergliederung in gesetzli-
che und tanfl1ch/betnebl1che Aufwendungen. Im Erhe-

bungsbogen werden jedoch die Aufwendungen für die 
einzelnen Kostenarten ohne eine solche Unterscheidung 
erfragt. Der Nachweis der gesetzlichen und n1chtgesetzli-
chen Personalnebenkosten kann sich also nicht auf Anga-
ben der Auskunftspflichtigen stutzen, sondern beruht auf 
Zuordnung der Kostenarten nach dem Schwerpunkt in der 
Aufbereitung Hiernach werden folgende Aufwendungen 
zu den gesetzlichen gerechnet: Arbe1tgeberpflichtbe1träge 
zur Sozialversicherung, gesetzliche Lohnfortzahlung 1m 
Krankheitsfall, Vergütung gesetzlicher Feiertage und son-
stiger Ausfallzeiten sowie sonstige gesetzliche Aufwen-
dungen, auf diese Weise ergab sich 1988 folgender Anteil 
der gesetzlichen Personalnebenkosten 1n % der gesamten 
Personalnebenkosten: 

Groß-
handel 

49 

Einzel- Bank-
handel gewerbe 

48 34 

Versicherungs-
gewerbe 

36 

Produzierendes 
Gewerbe 

45 

Entwicklung der Arbeitskosten 1984 bis 1988 

In den W1rtschaftszwe1gen des erfaßten D1enstleistungs-
bere1chs entwickelten sich die Aufwendungen je Arbeit-
nehmer von 1984 bis 1988 recht untersch1edl1ch (siehe 
Tabelle 5); während die Zuwachsraten der Arbeitskosten 

Tabelle 5 Arbeitskosten je vollbeschaft1gten Arbeitnehmer') 1m Groß- und Einzelhandel, im Bank- und Versicherungsgewerbe 
sowie im Produzierenden Gewerbe 
Unternehmen mit 10 Arbeitnehmern und mehr2) 

Großhandel3) E1nzelhandel4) Bankgewerbe Versicherungsgewerbe Produzierendes Gewerbe 
~-

,~ l '9M 

Ver- Ver- Ver- Ver- Ver-
ande- ande- ande- ande- ande-
rung rung rung rung rung 

Kostenart 1984 1988 1988 1988 1984 1988 1988 1984 1988 1988 1984 1988 1988 
gegen- gegen- gegen- -+~6:~- gegen-
uber uber uber uber 
1984 i 1984 1984 1984 1984 

DM % DM % DM % DM % DM % 

Arbeitskosten insgesamt 49 294 55 843 + 13,3 39 422 43 731 + 10,9 61 715 72 591 + 11,6 66 847 78 421 + 11,3 53 987 62 058 + 14,9 
Entgelt fur geleistete Arbe1t5) 30092 33 787 + 12.3 23 495 26083 + 11,0 31 413 36 482 + 16,1 34 410 40066 + 16,4 30131 34 383 + 14,1 
Personalnebenkosten 

insgesamt 19 202 22 057 + 14.9 15927 17 648 + 10,8 30 301 36109 + 19,2 32 437 38 354 + 18,2 23 857 27 674 + 16,0 
Gesetzliche Personal-

nebenkosten6) 9 055 10 772 + 19,0 7 395 8 538 + 15.5 10366 12 442 + 20,0 11 447 13 735 + 20,0 10436 12 316 + 18,0 
Sonderzahlungen 

1nsgesamt7) 3 516 3 921 + 11,5 2 731 2 954 + 8,2 7 273 8 675 + 19,3 7 569 8414 + 11,2 4 643 5 409 + 16,5 
Grat1f1kat1onen 2 262 2 539 + 12,2 1 661 1 826 + 9,9 6433 7 430 + 15,5 5254 6 031 + 14,8 2 696 3220 + 19,4 
Urlaubsgeld 805 934 + 16,0 786 858 + 9,2 332 413 + 24.4 1730 1 801 + 4, 1 1 450 1688 + 16,4 
Vermogensw1rksame 

Leistungen 449 449 0,0 285 269 - 5,6 507 833 + 64,3 584 582 - 0,3 496 501 + 1.0 
Vergutung arbe1tsfre1er 

Tage insgesamt 6 395 7 450 + 16,5 5 323 5 785 + 8,7 7 489 8 547 + 14. 1 8 503 9 849 + 15.8 7 247 8 416 + 16,1 
Urlaubsvergutung 3909 4 552 + 16,4 3291 3 591 + 9, 1 4436 5122 + 15,5 4 876 5 773 + 18.4 4 229 4 893 + 15,7 
Lohn-/Gehaltsfortzahlung 

1m Krankheitsfall 998 1 238 + 24,0 942 1 015 + 1,1 1 279 1 482 + 15.9 1492 1 867 + 25,1 1 433 1 690 + 11,9 
Vergutung gesetzlicher 

Feiertage und sonstiger 
Ausfallzeiten 1 487 1 661 + 11,1 1 091 1179 + 8,1 1 774 1 944 + 9,6 2 135 2 209 + 3,5 1 585 1 833 + 15,6 

Arbe1tgeberpfl1chtbe1trage 
zur Soz1alvers1cherung 6 524 7 803 + 19,6 5312 6 272 + 18,1 7 259 8 958 + 23,4 7752 9 558 + 23.3 7 299 8 678 + 18,9 

Aufwendungen fur die 
betriebliche Altersver-
sorgung insgesamt 1 210 1130 - 6,6 688 651 - 5,4 4550 5502 + 20,9 5 798 6 734 + 16,1 2 357 2718 + 15,3 
dar Nettozufuhrung zu 

den Pensionsruck-
stellungen8) 545 358 -34,3 287 212 -26,1 1 774 1 941 + 9,4 2 839 2 239 -21,1 1197 1 044 - 12,8 

Aufwendungen fur die 
berufliche Bildung 804 974 + 21,1 1311 1362 + 3,9 1 890 2 400 + 21,0 1177 1 951 + 65,8 854 999 + 11,0 

Ubnge Personalneben-
kosten 753 778 + 3,3 560 623 + 11,3 1 840 2 026 + 10.1 1 639 1 848 + 12,8 1457 1454 - 0,2 

Lohne und Gehalter9) 40 003 45 158 + 12,9 31 550 34822 + 10,4 46175 53 705 + 16.3 50481 58 329 + 15,5 42 020 48208 + 14,1 

1) Ohne Auszubildende, Te1lze1tbeschaft1gte wurde 1m Verhaltnis 1 zu 0,6 in Vollbeschaft1gte umgerechnet - 2 ) Voll- und te1lze1tbeschaft1gte Arbeiter und Angestellte ohne 
Auszubildende - 3) Ohne Ruckgew1nnung - 4) Ohne Einzelhandel mit Kraftwagen und Motorradern sowie mit Kraft- und Schmierstoffen - 5) laufend gezahltes Entgelt fur die 
geleistete Arbe1tsze1t (Jahreslohn- und -gehaltsumme vermindert um die Sonderzahlungen, die Vergutung arbe1tsfre1erTage sowie soziale Bestandteile, wie z B Verheirateten- und 
Kmderzuschlage) - 6) Vergutung gesetzlicher Feiertage und sonstiger Ausfallzeiten, Arbe1tgeberpfl1chtbe1trage zur Renten-, Kranken- und Arbe1tslosenvers1cherung, Unfallvers1-
cherungsbe1trage. gesetzliche Lohn- und Gehaltsfortzahlung 1m Krankheitsfall sowie sonstige gesetzliche Aufwendungen - 7) Zahlungen, die 1m allgemeinen nicht laufend bei 
Jeder Lohn- und Gehaltszahlung geleistet werden - 8) Differenz der Pens1onsruckstellungen nach§ 6a EStG am 31 12 und 1 1 des Jeweiligen Erhebungs Jahres - 9) Entgelt fur 
geleistete Arbeit. Sonderzahlungen und Vergutung arbe1tsfre1er Tage 
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1m Einzelhandel ( + 11 %) und Großhandel ( + 13 %) er-
heblich unter dem Vergleichswert fL.ir das Produzierende 
Gewerbe ( + 15 %) lagen, sind 1m Bankgewerbe ( + 18 %) 
und Versicherungsgewerbe ( + 17 %) deutlich hohere 
Wachstumsraten ermittelt worden. Die relativ geringe 
Wachstumsrate 1m Einzelhandel 1st zum Tell auf eine Un-
tererfassung der kleineren Unternehmen 1m Jahr 1984 
zurückzuführen; so wurden 1984 nur 19 500 Kleinunter-
nehmen, 1988 dagegen 22 200 nachgewiesen. Als Aus-
wahlgrundlage der Stichprobe diente die damals weitge-
hend veraltete Handels- und Gaststättenzählung 1979. 

Die Personalnebenkosten waren von 1984 bis 1988 1m 
Bank- und Versicherungsgewerbe sowie 1m Großhandel 
deutlich starker als das Entgelt für geleistete Arbeit gestie-
gen. Die 1m Produzierenden Gewerbe zu beobachtende 
Tendenz zur Angleichung der Zuwachsraten dieser beiden 
Größen war vor allem im Handel, insbesondere im Einzel-
handel, in dem sich diese Werte von 1984 bis 1988 nahezu 
gleich entwickelt haben, festzustellen, wahrend sie 1m 
Bank- und Versicherungsgewerbe allenfalls sehr schwach 
ausgepragt war, wie folgende Aufstellung zeigt: 

W1rtschaftsbere1ch Zeitraum Entgelt fur ge- Personal-
leistete Arbeit neben kosten 

Zunahme 1n % 
Großhandel 1978 bis 1981 20,1 28,9 

1981 bis 1984 13,0 16,3 
1984 bis 1988 12,3 14,9 

Einzelhandel 1978 bis 1981 11,4 18,2 
1981 bis 1984 16,1 19,4 
1984 bis 1988 11,0 10,8 

Bankgewerbe 1978 bis 1981 16,5 19,4 
1981 bis 1984 14,8 16,3 
1984 bis 1988 16,1 19,2 

Versicherungsgewerbe 1978 bis 1981 14,5 25,8 
1981 bis 1984 15,8 18,0 
1984 bis 1988 15,7 18,2 

Produzierendes Gewerbe 1978 bis 1981 17,8 26,9 
1981 bis 1984 13,1 18,7 
1984 bis 1988 14,1 16,0 

In allen W1rtschaftszwe1gen stiegen die gesetzlichen Per-
sonalnebenkosten stärker als der Gesamtwert; hierzu trug 
insbesondere die besondere Erhohung der Arbeitgeber-
pfllchtbe1trage zur Sozialversicherung bei, die auf die voll-
standigere Erfassung der Sonderzahlungen durch die So-
zialversicherung sowie höhere Krankenvers1cherungsbei-
trage zurückzuführen 1st, sowie 1m Großhandel und Versi-
cherungsgewerbe noch zusätzlich die ungewöhnlich gro-
ßen Zunahmen der Lohn- und Gehaltsfortzahlungen im 
Krankheitsfall; demgegenuber hatten diese Zahlungen 1m 
Einzelhandel deutlich geringere Zuwachsraten als die 
Löhne und Gehälter insgesamt. Dies 1st te1Jwe1se eine 
Folge der stärkeren Einbeziehung von Kleinunternehmen, 
die im allgemeinen einen geringeren Krankenstand auf-
weisen, teils auch einer Reduktion des Krankenstandes in 
Großunternehmen. 

Unter den tariflichen und fre1w1lligen Personalnebenkosten 
stiegen die Sonderzahlungen - 1m Gegensatz zum Pro-
duzierenden Gewerbe - etwas weniger als die Lohne und 
Gehälter. Die Entwicklung dieser Kostenart wurde vor al-
lem durch die Stagnation der vermögenswirksamen Lei-
stungen der Arbeitgeber verlangsamt. Eine Ausnahme 
macht allerdings das Bankgewerbe, in dem als einzigem 
W1rtschaftszwe1g die vom 4. Vermögensbildungsgesetz 
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angebotenen Möglichkeiten ausgenutzt worden sind. 
Hierdurch ergab sich 1n diesem Wirtschaftszweig auch 
insgesamt für die Sonderzahlungen eine etwas höhere 
Zuwachsrate als bei den lohnen und Gehältern. 

Eine auffällige Entwicklung ist bei der w1cht1gsten fre1wlil1-
gen Kostenart 1n diesem W1rtschaftsbere1ch, den Aufwen-
dungen fur die betriebliche Altersversorgung, zu beobach-
ten. Im Handel 1st hier allgemein ein Rückgang zu beob-
achten, während im Bankgewerbe 1988 mit 21 % (20,9 %) 
eine relativ hohe Zunahme gegenüber 1984 festzustellen 
1st. Wird jedoch berücks1cht1gt, daß 1n dieser Position 1988 
auch die Aufwendungen fur den Vorruhestand, der nicht 
als betriebliche Altersversorgung 1m engeren Sinn anzu-
sprechen 1st, enthalten sind, und werden diese Zahlungen 
aus dieser Pos1t1on eliminiert, so ergibt sich auch für das 
Bankgewerbe nur eine Zunahme von 16 % (1m Versiche-
rungsgewerbe sogar nur von 2 %). Ausschlaggebend fur 
den Rückgang oder die geringe Zunahme der Aufwendun-
gen fur die betriebliche Altersversorgung waren 1988 vor 
allem die auch 1m Produzierenden Gewerbe beobachteten 
relativ geringen NettorLickstellungen für Pens1onsver-
pf11chtungen, wie Tabelle 6 zeigt 

Tabelle 6 Aufwendungen je Arbeitnehmer') fur die 
Alterssicherung 1988 nach Formen 

Art der Groß- Einzel- Bank- Versiehe-
Aufwendungen handel2) handel3) gewerbe rungs-

fur die gewerbe 
Alterssicherung DM/ % DM/ % DM / % DM/ % 

Rentenzahlungen 
aufgrund 
betrieblicher 
Ruhegeld-
zusagen 361 + 1,4 232 + 35,7 1 360 + 15,4 2 017 + 18,5 

Nettozufuhrung 
zu Pensions-
ruckstellungen 358 - 34,2 211 -26,5 1941 + 9,4 2 238 - 21, 1 

Zuweisungen an 
Pensions-
kassen 42 - 39,1 37 - 9,8 968 + 28,6 673 + 49,2 
Unterstut-
zungskassen 98 +206.3 43 -57,4 106 + 120,8 45 + 80,0 

Pram1en fur 
D1rektver-
s1cherungen 190 + 21,8 92 + 46,0 179 + 79,0 441 + 24,2 

Sonstige Auf-
wendungen 81 + 50,0 36 +44,0 952 + 31,0 1 322 + 208,9 

1) Ohne Auszubildende, Te1lze1tbeschäft1gte wurden im Verhaltnis 1 zu 0,6 in Vollbe-
schaft1gte umgerechnet - 2) Ohne Rückgewinnung - 3) Ohne Einzelhandel mit 
Kraftwagen und Motorradern sowie mit Kraft- und Schmierstoffen 

Hervorzuheben sind schl1eßl1ch die relativ starken Zunah-
men bei den Aufwendungen für die berufliche Bildung im 
Großhandel sowie 1m Bank- und Versicherungsgewerbe. 
Werden von dieser Pos1t1on die Ausbildungsvergütungen 
subtrahiert, so ergaben sich fur diese bereinigte Pos1t1on, 
die als We1terb1Jdungsaufwendungen im engeren Sinne 
anzusprechen 1st, Zuwachsraten zwischen 80 % (Versiche-
rungsgewerbe) und 36 % (Großhandel) - allerdings auf 
einer noch recht schmalen Basis (204 bis 660 DM). 

Dipl. -Mathematiker Horst Söll/ 
D1p/.-Vo/ksw1rt Peter Kaukewlfsch 
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Auszubildende 1989 
Im folgenden Beitrag werden die wichtigsten Ergebnisse 
der Berufsbildungsstat1st1k für das Jahr 1989 dargestellt. 
Diese Statistik liefert insbesondere Angaben über Größe 
und Struktur des Bestandes an Auszubildenden am Jah-
resende, über neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
und Teilnehmer an Abschlußprüfungen 1 ). 

Überblick 
Ende 1989 standen 1 552 000 Jugendl1che 2) 1n einer be-
trieblichen Berufsausbildung. Davon waren 883 000 
(56,9 %) Junge Männer und 669 000 (43,1 %) Junge Frauen. 
Die Gesamtzahl der Auszubildenden lag 1989 um 6,4 % 
(oder 105 000) unter dem entsprechenden Voqahres-
ergebnis. 

Von den Auszubildenden hatten 567 000 ihre Lehre im 
BerichtsJahr begonnen. Damit wurden 1989 7 % (43 000) 
weniger Neuabschlüsse von Ausbildungsverträgen regi-
striert als 1988. Der anhaltende Rückgang der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge ist in erster Linie demo-
graphisch begrundet und 1m Zusammenhang mit dem 
Rückgang der Zahl der Schulabgänger zu sehen, der nach 
1984 einsetzte Am Ende des Schuljahres 1988/89 wurden 
nur noch 705 000 Schüler aus allgemeinbildenden Schu-
len entlassen; das waren 8 % weniger als 1m Jahr zuvor 

Die Zahl der Teilnehmer an Abschlußprüfungen folgt mit 
ze1tl1cher Verzögerung dem Trend der Zugangsstat1st1k 
Sie lag 1989 mit 676 000 um 6 % (43 000) unter dem Voqah-
reswert. 

Ausbildungsbereiche 
Die Gliederung der Auszubildenden nach Ausb1ldungsbe-
re1chen 1st nicht deckungsgleich mit der Gliederung der 

1) Ausfuhrl1che Ergebnisse enthalt der 1ahrl1che Berichtsband der Fachserie 11, Reihe 3 
„Berufliche Bildung", 1n dem auch Angaben uber Ausbilder und Ausbildungsberater 
ausgewiesen sind 
2) Der Beg1ff „Jugendliche" bezieht sich hier und 1m folgenden auf alle Auszubildenden, 
d h auch auf solche, die das 18 Lebens1ahr bereits vollendet haben 

Tabelle 1 Auszubildende, neu abgeschlossene Ausbildungs-
vertrage und Teilnehmer an Abschlußprufungen 

Stand 1ewe1ls 31 Dezember 

Auszubildende Neu abgeschlossene Teilnehmer an 
Ausb1ldungsvertrage Abschlußprufungen 

Verande- Verande- Verande-

Jahr ins- rung ins- rung ins- rung 

gesamt gegenuber gesamt gegenuber gesamt gegenuber 
dem dem dem 

Vorjahr Vorjahr VorJahr 
Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

1978 1 517 373 + 8,6 621 016 + 8,6 539 031 + 1,0 
1979 1644619 + 8,4 656 389 + 5,7 555 090 + 3,0 
1980 1 715481 + 4,3 669 901 + 2,1 624681 + 12,5 
1981 1676877 -2.3 620 788 -7,3 666990 + 6,8 
1982 1675864 -0,1 649 367 + 4,6 693 817 + 4,0 
1983 1722416 + 2,8 701183 + 8.0 692 106 - 0,2 
1984 1800141 + 4,5 723 464 + 3,2 677 458 - 2,1 
1985 1831501 + 1,7 709 322 -2,0 705 495 + 4, 1 
1986 1805247 - 1,4 696403 - 1.8 750946 + 6,4 
1987 1738687 -4,1 659112 -5,9 757 959 + 0,6 
1988 1657960 -4,6 610264 -7,4 719513 - 5,1 
1989 1552534 - 6,4 567 389 -1,0 676 241 - 6,0 

Ausbildungsbetriebe nach Wirtschaftszweigen. Maßgeb-
lich für die Zuordnung der Auszubildenden zu Ausb1l-
dungsbere1chen 1st die fur die Berufsausbildung gesetz-
lich zuständige Stelle 3) Das 1st 1n der Regel die berufs-
stand1sche Kammer, die das Verze1chn1s der Berufsausbil-
dungsverhaltn1sse fuhrt So wird zum Be1sp1el ein bei einer 
Stadtverwaltung auszubildender Gärtner nicht dem Aus-
b1ldungsbere1ch Öffentlicher Dienst zugeordnet, sondern 
dem Bereich Landwirtschaft, weil die Landwirtschaftskam-
mer die für die Ausbildung zuständige Stelle 1st. Die Aus-
b1ldungsbere1che der Berufsbildungsstatistik geben also 
die tatsachl1che Ausb1ldungsle1stung der gleichlautenden 
Wirtschaftszweige nicht ganz exakt wieder Insbesondere 
wird der Anteil des Öffentlichen Dienstes an der Berufs-
ausbildung zu gering dargestellt, weil seine Ausbildungs-
leistung 1n Berufen der gewerblichen Wirtschaft den Aus-
b1ldungsbere1chen Industrie und Handel sowie Handwerk 
zugerechnet wird. Ebenfalls zu gering wird 1n der Berufsb1l-
dungsstat1st1k der Berufsnachwuchs der Freien Berufe 
wiedergegeben, weil e1n1ge der dort angebotenen Ausbil-
dungsberufe 1n den Zustand1gke1tsbereich der Industrie-

3) Nahere Erlauterungen zur Abgrenzung der Ausb1ldungsbere1che enthalt der 1ahrl1che 
Berichtsband der Fachserie 11, Reihe 3 „Berufliche Bildung" 

Tabelle 2· Auszubildende und neu abgeschlossene Ausbildungsverträge am 31 Dezember 1989 nach Ausbildungsbereichen 

Auszubildende Darunter neu 1989 gegenuber 1988 

1 1 

abgeschlossene 

1 1 

r neu abgeschlos-
Ausb1ldungsbere1ch insgesamt Manner Frauen Ausbildungs- insgesamt Manner Frauen ene Ausbildungs 

vertrage vertrage 
Anzahl % 

Industrie und Handel1) 783 274 439 824 343 450 294108 - 5,3 - 5,1 - 5,5 - 1,6 
Gewerbliche Berufe 315 676 268 497 47 179 103 178 - 5.2 - 5,7 - 2,6 - 9.1 
Kaufmannische Berufe 467 598 171 327 296 271 190 930 - 5,4 - 4.3 - 6,0 - 6,8 

Handwerk 532 546 383 465 149 081 184 207 - 7,8 - 1,4 - 8,9 - 8,3 
Gewerbliche Berufe 469 481 374 675 94 806 162 599 - 7,5 - 7,6 - 7,2 - 7,5 
Kaufmannische Berufe2) 63 065 8 790 54 275 21 608 - 10,2 - 0,5 - 11,6 - 14,0 

Landwirtschaft 33 810 22 519 11 291 13 645 - 12,2 - 12,3 - 12,1 - 9,6 

Offentl1cher Dienst 62 213 32 040 30173 21781 - 1,6 - 1,9 - 7,3 - 1,2 

Freie Berufe 129 253 4911 124 342 49133 - 3,2 - 0,2 - 3,3 + 3,9 

Hausw1rtschaft3) 10 955 211 10744 4335 - 14,8 - 2,8 - 15.0 - 10,7 

Seesch1ffahrt 483 469 14 180 -22,6 -22,6 -22,2 - 15,9 
Insgesamt 1552534 883 439 669 095 567 389 - 6,4 - 6,4 - 6,3 - 1,0 

11 Einschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe - 2) Einschl sonstiger Berufe 1m Handwerk - 3) Hauswirtschaft 1m stadt1schen Bereich 
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1) Emschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe 

Stat1sl1sches Bundesamt 90 0763 

und Handelskammern fallen (z B. Technischer Zeichner, 
Burogehilfe). 

In Industrie und Handel (einschl. Banken, Versicherungen, 
Gast- und Verkehrsgewerbe) war 1989 die Hallte aller 
Auszubildenden (50,4 %) beschäftigt, 1m Handwerk wur-
den 34,3 % der Jugendlichen ausgebildet, in der Landwirt-
schaft 2,2 %, 1m Öffentlichen Dienst 4 %, in den Freien 
Berufen 8,3 %, in der Hauswirtschaft und der Seesch1ffahrt 
zusammen 0,7 %. 

Der seit 1986 anhaltende Rückgang der Nachfrage nach 
betrieblichen Ausbildungsplätzen traf die sieben Ausbil-
dungsbereiche 1n unterschiedlichem Maße. Wie schon 1m 
Vorjahr, haben auch 1989 die handwerklichen Ausbil-
dungsberufe uberdurchschn1ttl1ch an Nachwuchskräften 
verloren. Hier wurden rund 733 000 und damit 7,8 % oder 
45 000 Auszubildende weniger gezählt. Die Zahl der im 
Handwerk ausgebildeten Jugendlichen lag 1989 um fast 

ein Viertel niedriger (24,2 %) als 1m Jahr 1980, in dem ein 
Höchstwert erreicht worden war. Auch der Rückgang der 
1989 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge auf 
184 000 lag im Handwerk mit 8,3 % über dem Durch-
schnitt 4). 

Mit 783 000 hat sich die Zahl der Auszubildenden 1n Indu-
strie und Handel im Vergleich zum Voqahr um 5,3 % oder 
44 000 vermindert. In diesem Bereich 1st der Bestand an 
Auszubildenden jetzt wieder auf das Niveau des Jahres 
1980 zuruckgegangen. Mit 294 000 Neuabschlüssen lag 
das Ergebnis 1989 um 7,6 % unter dem des Voqahres 

Die Ausbildungsbereiche Öffentlicher Dienst mit 62 000 
(- 7,6 %), Landwirtschaft mit 34 000 (- 12,2 %), Hauswirt-
schaft mit 11 000 (- 14,8 %) und Seesch1ffahrt mit weniger 
als 500 Auszubildenden (- 22,6 %) mußten ebenfalls ei-
nen überdurchschnittlichen Rückgang verzeichnen. Sie 
haben 1989 insgesamt 12 000 Jugendliche weniger als 1m 
VorJahr ausgebildet. 

Bei den Freien Berufen sank die Zahl der Auszubildenden , 
dagegen nur um 3,2 % oder 4 300 auf 129 000, weil hier die 
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge ge-
genüber dem Vorjahr um 3,9 % oder 1 800 auf 49 000 
anstieg. Dieser Anstieg kam dadurch zustande, daß 1988 
bei den Arzthelfer/innen infolge einer Verlangerung der 
Ausbildungsdauer auf drei Jahre vorübergehend weniger 
Ausblidungsplatze neu besetzt werden konnten (12 200 
gegenuber 16 200 im Jahr 1987) Im Berichtsjahr 1989 
waren es dann wieder 15 700. Die „Arzthelferin" zahlt zu 
einem der beliebtesten Ausbildungsberufe junger Frauen; 
1n der Rangfolge der am stärksten besetzten Ausbildungs-
berufe stand er auch 1989 an vierter Stelle 5). 

Weibliche Auszubildende 

In den letzten zehn Jahren sind h1nsichtl1ch der Berufswahl 
junger Frauen keine großeren Veränderungen eingetreten 
Die Nachfrage der Madchen nach gewerblich-technischen 
Berufen 1st insgesamt noch sehr gering In einzelnen Aus-
bildungsberufen lassen sich aber Steigerungen feststel-
len, die zumindest tendenziell Veränderungen in der Be-
rufswahl erkennen lassen 6) In den gewerblichen Ausbil-
dungsberufen von Industrie und Handel sowie Handwerk 

4) Zur Entwicklung der Neuabschlusse siehe auch Tabelle auf Seite 401' 
5) Siehe „Zur Struktur der Ausbildungsberufe" 1n W1Sta 3/1990, S 212 ff 
6) Siehe „Auszubildende 1987" 1n W1Sta 10/1988, S 728 ff 

Tabelle 3 Ausland1sche Auszubildende nach Ausb1ldungsbere1chen 
Stand Jeweils 31 Dezember 

Ausländische Davon 1m Ausb1ldungsbere1ch Auszubildende 

Jahr Veranderung Industrie 

1 1 

Land-

/ 

Öffent-

1 

Freie 

1 

Ubnge insgesamt gegenuber und Handwerk wirt- llcher Berufe Bere1che2) 1982 Handel1) schalt Dienst 
Anzahl % Anzahl 

1982 42239 - 16536 24370 - 261 1010 62 
1983 45194 + 7,0 18780 24624 172 304 1191 123 
1984 49175 + 16,4 20102 26978 181 383 1397 134 
1985 51396 +21,7 21394 27455 160 432 1783 172 
1986 57319 + 35,7 23569 30524 172 554 2350 150 
1987 63625 +50,6 25446 34548 143 577 2709 202 
1988 73198 + 73,3 29353 38987 163 669 3811 215 
1989 83646 + 98,0 34890 42350 196 834 5120 256 

1) Einschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe - 2) Hauswirtschaft 1m städtischen Bereich und Seesch1ffahrt 
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Tabelle 4· Ausländische Auszubildende am 31 Dezember 1989 nach Ausbildungsbereichen und Staatsangehörigkeit 

Ausland1sche Auszubildende Land der Staatsangehbrigke1t 
Anteil an den 

1 Griechenland 1 

1 1 

1 1 sonstige 
Ausb1ldungsbere1ch insgesamt Auszubilden- Italien Spanien Portugal Turke1 Jugoslawien Staatsange-

den insgesamt horigke1t1) 

Anzahl % Anzahl 

Industrie und Handel2) 34 890 4.5 3 711 1611 1476 890 15869 6098 5235 
Gewerbliche Berufe 20 895 6,6 1702 846 695 456 11642 3 035 2519 
Kaufmannische Berufe 13995 3,0 2 009 765 781 434 4227 3 063 2716 

Handwerk 42 350 8,0 5427 2 637 1408 1 023 19025 5977 6853 
Gewerbliche Berufe 40018 8,5 5 060 2 552 1 312 962 18 256 5472 6404 
Kaufmann1sche Berufe3) 2332 3,7 367 85 96 61 769 505 449 

Landwirtschaft 196 0,6 14 - 4 5 11 14 148 
Ottentlicher Dienst 834 1,3 116 50 42 28 265 186 147 
Freie Berufe 5120 4,0 380 270 178 84 2471 806 931 
Hausw1rtschaft4) 253 2.3 37 18 11 8 68 39 72 
Seesch1ffahrt 3 0,6 - - - - - - 3 

Insgesamt 83 646 5,4 9 685 4 586 3119 2 038 37 709 13120 13389 

1) Einschl staatenlos, ungeklarte Staatsangehorigke1t und ohne Angabe - 2) Einschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe - 3) Einschl sonstiger Berufe 1m 
Handwerk - 4) Hauswirtschaft 1m stadt1schen Bereich 

zusammen wurden 1989142 000 we1bl1che Lehrlinge aus-
gebildet; das entspricht einem Frauenanteil von 18,1 %. In 
den kaufmännischen Berufen dagegen liegt der Frauenan-
teil trad1t1onell sehr hoch; er machte 1989 1n Industrie und 
Handel 63,4 %, 1m Handwerk 86,1 % aus. 

Eine ausgesprochene Frauendomäne 1st die Ausbildung 
1m Bereich der Freien Berufe und der Hauswirtschaft, wo 
der Frauenanteil 1989 bei 96,2 bzw. 98,1 % lag. 

Von den Auszubildenden 1m Öffentlichen Dienst war fast 
die Hälfte (48,5 %) und 1n der Landwirtschaft ein Drittel 
(33,4 %) we1bl1chen Geschlechts. 

Ausländische Auszubildende 

Die Zahl der ausländischen Auszubildenden stieg 1989 
gegenüber dem Vorjahr um 14,3 % auf 84 000, so daß sich 
1hr Anteil an den Auszubildenden insgesamt auf 5,4 % 
erhöhte Damit hat sich ihre Zahl gegenüber 1982, als sie 
1m Rahmen der Berufsbildungsstatistik erstmals geson-
dert erfaßt wurden, nahezu verdoppelt ( + 98 %)7). 

Bei den auslandischen Jugendlichen 1st die Konzentration 
auf die beiden großten Ausb1ldungsbere1che noch auffal-
lender als bei den Deutschen. Über die Hälfte (51 %) der 
ausland1schen Auszubildenden erlernte einen handwerkli-
chen Beruf und 42 % von ihnen wurden in Industrie und 
Handel ausgebildet 

Die Gliederung der ausland1schen Auszubildenden nach 
der Staatsangehorigke1t entspricht weitgehend dem bei 
den ausland1schen Arbeitnehmern gewohnten Bild. Die 
rund 38 000 turk1schen Auszubildenden machten mit 45 % 
die weitaus größte Gruppe aller Auslander aus. Mit großem 
Abstand folgten die jugoslawischen und 1tal1enischen 
Auszubildenden, die Anteile von 16 bzw 12 % erreichten 
Von den ubrigen ausländischen Auszubildenden stamm-
ten 5,5 % aus Griechenland, 4 % aus Spanien und 2 % aus 
Portugal Der Anteil der Nat1onal1taten am Zuwachs der 
Auszubildenden seit 1982 war untersch1edl1ch Neben den 

7) D1e uber ausland1sche Auszubildenden verfugbaren stat1st1schen Angaben sind in 
einer Arbeitsunterlage zusammengestellt Diese kann vom Stat1st1schen Bundesamt, 
Gruppe VII C, kostenlos bezogen werden 
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türkischen Jugendlichen waren es vor allem die Kinder 
Jugoslawischer Eltern, die sich verstärkt einer betriebli-
chen Berufsausbildung zuwandten. 

Schulische Vorbildung 
Die schulische Vorbildung der Auszubildenden wird noch 
nicht in allen Ausb1ldungsbere1chen einhe1tl1ch erfaßt. Im 
Handwerk und in der Seesch1ffahrt wird dieses Merkmal 
nur für die neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
gemeldet, in den übrigen Ausbildungsbereichen dagegen 
für alle Auszubildenden. Auch bestehen in einzelnen Kam-
merbereichen noch Meldelucken, vor allem bei den Freien 
Berufen, wo 1989 für 21 % der Auszubildenden keine An-
gaben zur schulischen Vorbildung gemeldet wurden. 

1989 lagen für 1 204 000 oder rund 78 % aller Auszubilden-
den Angaben uber ihre schulische Vorbildung vor Sie 
lassen erkennen, daß der anhaltende Trend zu höheren 
B1ldungsabschlussen bei den Schulabgängern auch das 
Qual1f1kat1onsniveau der Auszubildenden beeinflußt. In In-
dustrie und Handel hatten 1989 nur noch knapp 28 % der 
Auszubildenden eine Hauptschule (mit oder ohne Ab-
schluß) besucht. 1983, als die schulische Vorbildung erst-
mals erfaßt wurde, betrug dieser Anteil noch 36 %. Über 
einen Realschul- oder einen gleichwertigen Abschluß ver-
fugten 1m letzten BerichtsJahr 35 %, über die Hochschul-
oder Fachhochschulreife 19 % der Auszubildenden. In den 
gewerblichen Industrie- und Handelsberufen sind Abitu-
rienten weniger vertreten als bei den kaufmannischen Be-
rufen; die Hauptschul- und Realschulabgänger wurden 1m 
kaufmännischen Bereich am deutlichsten von Abiturienten 
verdrangt, deren Anteil hier 27 % erreicht hat. Der Anteil der 
Absolventen einer Berufsfachschule lag 1989 in Industrie 
und Handel bei 12 %. Für die Ausbildung in der Landwirt-
schaft wird in einigen Bundesländern der Abschluß eines 
schulischen Berufsgrundbildungsjahres vorausgesetzt 
Deshalb 1st hier der Anteil dieser Absolventen relativ hoch 
(27 %) In den Ausbildungsgängen des Öffentlichen Dien-
stes dominieren Auszubildende mit mittleren und höheren 
B1ldungsabschlussen (70 %). Auch von den Angehorigen 
der Freien Berufe werden Schulabgänger mit mittleren 
Abschlussen oder dem Abitur bevorzugt als Auszubilden-
de eingestellt (58 %). Im letzten BerichtsJahr konnten in 
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Tabelle 5 Auszubildende am 31 Dezember 1989 nach Ausbildungsbereichen und schulischer Vorbildung') 

Schulische Vorb11dung2) 

Auszub1I- ohne Realschul- Hochschul-/ 
Besuch eines (einer) 

Sonstige 
dende Haupt- Haupt- oder gleich- Fachhoch- schulischen Berufs- Berufs- und 

Ausb1ldungsbere1ch insgesamt schul- schul- wert1ger schul- Berufsgrund- fach- vorbe- ohne 
abschluß6) 

abschluß AbschluB7) re1fe8) b1ldungs- schule re1tungs- Angabe 
Jahres Jahres 

Anzahl % 

Auszubildende insgesamt 
Industrie und Handel3) 783 274 0,7 27,0 35,1 19,2 3,4 12,3 0,5 1,8 

Gewerbliche Berufe 315 676 1,3 31,5 40,4 7,5 4,9 5,9 0,7 1,9 
Kaufmannische Berufe 467 598 0,4 19,9 31,6 21,0 2,4 16,6 0,3 1,7 

Landwirtschaft 33810 3,2 22,9 24,5 13,6 26,5 4,6 0,6 4,1 

Öffentlicher Dienst 62213 0,0 9,9 53,2 11,0 11,6 7,7 0,1 0,4 

Freie Berufe 129 253 0,3 11.9 46,1 12,1 0,5 8,2 0,2 20,8 

Hausw1rtschaft4) 10955 20,3 34,5 1,5 0,1 7,0 15,3 6,3 8,5 

Neu abgeschlossene Ausb1ldungsvertrage 
Handwerk 184 207 5,3 53,1 18.1 5,2 1,1 6,5 1,4 3,3 

Gewerbliche Berufe 162 599 5,2 53,3 17.9 5,4 1,6 6,1 1,5 3,0 
Kaufmännische Berufes) 21608 5,6 52,1 19,8 3,5 2.9 9,3 1,3 5,5 

Seesch1ffahrt 180 5,0 36,1 21.7 32,8 3,9 - - -

')Inden Bereichen Handwerk und Seesch1ffahrt sind nur die neu abgeschlossenen Ausb1ldungsvertrage nach schulischer Vorbildung erfaßt worden - 2) Jeder Auszubildende 1st 
nur einmal berucks1cht1gt, wobei er entweder nach dem zuletzt erreichten Abschluß oder nach der zuletzt besuchten Schule zugeordnet worden 1st - 3) Einschl Banken, 
Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe - 4) Hauswirtschaft 1m stadt1schen Bereich - 5) Einschl sonstiger Berufe 1m Handwerk - 6) Einschl Abganger von Sonderschu-
len - 7) Einschl Abganger von Fachoberschulen ohne Fachhochschulreife - 8) Einschl Abganger von Hoch- und Fachhochschulen 

diesem Bereich allerdings wieder vermehrt auch Haupt-
schulabgängerinnen unterkommen (12 %). In der Haus-
wirtschaft stellten Hauptschuler und Absolventen einer 
Berufsfachschule über zwei Drittel (70 %) der Auszubilden-
den. Der Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulab-
schluß war 1n diesem Bereich am großten. 

Gemessen an den neu abgeschlossenen Ausbildungs-
verträgen wurden Berufe 1m Handwerk hauptsächlich von 
Hauptschulabsolventen angestrebt (58,4 %). 18 % der 
Lehrlinge 1m Handwerk konnten 1989 bei Beginn ihrer 
Ausbildung einen Realschul- oder einen gleichwertigen 
Abschluß vorweisen. Anders als im Bereich Industrie und 
Handel unterschied sich die schulische Vorbildung der 
Auszubildenden 1m Handwerk in den gewerblichen und 
den kaufmännischen Berufen kaum. Abiturienten waren 1m 
Handwerk mit 5 % vergleichsweise selten vertreten. 

Prüfungsteilnehmer 

Am Ende der Berufsausbildung steht im Regelfall eine 
Abschlußprufung, mit der die für den Ausbildungsberuf 
vorgeschriebenen Fert1gke1ten und Kenntnisse nachzu-
weisen sind Zur Abschlußprufung wird zugelassen, wer 

eine der Ausbildungsordnung entsprechende Berufsaus-
bildung durchlaufen hat. Außerdem können unter be-
stimmten Voraussetzungen auch Berufstat1ge ohne ord-
nungsmaß1ge Berufsausbildung, Jedoch mit langJähriger 
Praxis, sowie Personen, die an beruflichen Schulen oder 
sonstigen Einrichtungen ausgebildet wurden, an den Ab-
schlußprüfungen teilnehmen. 

Auch diese sogenannten „externen" Prufungste1lnehmer 
sind 1n den folgenden Prufungsergebn1ssen enthalten; 1hr 
Anteil ist sehr gering. Ferner wurden die Teilnehmer an 
W1ederholungsprufungen m1terfaßt 

Im BenchtsJahr 1989 haben 368 000 (54 %) Junge Männer 
und 308 000 (46 %) Junge Frauen vor den Prüfungsaus-
schüssen der Kammern und entsprechender Stellen eine 
Prüfung abgelegt 88 % der männlichen und 90 % der weib-
lichen Prüfungsteilnehmer waren erfolgreich Die besten 
Prüfungsergebnisse wurden im Ausb1ldungsbere1ch Of-
fentl1cher Dienst und in den gewerblichen Ausbildungsbe-
rufen der Industrie und des Handels (Jeweils 95 % bzw. 
94 % erfolgreich) erreicht 

Die Verteilung der Prufungste1lnehmer insgesamt auf die 
einzelnen Ausbildungsbereiche zeigt, daß 1989 mehr als 

Tabelle 6 Teilnehmer an Abschlußprüfungen 1989 nach Ausbildungsbereichen und Prüfungserfolg 

Teilnehmer 1 Darunter mit bestandener Prufung 
Ausb1ldungsbere1ch insgesamt 1 Manner 1 Frauen 1 Manner 1 Frauen 

Anzahl 1 % 1 Anzahl 1 % 

Industrie und Handel1) 364 298 189 623 174 675 173 735 91,6 155 890 89,2 
Gewerbliche Berufe 127 865 103 430 24435 96376 93,2 22983 94,1 
Kaufmannische Berufe 236 433 86193 150 240 77 359 89,8 132 907 88,5 

Handwerk 205 369 148 683 56686 122 897 82,1 50054 88,3 
Gewerbliche Berufe 180 800 145 463 35337 119981 82,5 30342 85,9 
Kaufmann1sche Berufe2) 24569 3220 21349 2916 90,6 19712 92,3 

Landwirtschaft 19134 13 058 6076 11 507 88,1 5656 93,1 
Offentl1cher Dienst 27 533 14359 13174 13559 94,4 12653 96,0 
Freie Berufe 49941 2006 47 935 1 782 88,8 44 796 93,5 
Hauswirtschaft3) 9 510 115 9395 100 81,0 8548 91,0 
Seesch1ffahrt 456 449 7 384 85,5 7 1(/() 

Insgesamt 676 241 368 293 307 948 323 964 88,0 277 604 90,1 

1) Einschl Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe - 2) Einschl sonstiger Berufe 1m Handwerk - 3) Hauswirtschaft 1m stadt1schen Bereich 
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die Hälfte (54 %) auf Industrie und Handel entfiel und nur 
knapp ein Drittel (30 %) aller Prüfungen im Handwerk abge-
legt wurde Das bedeutet, daß 1n Industrie und Handel 
wegen der großen Zahl kürzerer Ausbildungsgänge relativ 
mehr Ausbildungsverhältnisse beendet wurden als 1m 
Handwerk. Neben dem größeren Angebot an zwe1Jährigen 
Ausb1ldungsgangen und den einJährigen Ausbildungs-
gängen in der Stufenausbildung wirkt sich 1m Bereich 
Industrie und Handel auch das höhere Bildungsniveau auf 
die Ausbildungszeiten aus. Stud1enberecht1gten und Ab-
solventen einer Berufsfachschule wird die Ausbildungs-
zeit 1n der Regel um ein Jahr verkürzt. 

Dipl -Vo/ksw,rtm Dons Stärk-Rätters 
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Personal im öffentlichen 
Dienst am 30. Juni 1989 

Die Personalstandstat1st1k des öffentlichen Dienstes erfaßt 
Jahrl,ch zum 30. Juni die Beschaftigten bei Dienststellen 
des unmittelbaren (Bund, Länder, Gemeinden/Gemeinde-
verbände [Gv.], kommunale Zweckverbande, Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost) und des mittel-
baren 1) öffentlichen Dienstes (Bundesanstalt für Arbeit, 
Soz,alvers,cherungsträger, Träger der Zusatzversorgung). 

Fur diese Mitarbeiter werden Angaben uber Art, Dauer und 
Umfang des D1enstverhältn1sses, Aufgabenbereich, Lauf-
bahngruppe, Einstufung, Geschlecht und Alter erhoben. 
Die Daten werden uberw,egend auf Datenträgern aus au-
tomatisierten Verwaltungsdateien geliefert. Gegenwart,g 
können für rund 90 % der Beschäftigten die Fortschritte der 
Verwaltungsautomation genutzt werden. Im Bereich der 
Kommunen und der Soz1alvers1cherungstrager wird teil-
weise noch das herkömmliche Erhebungsverfahren mit 
Erhebungsvordrucken angewandt. Für diese Dienststellen 
gibt es ein vereinfachtes Merkmalsprogramm, das bei der 
Erhebung 1989 nur Art, Dauer und Umfang des Dienstver-
hältnisses der Beschäftigten umfaßte Die übrigen Merk-
male wurden durch Schätzung ermittelt Da einer der 
Stadtstaaten keine Angaben für seine Beschäftigten ma-
chen konnte, entstand eine zusätzliche Datenlucke, die auf 
Basis der Vorjahresergebnisse gelullt werden mußte Der 
m1l1tarische Bereich der Bundeswehr wurde wie in den 
Vorjahren nicht ,n die Erhebung einbezogen. Für die Sol-
daten liegen nur die im Bundeshaushalt veroffentlichten 
Sollzahlen vor 

Leicht rückläufige Personalzahlen 

Am 30. Juni 1989 umfaßte der M1tarbe1terstab des öffentli-
chen Dienstes in der Bundesrepublik Deutschland 4,62 
Mill. Beschäftigte; das waren 8 300 oder 0,2 % weniger als 
,m Voqahr. Nachdem die Zahl der Bediensteten bis zum 
Jahr 1987 kont1nu1erlich angestiegen war, scheint 1m Ge-
samtbereich des öffentlichen Dienstes nunmehr eine Sat-
t1gungsgrenze erreicht zu sein lnw1ewe1t die in zwei Stufen 
vorgenommene Arbe1tsze1tverkürzung beschäft!gungs-
w1rksame Impulse auslost, konnen allenfalls die nächsten 
Erhebungen zeigen. 

E1nschl1eßlich der in der Personalstandstat1st1k nicht erfaß-
ten Soldaten der Bundeswehr gehoren rund 5,1 Mill. Be-
schäftigte zum öffentlichen Dienst; das waren gut 20 % 
aller abhang1g Erwerbstätigen 

Von den erfaßten 4,62 Mill. M1tarbe1tern standen knapp 
4,09 Mill. in einem auf Dauer angelegten Dienst- bzw. 
Beschaft!gungsverhältnis, 262 000 befanden sich in Aus-
bildung und 267 000 hatten einen befristeten Arbeitsver-
trag. Diese Aufgliederung zeigt, daß die rücklaufige Perso-

1) Soweit nach den Bestimmungen des Gesetzes uber die F1nanzstat1st1k auskuntts-
pfl1cht1g 
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PERSONAL IM OFFENTLICHEN DIENST AM 30. JUNI 1989 

Mittelbarer offenthcher Dienst Bund1) 

Deutsche 
Bundesbahn 

Gememden / 
Gv 2J 

Lander 

1) Einschl Soldaten - 2) Einschl kommunale Zweckverbande 

Stat1st1sches Bundesamt 90 764 

nalentwicklung ausschl1eßl1ch auf weniger Personal in 
Ausbildung zurückgeht. Die Zahl der Ausb1ldungsverhält-
n1sse 1st nämlich um 11 000 niedriger als ,m Jahr zuvor. 

Demgegenüber erhöhte sich das Stammpersonal um 
1 000 Kräfte, und auch bei den befristeten Arbeitsverhält-
nissen trat ein leichter Anstieg ( + 2 000) ein 

Tabelle 1 : Personal im öffentlichen Dienst 

Stichtag 30 Jurn 
Vollze1t--1

1
Te1lze1t-.1 1 -1 Veranderung 

beschaf- beschaf- nsg~ gegenüber dem 
Beschaft1gungsbere1ch t1gte1) t1gte sam Voriahr 

1 000 1 % 

1980 3 801,5 618,4 4419,9 +52,0 + 1.2 
1981 3 846,6 651,5 4498,1 + 78,2 + 1,8 
1982 3 850,8 681,2 4 532,0 +33,9 + 0,8 
1983 3 837,9 701,9 4 539,9 + 7,9 + 0,2 
1984 3 821,2 732,6 4 553,8 + 13,9 + 0,3 
1985 3 824,5 769,7 4 594,2 +40,5 + 0,9 
1986 3 826,4 798,2 4 624,6 + 30,4 + 0,1 
1987 3838,1 795,6 4 633,7 + 9,1 + 0,2 
1988 3809,1 816,6 4 625,7 - 8,0 -0,2 
1989 3 774,2 843,1 4617,4 - 8,3 -0,2 
davon (1989) 
Unmittelbarer offenthcher Dienst 3 548,2 811,6 4 359,8 -10,8 -0,2 

Bund, Lander und 
Gemeinden/Gv 2 818,6 701,3 3519,9 - 4,0 -0.1 

Kommunale Zweckverbande 38,1 12,6 50,6 + 0,5 + 1,0 
Deutsche Bundesbahn 254,7 3,1 257,8 -11,0 -4,1 
Deutsche Bundespost 436,8 94,6 531,4 + 3,6 + 0,1 

Mittelbarer offenthcher Dienst 226,0 31,6 257,6 + 2,5 + 1,0 

1 ) Ohne Soldaten 

Mehr Teilzeitarbeit 

Von den 4,62 Mill. Bediensteten übten 3,77 Mill ihren Beruf 
als Vollzeit- und 843 000 als Te1lzeitbeschäft!gte aus. Die 
Zahl der Vollze1tbeschäft!gten 1st gegenüber dem Voqahr 
um knapp 35 000 oder 0,9 % zuruckgegangen, während 1m 
Te1lze1tbere1ch 26 500 neue Arbeitsplätze eingerichtet wur-
den. Neben dem Abbau von Vollze1tarbeitsplätzen aus 
Rat1onal1s1erungsgründen, wie zum Be1sp1el bei der Deut-
schen Bundesbahn, haben zu dieser Entwicklung sicher 
auch der verstarkte Wechsel von einer Vollzeit- in eine 
Te1lze1tbeschäft1gung sowie die Besetzung freigeworde-
ner Vollzeitstellen mit Teilzeitkraften beigetragen. Der 
Trend zu mehr Tellze1tarbe1t 1m öffentlichen Dienst hält 
damit weiter an. Ein verstärkter Personalbedarf aufgrund 
der am 1. April 1989 in Kraft getretenen Arbeitsze1tverkur-
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zung von 40 auf 39 Wochenarbeitsstunden ist anhand der 
Ergebnisse der Personalstandstatistik vorlauf1g nicht er-
kennbar. 

Kaum Personalverstärkungen in den einzelnen 
Beschäftigungsbereichen 

Bei den Dienststellen des unmittelbaren öffentlichen Dien-
stes waren am 30. Juni 1989 3,55 Mill. Vollzeit- und 812 000 
Teilzeitkräfte tätig. Gegenüber dem Vorjahr wurden 36 000 
Vollzeitbeschäftigte (- 1,0 %) weniger gezählt, während 
bei den Te1lzeitbeschäftigten eine Zunahme ( + 25 000 
oder 3,2 %) zu verzeichnen war. Die Zahl der Vollzeitkrafte 
1st damit wieder auf das Niveau von 1979 gesunken. Ge-
genüber dem höchsten Beschäftigungsstand, der 1982 
erreicht worden war, sind derzeit knapp 93 000 Vollzeitar-

Tabelle 2: Personal im unmittelbaren offenthchen Dienst 
nach dem D1enstverhaltnis 1 ) 

1 000 

30 Juni 1989 130 Juni 130 Juni 
1988 1980 

Beschaft1gungsbere1ch 
Beamte 1 1 ·I und Ange- Arbeiter Insgesamt 
Richter stellte 

Vollze1tbeschäftigte 
Bund, Lander und 

Gememden/Gv 1 176,4 1 092,8 549,3 2 818,6 2842,1 2 804,5 
dar Frauen 268,6 608,5 102,3 979,4 987,6 978,5 

Bund2) 114,8 88,8 107,3 310,8 312,3 316,2 
dar Frauen 9,5 44,1 16,5 70,0 69,3 65,7 

Lander 908,7 454,1 157,7 1520,5 1 538,1 1567,9 
dar Frauen 224,7 253,1 34,2 511,9 521,0 549,3 
Gememden/Gv 152,9 549,9 284,3 987,2 991,8 920,4 
dar Frauen 34,5 311,3 51,6 397,4 397,3 363,5 

Kommunale 
Zweckverbande 2,3 24,3 11,5 38,1 38,0 29,7 

dar Frauen 0,2 12,6 2,3 15,2 15,1 11,4 
Deutsche Bundesbahn 147,8 5,5 101,4 254,7 265,7 338,0 
dar Frauen 5,5 3,1 5,8 14,4 14,7 17,5 
Deutsche Bundespost 304,7 30,5 101,6 436,8 438,4 425,7 
dar Frauen 64,3 21,2 15,7 101,2 99,3 91,6 

Insgesamt 1 631,2 1153,1 763,8 3 548,2 3 584,3 3 597,9 
dar Frauen 338,6 645,4 126,2 1110,2 1116,6 1 098,9 

dagegen am 
30 Juni 1988 1 647,3 1 157,4 779,6 3 584,3 X X 
dar Frauen 341,3 647,3 128,1 1116,6 X X 

30 Juni 1980 1 672,5 1125,5 799,9 3 597,9 X X 
dar Frauen 340,6 617,1 141,2 1 098,9 X X 

Te1lze1tbescha!tigte 
Bund, Lander und 

Geme1nden/Gv 160,3 352,1 188,9 701,3 681,7 505,3 
dar Frauen 145,2 271,3 173,5 590,0 574,3 431,8 

Bund 1,3 14,7 5,1 21,1 20,2 13,5 
dar Frauen 1,1 14,1 4,9 20,2 19,4 12,9 
Lander 153,0 196,3 41,6 391,0 376,5 255,5 
dar Frauen 138,6 129,1 38,0 305,8 295,3 204,9 
Gememden/Gv 6,0 141,1 142,2 289,3 285,0 236,3 
dar Frauen 5,5 128,0 130,6 264,1 259,6 213,9 

Kommunale 
Zweckverbande 0,1 6,1 6,4 12,6 12,2 10,4 

dar Frauen 0,0 5,6 5,9 11,5 11,0 8,9 
Deutsche Bundesbahn 1,0 0,7 1,4 3,1 3,0 3,5 
dar Frauen 0,8 0,7 1,3 2,8 2,8 3,4 
Deutsche Bundespost 13,0 22,3 59,3 94,6 89,4 76,1 
dar Frauen 12,7 21,4 54,1 88,2 83,9 73,0 

Insgesamt 174,3 381,3 255,9 811,6 786,3 595,4 
dar Frauen 158,8 299,0 234,8 692,6 672,0 517,1 

dagegen am 
30 Juni 1988 166,4 366.9 253,0 786 3 X X 

dar Frauen 150,4 288,8 232,8 672,0 X X 

30 Juni 1980 62,7 276,4 256,3 595,4 X X 
dar Frauen 60,6 219,7 236,9 517,1 X X 

1) Te1lwe1se geschatzt - 2 ) Ohne Soldaten 
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be1tsplätze weniger besetzt. Bei den Teilzeitbeschäftigten 
wurden dagegen seit 1980 266 000 Arbeitsplätze zusätz-
lich ausgewiesen. Die erweiterten Mögl1chke1ten, die be-
rufliche Tat1gke1t mit verkürzter Arbeitszeit auszuüben, sind 
folglich in starkem Umfang angenommen worden Die ge-
schilderte Gesamtentwicklung spiegelt sich im wesentli-
chen auch in der Personalwirtschaft der einzelnen öffentli-
chen Arbeitgeber wider. 

Bei den Bundesbehorden (einschl. rechtlich unselbstand1-
ger Wirtschaftsunternehmen) waren Mitte 1989 310 800 
vollze1t- und 21 100 te1lze1tbeschäft1gte M1tarbe1ter einge-
setzt, das waren 1 500 Vollze1tbeschaftigte weniger und 
900 Te1lze1tbeschaft1gte mehr als zum gleichen Voqahres-
ze1tpunkt. Gegenüber 1980 wurden 5 400 weniger Vollzeit-, 
aber 7 600 Teilzeitkrafte mehr beschaftigt. Rechnet man 
die Teilzeitkräfte auf Vollze1täquivalent um, so hat sich 
insgesamt gesehen der Mitarbeiterstab des Bundes im 
Verlauf der achtziger Jahre leicht verringert. Die rücklauf1ge 
Entwicklung bei den Vollze1tbeschäftlgten 1st in erster Linie 
auf den größten Aufgabenbereich in der Zuständ1gke1t des 
Bundes, die zivile Verwaltung der Bundeswehr, mit einer 
Personalreduzierung um 5 200 Vollzeitkrafte zuruckzufüh-
ren. 

Im Landesdienst waren 1,91 Mill Beschäftigte tätig; davon 
übten 1,52 Mill. eine Vollzeit- und 391 000 eine Teilzeitbe-
schäftigung aus Damit wurden geringfügig weniger Lan-
desbedienstete (- 3 100) erfaßt als zum gleichen Stichtag 
des Voqahres. Die Zahl der Vollze1tbeschäftigten ging zu-
rück (- 17 500), während 1n Te1lze1tarbe1t mehr M1tarbe1ter 
( + 14 400) gezählt wurden Gegenüber 1980 waren bei 
den Landern 47 000 Vollze1tarbe1tsplatze weniger besetzt. 
Andererseits wurde in diesem Zeitraum die Te1lzeitbe-
schaftJgung kraftig ausgeweitet. Durch 136 000 zusätzliche 
Beschäftigungsverhältnisse haben damit die Lander die 
besondere berufliche S1tuat1on von Frauen, die aufgrund 
ihrer Doppelbelastung in Beruf und Familie auf Teilze1tar-
be1tsplätze angewiesen sind, in ihrer Personalpolitik be-
rücksichtigt. Durch den verstärkten Wechsel von Voll- 1n 
Te1lze1tarbe1t wurden auch zahlreiche Vollzeitarbeitsplätze 
frei, so daß trotz knapper Personalmittel viele Berufsanfän-
ger eine Anstellung 1m Landesdienst gefunden haben. 

Bei den kommunalen Arbeitgebern hat sich die Beschafti-
gungssituation gegenüber dem Vorjahr kaum geändert. 
Mitte 1989 waren 1,33 Mill. Beschäftigte im Dienst der 
Geme1nden/Gv. und der kommunalen Zweckverbände 
eingesetzt Uber 1 Mill. waren Vollzeitkräfte, während 
knapp 300 000 als Te1lze1tkräfte arbeiteten. Binnen Jahres-
frist wurden 4 500 Vollzeitkräfte weniger gezählt, während 
bei den Te1lze1tbeschäftigten ein weiterer Anstieg um 4 700 
eingetreten 1st. Bei näherer Betrachtung ergibt sich, daß 
die Kommunen 1hr Stammpersonal sogar um 7 000 Voll-
zeitbeschäft1gte erhöht haben, während sie beim Personal 
1n Ausbildung (- 4 200) und bei den Beschäftigten mit 
befristetem Arbeitsvertrag (- 7 200) Kürzungen vornah-
men. Seit 1980 haben die kommunalen Arbeitgeber insge-
samt 1hr Personal um 75 000 Vollzeit- und 55 000 Te1lze1t-
beschäft1gte aufgestockt und somit auf lokaler Ebene zu 
einer gewissen Entlastung des Arbeitsmarktes, insbeson-
dere auch 1m Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men, beigetragen. 
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Bei der Deutschen Bundesbahn waren mit 258 000 Ar-
beitskräften am Erhebungsstichtag erneut weniger Be-
dienstete tätig als 1m Vorjahr. Somit hat sich der bereits 
Anfang der s1ebz1ger Jahre einsetzende Stellenabbau wei-
ter fortgesetzt Auffallend 1st hierbei die Konstanz, mit der 
jährlich rund 10 000 Arbeitsplätze durch Rat1onal1sie-
rungsmaßnahmen weggefallen sind. Bei der Deutschen 
Bundespost hat sich dagegen der Beschäftigtenstand 
leicht erhöht. Am 30. Juni 1989 arbeiteten 531 000 Be-
schäftigte 1n den Dienststellen der Deutschen Bundes-
post; das waren 3 600 mehr als 1m Voqahr. Hierbei war die 
Zahl der Vollzeitbeschäftigten leicht rückläufig (- 1 600), 
während 1m Te1lze1tbere1ch noch zusatzlicher Bedarf vor-
handen war ( + 5 200). lnw1ewe1t sich die neue Struktur der 
Deutschen Bundespost ab 1. Juli 1989 mit der Aufteilung 
in die drei Unternehmensbereiche Postdienst, Postbank 
und Telekom auf die Beschäftigtenzahlen auswirken wird, 
kann erst anhand der Ergebnisse der künftigen Personal-
standstatistiken beurteilt werden 

Erneut mehr Angestellte 

Die öffentlichen Arbeitgeber setzen ihre Mitarbeiter in ver-
schiedenen Dienstverhältnissen ein. Die Art des Dienst-
verhältnisses wird wesentlich von den Aufgaben be-
stimmt, die den Beschaftigten übertragen werden. Das 
Beamtenverhältnis 1st ebenso wie das der Richter offent-
lich-rechtl1ch organisiert und zur Erfüllung von Aufgaben 
1m Bereich der Hoheitsverwaltung zwingend erforderlich. 
Nach den gesetzlichen Vorschriften ist die Berufung in das 
Beamtenverhaltnis aber auch für Aufgaben möglich, die 
der Sicherung des Staates oder des öffentlichen Lebens 
dienen2). In dieser Formulierung kommt ein wesentliches 
Element des öffentlich-rechtlichen Beamtenverhältnisses, 
das strikte Streikverbot, zum Ausdruck. Die öffentlichen 
Arbeitgeber setzen deshalb auch für Aufgaben außerhalb 
der Hoheitsverwaltung, wenn sie diese für besonders 
wichtig halten, verstärkt Beamte ein. 

2) Siehe§ 4 Nr 2 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) 1n der Fassung vom 27 2 1985 
(BGBI I S 479) 

Im unmittelbaren öffentlichen Dienst stellen deshalb die 
Beamten (einschl. Richter) mit 1,81 MIii. traditionell die 
zahlenmäßig stärkste Gruppe, während auf der Grundlage 
von Tarifverträgen 1,53 Mill. Angestellte und 1,02 Mill. Ar-
beiter beschäftigt werden. Im Vergleich zum Vorjahr wur-
den 10 000 Angestellte mehr gezählt, während bei den 
Beamten (- 8 000) und Arbeitern (- 13 000) ein Rück-
gang festzustellen war. 

Die Personalstruktur der einzelnen Beschäftigungsberei-
che 1st zum Teil unterschiedlich. Während bei den Bundes-
behörden alle drei Dienstverhältnisse ungefähr mit dem 
gleichen Anteil vertreten sind, dominiert bei der Deutschen 
Bundespost (60 %), der Deutschen Bundesbahn (58 %) 
und den Ländern (56 %) der Beamtenstatus. Die Kommu-
nen setzen für die von ihnen wahrzunehmenden Aufgaben 
dagegen überwiegend Angestellte (54 %) ein. 

In allen drei Dienstverhältnissen ergab sich ein Rückgang 
der vollze1tbeschäftigten Mitarbeiter. Dieser fiel aber bei 
den Angestellten (- 4 000) wesentlich geringer aus als 
bei den Beamten und Arbeitern (jeweils - 16 000). Trotz 
der insgesamt rückläufigen Personalentwicklung gab es 
vereinzelt Personalzunahmen. So wiesen der Bund und 
die Kommunen geringfügig mehr Beamte nach Bei den 
Angestellten wurden zusatzliche Vollze1tbeschäftigte von 
den kommunalen Arbeitgebern sowie der Deutschen Bun-
despost eingestellt, und auch bei den Arbeitern ergab sich 
bei der Deutschen Bundespost eine geringfügige Perso-
nalverstärkung. Bei den Te1lzeitbeschäftigten wurden in 
sämtlichen Dienstverhältnissen mehr Arbeitskrafte erfaßt. 
H1erbe1 zeigte sich, daß die einzelnen öffentlichen Arbeit-
geber in fast allen Dienstverhältnissen mehr Te1lze1tkräfte 
beschaft1gten 

Mehr Personal für öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, soziale Sicherung und Krankenhäuser 

Die Gliederung des Personals des Bundes, der Lander 
und der Gemeinden/Gv. nach Aufgabenbereichen gibt 
Hinweise, für welche Aufgaben die offentlichen Arbeitge-
ber ihre Mitarbeiter einsetzen. Im Bereich des Bundes 

Tabelle 3 Vollze1tbeschäft1gtes Personal des Bundes, der Länder und Gemeinden/Gv nach Aufgabenbere1chen 1 ) 

1000 

30 Juni 1989 1 
30 Juni 1988 / 30 Juni 19801) Aufgabenbereich 

Bund2) 1 Lander / Geme1nden/Gv / Insgesamt 

Verwaltung 306,6 1312,4 699,8 2 318,8 2 342,7 2 396,3 
Allgemeine Dienste 267,9 568,3 256,7 1 092,9 1 097,4 1 067,5 

Politische Führung und zentrale Verwaltung3) 70,9 216,1 190,3 477,3 482,4 479,0 
dar Steuer- und Finanzverwaltung 40,6 111,0 38,3 189,9 192,4 201,1 
Verteidigung 167,0 - - 167,0 169,1 172,2 
Offentl1che Sicherheit und Ordnung 27,9 212,6 66,4 306,9 304,6 290,9 
Rechtsschutz 2,1 139,6 - 141,7 141,5 125,4 

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung4) 10,2 576,5 109,9 696,6 710,3 819,3 
dar Schulen und vorschulische B11dung5) - 419,3 71,1 490,4 502,1 574,0 
Soziale Sicherung 1,6 49,8 86,8 138,2 136,4 124,1 
Gesundheit, Sport und Erholung 0,7 18,9 64,6 84,2 84,7 85,5 
dar Krankenhauser - 0,1 0,6 0,7 0,7 8,1 
Wohnungswesen, Raumordnung und kommunale 

Gemeinschaftsdienste - 28,0 133,8 161,8 164,8 150,2 
Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten 0,6 20,4 1,7 22,7 23,7 25,4 
Energie- und Wasserw1rtschaft6) 3,2 12,6 5,4 21,3 21,8 20,6 
Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22,4 37,9 40,8 101,1 103,0 103,7 

Rechtlich unselbstandige Wirtschaftsunternehmen 4,2 58,1 70,1 132,4 134,1 130,3 
Krankenhauser7) - 150,0 217,4 367,4 365,3 277,9 

Insgesamt 310,8 1520,5 987,2 2 818,6 2 842,1 2 804,5 

1) Teilweise geschätzt, fur 1980 berichtigte Zahlen - 2) Ohne Soldaten - 3) Einschl auswartige Angelegenheiten - 4) Einschl kulturelle Angelegenheiten - 5) Einschl 
Unterrichtsverwaltung - 6) Einschl Gewerbe, D1enstle1stungen - 7) Mit kaufmannischem Rechnungswesen 
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werden die meisten Beschäftigten für die äußere Sicher-
heit 1m Aufgabenbereich Verteidigung eingesetzt. Mitte 
1989 umfaßte die Verwaltung der Bundeswehr 167 000 
vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter. Nimmt man die in der Per-
sonalstandstatistik nicht erfaßten Soldaten hinzu, so ergibt 
sich, daß rund 80 % der Bundesbediensteten diesem Auf-
gabenbereich zuzurechnen sind. Ein weiteres wichtiges 
Betätigungsfeld im Bundesdienst ist die politische Füh-
rung und zentrale Verwaltung mit 71 000 Vollze1tbeschäf-
t1gten. Diesem Aufgabengebiet sind neben den Bundes-
ministerien insbesondere die Dienststellen der Steuer-
und Finanzverwaltung, die zum Teil in der Zuständigkeit 
des Bundes liegen, zugeordnet. 

Bei den Ländern 1st ein Schwerpunkt des Personaleinsat-
zes mit 577 000 Vollze1tbeschäftigten das Bildungswesen; 
daneben sind die Landesbediensteten vor allem für Aufga-
ben der politischen FLihrung und zentralen Verwaltung 
(216 000 Vollzeitbeschäftlgte), der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung (213 000), in den staatlichen Krankenhäu-

sern (150 000) und im Rechtsschutz (140 000) tatig. Bei 
den Kommunen arbeitet jeweils rund ein FLinftel der Be-
diensteten in den kommunalen Krankenhäusern (217 000) 
und im Bereich pol1t1sche Führung und zentrale Verwal-
tung (190 000). Daneben haben die kommunalen Bedien-
steten noch ein breites Spektrum an Dienstleistungen für 
die Allgemeinheit abzudecken (siehe Tabelle 3). 

Die 1m Vergleich zum Vorjahr rückläufige Entwicklung bei 
den Vollzeitbeschäftigten insgesamt zeigt sich 1n fast allen 
Aufgabenbereichen. Led1gl1ch für Aufgaben der öffentli-
chen S1cherhe1t und Ordnung, der sozialen Sicherung und 
der Krankenversorgung wurden nennenswert mehr Voll-
ze1tbeschäft1gte eingestellt. 

Mehr Teilzeitarbeitsplätze für Frauen 

Besonderes Augenmerk der öffentlichen Arbeitgeber gilt 
1n den letzten Jahren der beruflichen Förderung von Frau-
en. Durch unterschiedliche Maßnahmen wird versucht, 
Frauen bei Neueinstellungen und Beforderungen ange-

Tabelle 4· Personal im unmittelbaren öffentlichen Dienst am 30 Juni 1989 nach Laufbahngruppen') 
1000 

Beamte, Richter und Angestellte 
Beschaft1gungsbere1ch Insgesamt 

1 

höherer 
1 

gehobener 
1 

mittlerer 
1 

einfacher Arbeiter 
zusammen 

Dienst 

Vollze1tbeschaft1gte 
Bund, Lander und Geme1nden/Gv 2 818,6 2 269,2 410,6 711,5 1 089,5 57,5 549,3 
dar Frauen 979,4 877,1 76,4 237,3 533,8 29,5 102,3 

Bund2) 310,8 203,6 20,0 48,0 129,0 6,6 107,3 
dar Frauen 70,0 53,5 1,8 7,7 42,1 1,9 16,5 
Lander 1 520,5 1362,8 331,0 481,0 525,6 25,2 157,7 
dar Frauen 511,9 477,8 63,7 177,0 227,7 9,5 34,2 
Geme1nden/Gv 987,2 702,9 59,6 182,5 434,9 25,8 284,3 
dar Frauen 397,4 345,8 11,0 52,6 264,1 18,1 51,6 

Kommunale Zweckverbande 38,1 26,6 3,2 5,2 16,8 1,4 11,5 
dar Frauen 15,2 12,8 0,5 1,1 10,5 0,8 2,3 

Deutsche Bundesbahn 254,7 153,3 1,9 21,0 113,1 17,4 101,4 
dar Frauen 14.4 8,6 0,1 1,1 7,2 0,2 5,8 

Deutsche Bundespost 436,8 335,2 3,7 47,6 170,2 113,7 101,6 
dar Frauen 101,2 85,5 0,3 7,0 64,0 14,2 15,7 

Insgesamt 3 548,2 2 784,4 419,4 785,3 1389,6 190,0 763,8 
dar Frauen 1110,2 984,0 77,3 246,5 615,5 44,7 126,2 

dagegen am 
30 Juni 1988 3 584,3 2 804,7 416,6 789,6 1 403,5 194,9 779,6 
dar Frauen 1116,6 988,5 76,5 248,5 618,9 44,7 128,1 
30 Juni 1980 3 597,9 2 798,0 399,5 805,8 1364,4 228,3 799,9 
dar Frauen 1 098,9 957,8 73,7 263,5 572,3 48,3 141,2 

Te1lze1tbeschaft1gte3) 

Bund, Lancier und Geme1nden/Gv 557,1 419,2 58,8 148,0 199,4 13,0 137,9 
dar Frauen 509,6 379,9 38,4 134,8 194,9 11,8 129,7 

Bund 20,1 15,8 0,6 1,2 13,1 1,0 4,3 
dar Frauen 19,3 15,2 0,3 1,1 12,9 0,9 4,1 
Lander 315,3 280,4 53,9 132,5 89,3 4,8 34,9 
dar Frauen 280,8 248,1 34,9 121,7 87,1 4,3 32,7 
Geme1nden/Gv 221,7 123,0 4,4 14,3 97,0 7,3 98,7 
dar Frauen 209,5 116,6 3,1 12,0 94,9 6,6 92,9 

Kommunale Zweckverbande 9,0 5,2 0,1 0,4 4,3 0,3 3,8 
dar Frauen 8,5 4,9 0,1 0,3 4,2 0,3 3,6 
Deutsche Bundesbahn 2,8 1,7 0,0 0,2 1,5 0,0 1,1 
dar Frauen 2,6 1,6 0,0 0,1 1,4 0,0 1,0 
Deutsche Bundespost 75,7 29,1 0,0 0,7 27,4 1,0 46,5 
dar Frauen 70,7 28,3 0,0 0,6 26,8 0,9 42,4 

Insgesamt 644,4 455,2 59,0 149,2 232,6 14,4 189,3 
dar Frauen 591,4 414,7 38,5 135,9 227,2 13,0 176,7 

dagegen am 
30 Juni 1988 627,3 441,2 58,3 143,2 226,2 13,5 186,1 
dar Frauen 574,7 399,8 37,1 129,9 220,5 12.4 174,8 
30 Juni 1980 435,7 259,9 26,4 78,7 142,4 12,4 175,8 
dar Frauen 407.4 240,1 19,9 69,8 139,1 11,3 167,2 

1) Te1lwe1se geschatzt - 2) Ohne Soldaten - 3) Mit mindestens der Hallte der regelmaß1gen Wochenarbe1tsze1t 
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messen zu berücks1cht1gen sowie der besonderen Situa-
tion von Frauen in Beruf und Familie Rechnung zu tragen. 

Nach den Ergebnissen der Personalstandstatistik waren 
von den 4,36 Mill. Mitarbeitern des unmittelbaren öffentli-
chen Dienstes 1,80 Mill. Frauen. Dies ergibt einen Frauen-
anteil von 41,4 % (1980: 38,5 %). Rund drei Fünftel {1,11 
Mill.) der Frauen gingen einer Vollzeitbeschäftigung nach, 
und knapp zwei Fünftel (0,69 Mill.) übten eine Teilzeitbe-
schäftigung aus. Gegenüber dem Vorjahr ging die Zahl der 
vollze,tbeschäftigten Frauen leicht zurück (- 6 400), wäh-
rend bei den Teilzeitbeschäftigten 20 600 zusätzliche Ar-
beitsplätze für Frauen nachgewiesen wurden. Neben Neu-
einstellungen von te,lzeitbeschäftigten Frauen dürfte auch 
weiterhin der Wechsel von Vollze,t- in Teilzeitarbeit eine 
wesentliche Rolle fur diese Personalentwicklung spielen. 

Betrachtet man die Entwicklung ,n den letzten neun Jah-
ren, so zeigt sich, daß insgesamt 167 000 Beschaftigte 
zusätzlich von den Arbeitgebern des unmittelbaren öffent-
lichen Dienstes eingestellt wurden. Zwar ging die Zahl der 
Vollze,tbeschäftigten um 50 000 zurück, ,m Teilzeitbereich 
wurden aber 216 000 neue Arbeitsplatze geschaffen Ob-
wohl davon auszugehen 1st, daß in größerem Umfang 
vollzeitbeschäftigte Frauen 1n eine Teilzeitbeschäftigung 
übergewechselt sind, liegt die Zahl der vollzeitbeschaftig-
ten Frauen Mitte 1989 um rund 11 000 höher als 1980. Von 
den zusätzlichen Arbeitsplätzen für Teilzeitbeschäftigte 
wurden 176 000 mit Frauen besetzt, so daß in diesem 
Zeitraum insgesamt 187 000 Frauen einen Arbeitsplatz 1m 
unmittelbaren öffentlichen Dienst gefunden haben. In der 
gleichen Zeit 1st die Zahl der männlichen Kollegen um 
20 000 zuruckgegangen. 

leichte Personalverstärkungen im höheren und 
gehobenen Dienst 

Die Gliederung nach Laufbahngruppen gibt Auskunft über 
die berufliche Qual1f1kation der Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes. Aufgrund des für die Beamten geltenden Lauf-
bahnprinzips ist die Aus- und Vorbildung der Beschäftig-
ten weitgehend bekannt. So wird fur eine Beschäftigung 1m 
höheren Dienst in der Regel ein Hochschulabschluß, im 
gehobenen Dienst ein zum Hochschulstudium berechti-
gender Schulabschluß, 1m mittleren Dienst ein Realschul-
abschluß und ,m einfachen Dienst ein Hauptschulab-
schluß vorausgesetzt Nach dem gleichen Anforderungs-
profil können die Vergütungsgruppen der Angestellten 
ebenfalls zu vergleichbaren Laufbahngruppen zusammen-
gefaßt werden, und auch bei den Arbeitern 1st eine Zuord-
nung entsprechend der ausgeubten Tätigkeit und der Ent-
lohnung möglich 

Die Erfassung von Besoldungs-, Vergütungs- und Lohn-
gruppen und damit auch der Laufbahngruppen wird nur für 
die Vollzeit- und die Te1lze1tbeschaft1gten mit mindestens 
der Hälfte der regelmaßigen Arbeitszeit eines Vollze1tbe-
schäftigten durchgeführt. Von diesen 4,19 Mill. Beschäftig-
ten gehorten 478 000 oder 11,4 % dem höheren, 934 000 
oder 22,3 % dem gehobenen, 1,6 Mill. oder 38,7 % dem 
mittleren und 204 000 oder 4,9 % dem einfachen Dienst an; 
953 000 oder 22,7 % waren Lohnempfänger und somit dem 
mittleren bzw. einfachen Dienst zuzuordnen. Dieser Stel-
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lenkegel weist aus, daß ein Drittel der Beschäftigten mit 
überwiegend leitenden Funktionen in den beiden oberen 
Laufbahngruppen eingestuft 1st, während zwei Drittel mit 
mehr ausfuhrenden Tät1gke1ten den beiden unteren Lauf-
bahngruppen angehören. 

Bei zurückgehenden Gesamtzahlen ergaben sich ,m Ver-
gleich zum Vorjahr noch leichte Personalzunahmen 1m 
hoheren ( + 3 500) und ,m gehobenen Dienst ( + 1 700). 
Diese Personalverstarkungen sind insbesondere Frauen 
zugute gekommen. Aufgrund eines unterschiedlichen 
Frauenanteils bei den Personalab- und -zugängen wurden 
1m hoheren Dienst 2 200 und 1m gehobenen Dienst 4 000 
Frauen mehr gezählt. Auch im mittleren Dienst und 1m 
einfachen Dienst wurden mehr Frauen beschäftigt. 

Mehr ältere Beschäftigte 

Die Altersgliederung der Beschäftigten liegt nur für den 
Bund und die Länder vollstand1g vor. Für die kommunalen 
Bediensteten müssen die Altersangaben noch teilweise 
geschätzt werden Die folgenden Ausführungen beziehen 
sich folglich nur auf den staatlichen Bereich. 

Bei den Dienststellen des Bundes (einschl. Deutsche 
Bundesbahn und Deutsche Bundespost) und bei den Län-
dern waren Mitte 1989 von den 2,52 Mill. Vollzeitbeschaf-
t1gten 60,4 % jünger als 45 Jahre. Im Jahr zuvor hatte ihr 
Anteil noch 61,3 % und 1m Jahr 1986 63,2 % betragen. Im 
öffentlichen Dienst hat damit der Anteil der alteren M1tar-
be1ter weiter zugenommen. Insbesondere die Altersgrup-
pe der 45- bis unter 55Jährigen hat weiter an Gewicht 
gewonnen. Die Zahl der Beschaftigten 1n dieser 10-Jahres-
Altersgruppe hat sich sowohl absolut als auch relativ ge-
genüber dem Voqahr nochmals erhöht. Die Zahl der uber 
55Jahrigen ist dagegen leicht zurückgegangen, wobei die 
Altersgruppen der 57- bis 61 Jährigen merklich weniger 
Beschaftigte aufwiesen. Hier dürften sich in verstärktem 
Maße Falle von Dienst-, Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
ausgewirkt haben. Die Besetzungszahlen in den Alters-
gruppen der unter 45Jähngen haben sich allgemein ver-
mindert Dabei fiel der Rückgang bei den unter 25jähngen 
am stärksten aus. Diese Entwicklung 1st einerseits darauf 
zurückzuführen, daß aus der Altersgruppe der 35- bis unter 
45Jahrigen noch stark besetzte Altersjahrgänge 1n die Al-
tersgruppe der 45- bis unter 55jährigen aufgerückt sind, 
auf der anderen Seite aber schwächer besetzte Altersjahr-
gänge nachfolgen. Hier zeigt sich deutlich die Zurückhal-
tung der öffentlichen Arbeitgeber bei Neueinstellungen in 
den letzten Jahren. Dies kommt auch in der rückläufigen 
Gesamtentwicklung zum Ausdruck, derzufolge freiwer-
dende Dienstposten nicht bzw. nicht sofort wieder besetzt 
worden sind Daneben konnte auch der Wechsel von Voll-
zeit- 1n Te1lze1tarbe1t eine Rolle spielen. Insgesamt bestä-
tigt sich damit, daß gegen Ende des Jahrhunderts mit 
einem erheblichen Anwachsen der altersbedingten Perso-
nalabgänge zu rechnen 1st und die öffentlichen Arbeitge-
ber gegebenenfalls in den nächsten Jahren zunehmend 
Schw1engke1ten bekommen werden, ausreichend qual1f1-
z,erte Nachwuchskrafte am Arbeitsmarkt anzuwerben. 

Die Altersgliederung der bei Bund und Landern beschäf-
tigten Frauen weist merkliche Unterschiede zur Gesamt-
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Tabelle s· Vollze1tbescha.ftigtes Personal des Bundes und der Länder nach Alters- und Laufbahngruppen') 

30 Juni 1989 1 30 Juni 1988 
Beamte, Richter und Angestellte 

Im Alter von bis einfacher 1 mittlerer I gehobener / hoherer 
: zusammen 

Arbeiter Insgesamt unter Jahren 
Dienst 

1 000 1 %2) 1 1 000 1 %2) 

unter25 23,5 141,2 22,2 0,8 187,7 88,4 276,2 10,9 292,5 11,4 
dar Frauen 11,3 92,5 13,9 0,5 118,3 15,4 133,6 19,1 139,0 19,1 
25-35 35,7 275,0 118,6 82,0 511,3 84,8 596,1 23,6 609,2 23,8 
dar Frauen 5,7 109,2 52,0 28,3 193,3 9,5 202,8 29,1 206,5 29,3 
35-45 34,4 211,5 202,0 113,0 561,0 92,0 653,0 25,9 666,3 26,1 
dar Frauen 2,8 59,6 65,8 19,1 147,2 13,9 161,2 23,1 162,3 23,0 
45-55 49,5 223,2 187,8 111,2 571,7 140,7 712,5 28.2 695,8 21,2 
dar Frauen 4,3 60,7 47,2 12,9 125,1 23,0 148,1 21,2 142,0 20,2 
55-57 6,7 27,4 18,0 12,3 64,4 22,4 86,8 3,4 83,4 3,3 
dar Frauen 0,6 6,8 3,9 1,4 12,7 4,0 16,6 2,4 16,3 2,3 
57-59 5,8 24,4 16,4 11,8 58,4 19,1 77,5 3,1 84,0 3,3 
dar Frauen 0,6 6,3 3,7 1,2 11,7 3,5 15,2 2,2 16,8 2,4 
59-61 4,5 21,7 15,9 11,7 53,7 13,2 66,9 2,1 69,6 2,7 
dar Frauen 0,4 5,2 3,3 1,2 10,0 2,2 12,2 1,7 13,0 1,8 
61-63 2,2 10,7 12,0 8,5 33,4 6,1 39,4 1,6 39,2 1,5 
dar Frauen 0,2 2,0 2,1 0,8 5,0 0,5 5,6 0,8 6,0 0,8 
63und mehr 0,6 2,9 4,6 5,2 13,3 1,2 14,5 0,6 14,7 0,6 
dar Frauen 0,1 0,8 0,9 0,4 2,1 0,2 2,3 0.3 2,5 0,4 

Insgesamt 162,8 937,9 597,6 356,6 2 054,9 468,0 2 522,9 100 2 554,6 100 
dar Frauen 25,8 341,0 192,8 65,8 625,4 72,2 697,7 100 704,3 100 

1) Einschl Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost, ohne Soldaten - 2) Anteil an Insgesamt 

struktur auf. Rund 71 % der vollzeitbeschäftlgten Frauen 
waren Mitte 1989 jünger als 45 Jahre. Sie haben damit ein 
deutlich niedrigeres Durchschnittsalter als ihre männli-
chen Kollegen. Dies kommt auch in den Besetzungszah-
len der einzelnen Altersgruppen zum Ausdruck. Bei einer 
durchschn1ttl1chen Frauenquote von 27,7 % lag 1hr Anteil 
bei den unter 25Jähngen bei knapp 50 %. In den folgenden 
Altersgruppen fällt er dann bis auf 16 % bei den über 
60jähngen Neben der in den letzten Jahren zu beobach-
tenden besonderen Berücksichtigung von we1bl1chen Be-
werbern bei Neueinstellungen dürfte zu diesem Sachver-
halt auch die wesentlich höhere Fluktuat1onsrate von Frau-
en beigetragen haben. 

Tabelle 6. Personal im mittelbaren öffentlichen Dienst 
nach dem Dienstverhältnis') 

1000 

30 Juni 1989 130 Juni 130 Juni 
1988 1980 Beschäftigungsbereich 

il Ange-)1 . rl Beamte stellte2) Arbeiter Insgesamt 

Vollze1tbeschaftigte 28,8 187,3 10,0 226,0 224,8 203,5 
dar Frauen 8,3 99,2 5,7 113,3 112,1 98,2 

S0z1alversicherungstrager 
unter Bundesaufsicht 5,3 70,8 3,9 80,0 78,3 69,2 
dar Frauen 1,9 37,5 2,3 41,8 40,8 35,4 
unter Landeraufs1cht 7,8 76,0 5,7 88,8 88,2 82,4 
dar Frauen 2,1 40,1 3,3 45,5 44,7 39,7 

Bundesanstalt fur Arbeit 15,4 39,3 1,0 55,7 56,9 50,8 
dar Frauen 4,3 21,0 0,1 25,4 26,0 22,6 
Trager der Zusatz-

versorgung 0,3 1,2 0,0 1,5 1,3 1,2 
dar Frauen 0,1 0,6 0,0 0,7 0,5 0,5 

Teilzeitbeschaft1gte 1,2 21,2 9,2 31,6 30,3 23,1 
dar Frauen 1,1 20,8 9,1 31,0 29,8 22,9 

Sozialversicherungstrager 
unter Bundesaufsicht 0,2 6,2 2,8 9,3 9,0 7,8 
dar Frauen 0,2 6,1 2,8 9,1 8,8 7,7 
unter Länderaufsicht 0,3 8,6 4,3 13,2 12,5 9,5 
dar Frauen 0,3 8,4 4,2 12,9 12,3 9,5 

Bundesanstalt fur Arbeit 0,7 6,3 2,1 9,0 8,7 5,7 
dar Frauen 0,6 6,2 2,0 8,8 8,5 5,6 
Trager der Zusatz-

versorgung 0,0 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 
dar Frauen 0,0 0,1 0,0 0,1 0,1 0,1 

1) Te1lwe1se geschatzt - 2) Einschl DG-Angestellte bei den S0z1alvers1cherungs-
trägern 
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Personalanstieg im mittelbaren öffentlichen Dienst 

Bei den erfaßten Einrichtungen des mittelbaren öffentli-
chen Dienstes waren Mitte 1989 226 000 Vollzeit- und 
31 600 Te1lze1tbeschäftigte tätig, das waren 1 200 Vollzeit-
und 1 300 Te1lze1tbeschäftigte mehr als im Vorjahr. Wäh-
rend die Sozialversicherungsträger unter Bundes- und 
Landesaufsicht sowohl bei den Vollzeit- als auch bei den 
Te1lze1tbeschäftigten noch zusätzlichen Personalbedarf 
hatten, setzte die Bundesanstalt für Arbeit zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben 900 Beschäftigte weniger ein. D1e Arbeitge-
ber des mittelbaren öffentlichen Dienstes beschäftigten 1n 
ihren Verwaltungen besonders viele Frauen. Mit 56 % ist in 
diesem Bereich der höchste Frauenanteil im öffentlichen 
Dienst festzustellen Selbst bei den Vollze1tbeschäftigten 
sind nun mehr als die Hälfte der Beschäftigten Frauen. 
Allerdings sind die Tätigkeiten, mit denen die Frauen be-
traut sind, überwiegend nach Vergütungsgruppen des 
mittleren Dienstes bewertet. 

Dr. Werner Breidenstein 
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Öffentliche Finanzen im 
ersten Halbjahr 1990 
Ergebnisse der Kassenstatistik 

Die Finanzstatistik bietet vierteljährlich einen aktuellen 
Überblick über die Ist-Ausgaben und Ist-Einnahmen des 
Bundes, des Lastenausgleichsfonds, des ERP-Sonder-
vermögens, der Länder, der Gemeinden und Gemeinde-
verbande (Gv.) nach einzelnen Ausgabe- und Einnahme-
arten sowie über den Schuldenstand dieser Haushalte 
zum Ende eines jeden Quartals. 

Die Entwicklung der öffentlichen Haushalte im ersten Halb-
jahr 1990 wurde maßgeblich durch die sich abzeichnende 
deutsche Einheit geprägt. Einen wichtigen Schritt auf die-
sem Weg stellte die Schaffung einer Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion zum 1. Juli 1990 dar. Mitte Mai 
1990 beschlossen Bund und Länder die Errichtung eines 
gemeinsam getragenen Sonderfonds „Deutsche Einheit". 
Er umfaßt ein Volumen von 115 Mrd. DM und wird haupt-
sächlich durch Kredite auf dem Kapitalmarkt finanziert. Im 
Bundeshaushaltsplan selbst ist über einen zweiten Nach-
trag vom 26. Juni dieses Jahres bereits für 1990 ein Zu-
schuß an den Fonds in Höhe von 2 Mrd. DM eingeplant. 
Bei den übrigen Haushalten werden sich Auswirkungen 

erst für das Jahr 1991 in Form der aufzubringenden Zins-
und Tllgungsleistungen zeigen. In erheblichem Umfange 
enthält der dritte Nachtragshaushalt des Bundes für 1990 
Ansätze für weitere Leistungen 1m Zusammenhang mit der 
deutschen Vereinigung. Im Rahmen dieses Nachtrags-
haushalts ist außerdem der bisherige noch getrennte 
Haushaltsplan für die DDR in einen gesamtdeutschen 
Bundeshaushalt integriert worden. 

Die hier kommentierten Ergebnisse der Kassen- und der 
Schuldenstatistik für das erste Halbjahr 1990 lassen zwar 
noch einen Vergleich mit der Entwicklung 1m ersten Halb-
Jahr 1989 zu; Schlüsse auf die weitere Entwicklung in der 
zweiten Jahreshälfte 1990 sind wegen der gravierenden 
Umstrukturierung der öffentlichen Haushalte Jedoch nicht 
möglich 

Gesamtüberblick 

Im ersten Halbjahr 1990 wurden von den öffentlichen 
Haushalten in der Bundesrepublik Deutschland 328,5 Mrd. 
DM ausgegeben, 5,2% mehr als 1m gleichen Zeitraum des 
Vorjahres Trotz der Leistungen an die DDR nahmen die 
Ausgaben des Bundes nur unterdurchschnittlich um 4,6% 
auf 154,3 Mrd. DM zu Deutlich stärker stiegen die Ausga-
ben der Länder ( + 5,2 % auf 134,5 Mrd. DM) und der 
Gemeinden/Gv. ( + 7,5% auf 83,1 Mrd. DM). 

Die Einnahmen der offentlichen Haushalte entwickelten 
sich dagegen im ersten Halbjahr 1990 deutlich schwächer 
( + 2,4%) als die Ausgaben und erreichten ein Volumen 
von 292,7 Mrd. DM. Den stärksten Einnahmenzuwachs 

Tabelle 1 · Finanzierungsübersicht 
Mill DM 

Ausgabe-/Einnahmeart 1 Halbjahr Insgesamt 
1 

Bund J Lastenaus- 1 ERP-Sonder- 1 

gleichsfonds vermogen Lander 1 Gemeinden/ 
Gv 

Bereinigte Ausgaben 1990 328 464 154 266 680 2 687 134536 83129 
1989 312 206 147 433 650 2 649 127 845 77327 

Bereinigte Einnahmen 1990 292 730 131989 601 1549 123 707 81 716 
1989 285 844 128 432 578 1130 122 536 76867 

F1nanz1erungssaldo 1) 1990 -35694 -22221 -79 -1138 -10850 -1407 
1989 -26330 -18957 -72 -1519 - 5328 - 455 

Besondere Finanzierungsvorgange 

Ausgaben 1990 X 46200 - 651 20962 X 
1989 X 27949 - 613 19405 X 

Schuldentilgung am Kreditmarkt 1990 70673 46200 - 651 20338 3483 
1989 50481 27 949 - 613 18 765 3154 

Ruckzahlung innerer Darlehen 1990 X - - - - X 
1989 X - - - - X 

Zufuhrungen an Rucklagen 1990 X - - - 18 X 
1989 X - - - 75 X 

Deckung von Vorjahresfehl betragen 1990 X - - - 605 X 
1989 X - - - 565 X 

Einnahmen 1990 X 67330 - 1105 16493 X 
1989 X 47306 - 830 13 525 X 

Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 1990 85 079 63849 - 1105 16219 3906 
1989 60156 41 958 - 830 13 426 3942 

Innere Darlehen 1990 X - - - - X 
1989 X - - - - X 

Entnahmen aus Rucklagen/Gew1nnabfuhrung2) 1990 X 2964 - - 193 X 
1989 X 5041 - - 28 X 

Uberschusse aus Vorjahren 1990 X - - - 80 X 
1989 X - - - 71 X 

Munze1nnahmen 1990 X 517 - - - X 
1989 X 308 - - - X 

Kassenmaß1ger Uberschuß (+)/Fehlbetrag (-1 1990 X -1091 -79 - 684 -15319 X 
1989 X + 400 -72 -1302 -11208 X 

1) Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben einschl Saldo der haushaltstechnischen Verrechnungen - 2) Gewinnabfuhrung der Deutschen Bundesbank, soweit unmittelbar 
zur Schuldentilgung gebunden (1 Hj 1990 2,96 Mrd DM, 1 Hj 1989 5,04 Mrd DM) 
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( + 6,3%) hatten die Gemeinden/Gv. zu verzeichnen. Die 
Einnahmen der Länder erhöhten sich trotz des anhalten-
den Wirtschaftswachstums demgegenüber nur um 1,0% 
auf 123,7 Mrd. DM. Der Bund erzielte wegen seiner kräftig 
gestiegenen Einnahmen aus w1rtschaftl1cher Tätigkeit, die 
fast ausschließlich auf der höheren Gewinnabführung der 
Deutschen Bundesbank beruhten, trotz der schwachen 
Zunahme seiner Steuereinnahmen ( + 1,4%) noch Mehr-
einnahmen von 2,8 %. Seine Einnahmen 1m ersten HalbJahr 
1990 beliefen sich damit auf rund 132,0 Mrd. DM. 

Das Finanzierungsdefizit der öffentlichen Haushalte, das 
im ersten Halbjahr 1989 noch auf 26,3 Mrd. DM zurückge-
gangen war, erhöhte sich 1m ersten HalbJahr 1990 wegen 
der stärkeren Zunahme der Ausgaben um 9,4 Mrd. DM auf 
35,7 Mrd. DM. Beim Bund vergrößerte sich die Lücke 
zwischen den Ausgaben und Einnahmen von 19,0 Mrd. 
DM 1m ersten HalbJahr 1989 auf 22,2 Mrd. DM, bei den 
Landern von 5,3 auf 10,9 Mrd. DM und bei den Gemeinden/ 
Gv. von 0,5 auf 1,4 Mrd. DM. Zur Deckung des F1nanzie-
rungsdef1z1ts setzten die öffentlichen Haushalte Kredit-
marktmittel in Höhe von 14,4 Mrd. DM (1. Halbjahr 1989. 9,7 
Mrd. DM) ein. Den restlichen Betrag finanzierten sie haupt-
sächlich mit Hilfe der vorhandenen Rücklage- und Kas-
senbestände sowie durch kurzfristige Kassenverstär-
kungskredite. 

Ausgaben nach Arten 

Die Personalausgaben der offentlichen Haushalte (Löhne 
und Gehälter, Versorgungsbezüge sowie Beihilfen und 
Unterstützungen) erhöhten sich im ersten HalbJahr 1990 
um 5,3 % auf 101, 1 Mrd. DM. Zu der kräftigen Zunahme hat 
besonders beigetragen, daß 1m Januar 1990 durch Verein-
barungen der Tarifpartner über die Erhöhung der Ange-
stellten- und Arbeiterbezüge, die auch auf die Beamtenbe-
soldung übertragen wurden, die allgemeinen Zulagen an-
gehoben wurden. Die turnusmaß1ge Anhebung der Bezü-
ge zum Jahresbeginn 1990 hatte demgegenüber nur 1,7 % 
betragen. Die Erhohung der Personalausgaben war am 
starksten bei den Geme1nden/Gv. ( + 6,8%). Die Personal-
ausgaben der Länder und des Bundes stiegen etwas 
schwächer ( + 5,3 bzw. + 3,6 %) 

Ebenfalls überdurchschn1ttl1ch erhöhten sich 1m ersten 
HalbJahr 1990 die Ausgaben der offentlichen Haushalte für 
den laufenden Sachaufwand ( + 7,0% auf 47,8 Mrd. DM}, 
wobei die Ausgaben der Land er ( + 10,0 %) und Gemein-
den/Gv. ( + 8,8%) wesentlich stärker zunahmen als die 
des Bundes ( + 3,8%) Dies dürfte hauptsachl1ch damit 
zusammenhängen, daß sich die Zahl der Aus- und Über-
siedler 1n den ersten Monaten dieses Jahres stark erhöht 
hat und die Lander und Kommunen die Hauptlast der 
Verwaltungs- und Betriebsausgaben zu tragen haben, die 
durch deren Aufnahme und Unterbringung entstehen 10,4 
Mrd. DM entfielen auf m1l1tärische Beschaffungen und An-
lagen des Bundes ( + 1,8%) 

Fur Zinsen wandten die öffentlichen Haushalte 1m Be-
richtszeitraum 33,8 Mrd. DM auf, 4,2 % mehr als 1m gleichen 
Zeitraum des Voqahres Die Entwicklung verlief bei den 
einzelnen Gebietskörperschaften allerdings unterschied-
lich. Während sich die Zinsausgaben der Gemeinden/Gv. 
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um 4,9 % und die des Bundes sogar um 7,4 % erhöhten, 
hatten die Länder - besonders Nordrhein-Westfalen, Ba-
den-Württemberg, Bayern und Hamburg - insgesamt we-
niger (- 0,3 %) fur Zinsen aufzubringen als 1m Voqahr. Die 
höheren Zinsausgaben des Bundes ergeben sich haupt-
sächlich durch das gestiegene Zinsniveau. 

Die laufenden Zuweisungen und Zuschüsse der öffentli-
chen Haushalte erhöhten sich im ersten Halbjahr 1990 um 
5,4 % auf 152,5 Mrd. DM. Den stärksten Ausgabenzuwachs 
verzeichneten die Gemeinden/Gv. ( + 8,9% auf 37,5 Mrd. 
DM}, wobei die Sozialaufwendungen eine besonders hohe 
Zuwachsrate aufwiesen ( + 9,5% auf 18,3 Mrd. DM). Als 
einer der Gründe für die deutliche Zunahme der Sozial-
hilfeausgaben bei den Kommunen wird vom Deutschen 
Städtetag angesehen, daß durch die zwischen den Tarif-
vertragsparteien 1m vergangenen Jahr vereinbarten Ein-
kommensverbesserungen 1m Bereich des Pflegeperso-
nals die Pflegesätze 1n Einrichtungen der Altenhilfe stark 
angestiegen sind. Zusätzliche Sozialhilfeausgaben verur-
sachte der vor allem in den ersten Monaten dieses Jahres 
noch sehr starke Zustrom von Aus- und Übersiedlern. 
Auch haben die Kommunen Besuchern aus der DDR zum 
Teil erhebliche freiwillige Zuwendungen zukommen las-
sen. 

Die Zuweisungen der Kommunen an den öffentlichen Be-
reich - in erster Linie Umlagen an die Gemeindeverbände 
- erhöhten sich im ersten Halbjahr 1990 ebenfalls kräftig 
um 8,3 % auf 19,3 Mrd. DM. 

Der Bund gab 1m Berichtszeitraum 76,0 Mrd. DM für laufen-
de Zuweisungen und Zuschüsse aus. Seine Zuweisungen 
an den öffentlichen Bereich erhöhten sich um 4,7 % auf 44, 1 
Mrd. DM, wobei insbesondere die Finanzhilfen an die 
Träger der Sozialversicherung kräftig um 1,6 Mrd. DM auf 
25,8 Mrd. DM stiegen ( + 6,6%). Von den Mehrausgaben 
entfielen 0,7 Mrd DM auf den regulären Jährlichen Bundes-
zuschuß; ebenfalls 0,7 Mrd. DM an Mehrleistungen hatte 
der Bund durch die Berücksichtigung von Kindererzie-
hungszeiten 1n der Rentenversicherung für weitere Jahr-
gänge älterer Mutter (GeburtsJahrgange vor 1921) zu er-
bringen Demgegenuber waren die sozialen Aufwendun-
gen des Bundes für die Landwirtschaft (insbesondere Al-
tershilfe fur Landwirte, landwirtschaftliche Kranken- und 
Unfallversicherung) insgesamt leicht ruckläuf1g (- 2,0 % 
auf 2,5 Mrd. DM). 

Die laufenden Zuweisungen des Bundes an die Länder 
stiegen gegenüber dem ersten HalbJahr 1989 um 2,7 % auf 
13,6 Mrd. DM Der Zuschuß des Bundes zum Berliner 
Haushalt erhöhte sich um 0,3 Mrd. DM oder 3,9% auf 7,0 
Mrd DM. 

Die Zuschüsse des Bundes an andere Bereiche erhöhten 
sich im ersten HalbJahr 1990 um 4,2 % und erreichten ein 
Volumen von 31,9 Mrd. DM. Zu einem großen Teil handelt 
es sich hierbei um Soz1alle1stungen in Form von Renten, 
Unterstützungen und vergleichbaren Zahlungen. Im ersten 
Halbjahr 1990 gab der Bund hierfür insgesamt 18,4 Mrd. 
DM aus, 1,1 % weniger als im gleichen Zeitraum des Vor-
Jahres. Zum einen gingen infolge der guten Beschäfti-
gungslage seine Aufwendungen fur die Arbeitslosenhilfe 
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um 6,7% auf 3,9 Mrd. DM zurück, zum anderen sanken 
auch die Aufwendungen des Bundes für Kriegsopferver-
sorgung und Kriegsopferfürsorge infolge der geringeren 
Zahl der Anspruchsberechtigten. Die Ausgaben fur die 
ubrigen zu Buche schlagenden Soz1alle1stungen des Bun-
des lagen demgegenuberweitgehend auf dem Niveau des 
Vorjahres So gab der Bund für Kindergeld 7,0 Mrd DM 
aus ( + 0,3%), für Wohngeld 1,1 Mrd. DM ( + 0,7%) und fur 
Erziehungsgeld (einschl. Mutterschutz) 2,2 Mrd. DM 
( + 2,2 %). Erwähnenswert 1st noch die kräftige Erhöhung 
der Leistungen des Bundes für die Schul- und Berufsaus-
bildung von Jungen Zuwanderern ( + 70,6% auf 0,2 Mrd. 
DM). 

An Unternehmen flossen 1m ersten HalbJahr 1990 Zu-
schüsse des Bundes (einschl Schuldend1ensth1lfen) in 
Höhe von 8,3 Mrd DM, das waren 6,9% weniger als im 
ersten HalbJahr 1989. Hiervon erhielt die Deutsche Bun-
desbahn 5,9 Mrd. DM ( + 1,5 %) zur Abgeltung gesamtwirt-
schaftlicher Aufgaben sowie zum Ausgleich ihrer überhöh-
ten Versorgungslasten. 0,2 Mrd DM Zuschüsse ließ der 
Bund Unternehmen 1m Rahmen der Aktion „Beschäfll-
gungsh1lfe fur Langze1tarbe1tslose" vom Mai 1989 zukom-
men, nach der bis zum 31. Dezember 1991 begonnene 
Beschäfllgungsverhältn1sse gefordert werden. 

Die Entwicklung der Zuschüsse des Bundes an andere 
Bereiche wurde stark durch die finanziellen Hilfen beein-
flußt, die durch die pol1t1sche Entwicklung in Deutschland 
notwendig geworden waren. Den größten Teil dieser Aus-
gaben beanspruchte der Anfang Dezember 1989 mit Wir-
kung 1. Januar 1990 vereinbarte gemeinsame Reisedevi-
senfonds. Durch diesen Fonds, der an die Stelle des früher 
vom Bund und te1lwe1se zusätzlich von den Kommunen 
gezahlten „Begrüßungsgeldes" trat, sollten die Reiseaus-
gaben von DDR-Bewohnern 1m Bundesgebiet finanziert 
werden Besucher konnten zu Lasten des Fonds bei Geld-
instituten bis zu 200 DM (Kinder bis 14 Jahre 100 DM) 
empfangen. Der Höchstbetrag des Reisedevisenfonds 
wurde auf 2,9 Mrd. DM festgelegt. Mit der schnellen Einfüh-
rung der Deutschen Mark in der DDR am 1. Juli 1990 wurde 
der Re1sedev1senfonds gegenstandslos Bis zu diesem 
Zeitpunkt waren insgesamt 2, 17 Mrd. DM zu Lasten des 
Fonds umgetauscht worden, davon brachte der Bund 1,6 
Mrd. DM auf. Der Umtausch konzentrierte sich dabei auf 
die ersten beiden Monate des Jahres, da sich ab März die 
Mögl1chke1t einer baldigen Währungsunion mit gunst1ge-
ren Umstellungssatzen abzeichnete 

Zu der Zunahme der Leistungen des Bundes an andere 
Bereiche hat auch beigetragen, daß die Transitpauschale 

Tabelle 2 Ausgaben nach Arten 
Mill DM 

Ausgabeart 1 Halbjahr Insgesamt 
1 

Bund 1 Lastenaus- / ERP-Sonder-1 
gle1chsfonds vermogen Lancier 1 Gemeinden/ 

Gv 

Personalausgaben 1990 101054 21793 - - 56229 23032 
1989 96005 21026 - - 53406 21573 

laufender Sachaufwand 1990 47752 19186 2 1 12662 15901 
1989 44617 18485 3 1 11514 14614 

Zinsausgaben 
an offenthchen Bereich 1990 318 - - - 170 148 

1989 290 - - - 153 137 
an andere Bereiche 1990 33487 17664 - 213 12264 3345 

1989 32157 16448 - 202 12315 3193 
laufende Zuweisungen und Zuschusse 

440561) an offentl1chen Bereich 1990 86407 13 - 23084 19254 
1989 81644 420781) 13 - 21779 17774 

an andere Bereiche 1990 66103 31948 474 10 15410 18261 
1989 63049 30666 516 10 15188 16670 

abzugl1ch Zahlungen von gleicher Ebene 1990 54854 - - - 2144 15820 
1989 51377 - - - 1995 14279 

Ausgaben der laufenden Rechnung 1990 280268 134648 489 224 117675 64121 
1989 266385 128701 532 213 112360 59681 

Baumaßnahmen 1990 17328 2264 - - 2776 12288 
1989 16041 2105 - - 2488 11449 

Erwerb von Sachvermogen 1990 5650 572 - - 1095 3984 
1989 5166 556 - - 917 3693 

Vermogensubertragungen 
an offentl1chen Bereich 1990 9225 4136 - - 4379 710 

1989 8211 3737 - - 3832 643 
an andere Bereiche 1990 11500 4928 167 - 5184 1221 

1989 10429 4552 100 - 4698 1079 
Darlehen 

an offenthchen Bereich 1990 4820 4615 - 16 190 -
1989 5550 4845 - 506 198 -

an andere Bereiche 1990 7808 2408 24 2447 2460 470 
1989 7029 2161 18 1929 2584 338 

Erwerb von Beteiligungen 1990 1397 696 - - 375 325 
1989 1537 776 - 1 374 386 

T1lgungsausgaben an offentl1chen Bereich 1990 777 - - - 403 374 
1989 775 - - - 395 380 

abzughch Zahlungen von gleicher Ebene 1990 10307 - - - - 363 
1989 8917 - - - 1 320 

Ausgaben der Kapitalrechnung 1990 48196 19618 191 2463 16860 19008 
1989 45821 18732 118 2436 15485 17646 

Bereinigte Ausgaben 1990 328464 154266 680 2687 134536 83129 
1989 312206 147 433 650 2649 127845 77327 

1) Einschl Erganzungszuwe1sungen des Bundes an finanzschwache Lancier 1m Rahmen des F1nanzausgle1chs (1 Halbjahr 1989 1 443 Mill DM, 1 Halbjahr 1990 1 518 Mill DM) 
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fur die Jahre 1990 bis 1999 von 525 Mill DM auf 860 Mill. 
DM heraufgesetzt worden war. Dieser Betrag wurde be-
reits 1m März 1990 Liberwiesen. 

Die Länder wandten im ersten Halbjahr 1990 für Zuweisun-
gen an den öffentlichen Bereich 23,1 Mrd. DM ( + 6,0 %) 
und für Zuschüsse an andere Bereiche 15,4 Mrd. DM auf 
( + 1,5%). Von den Zuweisungen an andere öffentliche 
Verwaltungen kamen allein 20,6 Mrd. DM den Gemeinden/ 
Gv. zugute ( + 6,2 %), überwiegend (15,5 Mrd. DM) 1n Form 
von allgemeinen Finanzzuweisungen, die in erster Linie die 
untersch1edl1che Finanzkraft der Gemeinden/Gv ausglei-
chen sollen. Diese Leistungen nahmen im ersten Halbjahr 
1990 um 0,8 Mrd DM oder 5, 1 % zu. Vor allem wegen der 
finanziellen Hilfen an die Gemeinden/Gv. 1m Zusammen-
hang mit der Unterbringung von Aus- und Übersiedlern 
erhöhten sich die sonstigen Zuweisungen der Länder an 
die Kommunen um 10,0% auf 5,1 Mrd. DM 

Im Rahmen des horizontalen Finanzausgleichs wandten 
die Länder im ersten Halbjahr 1990 1,9 Mrd. DM auf 
( + 7,2%). Dieser Betrag wurde ausschließlich von den 
Ländern Baden-Württemberg (1,1 Mrd. DM) und Hessen 
(0,8 Mrd. DM) aufgebracht. Während Hessen im ersten 
Halbjahr dieses Jahres 0,2 Mrd DM weniger an Aus-
gleichsleistungen als 1m Vorjahr beizusteuern hatte, er-
höhte sich die anteilige Leistung Baden-Württembergs 1m 
Vergleich zum ersten Halbjahr 1989 um 0,3 Mrd. DM. 

Die im Rahmen der Kapitalrechnung erfaßten Ausgaben 
der offentlichen Haushalte stiegen im ersten Halbjahr 1990 
um 5,2% auf 48,2 Mrd. DM; sie nahmen damit um den 
gleichen Prozentsatz zu wie die Ausgaben der laufenden 
Rechnung. Die als Vermögensübertragungen in der Stat1-
st1k nachgewiesenen lnvestit1onsh1lfen der öffentlichen 
Haushalte erhöhten sich 1m ersten Halbjahr 1990 um 
10,8% auf 20,7 Mrd. DM und erreichten damit einen Anteil 
von 43% der gesamten Ausgaben der Kapitalrechnung (1. 
Halbjahr 1989: 41 %). Der Bund wies dem öffentlichen 
Bereich für Investitionen 4,1 Mrd. DM zu ( + 12,5%); davon 
flossen 3,5 Mrd. DM an die Länder und 0,1 Mrd. DM an die 
Kommunen. Mit weiteren 0,4 Mrd. DM stockte der Bund 
das ERP-Sondervermögen auf, das diesen Betrag als zu-
sätzliche Finanzierungshilfe für Unternehmen in den neuen 
Bundesländern verwenden soll Von den 4,9 Mrd. DM 
lnvest1t1onszuschüssen des Bundes an andere Bereiche 
( + 8,0 %) flossen 1,2 Mrd. DM als allgemeiner lnvest1tions-
zuschuß an die Deutsche Bundesbahn. 

Die lnvest1t1onszuweisungen der Länder an die Geme1n-
den/Gv. erhöhten sich 1m ersten Halbjahr 1990 um 15,8 % 
auf 4,2 Mrd. DM. Diese starke Zunahme ist darauf zurück-
zuführen, daß die Länder im ersten Halbjahr 1990 aus den 
Mitteln, die ihnen der Bund nach dem „Gesetz zum Aus-
gleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft in den Ländern" 
(Strukturhilfegesetz 1989) zur Verfugung gestellt hat, gro-
ßere Betrage fur investive Zwecke an die Kommunen wei-
tergeleitet haben als im Vorjahr. Die Mittel aus dem Struk-
turhilfefonds trugen mit dazu bei, daß die Länder ihre 
Sachinvestitionen 1m ersten Halbjahr 1990 um 13,7 % auf 
3,9 Mrd DM erhohen konnten Auch die Gemeinden/Gv 
konnten aufgrund der ihnen 1m ersten Halbjahr 1990 von 
den Ländern fur invest1ve Zwecke zugewiesenen Mittel 
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Tabelle 3: Bauausgaben nach Aufgabenbereichen 
Mill DM 

Aufgabenbereich 1 Halb- lnsge- 1 Bund 1 1 Gemein-
Jahr samt Lander den/Gv 

Bauausgaben insgesamt 1990 17 328 2264 2776 12288 
1989 16043 2105 2489 11449 

Schulen 1990 1302 - 191 1111 
1989 1165 - 119 1046 

Hochschulen 1990 516 1 515 -
1989 465 1 464 -

Einrichtungen des 
Gesundheitswesens 1990 37 - 37 -

1989 33 - 33 -
Abwasserbese1t1gung 1990 2733 - - 2733 

1989 2 340 - - 2 340 
Energie- und Wasserwirt-

schalt, Kulturbau 1990 106 - 106 -
1989 119 - 119 -

Straßen 1990 4973 1 663 491 2 819 
1989 4925 1 580 479 2 866 

Übrige Aufgaben-
bereiche 1990 7 661 600 1436 5 625 

1989 6996 525 1274 5197 

ihre Ausgaben für Sachinvestitionen gegenüber dem 
gleichen Zeitraum des Vorjahres kräftig um 7,5 % auf 16,3 
Mrd. DM erhöhen. Besonders stark stiegen die kommuna-
len Ausgaben für die Erweiterung und Erneuerung von 
Anlagen 1m Bereich der Abwasserbese1t1gung ( + 16,8 % 
auf 2,7 Mrd. DM). Demgegenüber blieben die Ausgaben für 
den Ausbau und die Erneuerung von Gemeindestraßen 
mit 2,8 Mrd. DM im Vergleich zum Vorjahreszeitraum un-
verändert. Für Darlehen gaben die offentlichen Haushalte 

AUSGABEN UND EINNAHMEN DER OFFENTLICHEN HAUSHALTE 1i 
Veranderung gegenuber dem 1ewe1l1gen VorJahreshalbJahr 

% AUSGABEN % 
6 ~-----------------~ 6 

EINNAHMEN 
12 ~--------------------- ----, 12 

10 

1) Bund, Lastenausgle1chsfonds, ERP- Sondervermogen, Land er, Gememden/Gv 
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1m ersten Halbjahr 1990 etwa den gleichen Betrag wie im 
Vorjahr aus (12,6 Mrd. DM). Bemerkenswert 1st die starke 
Zunahme der Ausgaben des Bundes für Darlehen an an-
dere Bereiche um 11,4 % auf 2,4 Mrd. DM. 

Einnahmen nach Arten 

Die wichtigste Einnahmequelle der bffentl1chen Haushalte, 
die Steuern und steuerähnlichen Abgaben, blieb im ersten 
Halbjahr 1990 mit einer Zunahme um 1,2 % auf 238,0 Mrd. 
DM deutlich hinter dem Wachstum der Gesamtwirtschaft 
zurück. Der geringe Zuwachs 1st hauptsachlich bedingt 
durch die Mindereinnahmen bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer (-1,0% auf 97,3 Mrd. DM) aufgrund der zu 
Jahresbeginn in Kraft getretenen dritten Stufe der Steuer-
reform 1986/88/90. Sie brachte mit einem neuen linear-
progressiven Einkommensteuertarif, einem erhöhten 
Grundfreibetrag und höheren Kinderfreibeträgen erhebli-
che Steuerentlastungen. Ein noch stärkerer Aufkommens-
rückgang ergab sich bei den Einnahmen aus der Körper-
schaltsteuer (-0,6 Mrd. DM oder - 7,3% auf 14,9 Mrd. 
DM) infolge geringerer Abschlußzahlungen für frühere 
Jahre. Die Einnahmen aus der Kapitalertragsteuer gingen 
sogar um 37,2% auf 4,8 Mrd DM gegenüber dem ersten 
Halbjahr 1989 zuruck, weil die im ersten Halbjahr 1989 
noch erhobene sogenannte „kleine Kapitalertragsteuer" 

(Quellensteuer) von 10% auf inländische Zinserträge zur 
Jahresmitte 1989 wieder abgeschafft wurde. Vor allem 
infolge des starken Wachstums des privaten Verbrauchs 
sowie der kräftigen Ausweitung der Umsätze 1m Woh-
nungsbau und im öffentlichen Bau stiegen die Einnahmen 
aus der Umsatzsteuer (einschl. Einfuhrumsatzsteuer) 
überdurchschnittlich um 5,1 % auf 68,9 Mrd. DM. Beson-
ders stark nahmen auch die Einnahmen aus der Mineralöl-
steuer ( + 7,0 % auf 13,9 Mrd. DM) und der Tabaksteuer 
( + 5,3% auf 6,3 Mrd. DM) zu. Bei den Verbrauchsteuern 
dürfte sich auch der Zuzug von Aus- und Übersiedlern 
pos1t1v auf das Aufkommen ausgewirkt haben. 

Der Bund konnte vor allem aufgrund des überdurch-
schnittlich gestiegenen Aufkommens aus der Umsatzsteu-
er, der Mineralölsteuer, der Tabaksteuer und den Kapital-
verkehrsteuern seine Mindereinnahmen bei der Lohn- und 
veranlagten Einkommensteuer und der Kapitalertrag- und 
Körperschaltsteuer in Hohe von 2,4 Mrd. DM wieder aus-
gleichen und insgesamt sogar Steuermehreinnahmen von 
1,7 Mrd. DM erzielen ( + 1,4%). Die Einnahmen der Länder 
aus Steuern und steuerahnlichen Abgaben verharrten 
demgegenuber im ersten Halbjahr 1990 mit 92,8 Mrd. DM 
auf dem Niveau des Voqahres. Die Einnahmenverluste aus 
der Steuerreform 1990 konnten durch die höheren Einnah-
men aus der Umsatzsteuer ( + 5,1 % auf 24,1 Mrd. DM) 

Tabelle 4 Einnahmen nach Arten 
Mill DM 

Einnahmeart 1 Halbjahr Insgesamt 
1 

Bund 1 Lastenaus- 1 ERP-Sonder-1 
gleichsfonds vermbgen Lander 1 Gemeinden/ 

Gv 

Steuern und steuerähnhche Abgaben 1990 237 986 1161691) 1 - 92 810 29 006 
1989 235103 1145101) - - 92765 27 829 

Einnahmen aus w1rtschaftl1cherTat1gke1t 1990 21613 10304 - 3 2 633 8 6732) 
1989 19076 8 202 - 3 2 616 8 2542) 

Zinseinnahmen 
vom 6ffenthchen Bereich 1990 157 140 - 13 4 -

1989 127 109 - 13 4 -
von anderen Bereichen 1990 977 548 1 178 249 -

1989 939 517 1 170 251 -
Lautende Zuweisungen und Zuschusse 

vom 6ffenthchen Bereich 1990 56037 130 550 - 18 090 37 268 
1989 52801 161 514 - 17792 34333 

von anderen Bereichen 1990 4857 786 1 - 2 530 1 540 
1989 4621 1 081 1 - 2364 1175 

Sonstige laufende Einnahmen 1990 17 460 2013 1 - 4390 11 055 
1989 16346 2 122 1 - 3954 10269 

abzughch Zahlungen von gleicher Ebene 1990 54854 - - - 2 144 15820 
1989 51377 - - - 1995 14279 

Einnahmen der laufenden Rechnung 1990 284 233 130091 554 194 118562 71721 
1989 277 636 126 703 517 186 117752 67 581 

Veräußerung von Vermogen 1990 3465 190 - 100 214 2960 
1989 3090 93 - 75 340 2 582 

Vermogenslibertragungen 
vom 6ffenthchen Bereich 1990 8556 - - 400 3543 4 613 

1989 7 066 - - - 3006 4060 
von anderen Bereichen 1990 1915 4 - - 180 1 731 

1989 1798 10 - - 113 1675 
Darlehensrlickflusse 

vom offentl1chen Bereich 1990 598 483 - 46 69 -
1989 430 308 - 51 71 -

von anderen Bereichen 1990 3046 1222 47 810 670 297 
1989 3236 1 318 61 819 724 315 

Schuldenaufnahmen beim offentl1chen Bereich 1990 1 226 - - - 469 757 
1989 1 505 - - - 531 974 

abzughch Zahlungen von gleicher Ebene 1990 10307 - - - - 363 
1989 8917 - - - 1 320 

Einnahmen der Kapitalrechnung 1990 8497 1 898 47 1356 5145 9994 
1989 8208 1729 61 944 4 784 9 286 

Bereinigte Einnahmen 1990 292 730 131989 601 1549 123 707 81 716 
1989 285 844 128 432 578 1130 122 536 76867 

1) Einschl Umsatzsteueranteil für Erganzungszuwe1sungen - 2 ) Einschl Ersatz von sozialen Leistungen 
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sowie aus Landessteuern ( + 8,3 % auf 13,3 Mrd. DM) gera-
de ausgeglichen werden. Starke Aufkommenszuwachse 
ergaben sich besonders bei der Erbschaftsteuer 
( + 54,3% auf 1,6 Mrd. DM), der Grunderwerbsteuer 
( + 21,2 % auf 2,1 Mrd. DM) sowie der Vermögensteuer 
( + 5,5% auf 3,0 Mrd. DM). Demgegenüber haben sich die 
Einnahmen der Länder aus der Kraftfahrzeugsteuer, der 
ertragreichsten Landessteuer, 1m ersten Halbjahr 1990 in-
folge einer Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für Lkw 1m 
Zusammenhang mit der geplanten, jedoch nicht realisier-
ten Einführung einer Straßenbenutzungsgebühr um 2,4% 
auf 4,8 Mrd. DM verringert. 

Die kräftige Zunahme der Gewerbesteuereinnahmen hat 
1m ersten Halbjahr 1990 bei den Geme1nden/Gv die Aus-
wirkungen der Steuerreform kompensiert. Insgesamt sind 
die Einnahmen der Gemeinden/Gv. aus Steuern und steu-
erahnl1chen Abgaben 1n den ersten sechs Monaten dieses 
Jahres um 4,2 % gewachsen und haben ein Volumen von 
29,0 Mrd. DM erreicht. 

Die Einnahmen der öffentlichen Haushalte aus w1rtschaftl1-
cher Tät1gke1t stiegen insbesondere wegen der hohen 
Gewinnabführung der Deutschen Bundesbank an den 

Bund im Berichtszeitraum kräftig um 13,3 % auf 21,6 Mrd. 
DM. Bei den Gemeinden/Gv. nahmen die Einnahmen aus 
wirtschaftlicher Tätigkeit deutlich um 5, 1 % auf 8,7 Mrd. DM 
zu. Allerdings enthält diese Einnahmeposition auch die 
Rückerstattungen von Aufwendungen der Sozialhilfe. Die 
Einnahmen der Länder aus wirtschaftlicher Tätigkeit blie-
ben gegenüber dem ersten Halbjahr 1989 nahezu unver-
andert ( + 0,6% auf 2,6 Mrd. DM) 

Aus laufenden Zuweisungen nahmen die öffentlichen 
Haushalte im ersten Halbjahr 1990 56,0 Mrd. DM ein, 6, 1 % 
mehr als im ersten Halbjahr 1989. Eine kräftige Zunahme 
hatten die sonstigen laufenden Einnahmen der Geme1n-
den/Gv. zu verzeichnen ( + 7,7% auf 11, 1 Mrd. DM}, wobei 
es sich hauptsächlich um das Aufkommen aus Verwal-
tungs- und Benutzungsgebühren sowie aus zweckgebun-
denen Abgaben handelt. 

Den Einnahmen der offentlichen Haushalte aus der Kapi-
talrechnung kommt lediglich bei den Geme1nden/Gv. grö-
ßere Bedeutung zu. Sie erhöhten sich 1m ersten Halbjahr 
1990 um 7,6 % auf 10,0 Mrd DM. Besonders kraftig fiel die 
Zunahme bei den lnvest1t1onszuweisungen vom offentli-
chen Bereich ( + 13,6% auf 4,6 Mrd DM) und den Einnah-

Tabelle 5 Ausgaben und Einnahmen nach Arten 
Veranderung gegenuber dem 1ewe1llgen Voqahresze1traum 

Prozent 

Ausgaben Einnahmen 
darunter 

darunter 
HalbJahr 1nsge- laufender laufende 1nsge- Steuern 

samt1) Personal- Sach- Zins- Zuweisungen Baumaß- samt2) und steuerahnl 
ausgaben aufwand ausgaben und nahmen Abgaben 

Zuschusse 

lnsgesamt3) 
19861 HJ + 1,9 + 3,9 + 4,1 + 6,5 - 0,5 + 5,5 + 4,9 + 3,7 

2 HJ + 5,4 + 5,0 + 2,0 - 0,4 + 8,8 + 8,1 + 1,7 + 2,5 
19871 HJ + 3,6 + 4,3 + 3,6 - 0,3 + 5,1 + 3,6 + 1,1 + 1,6 

2 HJ + 3,2 + 4,1 + 2,0 + 3,5 + 5,5 + 1,5 + 3,3 + 5,2 
19881 HJ + 3,6 + 2,5 + 2,3 + 0,7 + 4,3 + 11,2 + 2,6 + 5,4 

2 HJ + 1,8 + 2,5 + 0,8 + 6,0 + 4,3 - 0,9 + 2,1 + 1,5 
19891 HJ + 4,7 + 2,4 + 6,0 - 0,8 + 4,6 + 9,7 + 9,3 + 9,4 

2 HJ + 4,7 + 2,5 + 4,1 + 3,4 + 9,3 + 3,7 + 10,0 + 11,0 
19901 HJ + 5,2 + 5,3 + 7,0 + 4,2 + 5,4 + 8,0 + 2,4 + 1,2 

Bund 
19861 HJ -2,0 + 2,4 + 3,8 + 6,2 - 5,3 - 3,0 + 5,9 + 1,9 

2 HJ + 5,7 + 4,6 + 1,5 + 0,6 + 11,9 + 1,6 - 2,0 + 0,7 
19871 HJ + 2,1 + 3,9 + 3,9 - 2,6 + 2,5 - 4,5 - 0,1 + 1,9 

2 HJ + 3,7 + 3,2 - 0,2 + 9,6 + 5,6 + 3,4 + 2,5 + 5,6 
19881 HJ + 3,5 + 2,6 + 1,2 - 0,1 + 3,8 + 12,3 - 1,3 + 4,8 

2 HJ + 1,6 + 1,7 - 2,5 + 9,0 + 4,9 - 3,4 + 0,3 - 0,7 
19891 HJ + 5,8 + 2,5 + 6,0 - 3,5 + 4,7 + 7,2 + 12,5 + 10,5 

2 HJ + 4,7 + 3,6 + 0,6 + 2,7 + 10,1 + 2,6 + 12,7 + 13,6 
19901 HJ + 4,6 + 3,6 + 3,8 + 7,4 + 4,5 + 7,6 + 2,8 + 1,4 

Lancier 
19861 HJ + 4,3 + 3,7 + 5,3 + 10,2 + 3,2 + 9,7 + 4,2 + 5,9 

2 HJ + 4,1 + 4,5 + 2,8 + 0,5 + 6,0 + 4,3 + 3,5 + 4,0 
19871 HJ + 5,0 + 4,0 + 5,2 + 3,7 + 7,7 + 8,0 + 1,8 + 1,7 

2 HJ + 3,0 + 4,1 + 4,9 - 2,6 + 4,6 - 0,2 + 4,7 + 5,6 
19881 HJ + 2,7 + 2,5 + 3,5 + 2,8 + 3,3 + 4,2 + 4,5 + 5,1 

2 HJ + 1,8 + 2,8 + 5,0 + 3,8 + 1,7 - 2,0 + 3,1 + 3,0 
19891 HJ + 3,2 + 2,6 + 7,6 + 2,9 + 3,4 + 6,7 + 7,9 + 9,5 

2 HJ + 5,7 + 2,3 + 6,8 + 4,9 + 11,0 + 6,8 + 9,0 + 8,6 
19901 HJ + 5,2 + 5,3 + 10,0 - 0,3 + 4,1 + 11,6 + 1,0 -

Gemeinden/Gv 
19861 HJ + 6,0 + 5,9 + 3,5 - 2,8 + 7,9 + 6,5 + 3,5 + 4,0 

2 Hj + 5,4 + 6,5 + 2,2 - 4,3 + 6,9 + 10,9 + 4,2 + 5,1 
19871 HJ + 4,2 + 5,6 + 2,1 - 1,2 + 8,6 + 4,2 + 2,7 + 0,1 

2 HJ + 3,7 + 5,0 + 2,9 - 3,1 + 6,5 + 1,5 + 4,1 + 2,8 
19881 HJ + 4,6 + 2,3 + 2,9 - 2,0 + 6,6 + 12,7 + 6,8 + 8,9 

2 HJ + 2,2 + 2,6 + 2,1 + 0,4 + 5,8 - + 3,6 + 5,0 
19891 HJ + 5,3 + 1,8 + 4,7 - 0,1 + 5,8 + 10,9 + 6,2 + 4,7 

2 HJ + 4,9 + 2,0 + 6,8 + 3,3 + 6,7 + 3,2 + 6,3 + 8,6 
19901 HJ + 7,5 + 6,8 + 8,8 + 4,9 + 8,9 + 7,3 + 6,3 + 4,2 

1) Bereinigte Ausgaben - 2) Bereinigte Einnahmen - 3) Einschl Lastenausgleichsfonds und ERP-Sondervermogen 
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men aus Vermögensveräußerungen ( + 14,6 % auf 3,0 Mrd. 
DM) aus. 

Schulden 

Die Schulden der öffentlichen Haushalte betrugen am 30. 
Juni 1990 insgesamt 930,5 Mrd. DM (ohne 40,9 Mrd. DM 
Schulden der öffentlichen Haushalte untereinander). Da-
von waren 438,7 Mrd. DM (47%) durch Wertpapiere fun-
diert. Die direkten Darlehen der öffentlichen Haushalte bei 
Kreditinstituten und sonstigen Einrichtungen 1m Inland be-
liefen sich auf 442,9 Mrd. DM und bei ausländischen Kre-
ditinstituten auf 32,4 Mrd. DM. Die Schulden des Staates 
aus Ausgleichsforderungen betrugen am 30. Juni 1990 
noch 13,8 Mrd. DM. 

Tabelle 6 Öffentliche Schulden') nach Arten 
Mill DM 

Stand am 
Schuldner 

30 6 1989 [31 12 1989 [ 31 3 1990 [ 30 6 1990 

Kreditmarktm1ttel, Ausgleichsforderungen, Kred1tahnhche Rechtsgeschafte 
Bund 483 053 490539 494 549 502 585 
dar Lastenausgleichsfonds 60 31 28 28 
ERP-Sondervermogen 6187 6753 7107 7157 
Länder 297 825 307 684 305 862 309 956 
Gemeinden/Gv 108 664 110369 110726 110842 

Insgesamt 895 729 915 345 918 244 930 540 

Schulden bei offentlichen Haushalten 
Bund 1 1 1 1 
dar Lastenausgleichsfonds 1 1 1 1 
ERP-Sondervermögen. - - - -
Lander 30396 30681 30458 30581 
Gemeinden/Gv 10333 10113 10279 10330 

Insgesamt 40730 40795 40738 40912 

Kassenverstarkungskred1te 
Bund - - - -
dar · Lastenausgleichsfonds - - - -
ERP-Sondervermogen 260 310 346 125 
Lander 1506 2175 2597 2229 
Gememden/Gv 1228 1140 1000 1192 

Insgesamt 2994 3625 3943 3546 

1) Zum 31 Dezember 1989 Ergebnis der Jährlichen Schuldenstatistik, sonst Ergeb-
nisse der v1ertelJahrlichen Schuldenstat1st1k, ohne Zweckverbande 

Gegenüber dem 31. Dezember 1989 haben sich die Schul-
den der öffentlichen Haushalte um 15,2 Mrd. DM oder 1,7 % 
erhöht Die Mittelbeschaffung erfolgte - wie in den Vor-
Jahren - überwiegend durch die Ausgabe von Wertpapie-
ren. Die direkten Kreditverpflichtungen der öffentlichen 
Haushalte gegenüber inländischen und auslandischen 
Kreditinstituten gingen in diesem Zeitraum per saldo wei-
ter zurück. 

Die Schuldverpflichtungen des Bundes beliefen sich am 
30. Juni 1990 auf 502,6 Mrd. DM; die Lander hatten Schul-
den in Höhe von 310,0 Mrd. DM und die Kommunen in 
Höhe von 110,8 Mrd DM. Gegenüber Ende Dezember 
1989 haben sich die Schulden des Bundes um 12,0 Mrd. 
( + 2,5%) und die der Länder um 2,3 Mrd. DM ( + 0,7%) 
erhöht. Die Schulden der Gemeinden/Gv. stiegen seit En-
de Dezember 1989 um 0,5 Mrd. DM ( + 0,4%). 

Dr. Harald Schütz 
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Preise im September 1990 

Auf den hier zu besprechenden Wirtschaftsstufen - ge-
werbliche Produktion, Groß- und Einzelhandel - sowie 
bei der Lebenshaltung privater Haushalte ließ sich 1m 
September ein weiteres leichtes Ansteigen der Preisindi-
zes feststellen, nachdem im Juli noch Indexrückgänge zu 
verzeichnen gewesen waren. Am wenigsten erhöhte sich 
der Index der Einzelhandelspreise mit + 0,2 %. Grund für 
die Indexsteigerungen waren vor allem die Preiserhöhun-
gen der letzten Wochen auf den Rohölmärkten der Welt 
Hieraus ergaben sich für die Mineralölerzeugnisse Index-
steigerungen gegenüber dem Vormonat zwischen 
+ 7,3 % bei den Großhandelsverkaufspre1sen und 
+ 7,7 % bei den Erzeugerpreisen. Heizöl und Kraftstoffe 
verteuerten sich auf der Einzelhandelsstufe um 7,2 % und 
auf der Stufe des Privaten Verbrauchs um 7,4 %. 

Binnen Jahresfrist bewegten sich die Steigerungen der 
Gesamtindizes zwischen + 0,7 % beim Index der Groß-
handelsverkaufspre1se und + 3,0 % beim Pre1s1ndex für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. Auch hier 
schlugen sich die Rohstoffpreiserhöhungen in ganz er-
heblichem Maße nieder. Te1lwe1se trugen auch die Saison-
waren nicht unerheblich zu dem Pre1sindexanst1eg bei. 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
insgesamt 
ohne M1neralolerzeugnisse 
M1neralolerzeugnisse 

Index der Großhandelsverkaufspre1se 
insgesamt 
ohne Mmeralblerzeugnisse 
Mmeralolerzeugnisse 
ohne Saisonwaren 
Saisonwaren 

Index der E1nzelhandelspre1se 
insgesamt 
ohne He1zol und Kraftstoffe 
He1zol und Kraftstoffe 
ohne Saisonwaren 
Saisonwaren 

Preisindex fur die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
insgesamt 
ohne He1zol und Kraftstoffe 
Heizbl und Kraftstoffe 
ohne Saisonwaren 
Saisonwaren 

Veranderungen 
September 1990 

gegenuber 
August September 
1990 1989 

% 

+ 0,4 + 2,1 
+ 0,1 + 1,5 
+ 7,7 + 16,4 

+ 0,3 + 0,7 
-0,3 - 0,6 
+ 7,3 + 17,2 
+ 0,6 + 0,3 
-4,6 + 14,1 

+ 0,2 + 2,4 
+ 0,1 + 2,0 
+ 7,2 + 17,2 
+ 0,4 + 2,1 
-3,7 + 7,9 

+ 0,4 + 3,0 
+ 0,1 + 2,5 
+ 7,4 + 16,8 
+ 0,5 + 2,9 
-4,0 + 7,6 

Der I n d ex d e r E r z e u g e r p r e I s e g e w e r b I i -
c her Produkte (Inlandsabsatz) stieg von August auf 
September 1990 um 0,4 % und lag damit um 2,1 % über 
dem Stand vom September 1989. 

Von den monatlichen Indexveränderungen größerer Pro-
duktbereiche ist vor allem der Anstieg bei den Mineralöler-
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Ausgewählte Preisindizes 

Erzeugerpreise 
Groß-

Preise fur die 
gewerblicher Produkte 1) Lebenshaltung 

darunter 
han- Einzel- aller privaten 
dels- han- Haushalte 

Jahr ms-
lnvest1-1

1 
Ver- ver- dels-

Monat ge- tions- brauchs- kaufs- pre1se3) ms- 1 ohne 
samt pre1se1) ge- Saison-

guter2) samt waren4) 

1985 = 100 1980 1985 = 100 = 100 

1985 D 100 100 100 100 117,5 100 100 
1986 D 97,5 102,6 94,8 92,6 117,3 99,9 99,9 
1987 D 95,1 104,9 95,1 89,2 117,8 100,1 100,1 
1988 D 96,3 107,0 95,5 89,9 118,5 101,4 101,4 
1989 D 99,3 109,7 100,1 94,5 121,1 104,2 104,2 

1989 Juli 99,3 109,9 100,1 94,3 121,4 104,3 104,3 
Aug 99,4 109,9 99,9 94,1 121,2 104,2 104,4 
Sept. 99,6 110,1 100,5 95,1 121,2 104,4 104,6 
Okt 100,1 110,5 100,9 94,9 121,5 104,7 104,9 
Nov 100,0 110,5 100,4 94,6 121,7 104,9 105,0 
Dez 100,0 110,5 101,1 94,9 122,2 105,2 105,3 

1990 Jan 100,1 111,2 101,4 94,7 122,5 105,8 105,7 
Febr 100,1 111,6 101,1 94,1 123,0 106,2 106,0 
Marz 100,2 111,8 101,1 94,7 123,0 106,3 106,2 
April 100,7 112,4 101,3 95,0 123,3 106,5 106,3 
Mai 100,8 112,7 101,3 95,3 123,9 106,7 106,4 
Juni 100,8 112,9 101,3 95,0 123,8 106,8 106,5 
Juli 100,7 113,2 101,6 94,7 123,4 106,8 106,7 
Aug 101,3 113,5 104,0 95,5 123,8 107,1 107,1 
Sept 101,7 113,6 105,6 95,8 124,1 107,5 107,6 

Veranderung gegenuber dem Jeweiligen Vormonat in% 
1989 Juli + 0,1 + 0,2 -0,5 - 0,9 -0,2 -0,1 + 0,1 

Aug + 0,1 - -0,2 - 0,2 -0,2 -0,1 + 0,1 
Sept + 0,2 + 0,2 + 0,6 + 1,1 - + 0,2 + 0,2 
Okt + 0,5 + 0,4 + 0,4 -0,2 + 0,2 + 0,3 + 0,3 
Nov -0,1 - -0,5 -0,3 + 0,2 + 0,2 + 0,1 
Dez - - + 0,7 + 0,3 + 0,4 + 0,3 + 0,3 

1990 Jan + 0,1 + 0,6 + 0,3 -0,2 + 0,2 + 0,6 + 0,4 
Febr - + 0,4 -0,3 -0,6 + 0,4 + 0,4 + 0,3 
März + 0,1 + 0,2 - + 0,6 - + 0,1 + 0,2 
April + 0,5 + 0,5 + 0,2 + 0,3 + 0,2 + 0,2 + 0,1 
Mai + 0,1 + 0,3 - + 0,3 + 0,5 + 0,2 + 0,1 
Juni - + 0,2 - -0,3 -0,1 + 0,1 + 0,1 
Juli -0,1 + 0,3 + 0,3 -0,3 -0,3 - + 0,2 
Aug + 0,6 + 0,3 + 2,4 + 0,8 + 0,3 + 0,3 + 0,4 
Sept + 0,4 + 0,1 + 1,5 + 0,3 + 0,2 + 0,4 + 0,5 

Veranderung gegenuber dem entsprechenden Voqahresze1traum 1n % 
1985 D + 2,5 + 2,8 + 3,0 + 9,1 + 1,6 + 2,0 + 2,0 
1986 D -2,5 + 2,6 -5,2 -7,4 -0,2 -0,1 -0,1 
1987 D -2,5 + 2,2 + 0,3 -3,7 + 0,4 + 0,2 + 0,2 
1988 D + 1,3 + 2.0 + 0,4 + 0,8 + 0,6 + 1,3 + 1,3 
1989 D + 3,1 + 2,5 + 4,8 + 5,1 + 2,2 + 2,8 + 2,8 

1989 Juli + 3,0 + 2,6 + 4,5 + 4,9 + 2,4 + 2,8 + 2,8 
Aug + 3,0 + 2,5 + 4,2 + 4,6 + 2,4 + 2,8 + 2,8 
Sept + 3,0 + 2,5 + 4,8 + 5,7 + 2,5 + 2,9 + 2,9 
Okt + 3,4 + 2,6 + 5,4 + 5,1 + 2,6 + 3,1 + 3,0 
Nov + 3,1 + 2,5 + 4,7 + 4,2 + 2,5 + 2,9 + 2,8 
Dez + 2,9 + 2,4 + 5,0 + 3,5 + 2,7 + 3,0 + 2,9 

1990 Jan + 1,9 + 2,5 + 3,2 + 1,4 + 2,3 + 2,7 + 2,5 
Febr + 1,7 + 2,6 + 2.5 + 0,6 + 2,3 + 2,7 + 2,5 
Marz + 1,5 + 2,6 + 2,0 + 0,6 + 2,2 + 2,7 + 2,6 
April + 1,5 + 2,6 + 0,3 + 0,1 + 1,9 + 2,3 + 2,2 
Mai + 1,5 + 2,7 + 0,3 + 0,2 + 2,2 + 2,3 + 2,1 
Juni + 1,6 + 2,9 + 0,7 -0,2 + 1,7 + 2,3 + 2,2 
Juli + 1,4 + 3,0 + 1,5 + 0,4 + 1,6 + 2,4 + 2,3 
Aug + 1,9 + 3,3 + 4,1 + 1,5 + 2,1 + 2,8 + 2,6 
Sept + 2,1 + 3,2 + 5,1 + 0,7 + 2,4 + 3,0 + 2,9 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) Fertigerzeugnisse nach 1hrervorw1egenden 
Verwendung, entsprechend der Warengliederung des Index der Bruttoproduktion fur 
lnvest1t1ons- und Verbrauchsguter - 3) Emschl Umsatz-(Mehrwert-)steuer -
4) Kartoffeln, Gemuse, Obst, Sudfruchte, Frischfisch und Blumen 

zeugnissen ( + 7,7 %) zu erwähnen, als Fortsetzung der 
bereits im August beobachteten Preissteigerungen in die-
sem Sektor. Einen besonders großen Indexanstieg hatte 
dabei das Rohbenzin (Naphtan) mit + 12,2 % gegenuber 
dem Vormonat und + 63,6 % 1m Vergleich zum Voriahres-
monat zu verzeichnen. 

Die unsichere Situation am Weltrohölmarkt trieb in der 
ersten Hälfte des September 1990 den Preis für Rohöl über 
die Schwelle von 25 US $ je Barrel, womit Rohöl so teuer 
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Schaubild 1 
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wurde wie schon lange nicht mehr. Die deutschen Erzeu-
gerpreise für Mineralölprodukte erhöhten sich dadurch im 
Jahresvergleich um 16,4 %. 

Der I n d e x d e r G r o ß h a n d e I s v e r k a u f s p r e I s e 
erhöhte sich 1m September gegenüber dem Vormonat nur 
noch um + 0,3 %, nachdem er 1m August noch um 0,8 % 
gestiegen war. Der Gesamtindex wies ohne Mineralöler-
zeugnisse einen Rückgang von 0,3 % auf. Ohne Saisonwa-
ren, die sich um 4,6 % verbilligten, stieg der Index anderer-
seits um 0,6 % 

Die Jahressteigerungsrate des Gesamtindex der Groß-
handelsverkaufspreise betrug 1m September nur + 0,7 %, 
nachdem sie im August noch bei + 1,5 % gelegen hatte. 
Neben den Brenn- und Treibstoffen ( + 15,7 %) trug 1m 
Jahresvergleich u. a. auch der Index der Saisonwaren mit 
+ 14, 1 % zum Anstieg des Gesamtindex bei. Dämpfend 
wirkte der Index für Güter der Ernahrungsw1rtschaft, der 
von einem Stand von 94,9 (1985 = 100) 1m September 
1989 auf 92,6 (September 1990) gefallen war (- 2,4 %). 

Beim Index der EI n z e I h an de I s p r e I s e ergab 
sich 1m September - nach einem Anstieg von Juli auf 
August von + 0,3 % - ein Anstieg gegenüber dem Vor-
monat von nur + 0,2 %. Im Vergleich zum Voqahresmonat 
erhöhte sich der Index 1m September mit + 2,4 % dagegen 
stärker als 1m August ( + 2, 1 %). 

Unter den neun Wirtschaftsgruppen des Einzelhandels hat 
sich der Preisindex für den Einzelhandel mit Kraft- und 
Schmierstoffen an Tankstellen am deutlichsten erhoht, 
und zwar um 4,1 % gegenüber dem Vormonat (August-
index + 5,7 %) und um 9,3 % im Vergleich zum September 
1989 (Indexveränderung im August 1990 gegenüber Au-
gust 1989 + 6,4 %). 

Ein lndexruckgang gegenuber dem Vormonat war mit 
- 0,3 % lediglich beim Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, 
Getränken, Tabakwaren zu verzeichnen, binnen Jahres-
frist stieg dieser Wirtschaftsgruppenindex um + 2,7 %. 

Der P r e I s i n d e x f u r d I e L e b e n s h a I t u n g a 11 e r 
p r I v a t e n Haus h a I t e zog im Vergleich zum Vormo-
nat 1m September mit + 0,4 % stärker an als 1m August 
( + 0,3 %), blieb damit aber noch im Rahmen eines mäßi-
gen Preisanstiegs gegenüber dem Vorjahresmonat 
(+ 3,0%). 

Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung des Ge-
samtindex von August auf September war der Indexan-
stieg bei Heizöl und Kraftstoffen mit + 7,4 % Andererseits 
verb1ll1gten sich die Saisonwaren (einschl. Blumen) um 
4,0%. 

Im Jahresvergleich zogen dagegen die Preise für Saison-
waren (einschl. Blumen) um 7,6 % ( + 10,8 % ohne Blu-
men) an. Heizöl und Kraftstoffe wurden binnen Jahresfrist 
um 16,8 % teurer. In der Gliederung nach Hauptgruppen 
(Verwendungszweck) des Privaten Verbrauchs 1st der In-
dex für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren im Sep-
tember 1990 gegenuber dem Vormonat um 0,3 % gefallen, 
gegenüber September 1989 aber um 2,8 % gestiegen. Bei 
den anderen Hauptgruppen reichen die Jahresverände-
rungsraten von + 1, 1 % (Güter für die persönliche Aus-
stattung, D1enstle1stungen des Beherbergungsgewerbes 
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Schaubild 2 

AUSGEWAHLTE REIHEN AUS DEM PREISINDEX 
FUR DIE LEBENSHALTUNG ALLER PRIVATEN HAUSHALTE 

IM SEPTEMBER 1990 

Veranderung gegenuber dem Vormonat in % 

Gesamtindex 

Nahrungsmittel, Getranke, 
Tabakwaren 

Bekleidung, Schuhe 

Wohnungsmieten, Energie 
{ohne Kraftstoffe) 

Wohnungsmieten 

Energie 
(ohne Kraftstoffe) 

Mobel, Haushaltsgerate 
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die Haushaltsfuhrung 

Guter fur die Gesundheits-
und Korperpflege 

Guter fur Verkehr und 
Nachrichtenubermittlung 

-0,3 

Guter fur Bildung, Unterhaltung, 
Freizeit (ohne Dienstleistungen 
des Gastgewerbes) 
Guter fur die personliche Ausstattung, 
Dienstleistungen des Beherbergungs- ~ O 
gewerbes sowie Guter sonstiger Art 

+ 1,7 
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sowie Güter sonstiger Art) bis + 5,2 % (Energie ohne 
Kraftstoffe). 

Von den für spezielle Haushaltstypen berechneten Indizes 
wiesen im Berichtsmonat sowohl der Preisindex fur 2-Per-
sonen-Haushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern 
mit geringem Einkommen mit einer Monatsrate von 
+ 0,1 % wie auch der Preisindex für die einfache Lebens-
haltung eines Kindes mit - 0, 1 % einen erwähnenswerten 
Unterschied zur Veränderung des Gesamtindex für alle 
privaten Haushalte mit + 0,4 % auf. Im Jahresvergleich 
ergaben sich dagegen nur geringe Unterschiede. 

Im einzelnen wurden folgende Veränderungen der Preisin-
dizes für spezielle Haushaltstypen errechnet: 

Pre1s1ndex fur 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
4-Personen-Haushalte von Beamten und 

Angestellten mit hoherem Einkommen 
4-Personen-Haushalte von Arbeitern und 

Angestellten mit mittlerem Einkommen 
2-Personen-Haushalte von Renten- und 

Soz1alh1lfeempfängern mit geringem 
Einkommen 

Einfache Lebenshaltung eines Kindes 

Veränderungen 
September 1990 

gegenuber 
August September 
1990 1989 

% 

+ 0,4 + 3,0 

+ 0,4 + 2,9 

+ 0,5 + 3,2 

+ 0,1 + 3,1 
-0,1 + 2,8 

Auf den verschiedenen Wirtschaftsstufen sind bei einzel-
nen Gütern bzw. Gütergruppen folgende größere Preisver-
änderungen 1m Vergleich zum Vormonat bzw. Vergleichs-
monat des VorJahres hervorzuheben, fortlaufend geordnet 
nach der Höhe der Veranderungen zum Vormonat: 
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Veranderungen 
September 1990 

gegenüber 
August September 
1990 1989 

% 
Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 

Fluss1ggas + 50,1 + 43,4 
leichtes He1zol + 8,2 + 19,0 
Motorenbenzin + 8,0 + 17,6 
Kakaoerzeugn1sse + 7,2 + 5,3 
Huttenalumm1um + 6,5 -23,0 
Dieselkraftstoff + 5,7 + 10,9 
Olkuchen und Schrote + 4,0 -25,4 
Schweres He1zol + 3,5 + 7,1 
Beutel aus Kunststoff + 3,3 + 2,7 
Bereifungen + 3,3 + 0,9 
Sauerkonserven + 3,2 + 6,8 
Polyathylen + 2,8 1,9 
Elektrolytkupfer + 2,5 -15,2 
Mehrnahrstoffdunger + 2,4 2,3 
Folien aus Kunststoff + 1,8 + 1,3 
Betonstahlmatten 1,3 1,8 
Wurstwaren 1,5 1,8 
Wellpappenpap1er 2,0 -11,0 
Betonstahl 2,8 - 4,9 
Fnsches Schweinefleisch 2,9 - 2,1 
Packpapier aus Altpapier 3,3 -10,6 
Blei 4,2 - 7,3 
Feinzink 4,2 -24,7 
Bitumen 5,1 + 4,2 
E1nnahrstoffdunger 5,3 2,0 
Gewurze 7,7 7,0 

Großhandelsverkaufspre1se 
Frischgemuse + 16,6 + 30,9 
Frische Eier + 12,6 - 3,9 
Birnen + 9,9 + 8,1 
Motorenbenzin + 8,2 + 17,6 
He1zol + 6,8 + 20,0 
Dieselkraftstoff + 5,6 + 12,7 
Orangen + 5,0 + 16,5 
Rohkaffee + 3,8 - 6,7 
Oberbekleidung + 3,4 + 1,5 
Fischere1erzeugn1sse 2,8 + 21,9 
Lebende Schlachtschweine 3,8 -18,3 
Masch1nengußbruch 3,8 - 8,9 
Stahlschrott 6,4 -20,5 
Rohe Haute und Felle . 8,2 -25,5 
Gekühltes Schwe1nefle1sch 8,3 -21,5 
Bananen. -11,0 + 26,9 
Apfel -19,9 + 28,6 

Verbraucherpreise 
Kraftstoffe + 7,6 + 16,1 
leichtes He1zol + 6,8 + 18,5 
Fische und Fischfilets, 

frisch oder tiefgefroren + 1,1 + 7,4 
Personenkraftwagen + 1,0 + 3,8 
Eier + 1,0 + 2,6 
Obstkonserven + 0,8 + 3,3 
Feste Brennstoffe + 0,7 + 1,4 
Brot u a Backwaren aus Brotteig + 0,5 + 3,8 
Untemchtsle1stungen + 0,5 + 2,5 
Schuhe + 0,5 + 2,2 
Friseurleistungen + 0,4 + 3,9 
Reis + 0,4 + 2,1 
Kaffee + 0,1 8,2 
Phonogerate 0,1 3,0 
Butter 0,1 3,2 
Weizenmehl 0,2 + 1,3 
Reifen fur Kraftfahrzeuge 0,3 0,1 
Fnschgemuse 0,8 + 11,3 
Frischobst 8,5 + 17,4 
Kartoffeln 9,2 - 5,9 

Dr. Helmut Liely 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 1990 

der Nachwe1sung E1nhe1t 1987 1988 1989 
Marz April Mai Juni Juli Aug Sept 

Bevölkerung 1) 

Erwerbstät1 g keit 
Erwerbstatige2) ... . . . . . . . . 1 000 27 157p 27 369p 27 741 p 28 083p 28 217p 28 302p 28 387p 28 364p 28 520p 

dar Abhang1ge 1 000 24141 p 24 364p 24 757p 25 344p 
Arbeitsmarkt3) 
Arbe1tslose4) 1 000 2 229 2 242 2038 2013 1 915 1 823 1 808 1 864 1 813p 1 728p 
und zwar 

Manner 1 000 1 207 1 199 1 070 1 054 977 918 906 931 904p 870p 
Jugendliche unter 20 Jahren 1 000 128 106 78 72 64 58 64 72 69p 62p 
Auslander 1 000 262 270 233 216 209 199 194 191 189p 187p 

Arbeitslosenquote % 8,9 8,7 7,9 7,7 7,3 7,0 6,9 7,1 6,9p 6,6p 
Zugang an Arbeitslosen 1 000 311 306 317 290 281 245 272 352 292p 266p 
Offene Stellen 1 000 171 189 251 318 324 335 337 332 324p 320p 
Arbe1tsverm1ttlungen 1 000 166 176 190 217 200 205 190 215 212p 195p 
Kurzarbeiter 1 000 278 208 108 99 65 44 38 30 27p 32p 

Unternehmen und Arbeits-
stätten 
lnsolvenzen . . . . . . . ........... Anzahl 17 589 15 936 14643 1 231 1 151 1 006 1 119 1 070 
Unternehmen Anzahl 12098 10562 9 590 810 765 658 732 696 
dar Verarbeitendes Gewerbe Anzahl 2065 1 817 1 645 161 131 119 112 119 

Baugewerbe Anzahl 2638 2 290 2 058 161 150 129 165 133 
Handel Anzahl 3112 2 610 2 527 210 191 163 181 169 
D1enstle1stungen von Unternehmen 

und Freien Berufen Anzahl 3496 3068 2659 217 235 198 218 211 
Ubrige Geme1nschuldner5) Anzahl 5491 5 374 5053 421 386 348 387 374 
Beantragte Konkursverfahren Anzahl 17 543 15887 14607 1 228 1148 1 001 1 117 1 064 

dar mangels Masse abgelehnt Anzahl 13 743 12 238 11 204 940 887 772 851 808 
Eroffnete Vergleichsverfahren Anzahl 84 57 57 3 3 7 3 6 
Wechselproteste .. . . . .. Anzahl 104944 83434 68909 5 357 5 277 5 530 5 290 5 223 
Wechselsumme Mill DM 990 769 680 64 76 78 78 60 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 
Viehbestand 6) 
Rinder (einschl Kalber) 1 000 14887 14659 14563 14663 
Schweine 1 000 23 670 22589 22165 22040 23723 
Gewerbliche Schlachtungen 
Rinder 1 000 5066 4 766 4615 428 384 409 373 415 480 
Kalber 1 000 710 622 486 41 43 41 39 39 37 
Schweine 1 000 37 942 37 551 35183 3048 2 925 3026 2 853 3156 3264 
Schlachtmenge 1 000 t 4873 4800 4609 416 390 406 378 417 442 
dar Rinder 1 000 t 1 561 1 500 1 486 142 126 134 123 135 150 

Kalber 1 000 t 87 79 62 5 5 5 5 5 5 
Schweine 1 000 t 3205 3201 3040 268 257 265 249 276 286 

Geflugel 
Eingelegte Brute1er7) 1 000 427 340 425880 431 763 38 754 39 500 39990 33 383 39 909 40395 
Geschlachtetes Geflugel B) t 355 355 374455 385 563 35113 32015 35 524 32 958 35 856 34 776 
Hochsee- und Kllstenf1scherei 
Fangmenge 1 000 t 160 142 166 8 11 9 9 11 

Produzierendes Gewerbe 
Index der Nettoproduktion 9) 1 O) 1985=100 102,6 106,3 111,7 123,0 113,4 116,1 116,3 112,8 108,5 
Elektrizitats- und Gasversorgung 
Index der Nettoprodukt1on 9) 1 O) . 1985=100 103,0 105,2 108,6 119,5 108,0 100,0 94,8 92,8 93,5 
Elektnz1tatserzeug u ng Mill kWh 418 262 431 171 440 893 40261 
Inlandsversorgung mit Elektrizitat Mill kWh 393 829 400 368 408 314 37 022 
Gaserzeugung Mill kWh 326 929 321 996 321444 29829 26 908 23 546 23378 22 741 
Inlandsversorgung mit Gas Mill kWh 669 507 656 969 685 069 65 244 54978 43 585 41 881 
Bergbau und Verarbeitendes 
Gewerbe 
Beschafl1gte11) 1 000 7055 7 038 7 213 7 341 7 337 7 357 7 384 744,3 749,2 

Tat1ge Inhaber und Angestellte12) 1 000 2252 2271 2 328 2 369 2 369 2 374 2 377 2 381 2403 
Arbe1ter13) 1 000 4802 4 767 4885 4972 4968 4983 5007 5061 5089 
Bergbau 1 000 203 194 183 176 174 174 173 172 174 
Verarbeitendes Gewerbe 1 000 6851 6844 7 030 7165 7 163 7183 7 211 7 271 7 318 

Grundstoff- und Produkt1onsguter-
gewerbe 1 000 1 344 1 337 1 350 1 357 1 358 1 360 1 364 1 373 1 380 

lnvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe 1 000 3 758 3 758 3878 3971 3 969 3980 3 995 4028 4050 

Verbrauchsguter produzierendes 
Gewerbe 1 000 1 306 1 308 1 348 1 378 1 377 1 379 1 382 1 388 1 396 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 1 000 442 441 455 459 459 463 469 482 492 
Geleistete Arbeiterstunden 11) Mill Std 7 779 7 730 7 860 708 650 686 645 642 644 
Bruttolohnsumme 11) Mill DM 180 377 185 225 196 319 15 948 16048 17 774 18186 18221 17 909 
Bruttogehaltsumme 11) Mill DM 135 654 142076 150 308 12 719 12 551 13895 14465 13218 12 790 
Kohleverbrauch 11) 14) 1 000 t 36985 38053 37 321 10384 10657 
Heizolverbrauch 11) 1 000 t 13065 12400 11 210 3181 2 552 
Gasverbrauch 11) 15) Mill m3 28663 27 699 29 330 7 996 6887 
Stromverbrauch 11) Mill kWh 179 746 187 154 192 533 16830 15 886 16429 16061 15 864 16077 

1) Angaben uber d,e Bevolkerung sind 1n einer gesonderten Tabelle auf S 392" darges1ell1 - 2) Jahrliche und monatl,che Erwerbs1a11genberechnungen (Durchschnittsberechnungen, !ur Abhang1ge nur 
Jahres- und Quartalsdurchschnitt) - Methodische Erlauterungen hierzu 1n „Erwerbstat1ge 1970 bis 1989" W1Sta 4/1990 und „Grundzuge der Schatzung monatlicher Erwerbstat1genzahlen", W1Sta 8/1986 
- Rev1d10r1e Ergebnisse auf der Basis der Volks· und Arbe1tsstattenzahlung 1987 - 3) Angaben nach den Unterlagen der Arbeitsamter - 4) S10he auch „Empfanger von Arbeitslosengeld/-h1lfe" 1m 
Abschnitt „Sozialleistungen" - 5) Organisationen ohne Erwerbszweck, priva1e Haushalte und Nachlasse - 6) 1987 bis 1989 V,ehzahlung 1m Dezember - 7) In Brutereien mit ernem Fassungsvermogen 
der Bru1anlagen von 1 000 E,ern und mehr - 8) In Gellugelschlachtere1en mit einer Schlachtkapazitat von mrnd 2 000 Tieren 1m Monat - 9) Arbe1tstaglich bereinigt - 10) Fachliche 
Unternehmensteile - 11) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschaft1gten und mehr einschl Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektriz1tats-, Gas-, Fernwarme- und 
Wasserversorgung - Kombinierte Betriebe werden dem1emgen Wirtschaftszweig zugerechnet, m dem der Schwerpunkt des Betriebes. gemessen an der Beschaft1gungszahL liegt Naheres siehe auch 
Fachserie 4, Reihe 4 1 1 - 12) Emschl Mithelfende Fam1l1enangehorige sowie Auszubildendem kaufmann1schen und 1n den ubr1gen n1chtgewerbl1chen Ausbildungsberufen - 13) Emschl Auszubildende 
1n gewerblichen Ausbildungsberufen - 14) Heizwert Hu ~ 29.3076 G1ga1oule/t ~ 8,1410 kWh/m3 - 15) Brennwert H0 ~ 35 169 kJ/m3 ~ 9,7692 kWh/m3 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

VorJahr Voqahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1987 1988 1989 Juni 90 Jul, 90 Aug 

der Nachwe,sung 
90 Sept 90 Juni 90 Juli 90 Aug. 90 Sept 90 

gegenuber gegenuber gegenuber 

1986 1987 1988 Juni 89 Juli 89 Aug. 89 Sept 89 Ma, 90 Juni 90 Jul, 90 Aug. 90 

Bevölkerung 1) 

Erwerbstätigkeit 
Erwerbstatige 2) ....... . . . . . + 0,7 p + 0,8p + 1 ,4p + 2,3p + 2,5p + 2,6p + 0,3p - O,lp + 0,5p 

dar Abhang,ge + 1,0p + 0,9p + 1,6 p 
Arbeitsmarkt3) 
Arbe,tslose4) + 0,0 + 0,6 - 9,1 - 5,6 - 5,5 - 6,6p - 8,1 p - 0,8 + 3,1 - 2,7 p - 4,7p 
und zwar. 

Manner + 0,6 - 0,7 - 10,8 - 8,0 - 7,6 - 8,1 p - 8,5p - 1,3 + 2,7 - 2,8p - 3,8p 
Jugendliche unter 20 Jahren - 11,3 - 17,6 - 26,1 - 10,4 - 14,3 - 16,5p - 17,6p + 11,8 + 11,2 - 4,2p - 9,9p 
Auslander + 5,7 + 2,8 - 13,7 - 11,9 - 11,3 - 10,7p - 10,6p - 2,8 - 1,2 - 1,1 p - 0,8p 

Arbeitslosenquote X X X X X X X X X X X 
Zugang an Arbeitslosen + 2,5 - 1,6 + 3,8 - 2.8 + 2,9 - 3,1 p - 12,3p + 10,9 + 29,3 - 17,0p - 8,8p 

Offene Stellen + 10,9 + 10,5 + 33,3 + 31,3 + 29,9 + 23,4p + 10,5p + 0,7 - 1,5 - 2,3p - 1,4p 

Arbe1tsverm1ttlungen + 1.6 + 5,9 + 7,9 - 5,9 + 10,5 + 4,4p - 3,1 p - 7,3 + 13,2 - 1,7 p - 8,0p 
Kurzarbeiter + 40,8 - 25,3 - 48,1 - 72,6 - 7,5 - 67,0p - 30,4p - 13,9 - 21,1 - 12,0p + 21,5p 

Unternehmen und Arbeits-
stätten 
lnsolvenzen . . . . . . . . . ....... - 6,7 - 9,4 - 8,1 - 1,1 - 14,7 + 11,2 - 4,4 
Unternehmen - 10.4 - 12,7 - 9,2 - 1.1 - 14,6 + 11,2 - 4,9 
dar Verarbe1te~des Gewerbe - 3,9 - 12,0 - 9,5 - 8,2 - 3,3 - 5,9 + 6,3 

Baugewerbe - 12,3 - 13,2 - 10,1 - 0,6 - 27,7 .. + 27,9 - 19,4 
Handel - 12.3 - 16,1 - 3,2 - 7,7 - 24,9 .. + 11,0 - 6,6 
D1enstle1stungenvon Unternehmen 

und Freien Berufen - 11,4 - 12,2 - 13,3 - 5,8 - 6,2 + 10,1 - 3,2 
Ubnge Gemeinschuldner5) + 2,8 - 2,1 - 6,0 - 1,3 - 14,8 + 11,2 - 3,4 
Beantragte Konkursverfahren . - 6,7 - 9,4 - 8,1 - 1,0 - 14,7 + 11,6 - 4,7 .. 

dar mangels Masse abielehnt - 6,5 - 11,0 - 8,4 - 1,0 - 18,3 + 10,0 - 5,1 .. 
Eroffnete Vergle,chsverfa ren . + 2,4 - 32,1 ± 0,0 - 25,0 - 25,0 .. - 57,1 +100,0 
Wechselproteste . . . . . ....... - 19,1 - 20,5 - 17,4p - 8,5 - 8,8 .. - 4,3 - 1,3 . . 
Wechselsumme - 16,4 - 22,3 - 11,6p + 47,2 + 20,0 .. .. ± 0,0 - 23,1 p . . 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 
Viehbestand 6) 
Rinder (einschl Kalber) - 2,7 - 1,5 - 0,7 - 1,1 + 0,7c) 
Schweine - 3,4 - 4,6 - 1,9 - 0,2 + 3, 1 C) 
Gewerbliche Schlachtungen 
Rinder - 0,9 - 5,9 - 3,2 + 5.4 + 23.4 + 13,4 .. - 8,9 + 11.3 + 15,7 .. 
Kalber + 3,3 - 12,3 - 22,0 - 12,1 + 0,9 - 3,6 - 5,2 - 1,0 - 4,1 
Schweine .. + 0,4 - 1,0 - 6,3 - 3,3 + 10,8 + 12,6 - 5,7 + 10,6 + 3,4 
Schlachtmenge + 0,6 - 1,5 - 4,0 + 1,1 + 16,8 + 13,5 - 6,8 + 10,3 + 6,0 
dar Rinder .. - 1,1 - 3,9 - 1.0 + 7,9 + 24,3 + 9,6 - 8,3 + 9,5 + 10,9 

Kalber + 5,5 - 9,3 - 21,3 - 12,1 - 0,8 - 5,1 - 3,2 - 1.8 - 4,5 
Schweine + 1.2 - 0,1 - 5,0 - 1,7 + 13,8 + 15,9 - 6,1 + 11,0 + 3,7 

Geflugel 
Eingelegte Brute1er7) + 4,2 - 0,3 + 1,4 - 6,5 + 6,0 + 0,9 - 16,5 + 19,6 + 1,2 
Geschlachtetes Geflugel B) + 7,4 + 5,4 + 3,0 - 1,3 + 17,1 + 6,0 .. - 7,2 + 8,8 - 3,0 
Hochsee- und Kustenfischerei 
Fangmenge - 1,0 - 10,9 + 17,1 + 94,0 - 17,5 - 2,9 + 17,6 

Produzierendes Gewerbe 
Index der Nettoprodukt1on 9) 10) + 0,3 + 3,6 + 5,1 + 2,1 + 5,7 + 5,8 + 0,2 - 3,0 - 3,8 
Elektrizitäts- und Gasversorgung 
Index der Nettoprodukt1on 9) 10) . + 3,8 + 2,1 + 3,2 + 0,6 + 1,0 + 1.1 - 5,2 - 2.1 + 0,8 
Elektnz1tatserzeugun9 . + 2,4 + 3,1 + 2,3 
Inlandsversorgung m,t Elektnzitat + 2.0 + 1,7 + 2.0 .. 
Gaserzeugung . + 4,2 - 1,5 - 0,2 - 5,1 .. - 0,7 .. 
Inlandsversorgung mit Gas + 8,1 - 1,9 + 4,3 - 10,3 - 3,9 
Bergbau und Verarbeitendes 
Gewerbe 
Beschaft,gte 11) - 0,1 - 0,2 + 2,5 + 2,7 + 2,7 + 2,7 + 0,4 + 0,8 + 0,7 .. 

Tat,ge Inhaber und Angestellte12) + 1,5 + 0,8 + 2,5 + 2,6 + 2,5 + 2.6 + 0,2 + 0,2 + 0,9 
Arbe1ter13) - 0,9 - 0,7 + 2,5 + 2,8 + 2.8 + 2,8 + 0,5 + 1,1 + 0,5 
Bergbau . . - 3,0 - 4,8 - 5,4 - 5,5 - 5,7 - 5,6 - 0,5 - 0,5 + 0,9 
Verarbeitendes Gewerbe - - 0,1 + 2,7 + 2,9 + 3,0 + 2,9 + 0,4 + 0,8 + 0,7 

Grundstoff- und Produkt,onsguter-
gewerbe .. - 1,5 - 0,5 + 0,9 + 1,2 + 1,1 + 1,1 .. + 0,3 + 0,6 + 0,6 

lnvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe + 0,7 ± 0,0 + 3,2 + 3,4 + 3,4 + 3,3 + 0,4 + 0,8 + 0,5 

Verbrauchsguter produzierendes 
Gewerbe . . . - 0,6 + 0,1 + 3,0 + 2,8 + 2,8 + 2.8 + 0,2 + 0,4 + 0,6 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe ± 0,0 - 0,2 + 3,0 + 3,9 + 4,9 + 5,8 + 1,3 + 2,6 + 2,0 
Geleistete Arbe1terstunden11) - 2,3 - 0,6 + 1,7 - 6,3 + 4,6 + 2,7 - 5,9 - 0,5 + 0,2 
Bruttolohnsumme 11) + 1,9 + 2,7 + 6,0 + 7,3 + 9,1 + 7,8 + 2,3 - 0,2 - 1,7 
Bruttogehaltsumme 11) + 5,4 + 4,7 + 5,8 + 8,4 + 7,5 + 7,6 + 4,1 - 8,6 - 3,2 .. 
Kohleverbrauch11) 14) - 0,2 + 2,9 - 1,9 - 1.9a + 2,6b 
He,zolverbrauch - 3,1 - 5,1 - 9,6 + 2.9a - 20,3b 
Gasverbrauch 11) 15) + 7,8 - 3,4 + 5,9 - 3,9a - 13,9b 
Stromverbrauch 11) + 0,6 + 4,1 + 2,9 - 1.2 + 0,9 + 1,5 - 2,2 - 1,2 + 1,3 

1) Angaben uber d10 Bevolkerung s,nd ,n e1ner gesonderten Tabelle auf S 392• dargestellt - 2) Jahrhche und monatliche Erwerbstat,genberechnungen (Durchschnittsberechnungen, !ur Abhang1ge 
nur Jahres- und Quartalsdurchschnitt bzw Veranderung gegenuber Voriahresquartal oder Vorquartal) - Method,sche Erlauterungen hierzu ,n W1Sta 4/1990 und W1Sta 8/1986 - Rev1d1erte 
Ergebn,sse auf der Bas,s der Volks- und Arbe1tsstattenzahlung 1987 - 3) Angaben nach den Unterlagen der Arbeitsamter - 4) Siehe auch „Empfanger von Arbeitslosengeld/-h11fe" ,m Abschnitt 
„Sozialleistungen" - 5) Organisationen ohne Erwerbszweck, private Haushalte und Nachlasse - 6) 1986 b,s 1989 Viehzahlung 1m Dezember - 7) In Brutereien mit e1nem Fassungsvermogen der 
Brutanlagen von 1 000 E10rn und mehr - 8) In Geflugelschlachtereien m,t emer Schlachtkapazitat von m1nd 2 000 T10ren 1m Monat - 9) Arbeitstaglich bere1n1gt - 10) Fachliche 
Unternehmensteile - 11) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschaft1gten und mehr einschl Handwerk. ohne Baugewerbe sow10 ohne Elektnz1tats-. Gas, Fernwarme- und 
Wasserversorgung - Kombinierte Betriebe werden dem1emgen W1rtschaftszwe1g zugerechnet, m dem der Schwerpunkt des Betriebes, gemessen an der Beschaft1gtenzahl. hegt Naheres siehe auch 
Fachserie 4, Reihe 4 1 1 - 12) E1nschl Mithelfende Fam1l10nangehorige sow10 Auszubildende ,n kaufmanmschen und m den ubngen nichtgewerbllchen Ausbildungsberufen - 13) Einschl 
Auszubildende m gewerblichen Ausbildungsberufen - 14) Heizwert Hu = 29,3076 G1gaJoule/t = 8.410 kWh/m3 - 15) Brennwert H0 = 35 169 kJ/m3 = 9.7692 kWh/m3 
a) 2 VJ 1990 gegenuber 2 V1 1989 - b) 2 V1 1990 gegenuber 1 V1 1990 - c) Gegenuber Vorzahlung 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 
1990 

E1nhe1t 1987 1988 1989 der Nachwe1sung Febr Marz April Mai Juni Juli Aug 

Index des Auftragseingangs fur 1) 
das Verarbeitende Gewerbe 1985=100 100,4 110,2 122,4 124,9 140,5 122,5 129,3 123,5 125,3 127,0 
Grundstoff- und Produkt1onsguter-

gewerbe 1985=100 93,8 103,4 110,3 107,9 121,1 108,8 113,3 109,5 107,2 105,9 
lnvest1t1onsguter produzierendes 

Gewerbe 1985=100 102,4 113,0 128,7 131,3 146,4 128,9 138,0 132,3 136,7 136,1 
Verbrauchsguter produzierendes 

Gewerbe 1985=100 105,4 112,8 122,5 133,3 154,3 125,1 128,6 118,9 119,4 133,6 

Index der Nettoproduktion 2) 3) 
Bergbau 1985=100 91,6 87,4 85,9 82,5 91,5 82,8 83,6 80,8 80,1 83,8 
Verarbeitendes Gewerbe 1985=100 102,6 106,8 112,4 111,3 124,3 114,0 117,3 118,2 113,9 109,3 

Grundstoff- und Produkt1onsguter-
gewerbe 1985=100 99,3 105,6 108,9 105,3 116,8 109,9 112,5 110,3 110,6 108,2 

lnvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe 1985=100 104,8 108,4 116,2 116,5 130,6 118,4 121,7 124,6 115,9 106,2 

Verbrauchsguter produzierendes 
Gewerbe 1985=100 103,2 106,2 110,5 112,7 125,8 113,8 114,6 114,0 109,0 109,2 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 1985=100 100,3 102,3 105,4 99,6 111,6 103,8 111,5 114,1 119,8 127,7 

Index der Bruttoproduktion 2) fur 
lnvest1t1onsguter 1985=100 100,4 104,6 111,9 107,1 124,6 111,2 114,6 120,4 111,4 104,0 
Verbrauchsguter 1985=100 106,6 107,5 111,4 116,8 128,1 114,3 117,5 116,3 105,7 102,4 

Index der Arbe1tsprodukt1v1tat 
Produkt1onsergebms Je Beschafttgten 1985=100 100,9 105,2 109,3 106,0 117,9 108,2 111,0 111,2 106,7 102,2 
Produktionsergebnis Je Arbeiter 1985=100 101,9 106,7 111,1 107,9 120,1 110,3 113,0 113,2 108,2 103,8 

Produktion ausgewahlter Erzeugnisse 
Steinkohle (Forderung) 1000 t 76300 73304 71 428 5 733 6 510 5 623 6139 5 517 6123 6 289 
Braunkohle, roh (Forderung) 1000 t 108 799 108 563 109811 8076 8879 8 881 9088 8944 9002 8 748 
Erdol, roh 1000 t 3800 3937 3 772 278 304 300 309 303 312 308 
Zement (ohne Zementklinker) 1000 t 25235 26347 28494 1 878 2562 2653 2892 2721 2871 r 2800 
Roheisen fur die Stahlerzeugung 1000 t 27 333 31114 31360 2376 2607 2369 2459 2 301 2378 2339 
Stahlrohblocke und -brammen 1000 t 35 919 40668 40700 3128 3463 3123 3307 3016 3136 3109 
Walzstahl (ohne vorgewalztes 

Stahlhalbzeug) 1000 t 27 437 30385 31 697 2422 2805 2446 2659 2484 2371 2479 
Synthetische Sp1nnfasern, synthetische 

F1lamentgarne 1000 t 985 996 1 018 65 72 72 72 75 62 55 
Motorenbenzin 1000 t 18 598 19662 20068 1 661 1 687 1 704 1 704 1 825 1 873 1 826 
He1zol 1000 t 31 757 34332 29370 2 624 2483 2 539 2 519 2680 2884 2 718 
Schnittholz 1000 m3 9494 10133 11197 854 1 037 996 1 091 1 052 1 049 958 
Personenkraftwagen 1000 St 4008 3978 4113 368 409 341 377 340 271 270 
Fe rnse hem pfa ng sg erate 1000 St 3488 3 706 3253 283 313 244 274 272 265 166 
Gerate und Einrichtungen fur die ADV4) Mill DM 16535 17016 16350 1192 1 468 1 244 1 269 1 417r 1 212 1410 
Baumwollgarn t 223448 190 323 187 521 15940 17 804 15129 16626 15422 12423 11 304 
Fleischwaren t ~ 040742 n 034413 1 061 233 84573 92 219 89559 99 6231 94275 103 028 113282 
Zigaretten Mill St 158931 159 427 160025 12842 15449 11452 140871 15182 15627 17 153 

Gesamtumsatz 5) 6) Mrd DM 1 476,9 1 561,7 1 704,3 139,2 157,6 142,5 153,5 148,7 146,0 144,6 
Bergbau Mill DM 31 740 31922 28508 2326 2479 2163 2244 2 171 2054 2145 
Verarbeitendes Gewerbe Mrd DM 1 445,1 1 529,7 1 675,7 136,9 155,1 140,3 151,3 146,5 143,9 142,4 

Grundstoff- und Produkt1onsguter-
gewerbe Mill DM 394482 421 825 466065 37 502 41801 38175 40585 39039 38459 39234 

/nvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe Mill DM 673 636 713480 784 297 64344 74315 66089 72 734 71 024 67266 63609 

Verbrauchsguter produzierendes 
Gewerbe Mill DM 205 017 217 204 236101 20354 23206 19939 20819 20001 20592 21 001 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe Mill DM 171 990 177 235 189 280 14673 15 770 16123 17148 16458 17 618 18565 
dar Auslandsumsatz 7) Mill DM 438 526 474 750 525 188 43226 49755 43456 46972 44665 41 879 39386 

Bauhauptgewerbe 
Beschaft1gte 8) 1000 985 996 999 971 995 1 009 1 017 1 023 1 031 1 041 
dar Angestellte 8) 1000 143 148 150 152 152 153 154 155 155 156 

Arbe1ter8) 1 000 792 796 797 768 793 806 814 819 826 835 
Geleistete Arbeitsstunden 8) Mill Std 1 236,6 1 290,5 1 313,1 87,7 114,5 110,3 124,9 114,2 119,5 115,0 

1m Hochbau 8) Mill Std 817,0 860,7 879,6 62,1 78,0 74,2 83,2 76,4 80,0 76,1 
dar Wohnungsbau 8) 1 OOOStd 433 769 458 890 468105 33101 43101 41 608 46807 42832 44000 41 197 

Gewerblicher Hochbau 8) 1 OOOStd 252 926 271 252 284661 20840 24814 22862 25 500 23455 25160 24542 
Offentl1cher Hochbau 8) 1 OOOStd 119419 119728 116 504 7 590 9353 8811 9831 8971 9672 9197 

1m Tiefbau 8) 1 OOOStd 419 595 429826 433421 25675 36480 36143 41 656 37 767 39534 38922 
Straßenbau 8) 1 OOOStd 131 707 133 944 137174 6984 10760 11379 13483 12101 12828 12 560 
Gewerblicher Tiefbau 8) 1 OOOStd 97102 103 719 106419 7179 9468 8834 9957 9128 9 620 9 750 
Sonstiger offentlicher Tiefbau 8) 1 OOOStd 190 786 192163 189 828 11 512 16 252 15930 18216 16538 17086 16612 

Bruttolohnsumme 8) Mill DM 27 577 29466 31 069 2056 2469 2644 2981 2 790 2966 3033 
Bruttogehaltsumme 8) Mill OM 6937 7 372 7 717 617 632 657 680 724 711 700 

Index des Auftragseingangs 1985=100 106,2 116,0 132,2 127,2 177,9 152,4 154,1 178,Sr 155,4 155,0 
Index des Auftragsbestands 1985=100 106,5 109,3 119,3 133,5 144,5 
Produktionsindex 2) 9) 1985=100 105,7 110,6 118,2 96,8 124,2 125,9 133,2 129,6 134,8 126,0 

Gesamtumsatz 8) Mill DM 108091 117 821 126 772 7 757 9805 10227 11 874 12098 12888 12562 
dar Baugewerblicher Umsatz8) Mill DM 106094 115 723 124531 7 622 9614 10027 11 664 11 869 12652 12332 

Handwerk 
Beschaltigte 1000 3 631,3 3 632,3 3667,5 3 691,0 3 726,0 
Gesamtumsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill DM 352 067 370313 394840 91 960 107 425 

1) 1989 endgult1ges Ergebnis unter Berucks1cht1gung nachtragl1ch eingegangener Berichtigungen der Berechnungsunterlagen - 2) Arbe1tstagl1ch bereinigt - 3) Fachliche Unternehmensteile - 4) 
Einschl Zubehor. Einzel- und Ersatzteile - 5) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschaft1gten und mehr einschl Handwerk. ohne Baugewerbe sowie ohne Elektr121tats-, Gas-, Fernwarme-
und Wasserversorgung - Kombinierte Betriebe werden dem1en1gen W1rtschaftszwe1g zugerechnet. m dem der Schwerpunkt des Betriebes, gemessen an der Beschaft1gtenzahl, liegt Naheres siehe auch 
Fachser,e 4, Reihe 4 1 1 - 6) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 7) Umsatz mit Abnehmern 1m Ausland und - sowe,t einwandfrei erkennbar - Umsatz mit deutschen Exporteuren - 8) Ab 1988 sind d,e 
Ergebn,sse der Arbeitsstattenzahlung 1987 berucks,cht1gt - 9) Unternehmen 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

Voriahr Voriahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1987 1988 1989 Mai 90 Jun, 90 Jul, 90 

der Nachwe1sung 
Aug 90 Ma, 90 Jun, 90 Jul, 90 Aug 90 

gegenuber gegenuber gegenuber 

1986 1987 1988 Mai 89 Jun, 89 Jul, 89 Aug 89 April 90 Ma, 90 Jun, 90 Jul, 90 

Index des Auftragseingangs fur 1) 
das Verarbeitende Gewerbe + 0,2 + 9,8 + 11,1 + 12,6 - 5,3 + 9,9 + 11,7 + 5,6 - 4,5 + 1,5 + 1,4 
Grundstoff- und Produkt1onsguter-

gewerbe - 0,8 + 10,2 + 6,7 + 4,3 - 10,4 + 1,5 + 1,9 + 4,1 - 3,4 - 2,1 - 1,2 
lnvest1t1onsguter produzierendes 

Gewerbe + 0,2 + 10,4 + 13,9 + 16,1 - 3,9 + 12,4 + 15,9 + 7,1 - 4,1 + 3,3 - 0,4 
Verbrauchsguter produzierendes 

Gewerbe + 2,2 + 7,0 + 8,6 + 14,7 - 1,6 + 15,3 + 12,6 + 2,8 - 7,5 + 0,4 + 11,9 

Index der Nettoprodukt,on 2) 3) 
Bergbau - 4,5 - 4,6 - 1,7 + 4,9 + 1,3 - 5,0 + 2,9 + 1,0 - 3,3 - 0,9 + 4,6 
Verarbeitendes Gewerbe + 0,2 + 4,1 + 5,2 + 10,7 + 2,5 + 6,3 + 6,6 + 2,9 + 0,8 - 3,6 - 4,0 

Grundstoff- und Produkt1onsguter-
gewerbe - 0,1 + 6,3 + 3,1 + 5,0 - 1,3 + 2,1 + 1,2 + 2,4 - 2,0 + 0,3 - 2,2 

lnvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe + 0,4 + 3,4 + 7,2 + 12,6 + 3,0 + 6,1 + 6,4 + 2,8 + 2,4 - 7,0 - 8,4 

Verbrauchsguter produzierendes 
Gewerbe + 1,0 + 2,9 + 4,0 + 12,4 + 2,0 + 7,8 + 8,1 + 0,7 - 0,5 - 4,4 + 0,2 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe - 1,2 + 2,0 + 3,0 + 13,0 + 12,4 + 16,1 + 20,6 + 7,4 + 2,3 + 5,0 + 6,6 

Index der Bruttoproduktion 2) fur 
lnvest1t1onsguter - 1,5 + 4,2 + 7,0 + 12,8 + 5,2 + 6,5 + 9,1 + 3,1 + 5, 1 - 7,5 - 6,6 
Verbrauchsguter + 1,5 + 0,8 + 3,6 + 12,1 - 0,5 + 8,0 + 8,6 + 2,8 - 1,0 - 9,1 - 3,1 

Index der Arbe1tsprodukt1v1tat 
Produkt1onsergebn1s Je Beschaft1gten + 0,2 + 4,3 + 3,9 + 6,8 - 0,9 + 2,5 + 3,0 + 2,6 + 0,2 - 4,0 - 4,2 
Produkt1onsergebn1s Je Arbeiter + 1,1 + 4,7 + 2,1 + 7,0 - 0,6 + 2,5 + 3,1 + 2,4 + 0,2 - 4,4 - 4,1 

Produktion ausgewahlter Erzeugnisse 
Steinkohle (Forderung) - 5,6 - 3,9 - 2,6 + 16,5 - 1,7 + 2,7 + 7,1 + 9,2 - 10,1 + 11,0 + 2,7 
Braunkohle, roh (Forderung) - 4,8 - 0,2 + 1,2 - 5,2 - 3,9 + 1,2 - 1,2 + 2,3 - 1,6 + 0,6 - 2,8 
Erdol, roh - 5,4 + 3,6 - 4,2 - 3,4 - 1,9 - 1,0 - 3,5 + 3,0 - 1,9 + 3,0 - 1,3 
Zement (ohne Zementklinker) - 5,5 + 4,4 + 8,2 + 18,0 - 6,6 + 5,6r + 10,9 + 9,0 - 5,1 + 4,4r - 2,5 
Roheisen fur die Stahlerzeugung - 1,0 + 13,8 + 0,8 - 1,7 - 10,9 - 13,0 - 13,0 + 3,8 - 6,4 + 3,4 - 1,6 
Stahlrohblocke und -brammen - 2,2 + 13,2 ± 0,0 + 1,0 - 11,6 - 10,0 - 11,6 + 5,9 - 8,8 + 4,0 - 0,9 
Walzstahl (ohne vorgewalztes 

Stahlhalbzeug) - 0,4 + 10,7 + 4,3 + 5,0 - 14,5 - 6,7 - 12,6 + 8,7 - 6,6 - 4,6 + 4,6 
Synthetische Sp1nnfasern, synthetische 

F1lamentgarne + 3,5 + 1,1 - 2,2 - 5,8 + 10,4 - 13,7 - 2,1 + 1,3 + 4,7 - 17,6 - 11,3 
Motorenbenzin - 3,1 + 5,7 + 2,1 + 0,9 + 5,1 + 9,0 + 2,1 0,0 + 7,1 + 2,6 - 2,5 
He1zol - 7,2 + 8,1 - 14,5 + 11,2 + 30,1 + 21,5 - 6,0 - 0,8 + 6,4 + 7,6 - 5,8 
Schnittholz - 1,6 + 6,7 + 10,5 + 16,6 - 3,0 + 4,4r + 3,8 + 9,5 - 3,6 - 0,3r - 8,7 
Personenkraftwagen + 1,4 - 0,8 + 3,4 + 15,6 - 12,8 - 0,4 + 8,4 + 10,6 - 9,8 - 20,1 - 0,4 
Fernsehern pfangsgerate - 10,7 + 6,3 - 12,2 + 40,5 - 5,6 + 79,6 - 35,4 + 12,3 - 0,7 - 2,6 - 37,4 
Gerate und E1nr1chtungen 

fur die ADV 4) - 0,3 + 2,9 - 3,9 + 2,9 0,0 + 11,0 + 7,8 + 2,0 + 17,7 - 14,5 + 16,3 
Baumwollgarn + 10,6 - 14,8 - 1,5 + 15,4 - 17,2 + 5,8 - 2,6 + 9,9 - 7,2 - 19,4 - 9,0 
Fleischwaren + 4,3 + 0,2 + 2,3 + 6,1 + 3,6 + 22,9 + 13,7 + 9,5 - 5,4 + 9,3 + 10,0 
Zigaretten - 4,6 + 0,3 + 0,4 - 15,9 + 9,5 + 12,6 + 13,0 + 11,9 + 7,8 + 2,9 + 9,8 

Gesamtumsatz 5) 6) + 0,6 + 5,7 + 9,1 + 14,2 - 2,5 + 10,3 + 8,9 + 7,7 - 3,2 - 1,8 - 1,0 
Bergbau - 4,4 + 0,6 - 10,7 + 2,4 - 7,2 - 11,2 + 2,3 + 3,7 - 3,2 - 5,4 + 4,4 
Verarbeitendes Gewerbe + 0,7 + 5,9 + 9,5 + 14,4 - 2,4 + 10,6 + 9,0 + 7,8 - 3,1 - 1,8 - 1,1 

Grundstoff- und Produkt,onsguter-
gewerbe - 3,1 + 6,9 + 10,5 + 5,1 - 7,8 + 4,0 + 2,4 + 6,3 - 3,8 - 1,5 + 2,0 

lnvest1t1onsguter produzierendes 
Gewerbe + 3,4 + 5,9 + 9,9 + 21,4 - 0,7 + 12,0 + 11,3 + 10,1 - 2,4 - 5,3 - 5,4 

Verbrauchsguter produzierendes 
Gewerbe + 2,3 + 5,9 + 8,7 + 18,9 - 1,6 + 15,1 + 10,4 + 4,4 - 3,9 + 3,0 + 2,0 

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe - 2,3 + 3,0 + 6,8 + 6,3 + 3,4 + 16,2 + 15,2 + 6,4 - 4,0 + 7,0 + 5,4 
dar Auslandsumsatz 7) + 0,5 + 8,3 + 10,6 + 12,6 - 7,3 + 2,9 - 0,5 + 8,1 - 4,9 - 6,2 - 6,0 

Bauhauptgewerbe 
Beschaftigte 8) - 1,8 + 1,2 + 0,3 + 1,4 + 1,4 + 1,6 + 1,6 + 0,8 + 0,6 + 0,7 + 1,0 
dar Angestellte 8) - 0,6 + 3,4 + 1,5 + 3,2 + 3,4 + 3,8 + 3,8 + 0,5 + 0,4 + 0,2 + 1,0 

Arbe1ter8) - 2,0 + 0,5 + 0,1 + 1,6 + 1,5 + 1,7 + 1,7 + 1,0 + 0,7 + 0,9 + 1,1 
Gele1Stete Arbeitsstunden 8) - 3,3 + 4,4 + 1,7 + 13,1 - 11,5 + 6,9 - 2,6 + 13,2 - 8,6 + 4,7 - 3,8 

1m Hochbau 8) - 3,3 + 5,3 + 2,2 + 13,2 - 10,5 + 8,1 - 2,0 + 12,2 - 8,2 + 4,7 - 4,9 
dar Wohnungsbau 8) - 6,1 + 5,8 + 2,0 + 15,5 - 7,6 + 13,4 + 1,1 + 12,5 - 8,5 + 2,7 - 6,4 

Gewerblicher Hochbau 8) + 1,5 + 7,2 + 4,9 + 12,1 - 12,9 + 2,9 - 4,6 + 11,5 - 8,0 + 7,3 - 2,5 
Offentl1cher Hochbau 8) - 1,9 + 0,3 - 2,7 + 5,4 - 17,8 - 0,6 - 9,3 + 11,6 - 8,7 + 7,8 - 4,9 

,m Tiefbau 8) - 3,3 + 2,4 + 0,8 + 12,9 - 13,7 + 4,5 - 3,7 + 15,3 - 9,3 + 4,7 - 1,5 
Straßenbau 8) - 2,9 + 1,7 + 2,4 + 12,1 - 16,2 + 3,8 - 6,8 + 18,5 - 10,2 + 6,0 - 2,1 
Gewerblicher Tiefbau 8) - 0,1 + 6,8 + 2,6 + 13,5 - 10,0 + 5,6 + 0,7 + 12,7 - 8,3 + 5,4 + 1,4 
Sonstiger offentl1cher Tiefbau 8) - 5,2 + 0,7 - 1,2 + 13,2 - 13,8 + 4,4 - 3,7 + 14,4 - 9,2 + 3,3 - 2,8 

Bruttolohnsumme 8) - 1,3 + 6,9 + 5,4 + 10,7 + 3,3 + 12,0 + 5,8 + 12,7 - 6,4 + 6,3 + 2,3 
Bruttogehaltsumme 8) + 1,8 + 6,3 + 4,7 + 11,4 + 11,9 + 11,4 + 10,9 + 3,5 + 6,5 - 1,8 - 1,5 

Index des Auftragseingangs - 2,7 + 9,2 + 14,0 + 15,3 + 11,5r + 11,6 + 9,0 + 1,1 + 16,1 r - 13,3 - 0,3 
Index des Auftragsbestands + 0,8 + 2,6 + 9,1 + 16,9a) + 8,2b) 
Produkt,onsmdex 2) 9) - 0,4 + 4,6 + 6,9 + 10,4 - 0,5 + 6,8 + 0,9 + 5,8 - 2,7 + 4,0 - 6,5 

Gesamtumsatz8) + 1,5 + 9,0 + 7,6 + 24,2 + 2,0 + 13,1 + 11,9 + 16,1 + 1,9 + 6,5 - 2,5 
dar Baugewerbl1cher Umsatz 8) + 1,5 + 9,1 + 7,6 + 24,4 + 1,9 + 13,1 + 12,0 + 16,3 + 1,8 + 6,6 - 2,5 

Handwerk 
Beschaft1gte + 0,0 + 0,1 + 1,0 + 2,3a) + 0,9b) 
Gesamtumsatz (ohne Umsatzsteuer) + 3,4 + 5,4 + 6,6 + 9,6a) + 16,8b) 

1) 1989 endgult1ges Ergebnis unter Berucksicht1gung nachtraglich eingegangener Berichtigungen der Berechnungsunterlagen - 2) Arbeitstagl,ch bereinigt - 3) Fachliche Unternehmensteile - 4) 
Einschl Zubehor, Einzel- und Ersatzteile - 5) Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschafttgten und mehr einschl Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektriz1tats-. Gas-, Fernwarme-
und Wasserversorgung - Kombinierte Betriebe werden dem1emgen W1rtschaftszwe1g zugerechnet. m dem der Schwerpunkt des Betriebes. gemessen an der Beschaft1gtenzahl. lregt Naheres siehe auch 
Fachsene 4, Reihe 4 1 1 - 6) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 7) Umsatz m,t Abnehmern ,m Ausland und - soweit einwandfrei erkennbar - Umsatz m,t deutschen Exporteuren - 8) Ab 1988 sind d,e 
Ergebnisse der Arbeitsstattenzahlung 1987 berucksicht1gt - 9) Unternehmen 
a) 2 VJ 90 gegenuber 2 VJ 89 - b) 2 V1 90 gegenuber 1 VJ 90 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 
1990 

E1nhe1t 1987 1988 1989 der Nachwe1su ng Febr Marz April Mai Juni Juli Aug 

Bautat1gke1t und Wohnungen 
Baugenehmigungen 
G~na"uh~~\\;!tohngebaude Anzahl 109451 120931 136 255 10954 15137 14114 15134 14514 14031 p 

1000 m3 107 700 120721 145 684 12467 17174 16217 17 089 16780 16 672p 
Veranschlagte Kosten des Bauwerkes Mill DM 35442 40058 49605 4246 5 849 5 547 5 860 5 792 5 838p 

G~waet~~~!ltN,chtwohngebaude Anzahl 30441 32019 33 510 2194 2877 2 723 3161 3194 3340p 
1 000 m3 144 392 155050 174512 11 663 15 721 13768 14169 15 919 17 247 p 

Veranschlagte Kosten des Bauwerkes Mill DM 29568 33710 35236 2 323 3205 2 761 3158 3577 3733p 
Wohnungen insgesamt 

(alle Baumaßnahmen) Anzahl 190 696 214252 276042 25 963 34633 33 303 35095 35 610 35 962p 

Baufertigstellungen 
Wohngebaude (Rauminhalt) 1000 m3 116073 115063 133827 p 3402 4322 3428 3 757 4988 
N1chtwohngebaude (Rauminhalt) 1000 m3 124613 146 615 148415p 4585 5 253 4353 3948 4816 
Wohnungen insgesamt 

8208 (alle Baumaßnahmen) Anzahl 217 343 208 621 238 637 p 6 352 8 938 7 640 9876 

Handell), Gastgewerbel), 
Reiseverkehr 
Großhandel (Umsatzwerte) 2) 3) 1986=100 97,9 103,4 110,7 102,4 121,7 110,4 119,2 111,3 115,7 119,2 
davon mit 

Getreide, Futter- und Oungem1tteln, 
Tieren 1986=100 94,0 96,2 99,8 94,8 116,5 108,0 107,8 90,5 86,4 97,3 

textilen Rohstoffen und Halbwaren, 
Hauten usw 1986=100 96,5 99,0 100,2 91,4 100,6 90,7 98,2 94,6 88,8 80,5 

technischen Chem1kal1en, Rohdrogen. 
Kautschuk 1986=100 105,3 117,1 125,0 112,5 129,3 115,7 121,1 112,2 113,5 117,2 

festen Brennstoffen, M1neraloierzeug-
rnssen 1986=100 85,9 79,6 85,9 76,4 84,3 78,7 83,3 79,6 85,8 97,7 

Erzen, Stahl, NE-Metallen usw 1986=100 92,7 106,0 120,4 105,8 125,1 108,3 120,5 120,4 110,8 116,0 
Holz, Baustoffen, Installationsbedarf 1986=100 100,0 107,1 116,3 102,9 131,0 123,6 139,1 129,2 146,9 139,6 
Altmaterial, Reststoffen 1986=100 89,1 153,2 175,0 135, 1 150,3 147,7 172,3 155,3 149,8 146,5 
Nahrungsmitteln, Getranken, 

Tabakwaren . . .. .. 1986=100 97,6 99,9 107,4 98,6 115,3 112,3 123,7 111,9 120,0 123,8 
Textilien, Bekleidung, Schuhen, 

Lederwaren 1986=100 103,8 104,9 108,1 119,5 133,2 99,5 94,6 88,3 117,9 137,2 
Metallwaren, E1nnchiungsgegen-

standen 1986=100 102,1 110,8 123,1 119,8 137,9 123,9 131,7 122,4 130,1 132,8 
feinmechanischen und okt1schen 

Erzeugnissen, Schmuc usw 1986=100 101,3 109,0 115,4 107,0 130,4 105,0 119,6 113,9 117,1 128,4 
Fahrzeugen, Maschinen, 

technischem Bedarf 1986=100 104,0 110,3 110,6 105,3 131,5 115,8 125,2 123,1 123,6 115,7 
pharmazeutischen, kosmetischen u a 

130,6 
Pa~,~~~B~~sike~zeugn1ssen, Waren 

1986=100 105,3 114,1 117,1 112,1 119,6 126,6 122,1 127,0 126,2 

verschiedener Art, o a S 1986=100 105,8 116,1 126,5 116,5 147,1 125,8 139,6 126,8 133,7 137,5 
Binnengroßhandel . . 1986=100 98,3 102,4 108,7 100,6 119,7 110,4 118,8 109,9 115,6 119,3 

Produkt1onsverb1ndungshandel 1986=100 96,4 101,5 110,2 100,5 120,6 110,9 119,8 111,8 114,3 118,7 
Konsu mt1onsve rb1 nd u ngs ha nd el 1986=100 101,0 103,6 106,4 100,7 118,3 109,7 117,4 107,0 117,6 120,2 

Außenhandel 1986=100 96,7 106,7 117,2 108,5 128,1 110,5 120,4 115,9 115,9 119,0 
dar Einfuhrhandel 1986=100 102,0 112,6 126,4 118,9 141,6 124,7 131,9 125,7 134,1 134,0 

Ausfuhrhandel 1986=100 92,2 103,7 110,2 97,8 112,1 97,3 110,0 105,8 99,4 105,5 
Streckengroßhandel 1986=100 91,4 93,8 102,5 92,2 109,9 97,4 105,5 100,4 101,5 105,0 
Lagergroßhandel 1986=100 102,0 109,5 115,9 109,0 129,2 118,7 127,9 118,2 124,7 128,3 

Einzelhandel (Umsatzwerte) 3) 1986=100 104,2 108,3 113,6 104,6 127,5 120,3 124,7 116,2 125,4 121,8p 
davon mit 

Nahrungsmitteln, Getranken, 
Tabakwaren 1986=100 102,0 106,1 111,6r 105,3 124,0 119,6 123,5 120,5 122,5 126,3p 

Text1l1en, Bekleidung, Schuhen, 
Lederwaren 1986=100 102,9 103,1 104,7 85,8 115,9 109,1 114,7 92,4 104,3 98,5p 

E1nnchtungsgegenstanden 
(ohne elektrotechnische usw ) 1986=100 108,7 118 3 127,1 r 118,4 143,9 132,6 133,9 124,1 128,3 125,2p 

elektrotechnischen Erzeugnissen, 
Musikinstrumenten usw 1986=100 104,8 109,3 113,0r 105,3 119,8 104,7 108,0 110,9 124,3 115,0p 

Pac~~~%a::~hi~~~ckerzeugn1ssen, 1986=100 104,8 112,5 118,Br 110,2 121,8 110,0 110,6 110,9 120,1 124,7p 
pharmazeut1schen, kosmetischen und 

Kr~fi~~~dsi~~~1~~~~~ft~~sen usw 1986=100 105,5 112,2 114,1 109,0 121,5 117,5 122,3 119,5 120,9 120,0p 

(Tankstellen ohne Agenturtankst ) 1986=100 98,1 109,6 125,4r 115,2 133,7 128,9 134,0 123.7 134,5 141,7 p 
Fahrzeugen, Fahrzeugteilen 

114,8 125,0r 122,4 161,6 167,2 141,9 p und -reifen 1986=100 109,0 148,1 157,7 145,8 
sonstigen Waren, Waren 

verschiedener Art 1986=100 103,4 105,7 109,1 97,4 116,3 110,6 113,1 104,4 116,2 116,5p 
darunter nach Erscheinungsformen 

102,9 87,6 99,7 114,0 104,4p Warenhauser 1986=100 99,4 101,2 94,8 92,6 87,6 
SB-Warenhauser 1986=100 114,7 119,0 125,5 114,3 136,6 132.4 134,8 131,0 134,0 140,0p 
Verbrauchermarkte 1986=100 114.7 121,1 124,9 115,2 136,3 134,4 136,8 133,8 138,3 142,2p 
Supermarkte 1986=100 103,7 107,8 113,9 109,3 129,1 124,6 127,7 124,7 129,1 132,1 p 

Gastgewerbe (Umsatzwerte) 3) 1986=100 103,0 106,2 110,7 99,1 109,4 112,2 128,7 121,8 124,7 125,9p 
Be h erberg u ngsgewerbe 1986=100 104,4 110,2 117,9 r 98,8 113,7 117,8 144,8 137,5 140,1 142,0p 
Gaststattengewerbe 1986=100 101,9 103,3 105,9 97,2 105,4 108,0 119,2 112,4 115,8 117,3p 
Kantinen 1986=100 106,3 116,0 121,9 123,8 131,9 128,0 139,0 133,8 132,3 128,4 p 

Reiseverkehr 
E1nre1sen uber die Auslandsgrenzen 

der Bundesrepublik Deutschland4) 1 000 455 782 

.t~~~~f;;n u~i~/die <g~;~:e z~ir 
0cfoRR5J) 1 000 19268 

1 000 19045 
Ankunfte6) 1 000 62455 65064 69624 4342 5 225 5 787 7 415 7 331 7 491 
darunter Gaste mit Wohnsitz außerhalb der 

Bundesrepublik . 1 000 12 780 13113 14653 893 999 1 205 1 542 1 755 2196 
Ubernachtungen 6) 1000 225 791 234331 243 394 14188 16622 19 513 24407 26177 29699 
darunter Gaste mit Wohnsitz außerhalb der 

Bundesrepublik 1000 29094 30117 33578 2 217 2317 2 705 3403 3692 4956 
Warenverkehr mit Berlin (West) 
Lieferungen aus Berlin (West) Mill DM 36 289 37 662 38840 3087 
Lieferungen nach Berlin (West) Mill DM 26 594 27456 27498 2134 
Warenverkehr mit der DDR 
und Berlin (Ost) 
Lieferungen des Bundesgebietes Mill DM 7 367 7 234 8104 589 828 1169 1129 3523 
Bezuge des Bundesgebietes Mill DM 6647 6789 7 205 549 588 563 555 1 044 

1) Vorlauflges Ergebnis - 2) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 3) In 1eweil1gen Preisen - 4) Einschl Durchreisen - 5) Einschl Transitverkehr von bzw nach Berlin (West) - 6) In allen Beher-
bergungsstatten mit 9 und mehr Gastebetten, ohne Campingplatze, bis einschl 1983 auch ohne Jugendherbergen und Kinderheime 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

VorJahr Voqahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1987 1988 1989 Mai 90 Juni 90 Juli 90 Aug 90 Mai 90 Juni 90 Juli 90 Aug 90 

der Nachwe1sung 
gegenuber gegenuber gegenuber 

1986 1987 1988 Mai 89 Juni 89 Juli 89 Aug 89 April 90 Mai 90 Juni 90 Juli 90 

Bautatigke1t und Wohnungen 

Baugenehmigungen 
G~aeuh~~~:1;"'ohngebaude - 5,6 + 10,5 + 12,7 + 21,4 + 8,7 + 6,3p + 7,2 - 4,1 - 3,3p 

- 7,7 + 12,1 + 20,7 + 31,0 + 19,2 + 19,5p + 5,4 - 1,8 - 0,6p 
Veranschla~te Kosten des Bauwerkes - 6,6 + 13,0 + 23,8 + 34,1 + 22,8 + 25,6p + 5,6 - 1,2 + 0,8p 

G'ifaeuh~~~:lt 1chtwohngeb.aude . + 0,8 + 5,2 + 4,7 + 14,1 - 7,6 - 1,9 p + 16,1 + 1,0 + 4,6p 
+ 2,9 + 7,4 + 12,6 + 3,1 - 7,0 + 0,7p + 2,9 + 12,4 + 8,3p 

Veranschlagte Kosten des Bauwerkes + 3,6 + 14,0 + 4,5 + 19,1 + 10,2 + 16,8p + 14,4 + 13,3 + 4,4p " 

Wohnungen insgesamt 
(alle Baumaßnahmen) - 13,0 + 12,4 + 28,8 + 48,2 + 38,3 + 37,0p + 5,4 + 1,5 + 1,0p 

Baufertigstellungen 
Wohngebaude (Rauminhalt) - 10,9 - 0,9 + 16,3p - 7,3 + 4,4 + 9,6 + 32,8 
N1chtwohngebaude (Rauminhalt) + 1,8 + 17,7 + 1,2p - 14,5 - 22,0 - 9,3 + 22,0 
Wohnungen insgesamt 

11,0 10,1 29,3 (alle Baumaßnahmen) - 13,7 - 4,0 + 14,4p + 9,7 + + + 
Handel 1 ), Gastgewerbe 1). 
Reiseverkehr 
Großhandel (Umsatzwerte) 2) 3) - 2,1 + 5,6 + 7,1 + 8,9 - 4,4 + 13,2 + 9,2 + 8,0 - 6,6 + 4,0 + 3,1 
davon mit 

Getreide, Futter- und Dungem1tteln, 
Tieren - 6,0 + 2,4 + 3,7 - 1,3 - 10,6 + 3,7 - 2,0 - 0,2 - 16,0 - 4,5 + 12,6 

textilen Rohstoffen und Halbwaren, 
Hauten usw - 3,5 + 2,6 + 1,2 + 0,3 - 14,3 + 12,5 - 5,8 + 8,3 - 3,7 - 6,1 - 9,4 

technischen Chemikalien, Rohdrogen, 
Kautschuk + 5,3 + 11,2 + 6,7 - 3,4 - 19,3 - 3,8 - 3,2 + 4,7 - 7,3 + 1,2 + 3,3 

festen Brennstoffen, M1neralolerzeug-
8,3 7,3 4,4 7,8 rnssen - 14,1 - 7,3 + 7,9 - 0,7 - + + 7,9 + 5,8 - + + 13,8 

Erzen, Stah( NE-Metallen usw - 7,3 + 14,3 + 13,6 + 0,1 - 10,3 - 4,8 + 0,2 + 11,3 - 0,1 - 8,0 + 4,7 
Holz, Baustoffen, Installationsbedarf 0 + 7,1 + 8,6 + 20,6 - 1.3 + 23,1 + 11,7 + 12,5 - 7,1 + 13,7 - 5,0 
Altmaterial, Reststoffen - 10,9 + 71,9 + 14,2 - 2,9 - 18,4 - 12,3 - 11,4 + 16,7 - 9,9 - 3,5 - 2,2 
Nahrungsmitteln, Getranken, 

Tabakwaren - 2,4 + 2,4 + 7,5 + 10,3 + 0,5 + 19,5 + 13,4 + 10,2 - 9,5 + 7,2 + 3,2 
T ext1l1en, Bekleidung, Schuhen, 

Lederwaren + 3,8 + 1,1 + 3,1 + 11,4 + 0,7 + 23,3 + 11,4 - 4,9 - 6,7 + 33,5 + 16,3 
Metallwaren, E1nrichtungsgegen-

standen . + 2,1 + 8,5 + 11, 1 + 17,2 + 0,7 + 21,4 + 13,6 + 6,3 - 7,1 + 6,3 + 2,1 

feEr';e8uc;i1~~secn~8Sch~u~kt~ss~8n + 1,3 + 7,6 + 5,9 + 17,0 - 0,3 + 15,6 + 12,5 + 13,9 - 4,8 + 2,8 + 9,7 
Fahrzeugen, Maschrnen, 

technischem Bedarf + 4,0 + 6,1 + 0,3 + 16,2 - 1,0 + 23,8 + 17,5 + 8,1 - 1,7 + 0,4 - 6,4 
pharmazeutischen, kosmetischen u a 

Erzeußrnssen . + 5,3 + 8,4 + 2,6 + 11,8 - 2,4 + 12,1 + 10,9 + 5,9 - 3,6 + 4,0 - 0,6 
Papier, ruckerzeugnissen, Waren 

verschiedener Art, o a S + 5,8 + 9,7 + 9,0 + 15,7 - 4,3 + 13,8 + 12,5 + 11,0 - 9,2 + 5,4 + 2,8 
Binnengroßhandel . . - 1,7 + 4,2 + 6,2 + 10,0 - 3,9 + 14,5 + 9,3 + 7,6 - 7,5 + 5,2 - 3,1 

Produkt1onsverb1ndungshandel - 3,6 + 5,3 + 8,6 + 9,4 - 6,1 + 10,9 + 6,6 + 8,0 - 6,7 + 2,2 + 3,9 
Konsumt1onsverb1ndungshandel + 1,0 + 2,6 + 2,7 + 11,0 - 0,6 + 20,0 + 13,3 + 7,0 - 8,9 + 9,9 + 2,2 

Außenhandel - 3,3 + 10,3 + 9,8 + 5,0 - 5,5 + 9,2 + 9,1 + 9,0 - 3,7 0,0 + 2,7 
dar Einfuhrhandel + 2,0 + 10,4 + 12,3 + 9,5 - 3,1 + 19,4 + 13,9 + 5,8 - 4,7 + 6,7 - 0,1 

Ausfuhrhandel - 7,8 + 12,5 + 6,3 - 0,5 - 11,0 - 3,7 + 3,2 + 13,1 - 3,8 - 6,0 + 6,1 
Strecken~roßhandel - 8,6 + 2,6 + 9,3 + 3,1 - 8,2 + 5,7 + 4,4 + 8,3 - 4,8 + 1,1 + 3,4 
Lagergro handel + 2,0 + 7,4 + 5,8 + 12,1 - 2,2 + 17,4 + 11,9 + 7,8 - 7,6 + 5,5 + 2,9 
Einzelhandel (Umsatzwerte)3) 
davon mit 

+ 4,2 + 3,9 + 4,9 + 11,8 + 3,9 + 16,1 + 13,7p + 3,7 - 6,8 + 7,9 - 2,9p 

Nahrungsmitteln, Getranken, 
Tabakwaren + 2,0 + 4,0 + 5,2r + 9,7 + 5,6 + 12,5 + 14,7p + 3,3 - 2,4 + 1,7 + 3,1 p 

Text1l1en, Bekleidung, Schuhen, 
Lederwaren + 2,9 + 0,2 + 1,6 + 9,9 + 4,5 + 14,1 + 6,5p + 5,1 - 19,4 + 12,9 - 5,6p 

E1nnchtungsgegerls.t8riden · 
(ohne elektrotechnische usw ) + 8,7 + 8,8 + 7,4r + 13,9 + 0,8 + 11.3 + 8,2p + 1,0 - 7,3 + 3,4 - 2,4p 

elektrotechnischen Erzeugnissen, 
Mus1kmstrumenten usw + 4,8 + 4,3 + 3,4r + 19,5 + 14,6 + 25,4 + 12,7p + 3,2 + 2,7 + 12,1 - 7,5p 

Pag~~~;;~h,~~~ckerz.eug~1ssen, + 4,8 + 7,3 + 5,6 + 15,2 + 2,6 + 11,4 + 7,8p + 0,5 + 0,3 + 8,3 + 3,8p 
pharmazeutischen, kosmetischen und 

Kr~J~~~~s~~~~i~r~i~ff~~sen usw + 5,5 + 6,4 + 1,7 + 7,4 + 2,2 + 6,0 + 5,2p + 4,1 - 2,3 + 1,2 - 0,7 p 

~ankstellen ohne Agenturtanks!) - 1,9 + 11,7 + 14,4r - 2,3 - 6,3 + 2,3 + 12,0p + 4,0 - 7,7 + 8,7 + 5,4p 
Fa rzeugen, Fahrzeugteilen 

und -reifen + 9,0 + 5,3 + 8,9r + 17,9 - 1,5 + 33,3 + 31,9p + 6,5 - 7,5 + 14,7 - 15,1 p 
sonstigen Waren, Waren 

verschiedener Art + 3,4 + 2,2 + 3,2 + 12,2 + 7,7 + 14,1 + 10,3p + 2,3 - 7,7 + 11,3 + 0,3p 
darunter nach Erscheinungsformen. 

Warenhauser - 0,6 + 1,8 + 1,7 + 7,8 + 3,7 + 10,3 + 11,7p - 2,3 - 5,4 + 30,1 - 8,4p 
SB-Warenhauser + 14,7 + 3,7 + 5,5 + 8,4 + 7,7 + 12,4 + 15,9p + 1,8 - 2,8 + 2,3 + 4,5p 
Verbrauchermarkte + 14,7 + 5,6 + 3,1 + 6,3 + 6,5 + 9,6 + 13,2p + 1,8 - 2,2 + 3,4 + 2,8p 
Supermarkte + 3,7 + 4,0 + 5,7 + 11,1 + 7,8 + 16,6 + 18,2p + 2,5 - 2,3 + 3,5 + 2,3p 

Gastgewerbe (Umsatzwerte)3) + 3,0 + 3,1 + 4,2 + 7,8 + 5,1 + 5,2 + 6,4p + 14,7 - 5,4 + 2,4 + 1,0p 
Beherbergungsgewerbe + 4,4 + 5,6 + 7,0r + 12,2 + 8,0 + 9,2 + 6,0p + 22,9 - 5,0 + 1,9 + 1,4p 
Gaststattengewerbe + 1,9 + 1,4 + 2,5 + 4,0 + 3,7 + 2,1 + 6,4p + 10,4 - 5,7 + 3,0 + 1,3p 
Kantinen + 6,3 + 9,1 + 5,1 + 19,7 - 0,7 + 11.4 + 10,7p + 8,6 - 3,7 - 1, 1 - 2,9p 

Reiseverkehr 
Emre,sen uber die Auslandsgrenzen 

der Bundesrepublik Deutschland4) + 3,9 
E1nre1sen uber die Grenze zur DDR 5J + 10,3 
Ausreisen uber die Grenze zur DDR ) + 10,4 
Ankunfte6) . + 4,6 + 4,2 + 7,0 + 10,4 + 7,8 + 7,3 + 28,1 - 1,1 + 2,2 
darunter Gaste mit Wohnsitz außerhalb 

der Bundesrepublik + 4,6 + 2,6 + 11,8 + 18,8 + 17,7 + 14,9 + 28,0 + 13,8 + 25,1 
Ubernachtungen 6) . + 3,3 + 3,8 + 3,9 + 5,1 + 9,1 + 3,4 + 25,1 + 7,2 + 13,5 
darunter Gaste mit Wohnsitz außerhalb 

der Bundesrepublik + 4,6 + 3,5 + 11,6 + 20,3 + 17,8 + 12,8 + 25,8 + 8,5 + 34,2 
Warenverkehr mit Berlin (West) 
Lieferungen aus Berlin (West) - 1,9 + 3,8 
Lieferungen nach Berlin (West) - 2,4 + 3,2 
Warenverkehr mit der DDR 
und Berlin (Ost) 
L1eferunaen des Bundesgebietes - 1,2 - 1,8 + 12,0 + 90,1 +432,7 - 3,4 +212,1 
Bezuge es Bundesgebietes . - 2,9 + 2,1 + 6,1 - 9,0 + 73,6 - 1,6 + 88,3 

1) Vorlauf1ges Ergebnis - 2) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 3) In 1eweil1gen Pre,sen - 4) Einschl Durchre,sen - 5) Einschl Transitverkehr von bzw nach Berlin (West) - 6) In allen Beher-
bergungsstatten mit 9 und mehr Gastebetten, ohne Campingplatze, bis einschl 1983 auch ohne Jugendherbergen und Kinderheime 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 1990 
Einheit 1987 1988 1989 der Nachwe1sung Febr Marz April Mai Juni Juli Aug 

Außenhandel 
Einfuhr (Spezialhandel) Mill. DM 409641 439609 506465 41 390 47 545 44820 43745 42308 45855 43720 
Warengruppen 

Ernahrungsw1rtschaft . Mill DM 51 827 53256 56140 4386 5053 5193 4941 4500 4698 4890 
Gewerbliche Wirtschaft Mill. DM 349459 378721 442009 36498 41 797 38986 38178 37 207 40321 38224 

Rohstoffe Mill DM 27 956 27818 32110 2 517 2 752 2488 2391 2376 2462 2800 
Halbwaren Mill DM 50994 52826 63125 4 765 5440 5195 4961 4 762 4949 4787 
Fertigwaren MIii DM 270 509 298077 346 774 29216 33605 31 304 30826 30069 32910 30638 

Landergruppen (Ursprungslander) 
lndustna/is1erte westliche Lancier Mill DM 339731 364117 418711 34277 39664 37 618 36412 35138 38387 34 714 

dar EG-Lancier ..... MIii. DM 215612 227 362 258 660 21 241 24920 23287 22 546 22112 24323 21 089 
Entw1cklungslander Mill DM 50177 54 751 62285 4913 5 573 4871 5109 4840 5102 6274 
Staatshandelsland er Mill DM 19471 20461 25143 2190 2286 2311 2207 2304 2340 2710 

Ausfuhr (Spezialhandel) .. Mill DM 527 377 567 654 641041 52019 60949 52441 55 783 50511 54010 49430 
Warengruppen 

Ernahrungsw1rtschaft Mill. DM 26397 28955 32040 2434 2 712 2370 2609 2430 2 790 2 733 
Gewerbliche Wirtschaft Mill DM 497 381 536751 606 990 49417 58034 49902 52970 47 902 51 030 46 513 

Rohstoffe Mill DM 6625 6734 7476 567 676 593 638 573 565 499 
Halbwaren MIii DM 28610 32215 36284 2176 3085 2 710 2 928 2675 2671 2613 
Fertigwaren Mill DM 462145 497802 563 230 46074 54273 46598 49404 44654 47 794 43402 

Landergruppen (Best1mmungslander) 
lndustnal1s1erte westliche Lancier MIii DM 451448 488162 548 961 44429 52 789 45406 48061 43201 45494 41428 

dar EG-Lancier Mill DM 227 916 308195 352668 27 851 33 959 29122 30537 27 541 28944 25448 
Entw1cklungslander Mill DM 52094 53945 61 761 5 289 5 526 4864 5482 4937 5 841 5714 
Staatshandelsland er MIii DM 22994 24 723 29306 2240 2 551 2084 2172 2305 2 587 2230 

Einfuhr- (-) bzw. Ausfuhrüber-
schuß(+) .. Mill DM +117 735 +128045 +134576 +10629 +13404 + 7 620 +12037 + 8203 + 8155 + 5 710 

Index der tatsachlichen Werte 
Einfuhr 1980=100 120,0 128,8 148,4 145,5 167,1 157,5 153,8 148,7 161,2 153,7 
Ausfuhr 1980=100 150,5 162,0 183,0 178,2 208,8 179,6 191,1 173,0 185,0 169,3 

Index des Volumens 
Einfuhr 1980=100 122,7 130,5 140,0 139,7 160,4 153,9 152,1 147,7 157,4 151,5 
Ausfuhr 1980=100 132,3 141,1 152,5 151,4 175,0 151.4 161,0 144,9 153,6 143,6 

Index der Durchschnittswerte 
Einfuhr . . . 1980=100 97,8 98,7 106,0 104,1 104,2 102.4 101,1 100,7 102.4 101.4 
Ausfuhr 1980=100 113,8 114,8 120,0 117,7 119,3 118,6 118,7 119,4 120,5 117,9 

Austauschverhaltnis 
(Terms of Trade) 1980=100 116,4 116,3 113,2 113,1 114,5 115,8 117,4 118,6 117,7 116,3 

Verkehr 
Beförderte Personen 
Eisenbahnverkehr Mill 1 088,2 1120,9 1127,0~ 87,9 91,5 95,8 93,8 ... 
Straßenverkehr . . Mill. 5 648,7 5 571,3 5 705,4p .. ... 
Luftverkehr .. Mill 48,7 52,7 56,0 3,7 4,7 

Bef<irderte Güter 
Eisenbahnverkehr 1000 t 306472 310 268 315429 24478 27 630 24869 26540 
Straßenverkehr 

(ohne Nahverkehr 1m Bundesgebiet) 1000 t 410054 442449 468 561 36868 43236 40650 .. 
Binnenschiffahrt 1000 t 220998 233322 234 775 17474 21453 19814 20924 20410 
Seesch 1ffah rt 1000 t 134306 140454 140955 99~gp 12346p 10 790p 12153p .. 
Luftverkehr . . . 1000 t 842 918 1117 110 .. 
Rohrfernleitungen (rohes Erdol) 1000 t 57144 60318 58803 4801 5 664 5156 5 312 

Kraftfahrzeuge 
Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge 1000 3199,3 3 093,2 3132,5 245,6 361,2 318,0 325,0 290,5 303,0 250,8 

dar Personenkraftwagen ... 1000 2915,7 2807,9 2 831, 7 221.4 313,0 277,1 286,4 259,3 271,8 224,1 
Bes1tzumschre1bungen gebrauchter 

Kraftfahrzeuge .. 1000 7 073,2 7125,3 7197,8 594,5 765,0 691,8 679,6 587,6 602,9 553,2 

Straßenverkehrsunfälle 
Unfalle mit Personenschaden Anzahl 325 519 342299 343604 24359 26741 26456 33803 30471 30801 
Gelotete Anzahl 7 967 8213 7 995 587 549 618 722 684 693 ... 
Schwerverletzte .. Anzahl 108 629 110961 107 848 7 397 7 891 8155 43425 40180 40595 Leichtverletzte Anzahl 315 993 337 262 341549 25170 27 029 27 181 
Unfalle mit nur Sachschaden 1000 1652,0 1 680,3 1 654,2 133,0 138,8 135,0 139,2 134,8 128,8 

Geld und Kredit 
Bargeldumlauf Mrd DM 124,1 142,6 146,9 141.6 143,0 142,4 141,9 143,4 143,5 144,3p 

Deutsche Bundesbank 
Wahrungsreserven und sonstige 

Auslandsaktiva 1 J Mrd DM 122,6 97, 1 100,0 102,7 102,2 103,3 105,0 105,7 104,3 105,6 
Kredite an inland1sche Kred1tinst1tute Mrd DM 82.4 144,7 175,3 170,6 163,6 160,4 165,7 163,7 168,6 166,2 

Kreditinstitute 
Kredite an mland1sche Nichtbanken Mrd DM 2 200,3 2 332,5 2468,8 2488,1 2 502,9 2510,7 2519,9 2 533,0 2 537,8 2551,4p 

an Unternehmen und Privat-
personen . . . Mrd. DM 1 699,8 1 791,1 1 921,6 1 940,6 1 955,6 1 962,0 1 967,7 1 987,5 1 989,5 1 995,4p 

an offentl1che Haushalte Mrd DM 500,5 541.4 547,2 547,5 547,3 548,7 552,2 545,4 548,3 556,0p 
Einlagen inland1scher Nichtbanken Mrd DM 1 822,5 1 921.6 2027,9 2017,3 2002,8 2014,0 2023,4 2033,4 2027,5 2049,7p 

dar. Spareinlagen Mrd DM 701,1 728,0 705,6 690,0 683,3 678,3 673,1 671,2 665,3 664,7p 

Bausparkassen 
Neuabschlusse von Bausparvertragen 1000 2 685,2 3 182.7 2 714,3 233,2 294,8 228,9 226,1 216,9 217,2 
Bauspareinlagen (Bestande) Mill DM 116194 116973 119979 119157 119454 119234 119066 119244 118705 
Baudarlehen (Bestande) 2) .. Mill. DM 138 788 130 307 127 479 127736 128 267 128912 128891 129 307 129751 

1) Gegenuber fruheren Darstellungen infolge method,scher Anderung veranderte Ergebnisse - 2) Aus Zuteilung und Zw1schenkred1tgewahrung 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

VorJahr Vor1ahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1987 1988 1989 Ma, 90 Jun, 90 

der Nachweisung 
Jul, 90 Aug 90 Ma, 90 Juni 90 Juli 90 Aug. 90 

gegenuber gegenuber gegenuber 

1986 1987 1988 Mai 89 Juni 89 Juli 89 Aug. 89 April 90 Mai 90 Juni 90 Jul, 90 

Außenhandel 
Einfuhr (Spezialhandel) - 1,0 + 7,3 + 15,2 + 8,2 - 9,8 + 11,7 + 13,4 - 2,4 - 3,3 + 8,4 - 4,7 
Warengruppen 

14,4 10,0 8,9 4,4 4,1 Ernah rungsw, rtschaft - 5,3 + 2,8 + 5,4 + 0,4 - 11.9 + + - 4,9 - + + 
Gewerbliche Wirtschaft - 0,4 + 8,4 + 16,7 + 9,5 - 9,2 + 11.7 + 14,0 - 2,1 - 2,5 + 8,4 - 5.2 

Rohstoffe . - 9,4 - 0,5 + 15,4 - 22,6 - 15,4 - 8,2 + 9,5 - 3,9 - 0,7 + 3,6 + 13,7 
Halbwaren - 15,3 + 3,6 + 19,5 - 2,0 - 16,5 - 5,0 - 7,6 - 4,5 - 4,0 + 3,9 - 3.3 
Fertigwaren + 4,1 + 10,2 + 16,3 + 15,4 - 7,3 + 16,7 + 18,8 - 1,5 - 2,5 + 9,4 - 6,9 

Landergruppen (Ursprungslander) 
13,9 3,5 9,2 9,6 lndustr1al1s1erte westliche Lander + 0,1 + 7,2 + 15,0 + 9,0 - 10,2 + + 12,2 - 3,2 - + -

dar EG-Lander - 0,2 + 5,4 + 13.8 + 9,6 - 9,3 + 17,3 + 11,6 - 3,2 - 1,9 + 10,0 - 13,3 
Entw,cklungslander - 5,0 + 9,1 + 13,8 - 0,9 - 12,7 - 3,8 + 15,0 + 4,9 - 5,3 + 5,4 + 23,0 
Staatshandelslander - 8,0 + 5,1 + 22,9 + 18,8 + 3,8 + 16,0 + 28,4 - 4,5 + 4,4 + 1,6 + 15,8 

Ausfuhr (Spezialhandel) + 0,2 + 7,6 + 12,9 + 9,3 - 16,9 + 4,6 - 0,6 + 6,4 - 9,4 + 6,9 - 8,5 
Warengruppen 

5,7 6,8 14,8 2,1 Ernahrungsw, rtschaft - 3,4 + 9,7 + 10,7 - 3,4 - 17,9 + - 2,8 + 10,1 - + -
Gewerbliche W, rtschaft + 0,4 + 7,9 + 13,1 + 10,0 - 16,9 + 4,6 - 0,6 + 6,1 - 9,6 + 6,5 - 8,9 

Rohstoffe - 9,0 + 1,6 + 11.0 + 0,0 - 19,8 - 4,0 - 7,6 + 7,7 - 10,3 - 1,4 - 11,7 
Halbwaren - 6,6 + 12,6 + 12,6 - 3,1 - 25,7 - 8.2 - 5,2 + 8,0 - 8,6 - 0,1 - 2,2 
Fertigwaren + 1,0 + 7,7 + 13,1 + 11,0 - 16,3 + 5,5 - 0,2 + 6,0 - 9,6 + 7,0 - 9,2 

Landergruppen (8est1mmungslander) 
lndustnal1s1erte westliche Lander + 1,8 + 8,1 + 12,5 + 9,7 - 17,3 + 4,1 - 0,7 + 5,8 - 10,1 + 5,3 - 8,9 

dar EG-Lander + 3,9 + 10,9 + 14,4 + 7,6 - 19,0 + 3,5 - 0,5 + 4,9 - 9,8 + 5,1 - 12,1 
Entw,cklungslander - 6,8 + 3,6 + 14,5 + 14,4 - 12,0 + 9,1 + 0,9 + 12.7 - 9,9 + 18,3 - 2,2 
Staatshandelslander - 11,2 + 7,5 + 18,5 - 8,6 - 17,5 + 3,9 - 3,1 + 4,2 + 6,1 + 12,2 - 13,8 

Einfuhr- (-) bzw. Ausfuhruber-
schuß(+) + 4,5 + 8,8 + 5,1 + 13,8 - 40,9 - 23,0 - 49,0 + 58,0 - 31,9 - 0,6 - 30,0 

Index der tatsächlichen Werte 
Einfuhr .. - 1,0 + 7,3 + 15,2 + 8,2 - 9,8 + 11. 7 + 13,4 - 2,3 - 3,3 + 8,4 - 4,7 
Ausfuhr + 0,2 + 7,6 + 13,0 + 9,4 - 16,9 + 4,6 - 0,6 + 6,4 - 9,5 + 6,9 - 8,5 

Index des Volumens 
Einfuhr ... + 5,4 + 6,4 + 7,3 + 13,6 - 2,6 + 16,6 + 17,4 - 1,2 - 2,9 + 6,6 - 3,7 
Ausfuhr + 2,9 + 6,7 + 8,1 + 9,7 - 16,5 + 6,0 + 2,1 + 6,3 - 10,0 + 6,0 - 6,5 

Index der Durchschnittswerte 
Einfuhr - 6,1 + 0,9 + 7,4 - 4,8 - 7,4 - 4,2 - 3,5 - 1,3 - 0,4 + 1,7 - 1,0 
Ausfuhr - 2,6 + 0,9 + 4,5 - 0,3 - 0,5 - 1.2 - 2,6 + 0,1 + 0,6 + 0,9 - 2,2 

Austauschverhaltnis 
(Terms of Trade) + 3,7 - 0,1 - 2,7 + 4,7 + 7,4 + 3,2 + 1,0 + 1,4 + 1,0 - 0,8 - 1.2 

Verkehr 
Beförderte Personen 
Eisenbahnverkehr - 1,7 + 3,0 + 0,5p - 4,4 .. - 2,1 
Straßenverkehr .. + 0,5 - 1,4 + 2.4P 
Luftverkehr - 12,0 + 8,0 + 6,3 

Beförderte Güter 
Eisenbahnverkehr - 2,8 + 1,2 + 1.7 + 6,1 + 6,7 .. 
Straßenverkehr 

(ohne Nahverkehr ,m Bundesgebiet) + 3,3 + 7,9 + 5,9 .. .. 
Binnenschiffahrt .. - 3,7 + 5,6 + 0,6 + 5,3 - 2,3 + 5,6 - 2,5 .. 
Seesch1ffahrt - 1,3 + 4,6 + 0,4 + 0,3p + 12,6p 
Luftverkehr - 7,4 + 17,5 + 12,9 .. 
Rohrfernleitungen (rohes Erdol) - 3,3 + 5,6 - 2,5 + 6,3 + 3,0 

Kraftfahrzeuge 
Zu lass u ngen fab n kn euer Kraftfahrzeuge + 3,0 - 3,3 + 1,3 + 16,4 - 7,3 + 21.2 + 17,1 + 2,2 - 10,6 + 4,3 - 17,2 

dar Personenkraftwagen + 3,1 - 3,7 - 0,8 + 15,5 - 8,0 + 20,6 + 16,1 + 3,4 - 9,5 + 4,8 - 17,6 
Bes1tzumschre1bungen gebrauchter 

Kraftfahrzeuge .. + 4,0 + 0,7 + 1,0 + 5,8 - 10,8 + 2,6 - 3,7 - 1,8 - 13,5 + 2,6 - 8,2 

Straßenverkehrsunfälle 
Unfalle mit Personenschaden - 4,8 + 5,2 + 0,4 + 6,9 - 7,5 + 0,5 + 27,8 - 9,9 + 1,1 
Gelotete .. - 11,0 + 3,1 - 2,7 + 2,3 + 0,9 - 9,6 + 16,8 - 5,3 + 1,3 .. 
Schwerverletzte - 7,8 + 2,1 - 2,8 + 0,5 - 4,9 + 1,5 + 22,9 - 7,5 + 1,0 Le1chtverletzte - 2,9 + 6,7 + 1,3 .. 
Unfalle mit nur Sachschaden + 3,7 + 1,7 - 1,6 + 2,5 - 1, 1 + 4,9 + 3,1 - 3,2 - 4,4 

Geld und Kredit 
Bargeldumlauf . . ....... + 10,6 + 14,9 + 3,0 + 1,3 + 0,3 + 0,6 + 1,9p - 0,4 + 1,1 + 0,0 + 0,6p 

Deutsche Bundesbank 
Wahrungsreserven und sonstige 

Auslandsaktiva 1) + 30,4 - 20,8 + 3,0 + 8,4 + 8,7 + 8,5 + 8,1 + 1,6 + 0,7 - 1,3 + 1,2 
Kredite an inland1sche Kred1tinst1tute - 14,5 + 75,6 + 21,1 + 13,4 + 4,3 + 2,3 + 7,4 + 3,3 - 1,2 + 3,0 - 1,4 

Kreditinstitute 
Kredite an inland,sche Nichtbanken + 4,1 + 6,0 + 5,8 + 6,5 + 6,3 + 6,3 + 6,7p + 0,4 + 0,5 + 0,2 + 0,5p 

an Unternehmen und Privat-
personen + 3,5 + 5,4 + 7,3 + 8,0 + 8,0 + 7,9 + 7,9p + 0,3 + 1,0 + 0,1 + 0,3p 

an offentllche Haushalte + 6,1 + 8,2 + 1, 1 + 1,5 + 0,7 + 1,0 + 2,8p + 0,6 - 1,2 + 0,5 + 1,4p 
Einlagen inland,scher Nichtbanken + 6,6 + 5,4 + 5,5 + 5,9 + 6,3 + 5,6 + 6,3p + 0,5 + 0,5 - 0,3 + 1,1 p 

dar. Spareinlagen + 5,5 + 3,0 - 3,1 - 4,4 - 4,2 - 4,2 - 4,1 p - 0,8 - 0,3 - 0,9 - 0,2p 

Bausparkassen 
Neuabschlusse von Bausparvertragen + 4,8 + 18,5 - 14,7 + 23,7 + 10,7 + 21.0 - 1,2 - 4,1 + 0,1 
Bauspareinlagen (Bestande) - 3,1 + 0,7 + 2,6 + 3,1 + 3,2 + 3,3 - 0,1 + 0,1 - 0,5 
Baudarlehen (Bestande) 2) - 2,9 - 6,1 - 2,2 + 1,2 + 1,6 + 1,8 - 0,0 + 0,3 + 0,3 

1) Gegenuber fruheren Darstellungen infolge methodischer Anderung veranderte Ergebn,sse - 2) Aus Zuteilung und Zw1schenkred1tgewahrung 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 1990 
Einheit 1987 1988 1989 der Nachwe,sung Febr Marz April Ma, Juni Jul, Aug 

Wertpapiermarkt 
Bruttoabsatz mland,scher Wertpapiere 

Festverzinsliche Wertpapiere Mill DM 245 370 208952 253 262 30671 32085 27448 29843 17807 30655 29050 
Aktien (Nominalwert) Mill DM 3081 2712 4730 976 312 364 889 380 394 641 

Umlaufsrend1te festverzinslicher 
Wertpapiere % 5,8 6,0 7,1 8,7 9,0 8,9 9,0 9,0 8,8 9,0 

Index der Aktienkurse 1980=100 257,5 217,9 278,5 344,7 350,7 353,5 348,2 347,0 364,5 326,1 
dar Publikumsgesellschaften 1980=100 263.4 221,5 279,9 349,0 355,2 357,5 350,2 348,0 363,8 322,5 

Sozia 11 e1stu ngen 
Arbeitsforderung 
Empfanger von Arbeitslosengeld 1000 8348) 9478) 8888) 1 017 925 824 766 749 754 

Arbe1tslosenh1lfe 1000 5778) 5288) 4968) 468 470 454 443 440 426 
Unterhaltsgeld 1) 1000 1888) 2228) 2678) 306 319 315 323 318 296 

Einnahmen der Bundesanstalt fur Arbeit Mill DM 2881,18) 2989,18) 3156,98) 3034,1 3097,8 3 242,5 3 286,5 3 369,6 2 533.4 
dar. Beitrage Mill DM 2688,88) 2809,78) 2 964.48) 2829,5 2894,9 2 924.4 3044,9 3 220,3 3 316.4 

Ausgaben der Bundesanstalt fur Arbeit Mill DM 2 996,78) 3403,78) 3 319.48) 3 726.7 3941,6 3 607,3 3 662,5 3159,3 3251.4 
dar Arbeitslosengeld Mill DM 1 274.48) 1 504,58) 1 464,58) 1 748,1 1 712.4 1 527,2 1441,6 1 273,2 1 275.4 .. 

Gesetzliche Krankenversicherung 
Mitglieder insgesamt 1000 367188) 37 0018) 37 2058) 37 568 37 664 37 705 37731 37 792 37790 
dar Pflichtm1tgl1eder2) 1000 21 5598) 21 8388) 21 8658) 22162 22238 22269 22290 22348 22347 

Rentner 1000 107138) 107918) 108988) 10963 10969 10982 10993 11003 11012 

Finanzen und Steuern 
Kassenmaßige Steuereinnahmen 
des Bundes und der Lander 3) Mill DM 403649 419304 461 795 33873 44052 30713 32338 45410 36917 36090p 
Gemeinschaftsteuern 

(gern Art 106 Abs. 3 GG)4) Mill DM 348 848 362 714 396941 26596 39294 24328 24 739 41 633 30531 28364p 
dar · Lohnsteuer Mill DM 164176 167 504 181832 12081 11 969 12495 12937 14202 15819 14398p 

Veranlagte Einkommensteuer Mill DM 30695 33189 36799 - 195 9496 - 297 - 11 8345 - 872 - 579p 
Korperschaftsteuer Mill DM 27 302 30003 34181 1 7 631 - 296 - 396 7455 - 73 802p 
Umsatzsteuer Mill DM 67 384 67661 67995 8504 4252 5 848 5888 5606 6494 6385p 
Einfuhrumsatzsteuer Mill DM 51411 55625 63484 5312 5473 5 703 5 602 4927 6787 5782p 

Bundessteuern (ohne EG-Anteile Zolle) Mill DM 51720 52733 61 338 5 614 5456 4872 5307 5032 5511 5939p 
dar Verbrauchsteuern 

(ohne Biersteuer) Mill DM 47 571 48569 55441 4103 4881 4439 4829 4603 5122 5255p 
dar Tabaksteuer Mill DM 14507 14555 15509 921 1453 1 339 1 262 1 307 1422 1855p 

Branntweinabgaben Mill DM 4072 3999 3920 181 510 295 258 220 380 377p 
Mmeralolsteuer Mill DM 26136 27032 32965 2 710 2674 2582 3019 2847 3029 2787p 

Landessteuern Mill. DM 22235 22669 24209 2811 1 975 1 791 3281 1 557 1 597 2879p 
dar Vermogensteuer Mill DM 5422 5554 5775 1 234 152 91 1 298 112 119 1343p 

Kraftfahrzeugsteuer Mill DM 8365 8169 9167 604 878 911 872 613 657 635p 
Biersteuer Mill DM 1260 1 253 1 260 83 91 96 105 138 111 137p 

Zolle (100 %) Mill DM 5549 6325 6795 588 543 588 569 568 507 670p 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer-

umlage5) Mill DM 4528 4967 5310 47 4 964 381 3 1 013 310p 
Gemeindeanteil an E1nkommensteuer5) Mill. DM -29231 -30104 -32795 -1 783 -3220 -1 830 -1939 -3382 -2242 -2073p 
Verbrauchsbesteuerte Erzeugnisse 
Zigaretten (Menge) Mill. St 118792 119649 120318 9712 11196 8323 10826 10118 10654 11001 
Bierausstoß 1000 hl 92493 92601 93016 6956 7 818 8145 9840 8589 10076 11031 
Le1chtole Benzin ble1fre1 1000 hl 85899 152282 203198 17 240 20587 20105 21 598 19813 21412 22591 

Benzin ble1halt1g 1000 hl 245 631 192839 144332 9024 10370 9825 10296 9126 9772 9994 
Gasole (Dieselkraftstoff) 1000 dt 153033 162286 165 622 12152 14 751 13924 15513 13733 15765 16317 
He1zol (EL und L) .. 1000 dt 356123 340495 265 967 24 738 24162 21 793 24681 30348 32588 21 978 
Erdgas GWh - - 782699 55378 55 203 46699 32669 30004 26654 27915 

W1 rtschaftsrechn u ngen 
Ausgaben für den Privaten 
Verbrauch 6) 
2-Pers -Haush von Renten- u Sozial-

h1lfeempf m. geringem Einkommen DM 1625.08 1668.46 1673,05 1821,94 1729.45 1609,79 
dar fur· Nahrungsmittel, Getranke, Tabak-

waren7) DM 473,85 478,20 475,04 406,18 524.47 477,97 
Energie (ohne Kraftstoffe) DM 144,05 135,10 135,24 150,95 131,35 115,05 .. 

4-Pers.-Arbeitnehmerhaushalte mit 
mittlerem Einkommen . DM 3065,26 3308,72 3324,85 2876.43 3587,70 3619,13 

dar fur Nahrungsmittel, Getranke, T~b-ak: 
waren 7) DM 747,51 767,31 792,72 709,31 811,14 841,07 

Energie (ohne Kraftstoffe) DM 191,98 187,67 179,12 152,65 195.43 155,87 
4-Pers -Haush von Angestellten und 

Beamten mit hoherem Einkommen DM 4646,56 4852.45 4953,00 4650.42 5172.40 5439,13 .. 
dar fur Nahrungsmittel, Getranke, Tabak-

waren 7) . DM 957.40 978,05 1008,87 895,94 1023,68 1 047.48 
Energie (ohne Kraftstoffe) DM 231,06 227,62 222,52 240,34 225.43 219,89 

Löhne und Gehälter 
Arbe1ter(innen) in der Industrie 
Durchschrnttl1ch bezahlte Wochen-

stunden Std 40,2 40,2 40,1 39.7 
Index 1985=100 99,0 98,6 98,9 97,7 .. 

Durchschn1ttl1che Bruttostunden-
verd1enste DM 17,68 18.43 19,16 19,84 
Index 1985=100 107,6 112,0 116,5 121.1 

Durchschnittliche Bruttowochen-
verd1enste DM 712 742 768 787 
Index 1985=100 106.4 110,7 114,8 118,3 

Angestellte in Industrie und Handel 
Durchschnittl1che Bruttomonats-

verd1enste DM 3884 4035 4190 4325 
Index 1985=100 107,1 110,9 114,7 118,2 

Tarifentwicklung i. d. gewerbl. Wirt-
schalt u. bei Gebietskorperschaften 
Index der tariflichen Wochenarbe1ts-

zeit (Arbeiter) . . 1985=100 99,2 98,5 97.4 96.4 
Index der tariflichen Stundenlohne 1985=100 108,0 111.6 115,8 120.4 
Index der tariflichen Monatsgehalter 1985=100 107,1 109,9 112,6 115,8 

1) An Teilnehmer von Maßnahmen zur laufenden Fortbildung und Umschulung einschl Ubergangsgeld fur Behinderte - 2) Ohne Rentner - 3) Einschl EG-Anteile an Zollen, Umsatzsteuer und (ab Novem-
ber 1988) 8SP-E1genm1ttel - 4) Vor der Steuerverteilung - 5) Gern Gemeindefinanzreformgesetz - 6) Ausgewahlte private Haushalte, wegen der 1ahrlichen Anderung des Berichtskreises sind die Anga-
ben fur die einzelnen Jahre nur beschrankt vergleichbar - 7) Einschl fertige Mahlzeiten und Verzehr in Gaststatten und Kantinen - 8) 0 errechnet aus 12 Monatsdurchschnitten 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

VorJahr VorJahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1987 1988 1989 Ma, 90 Juni 90 Jul, 90 

der Nachwe1sung 
Aug 90 Ma, 90 Jun, 90 Jul, 90 Aug 90 

gegenuber gegenuber gegenuber 

1986 1987 1988 Mai 89 Jun,89 Jul, 89 Aug 89 Apr,190 Ma, 90 Jun, 90 Jul, 90 

Wertpapiermarkt 
Bruttoabsatz inland,scher Wertpapiere 

+ 25,6 Festverz1nsl1che Wertpapiere - 4,6 - 14,8 + 21,2 + 61,8 - 10,7 +118,8 + 8,7 - 40,3 + 72,2 - 5,2 
Aktien (Nominalwert) - 32,4 - 12,0 + 74,4 +826,0 - 34,6 +116,5 + 64,4 +144,2 - 57,3 + 3,7 + 62,7 

Umlaufsrend1te festverzinslicher 
Wertpapiere + 3,3 + 3,4 + 18,3 + 26,8 + 26,8 + 27,5 + 30,4 + 1,1 ± 0,0 - 2,2 + 2,3 

Index der Aktienkurse - 12,9 - 15,4 + 27,8 + 34,3 + 26,9 + 27,4 + 9,4 - 1,5 - 0,3 + 5,0 - 10,5 
dar Publ1kumsgesellschaften - 11,8 - 15,9 + 26,4 + 34,1 + 26,3 + 26,4 + 7,8 - 2,0 - 0,6 + 4,5 - 11,4 

Sozial le1stu ng en 
Arbeitsfdrderung 
Empfanger von Arbeitslosengeld + 4,28) + 13,58) - 6,28) - 6,7 - 6,6 - 8,9 - 7,0 - 2,2 + 0,6 

Arbe1tslosenh1lfe - 4,08) - 8,48) - 6,18) - 13,5 - 13,0 - 13,6 - 2,6 - 0,6 - 3,2 
Unterhaltsgeld 1) + 22,18) + 17,78) + 20,58) + 21,2 + 16,5 + 17,5 + 2,5 - 1,4 - 6,9 

Einnahmen der Bundesanstalt fur Arbeit + 9,28) + 3,88) + 5,68) + 9,6 + 3,6 + 9,2 + 1,4 + 2,5 + 4,9 
dar Beitrage + 10,88) + 4,58) + 5,58) + 9,3 + 7,5 + 9,0 + 4,1 + 5,8 + 3,0 

Ausgaben der Bundesanstalt fur Arbeit + 12,98) + 13,68) - 2,58) + 13,0 - 0,1 + 7,3 + 1,5 - 13,7 + 2,9 
dar Arbeitslosengeld + 8,98) + 18,18) - 2,78) + 5,4 - 4,5 - 1,2 - 5,6 - 11,7 + 0,2 

Gesetzliche Krankenversicherung 
M1tgl1eder insgesamt + 7,98) + 0,88) + 0,68) + 1,8 + 2,0 + 2,0 + 0,1 + 0,2 - 0,0 
dar Pfllchtm,tglleder2) + 0,88) + 1,38) + 0,18) + 2,9 + 3,1 + 3,0 + 0,1 + 0,3 - 0,0 

Rentner + 0,58) + 0,78) + 0,78) + 0,9 + 0,9 + 1,0 + 0,1 + 0,1 + 0,1 

Finanzen und Steuern 
Kassenmäßige Steuereinnahmen 
des Bundes und der Lander3) + 3,9 + 3,9 + 10,1 - 1,4 - 1,7 + 3,1 + 10,0p + 5,3 + 40,4 - 18,7 - 2,2p 
Gemeinschaftsteuern 

(gern Art 1 06 Abs 3 GG) 4) + 4,5 + 4,0 + 9,4 - 3,9 - 2,5 + 20,7 + 7,7 p + 1,7 + 68,3 - 26,7 - 7,1 p 
dar Lohnsteuer + 7,8 + 2,0 + 8,6 - 4,9 - 4,5 - 3,0 - 4,1 p + 3,5 + 9,8 + 11,4 - 9,0p 

Veranlagte Einkommensteuer + 2,7 + 8,1 + 10,9 X - 3,2 X X X X X X 
Korperschaftsteuer - 15,5 + 9,9 + 13,9 X + 0,0 X X X X X X 

Umsatzsteuer + 15,0 + 0,4 + 0,5 + 4,4 + 14,1 + 19,0 + 27,6p + 0,7 - 4,8 + 15,8 - 1,7p 
E1nfuh rumsatzsteuer - 2,2 + 8,2 + 14,1 + 5,8 - 9,4 + 22,5 + 8,5p - 1,8 - 12,1 + 37,7 - 14,8p 

Bundessteuern (ohne EG-Anteile Zolle) + 1,2 + 1,9 + 16,3 - 1,6 + 7,1 + 8,4 + 15,8p + 8,9 - 5,2 + 9,5 + 7,8p 
dar Verbrauchsteuern 

(ohne Biersteuer) + 1,4 + 2,1 + 14,2 - 3,0 + 8,1 + 8,9 + 18,1 p + 8,8 - 4,7 + 11,3 + 2,6p 
dar Tabaksteuer + 0,2 + 0,3 + 6,6 - 14,4 + 38,1 + 6,8 + 48,5p - 5,8 + 3,5 + 8,8 + 30,4p 

Branntweinabgaben + 0,2 - 1,8 - 2,0 - 5,2 - 32,4 + 10,3 + 95,0p - 12,4 - 14,8 + 72,7 - 0,8p 
Minera/olsteuer + 1,9 + 3,4 + 21,9 + 2,3 + 3,6 + 8,9 - 0,2 p + 16,9 - 5,7 + 6,4 - 8,0p 

Landessteuern + 4,6 + 2,0 + 6,8 + 18,4 - 11,0 - 4,3 + 6,5p + 83,2 - 52,6 + 2,6 + 80,2p 
dar Vermogensteuer + 23,3 + 2,4 + 4,0 + 9,2 + 9,4 + 36,5 + 11,1 p X X X X 

Kraftfahrzeugsteuer - 10,6 - 2,3 + 12,2 + 0,9 - 29,6 - 22,9 - 10,8p - 4,3 - 29,7 + 7,3 - 3,3p 
Biersteuer - 0,3 - 0,5 + 0,5 + 4,7 + 11,9 - 6,0 + 22,9p + 9,4 + 31,2 - 19,5 + 23,4p 

Zolle (100 %) + 5,9 + 14,0 + 7,4 + 5,5 + 1,1 - 7,2 + 28,7p - 3,3 - 0,1 - 10,7 + 32,2p 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer-

umlageS) - 3,1 + 9,7 + 6,9 + 24,7 - 0,1 -t- 2,6 - 1,8p X X X X 
Gemeindeanteil an Einkommensteuer 5) + 7,0 + 3,0 + 8,9 - 2,2 - 4,0 - 6,9 - 6,0p X X X X 

Verbrauchsbesteuerte Erzeugnisse 
Zigaretten (Menge) - 0,2 + 0,7 + 0,6 + 46,3 + 0,4 + 11,1 + 2,2 + 30,1 - 6,5 + 5,3 + 3,3 
B1erausstoß - 1,5 - 0,1 + 0,6 + 9,2 - 1,9 + 22,5 + 21,1 + 20,8 - 12,7 + 17,3 + 9,5 
Le1chtole Benzin ble1fre1 +136,8 + 77,3 + 33,4 + 25,2 + 15,7 + 29,6 + 25,8 + 7,4 - 8,3 + 8,1 + 5,5 

Benzin bleihaltig - 14,8 - 21,5 - 25,2 - 18,6 - 24,9 - 16,9 - 19,6 + 4,8 - 11,4 + 7,1 + 2,3 
Gasole (Dieselkraftstoff) + 3,4 + 6,0 + 2,1 + 11,0 - 5,0 + 12,3 + 9,0 + 11,4 - 11,5 + 14,8 + 3,5 
He1zol (EL und LI - 7,2 - 4,4 - 22,1 + 62,0 + 75,6 + 27,0 - 28,4 + 13,3 + 23,0 + 7,4 - 32,6 
Erdgas - - X - 3,2 - 1,8 - 1,7 + 10,2 - 30,0 - 8,2 - 11,2 + 4,7 

Wirtschaftsrechnungen 
Ausgaben fur den Privaten 
Verbrauch 6) 
2-Pers -Haush von Renten- u Sozial-

h1lfeempf m geringem Einkommen + 3,4 + 2,7 + 0,3 
dar fur Nahrungsmm1ttel, Getranke, 

Tabakwaren7) + 1,5 + 0,9 - 0,7 
Energie (ohne Kraftstoffe) 

4-Pers -Arbeitnehmerhaushalte mit 
- 7,9 - 6,2 + 0,1 

mittlerem Einkommen + 1,1 + 7,9 + 0,5 
dar fur Nahrungsmittel, Getranke, 

Tabakwaren 7) - 0,1 + 2,6 + 3,3 
Energie (ohne Kraftstoffe) 

4-Pers -Haush von Angestellten und 
- 8,5 - 2,2 - 4,6 

Beamten mit hoherem Einkommen + 1,5 + 4,4 + 2,1 
dar fur Nahrungsmittel, Getranke, 

Tabakwaren 7) + 1,4 + 2,2 + 3,2 
Energie (ohne Kraftstoffe) - 12,9 - 1,5 - 2,2 

Löhne und Gehalter 
Arbe1ter(innen) in der Industrie 
Durchschn1ttl1ch bezahlte Wochen-

stunden - 0,7 ±. 0,0 - 0,2 
Index - 0,6 - 0,1 - 0,3 

Durchschn1ttl1che Bruttostunden-
verd1enste + 4,1 + 4,2 + 4,0 
Index + 4,0 + 4,1 + 4,0 

Durchschn1ttl1che Bruttowochen-
verd1enste + 3,3 + 4,2 + 3,5 
Index + 3,2 + 4,0 + 3,7 

Angestellte in Industrie und Handel 
Durchschn1ttl1che Bruttomonats-

verd1enste + 3,9 + 3,9 + 3,8 
Index + 3,6 + 3,5 + 3,4 

Tarifentwicklung L d, 9ewerbl Wirt-
schalt u, be, Gebietskorperschaften 
Index der tanfllchen Wochenarbe1ts-

zeit (Arbeiter) - 0,2 - 0,7 - 1,1 
Index der tariflichen Stundenlohne + 4,0 + 3,3 + 3,8 
Index der ta:-1fllchen Monatsgehalter + 3,8 + 2,6 + 2,5 

1) An Teilnehmer von Maßnahmen zur laufenden Fortbildung und Umschulung e,nschl Ubergangsgeld fur Behinderte - 2) Ohne Rentner - 3) Einschl EG-Anteile an Zollen, Umsatzsteuer und (ab Novem-
ber 1988) BSP-E1genm1ttel - 4) Vor der Steuerverte,lung - 5) Gern Gemeindefinanzreformgesetz - 6) Ausgewahlte private Haushalte, wegen der Jahrlichen Anderung des Benchtskre,ses s,nd d,e Anga-
ben fur die einzelnen Jahre nur beschrankt vergleichbar - 7) Einschl fertige Mahlzeiten und Verzehr m Gaststatten und Kantinen - 8) D errechnet aus 12 Monatsdurchschmtten 
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Statistische Monatszahlen 
Grundzahlen 

Gegenstand 1990 
E1nhe1t 1987 1988 1989 der Nachwe1sung Marz April Mai Juni Juh Aug Sept 

Preise 
Index der Einkaufspreise 1) land-
wirtschaftlicher Betriebsmittel 1985=100 90,3 91,4 96,4 96,7 96,6 96,7 96,2 95,7 94,9p 
Waren und D1enstle1stungen fur die 

laufende Produktion 1985=100 87,1 87,9 93,5 93,1 92,9 92,9 92,3 91,6 90,5p 
Neubauten und neue Maschinen 1985=100 104,4 106,6 109,3 112,4 112,6 113,2 113,2 113,6 113,7 P 

Index der Erzeugerpreise 1) land-
wirtschaftlicher Produkte 1985=100 91,7 91,8 99,8 97,6 98,2 98,9 98,8 98,0p 93,8p 
Pflanzliche Produkte 1985=100 98,9 96,0 97,5 100,5 103,7 104,2 102,3 100,9 98,1 
Tierische Produkte 1985=100 89,0 90,2 100,7 96,6 96,1 96,9 97,5 96,9p 92,2p 

Index der Erzeugerpreise 1) forst-
wirtschaftlicher Produkte 1980=100 90,0 90,1 97,9 109,9 107,6 106,8 105,3 102,2 

Index der Grundstoffpreise 2) 1980=100 99,7 102,2 107,7 105,4 105,0 104,7 104,1 103,8 105,7 
lnland1sche Grundstoffe 1980=100 109,2 112,6 117,5 116,1 116,4 116,9 116,7 116,1 116,2 
Importierte Grundstoffe 1980=100 85,6 86,9 93,1 89,4 88,0 86,6 85,5 85,6 90,1 

Index der Erzeugerr.reise gewerb-
hcher Produkte (In andsabsatz)I) 1985=100 95,1 96,3 99,3 100,2 100,7 100,8 100,8 100,7 101,3 101,7 
lnvest1t1onsguter 3) 1985=100 104,9 107,0 109,7 111,8 112,4 112,7 112,9 113,2 113,5 113,6 
Verbrauchsguter (ohne Nahrungs-

und Genußm1ttel)3) 1985=100 95,1 95,5 100,1 101,1 101,3 101,3 101,3 101,6 104,0 105,6 
Elektriz1tat, Fernwarme 

und Wasser 1985=100 104,2 105,2 106,2 106,0 106,0 106,0 106,0 104,0 104,0 104,0 
Bergbauliche Erzeugnisse 1985=100 64,1 62,3 64,5 69,9 72,6 73,2 73,1 73,0 73,0 73,2 
Erzeugnisse des Verarbeitenden 

Gewerbes 1985=100 97,2 98,8 102,2 102,8 103,0 103,2 103,2 103,3 104,0 104,5 
Erz des Grundstoff- u Produktions-

auter~werbes . 1985=100 86,3 87,9 93,4 91,9 91,9 91,7 91,3 91,4 93,4 94,9 
ar . 1neralolerzeu~nisse 1985=100 62,5 58,4 68,8 67,4 67,1 66,1 65,2 65,7 75,1 80,9 

Eisen und Stah 1985=100 91,8 94,3 99,5 98,6 98,5 98,4 98,5 98,2 98,1 98,1 
Chemische Erzeugnisse 1985=100 91,1 92,5 95,2 93,1 93,3 93,4 93,3 93,0 92,8 92,9 

Erz des lnvest1t1onsguter produzieren-
den Gewerbes 1985=100 103,8 105,5 107,8 109,7 110,3 110,5 110,7 110,9 111,1 111,3 
dar .. Masch1nenbauerzeugnisse4) 1985=100 106,4 109,0 112,4 115,4 116,3 116,8 117,1 117,4 117,5 117,7 

Straßenfahrzeuge 5) 1985=100 106,0 108,5 111,0 113,4 113,6 113,7 113,7 113,7 114,4 114,5 

~:;;~r-~tßfehth~cuhn8d EM:t~T1::~:n 1985=100 101,4 102,3 103,5 104,5 105,0 105,0 105,2 105,3 105,5 105,6 
1985=100 101,6 103,4 106,8 108,4 109,0 109,3 109,6 109,9 110,0 110,0 

Erz des Verbrauchsguter produzieren-
den Gewerbes 1985=100 101,9 103,8 106,5 108,2 108,4 108,8 108,9 109,2 109,4 109,6 
dar Textilien 1985=100 99,2 99,6 101,6 102,8 102,9 102,8 102,8 102,9 102,8 102,8 

Bekleidung 1985=100 103,3 104,7 106,6 108,2 108,2 108,6 108,8 109,1 109,5 109,8 
Erz des Nahrungs- und Genußmittel-

gewerbes 1985=100 96,8 98,0 100,4 100,4 100,6 100,7 100,7 100,7 100,8 100,7 

Preisindizes für Bauwerke 
Wohngebaude 6) 1980=100 118,6 121,2 125,5 133,0 134,7 
Burogebaude 1) 1980=100 120,5 123,3 127,8 134,7 136,4 
Landw1rtschaftl1che Betriebs-

gebaude 1) 1980=100 117,0 119,4 123,7 131,8 133,5 
Gewerbliche Betnebsgebaude 1) 1980=100 120,5 123,0 127,2 134,5 136,5 
Straßenbau6) . . . 1980=100 105,8 107,0 109,2 115,9 117,1 
Brucken 1m Straßenbau6) 1980=100 112,5 114,6 118,4 125,4 126,9 

Index der Großhandelsverkaufs-
preiset) 1985=100 89,2 89,9 94,5 94,7 95,0 95,3 95,0 94,7 95,5 95,8 
dar Großhandel mit Nahrungsmitteln, 

Getranken, Tabakwaren 1985=100 93,7 93,4 96,4 98,9 99,5 100,0 100,1 100,0 98,2 96,9 

Index der Emzelhandelspreise6) ..... 1980= 100 117,8 118,5 121,1 123,0 123,3 123,9 123,8 123,4 123,8 124,1 
dar Mit Nahrungsmitteln, Getranken, 

Tabakwaren 1980=100 116,1 116,2 119,1 122,2 123,2 124,5 124,4 123,4 122,8 122,4 

Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte 1985=100 100,1 101,4 104,2 106,3 106,5 106,7 106,8 106,8 107,1 107,5 
Nahrungsmittel, Getranke, 

Tabakwaren 1985=100 100,1 100,3 102,6 105,3 105,9 106,3 106,2 105,9 105,6 105,3 
Bekleidung, Schuhe 1985=100 103,2 104,5 106,0 106,9 107,0 107,2 107,2 107,3 107,4 107,8 
Wohnungsmieten, Energ1e7) 1985=100 96,7 97,7 101,1 103,2 103,5 103,7 103,7 104,0 105,2 105,7 

Wohnungsmieten 1985=100 103,4 105,6 108,8 111,3 111,7 112,0 112,3 112,7 113,1 113,4 
Energ1e7) 1985=100 80,3 78,1 82,0 83,5 83,4 83,1 82,7 82,6 85,9 87,0 

Mobel, Haushaltsgerate und andere 
Guter fur die Haushaltsfuhrung 1985=100 102,2 103,3 104,9 106,5 106,8 107,1 107,2 107,5 107,6 107,7 

Guter f die Gesundheits- und 
Korperpflege 1985=100 103,2 104,7 108,6 109,9 110,0 110,1 110,3 110,3 110,4 110,6 

Guter f. Verkehr u Nachnchtenuberm1tt-
lung 1985=100 97,4 98,9 103,3 104,6 104,7 104,7 104,8 104,8 106,5 108,3 

Guter f Bildung, Unterhaltung, Fre1ze1t8) 1985=100 101,6 102,7 103,8 106,5 105,8 106,1 106,0 105,7 105,6 105,8 
Guter f d personllche Ausstattung, Dienst-

le1stungen des Beherbergungs-
1985= 100 110,0 113,1 115,9 115,9 115,8 116,1 116,1 114,7 gewerbes sowie Guter sonstiger Art 106,0 114,7 

4-Pers -Haush v Beamten und Angestellten 
mit hoherem Einkommen 1985=100 100,6 102,1 104,9 107,0 107,2 107,4 107,5 107,5 107,7 108,1 

4-Pers -Haush. von Arbeitern 
u Angest mit mittlerem Einkommen 1985=100 99,9 101,0 103,9 106,0 106,2 106,4 106,5 106,5 106,9 107,4 

2-Pers -Haushalte v Renten- u Soz,alh1lfe-
empfangern mit geringem Einkommen 1985=100 100,0 101,0 104,0 106,4 106,7 107,0 107,1 107,0 107,2 107,8 

Einfache Lebenshaltung eines Kindes9) 1985=100 100,8 101,8 104,6 107,0 107,8 108,7 108,5 107,8 107,7 107,6 

Index der Einfuhrpreise 1985=100 79,8 80,8 84,4 82,4 81,8 81,1 80,6 80,6 81,9 
dar. Guter aus EG-Landern 1985=100 84,0 84,6 87,9 87,0 86,6 85,9 85,5 85,4 86,5 

Guter aus Dnttlandern 1985=100 75,5 76,8 80,7 77,7 76,9 76,2 75,6 75,6 77,3 

Index der Ausfuhrpreise .. 1985=100 97,3 99,3 102,1 101,9 102,1 102,1 102,2 102,3 102,3 
dar.: Guter !ur EG-Lander 1985=100 96,2 98,1 100,7 100,3 100,5 100,6 100,7 100,8 100,8 

Guter fur Dnttlander 1985=100 98,3 100,6 103,5 103,4 103,6 103,6 103,7 103,7 103,7 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer bzw ohne Einfuhrumsatzsteuer - 3) Fert1gerzeugn1sse nach ihrer vorwiegenden Verwendung - 4) Einschl Acker-
schleppern - 5) Ohne Ackerschlepper - 6) Einschl Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 7) Ohne Kraftstoffe - 8) Ohne 01enstle1stungen des Gastgewerbes - 9) Aufgrund eines Bedarfsschemas !ur 
1976, nach der Pre1sentw1cklung auf 1985 hochgerechnet 
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Statistische Monatszahlen 
Veränderungen in % 

Vergleich zum 

VorJahr VorJahresmonat Vormonat 
Gegenstand 1987 1988 1989 Juni 90 Juli 90 Aug 90 Sept 90 Juni 90 Jul, 90 Aug 90 Sept 90 

der Nachwe1sung 
gegenuber gegenuber gegenuber 

1986 1987 1988 Juni 89 Jul, 89 Aug 89 Sept 89 Ma, 90 Jun, 90 Jul, 90 Aug 90 

Preise 
Index der Einkaufspreise 1) land-
wirtschaftlicher Betriebsmittel - 3,8 + 1,2 + 5,5 - 0,9 - 1,5 - 2,7p - 0,5 - 0,5 - 0,8p 
Waren und D1enstle1stungen fur die 

4,4p 0,6 0,8 1,2p laufende Produktion . - 5,3 + 0,9 + 6,4 - 2,1 - 3,1 - - - - .. 
Neubauten und neue Maschinen + 2,0 + 2,1 + 2,5 + 3,8 + 4,0 + 3,8p ± 0,0 + 0,4 + 0,1 p 

Index der Erzeugerpreise 1) land-
wirtschaftlicher Produkte . - 2,8 + 0,1 + 8,7 - 2,0 - 3,6p - 9,6p - 0,1 - 0,8p - 4,3p 
Pflanzliche Produkte + 0,6 - 2,9 + 1,6 + 1,4 + 0,8 + 0,3 - 1,8 - 1,4 - 2,8 
T1ensche Produkte - 4,1 + 1,3 + 11,6 - 3,2 - 5,3p - 13,0p + 0,6 - 0,6p - 4,9p 

Index der Erzeugerpreise 1 J forst-
wirtschaftlicher Produkte - 1,2 + 0,1 + 8,7 + 11,4 + 5,9 - 1,4 - 2,9 

Index der Grundstoffpreise 2) - 4,8 + 2,5 + 5,4 - 4,1 - 3,4 - 2,2 - 0,6 - 0,3 + 1,8 
lnland1sche Grundstoffe - 2,9 + 3,1 + 4,4 - 0,8 - 1,2 - 1,7 - 0,2 - 0,5 + 0,1 
Importierte Grundstoffe - 8,2 + 1,5 + 7,1 - 9,9 - 7,6 - 3,2 - 1,3 + 0,1 + 5,3 

Index der Erzeugerr,reise gewerb-
licher Produkte (In andsabsatz) 1) - 2,5 + 1,3 + 3,1 + 1.6 + 1,4 + 1,9 + 2,1 ± 0,0 - 0,1 + 0,6 + 0,4 
lnvest1t1onsguter 3) + 2,2 + 2,0 + 2,5 + 2,9 + 3,0 + 3,3 + 3,2 + 0,2 + 0,3 + 0,3 + 0,1 
V';,'~daG~~~i~;[iJ~~le Nahrungs- + 0,3 + 0,4 + 4,8 + 0,7 + 1,5 + 4,1 + 5,1 ± 0,0 + 0,3 + 2,4 + 1,5 
Elektnz1tat, Fernwarme 

und Wasser + 1,4 + 1,0 + 1,0 - 0,2 - 2,1 - 2,1 - 2,1 ± 0,0 - 1,9 + 0,0 + 0,0 
Bergbauliche Erzeugnisse . - 28,5 - 2,8 + 3,5 + 17,5 + 13,7 + 13,4 + 13,3 - 0,1 - 0,1 + 0,0 + 0,3 
Erzeugnisse des Verarbeitenden 

0,1 0,7 0,5 Gewerbes . - 0,4 + 1,6 + 3,4 + 0,8 + 1, 1 + 1,7 + 1,9 ± 0,0 + + + 
Erz des Grundstoff- u Produktions-

8uter~werbes . . - 3,1 + 1,9 + 6,3 - 2,7 - 1,5 + 0,2 + 1,4 - 0,4 + 0,1 + 2,2 + 1,6 
ar 1neralolerzeu~rnsse - 6,6 - 6,6 + 17,8 - 5,8 - 2,2 + 11,8 + 16,4 - 1,4 + 0,8 + 14,3 + 7,7 

Eisen und Stah - 6,1 + 2,7 + 5,5 - 1,5 - 1,4 - 1,5 - 1,4 + 0,1 - 0,3 - 0,1 + 0,0 
Chemische Erzeugnisse - 2,9 + 1,5 + 2,9 - 2,7 - 2,3 - 2,5 - 1,9 - 0,1 - 0,3 - 0,2 + 0,1 

Erz des lnvest1t1onsguter produzieren-
0,2 den Gewerbes . . . . . . . + 1,7 + 1,6 + 2,2 + 2,6 + 2,6 + 2,9 + 2,9 + 0,2 + + 0,2 + 0,2 

dar. Maschinenbauerzeugnisse4) + 2,9 + 2,4 + 3,1 + 4,1 + 4,1 + 4,2 + 4,2 + 0,3 + 0,3 + 0,1 + 0,2 
Straßenfahrzeuge 5) + 2,7 + 2,4 + 2,3 + 2,3 + 2,2 + 3,2 + 3,2 + 0,0 ± 0,0 + 0,6 + 0,1 
Elektrotechnische Erzeugnisse + 0,7 + 0,9 + 1,2 + 1,6 + 1,8 + 1,8 + 1,7 + 0,2 + 0,1 + 0,2 + 0,1 
Eisen-, Blech- und Metall-

waren + 0,6 + 1,8 + 3,3 + 2,4 + 2,5 + 2,5 + 2,5 + 0,3 + 0,3 + 0,1 ± 0,0 
Erz. des Verbrauchsguter produzieren-

den Gewerbes + 0,9 + 1,9 + 2,6 + 2,2 + 2,2 + 2,4 + 2,4 + 0,1 + 0,3 + 0,2 + 0,2 
dar Text1l1en - 0,4 + 0,4 + 2,0 + 1,1 + 0,9 + 0,7 + 0,6 ± 0,0 + 0,1 - 0,1 ± 0,0 

Bekleidung + 1,2 + 1,4 + 1,8 + 2,4 + 2,3 + 2,3 + 2,4 + 0,2 + 0,3 + 0,4 + 0,3 
Erz des Nahrungs- und Genußmittel-

gewerbes - 2,3 + 1,2 + 2,4 + 0,1 - 0,1 ± 0,0 - 0,5 ± 0,0 ± 0,0 + 0,1 - 0,1 
Preisindizes fur Bauwerke 
Wohngebaude6) + 2,1 + 2,2 + 3,5 + 6,7 + 1,3•) 
Burogebaude 1 / + 2,3 + 2,3 + 3,6 + 6,1 + 1,3•) 
Landwirtschaft 1che Betnebs-

gebaude 1) . + 1,8 + 2,1 + 3,6 + 7,3 + 1,3•) 
Gewerbliche Betnebsgebaude 1) + 2,2 + 2,1 + 3,4 + 6,6 + 1,5•) 
Straßenbau6J . + 1,0 + 1,1 + 2,1 + 6,7 + 1,0•) 
Brucken ,m Straßenbau 6) + 1,5 + 1,9 + 3,3 + 6,5 + 1,2•) 

Index der Großhandelsverkaufs-
preise1) - 3,7 + 0,8 + 5,1 - 0,2 + 0,4 + 1,5 + 0,7 - 0,3 - 0,3 + 0,8 + 0,3 

dar Großhandel mit Nahrungsmitteln, 
Getranken, Tabakwaren - 4,6 - 0,3 + 3,2 + 2,4 + 3,7 + 2,4 - 0,3 + 0,1 - 0,1 - 1,8 - 1,3 

Index der Einzelhandelsr,reise6) + 0,4 + 0,6 + 2,2 + 1,7 + 1,6 + 2,1 + 2,4 - 0,1 - 0,3 + 0,3 + 0,2 
dar.· Mtt Nahrungsmitte n, Getranken, 

Tabakwaren - 0,7 + 0,1 + 2,5 + 3,0 + 2,7 + 2,9 + 2,7 - 0,1 - 0,8 - 0,5 - 0,3 

Preisindex fur die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte + 0,2 + 1,3 + 2,8 + 2,3 + 2,4 + 2,8 + 3,0 + 0,1 ± 0,0 + 0,3 + 0,4 
Na~~~~~;.,';;';~t~I, Getranke, - 0,5 + 0,2 + 2,3 + 2,9 + 2,9 + 3,2 + 2,8 - 0,1 - 0,3 - 0,3 - 0,3 
Bekleidung, Schuhe + 1,3 + 1,3 + 1,4 + 1,1 + 1,3 + 1,3 + 1,5 + 0,0 + 0,1 + 0,1 + 0,4 
Wohnungsmieten, Energie 7) - 1,2 + 1,0 + 3,5 + 3,0 + 3,2 + 4,0 + 3,9 + 0,0 + 0,3 + 1,2 + 0,5 

Wohnun1sm1eten + 1,6 + 2,1 + 3,0 + 3,3 + 3,4 + 3,6 + 3,7 + 0,3 + 0,4 + 0,4 + 0,3 
Energ1e7 . - 9,3 - 2,7 + 5,0 + 2,0 + 2,1 + 5,3 + 5,2 - 0,5 - 0,1 + 4,0 + 1,3 

Mobel, Haushaltsgerate und andere 
Guter fur die Haushaltsfuhrung + 1,1 + 1,1 + 1,5 + 2,2 + 2,4 + 2,2 + 2,2 + 0,1 + 0,3 + 0,1 + 0,1 

Guter f die Gesundheits- und 
Korperpflege .. 

Guter f Verkehr u Nachnchtenuber-
+ 1,8 + 1,5 + 3,7 + 1,6 + 1,5 + 1.6 + 1,7 + 0,2 ± 0,0 + 0,1 + 0,2 

m1ttlung + 1,0 + 1,5 + 4,4 + 0,8 + 1.3 + 3,3 + 5,0 + 0,1 ± 0,0 + 1,6 + 1,7 
Guter f. Bildung, Unterhaltung, 

Fre1ze1t8) + 0,7 + 1,1 + 1,1 + 2,4 + 2,2 + 2.1 + 2,2 - 0,1 - 0,3 - 0,1 + 0,2 
Guter f d personhche Ausstattung, Dienst-

~~srtb~l~~~~i cf u0t~~~oe;i~;ltÄ~- + 2,3 + 3,8 + 2,8 + 2,4 + 2,3 + 1,1 + 1,1 + 0,3 ± 0,0 - 1,2 ± 0,0 
4-Pers -Haush v Beamten und Angest 

mit hoherem Einkommen + 0,5 + 1,5 + 2,7 + 2,3 + 2,4 + 2,7 + 2,9 + 0,1 ± 0,0 + 0,2 + 0,4 
4-Pers -Haush von Arbe1-

tern u Angest m,t m,ttl Einkommen + 0,1 + 1,1 + 2,9 + 2,3 + 2,4 + 2,9 + 3,2 + 0,1 ± 0,0 + 0,4 + 0,5 
2-Pers -Haushalte v Renten- u. Sozial-

h1lfeempf mit geringem Einkommen - 0,3 + 1,0 + 3,0 + 2,7 + 2,7 + 3,1 + 3,1 + 0,1 - 0,1 + 0,2 + 0,1 
Einfache Lebenshaltung eines Kindes 9) + 0,6 + 1,0 + 2,8 + 2,8 + 2,7 + 3,0 + 2,8 - 0,2 - 0,6 - 0,1 - 0,1 

Index der Einfuhrpreise ......... - 5,3 + 1,3 + 4,5 - 5,4 - 3,9 - 2,7 - 0,6 ± 0,0 + 1,6 .. 
dar„ Guter aus EG-Landern - 3,9 + 0,7 + 3,9 - 3,1 - 2,1 - 1,1 - 0,5 - 0,1 + 1,3 .. 

Guter aus Dnttlandern - 7,0 + 1,7 + 5,1 - 7,8 - 6,0 - 4,2 - 0,8 ± 0,0 + 2,2 .. 

Index der Ausfuhrpreise .... - 0,9 + 2,1 + 2,8 - 0,4 - 0,1 - 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,0 
dar Guter fur EG-Lander - 1,4 + 2,0 + 2,7 - 0,4 - 0,1 - 0,2 + 0,1 + 0,1 + 0,0 

Guter fur Dnttlander - 0,5 + 2,3 + 2,9 - 0,3 - 0,1 - 0,1 + 0,1 ± 0,0 + 0,0 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer bzw ohne E,nfuhrumsatzsteuer - 3) Fertigerzeugnisse nach ihrer vorwiegenden Verwendung - 4) Einschl Acker-
schleppern - 5) Ohne Ackerschlepper - 6) Einschl Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 7) Ohne Kraftstoffe - 8) Ohne o,enstleistungen des Gastgewerbes. - 9) Aufgrund eines Bedarfsschemas fur 1976, 
nach der Preisentwicklung auf 1985 hochgerechnet 
a) August 1990 gegenuber Ma, 1990 
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Statistische Monatszahlen 
Bevölkerungsstand und Bevölkerungsbewegung 

Gegenstand 19895) 19905) 19905) 
E1nhe1t 1987 1988 19895) der Nachwe1sung 

2 VJ 3 VJ 4 VJ 1 VJ Juni Juli Aug 

Absolute Zahlen 

Bev<ilkerungsstand 1000 61 238 61 715 626797) 61 9907) 62 2607) 626797) 
dar Auslander 1) 1000 4241 4489 4846 4846 

Natlirhche Bevolke-
rungsbewegung 
Eheschließungen Anzahl 382 564 397 738 398 6087) 121904 130609 92151 56819 49455 38915 51 749 
Ehescheidungen Anzahl 129 850 128 729 
Lebendgeborene Anzahl 642010 677 259 681 5377) 167 985 179319 175 038 167144 56487 65933 66954 

dar. Auslander Anzahl 67191 73518 798687) 20440 20907 21489 18584 ... ... 
N1chtehellch Lebend-

geborene Anzahl 62358 67 957 69 6687) 16690 18293 18790 16930 
Gestorbene2) Anzahl 687 419 687 516 697 7307) 169412 162621 187 937 189318 54130 56890 56291 

dar Auslander Anzahl 8030 8598 86957) 2149 2073 2472 2210 
Gestorbene 1m 

1 LebensJahr Anzahl 5318 5080 50747) 1186 1180 1 370 1 242 
Totgeborene Anzahl 2485 2398 2 3687) 607 618 605 555 211 217 212 
Uberschuß der Ge-

borenen (+) bzw 
Gestorbenen (-) Anzahl - 45409 - 10257 -161937) - 1427 + 16698 -12899 -22174 + 2357 + 9043 + 10663 
Deutsche .. Anzahl -104570 - 75177 -87 3667) - 19718 - 2136 -31916 -38 548 
Auslander Anzahl + 59161 + 64920 +711737) + 18291 + 18834 + 19017 + 16 374 

Wanderungen 3) 

Zuzuge Anzahl 617 037 903892 283 302 426445 
dar Auslander Anzahl 473 341 648 550 174 737 243 924 

Fortzuge Anzahl 401 256 421 947 112464 174165 
dar Auslander Anzahl 334204 359089 91 310 138901 

Uberschuß der Zu- (+) 
bzw Fortzuge (-) Anzahl +215 781 +481 945 +170838 +252 280 

dar Auslander Anzahl +139137 +289461 + 83427 +105023 

Verhältniszahlen 

Bev<ilkerungsstand 
Auslanderl) O/o der Bevolkerung 6,9 7,3 7,7 7.7 

Natlirliche Bevolke-
rungsbewegung 
Eheschließungen Je 1 000 Einwohner 6,3 6,5 6.4 7,9 8.4 5,9 9,6 7,3 9,6 
Ehescheidungen Je 1 0 000 Einwohner 21,2 21.0 
Lebendgeborene Je 1 000 Einwohner 10,5 11,0 11,0 10,9 11,5 11,1 11,0 12,3 12.4 

dar Auslander Je 1 000 Auslander 15,8 16,3 16,5 17,6 .. 
% aller Lebendgeb 10,5 10,9 11,7 12,2 11,7 12,3 

Zusammengefaßte 
Geburtenz1ffer4) 1 368 1413 14446) 14236) 1 4396) 14966) 

N1chtehellch Lebend-
geborene % aller Lebendgeb 9.7 10,0 10,2 9,9 10,2 10.7 

Gestorbene2) Je 1 000 Einwohner 11,2 11,2 11,3 11,0 10.4 12,0 10,5 10,6 10.4 
dar Auslander Je 1 000 Auslander 1,9 1.9 1,8 2,0 

Gestorbene 1m 
1 LebensJahr % aller Lebendgeb 0,8 0,8 0,7 0,7 0,7 0,8 .. 

Wanderungen3) 
Zuzuge 

dar Auslander % aller Zuzuge 76.7 71,8 61,7 57,2 
Fortzuge 

dar Auslander % aller Fortzuge 83,3 85,1 81.2 79,8 

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres in % 

Bevölkerungsstand % + 0,2 + 0,8 + 1.6 + 0,9 + 1,1 + 1,6 
dar Auslander 1) % - 6,0 + 5.8 + 8,0 + 8,0 

Natilrliche Bev<ilke-
rungsbewegung 
Eheschließungen % + 2,8 + 4,0 + 0,0 + 5,7 - 7,6 + 4.7 + 7,3 + 11.6 + 2,0 + 9,0 
Ehescheidungen % + 6,0 - 0,9 
Lebendgeborene % + 2.6 + 5,5 + 0,6 + 1,5 + 0,6 + 2,8 + 5.0 + 0,6 + 8,5 + 5,7 

dar Auslander % + 14,6 + 9.4 + 8,6 + 10.4 + 8,3 + 9,9 + 9.1 
Gestorbene2) % - 2.1 + 0,0 + 1.5 - 0.4 - 0.7 + 2,8 + 6.5 - 0,8 + 4,3 + 3,8 

Wanderungen 3) 

Zuzuge . % + 3,1 + 4,6 + 49,5 + 45.4 
dar Auslander % - 1.3 + 3.7 + 25,7 + 15,2 

Fortzuge . % - 2,2 + 5,2 + 32,6 + 29.4 
dar Auslander % - 4.0 + 7.4 + 29,9 + 20,2 

1) Ergebnisse der Auszahlungen des Auslanderzentralregisters - 2) Ohne Totgeborene - 3) Uberd1e Grenzen des Bundesgebietes, ab 1988 ohne ungeklart und ohne Angabe - 4)Summe der altersspezihschen 
Geburtenz,lfern S1e gibt an, w1ev1ele Kinder 1 000 Frauen 1m laufe ihres Lebens zur Welt bringen wurden, wenn die gegenwart1gen Geburtenverhaltnisse konstant blieben - 5) Vorlauf1ges Ergebnis -
6) Geschatzt nach Calot. Verfahren (siehe W1Sta 8/1981. S 549 ff ) - 7) Endgult1ges Ergebnis 
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Statistische Monatszahlen 
Entstehung und Verwendung des Sozialprodukts, Volkseinkommen 1 ) 

Jahreszahlen V 1ertelJa h resza h len 

Gegenstand 1989 1990 
der Nachwe1sung 1986 1987 1988 1989 

2 V1 3 VJ 4 V1 1 V1 2 VJ 

in jeweiligen Preisen 
Mill.DM 

Entstehung des Sozialprodukts 
Bruttowertschopfung 2) 1 796 370 1859510 1960770 2 074 950 507 370 522 090 559160 525 460 542 560 

Land- und Forstwirtschaft, F1schere1 33660 30460 33110 36110 4480 16 610 11440 4140 4960 
Warenproduz1erendes Gewerbe 787 980 796 860 831600 883 250 222 930 216 920 234250 228 900 236 760 
Handel und Verkehr 286 570 298 200 311 850 329 330 81 960 81 680 87 840 82 630 85 570 
D 1enstle1stu ngsu ntern ehm en 514 690 547 920 592 800 630 230 153 850 160800 163 540 163 710 167 880 
Staat. private Haushalte 3) 257 160 268 340 276490 285 220 66 240 68480 84900 69 280 70890 

Bruttoinlandsprodukt 4) 1 931420 2 003 750 2 110 680 2 235 580 546 060 560490 602 550 567 230 583 240 

Verwendung des Sozialprodukts 
Privater Verbrauch 1 068610 1 110300 1154280 1 211 300 298 680 299 890 328 050 303 770 317 580 
Staatsverbrauch 382 720 397 510 412 650 418 960 98 280 101 330 123 210 101 350 104120 
An lage1 nvest1t1on en 377 390 389 970 415 980 458410 117 310 115 650 130060 109190 130 650 

Ausrustungen 161 380 170490 184 880 207 620 50790 48 980 65 210 49 860 56820 
Bauten 216010 219480 231100 250 790 66 520 66670 64850 59330 73830 

Vorratsveranderung 1 500 4390 18130 29180 2 580 17 860 - 8970 17 010 2150 
Außenbeitrag (Ausfuhr minus Einfuhr) 114980 113430 122 160 143 450 35 550 32170 37 250 40480 35 800 

Ausfuhr 5) 638 230 639 330 687 860 787 110 200 760 192 950 204440 209000 206420 
E,nfuhr5) 523 250 525 900 565 700 643 660 165 210 160 780 167190 168 520 170620 

Brutto so z I a l p rod u kt 1945200 2 015 600 2 123 200 2261300 552400 566 900 609 600 571 800 590300 

Volkseinkommen 
insgesamt 1 509 460 1 565 290 1653240 1 751 810 427 420 439 080 476 330 441250 456 840 

dar Einkommen aus unselbstand1ger 
Arbeit 1 041350 1083440 1126040 1176640 285 430 289 960 331 990 287 010 307 430 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres m 0/o 
Bruttowertschopfung 2) 5,8 3,5 5,4 5,8 6,8 5,3 5,3 8,0 6,9 

Land- und Forstwirtschaft, F1schere1 4,4 - 9,5 8,7 9,1 20,1 2,7 8,3 15,6 10,7 
Warenproduz1erendes Gewerbe 5,7 1,1 4,4 6,2 8,1 5,5 5,5 9,4 6,2 
Handel und Verkehr 4,2 4,1 4,6 5,6 7,2 4,8 5,1 6,1 4,4 
D 1enstle1stu n gs unternehmen 6,1 6,5 8,2 6,3 5,9 6,4 6,1 7,7 9,1 
Staat, private Haushalte 3) 5,4 4,3 3,0 3,2 2,3 3,2 3, 1 5,6 7,0 

Brutto, n I and sprod u kt 4) 5,5 3,7 5,3 5,9 6,7 5,3 5,5 7,7 6,8 

Privater Verbrauch 2,9 3,9 4,0 4,9 5,7 4,1 5,1 6,7 6,3 
Staatsverbrauch 4,7 3,9 3,8 1,5 1,6 1,9 0,0 5,4 5,9 
An lage1nvest1t1onen 4,6 3,3 6,7 10,2 10,7 7,8 10,2 14,5 11,4 
Ausfuhr5) - 1,4 0,2 7,6 14,4 19,4 13,2 10,1 10,6 2,8 
Einfuhr 5) - 7,8 0,5 7,6 13,8 18,7 10,4 13,9 12,0 3,3 
B ruttosoz I a I p rod u kt 5,5 3,6 5,3 6,5 7,2 5,7 6,0 7,4 6,9 

Volkseinkommen 6,3 3,7 5,6 6,0 7,0 4,9 5,2 7,9 6,9 
dar Einkommen aus unselbstand1ger 

Arbeit 5,1 4,0 3,9 4,5 4,2 4,4 4,4 6,6 7,7 

in Preisen von 1980 
Mill.DM 

Entstehung des Sozialprodukts 
Bruttowertschopfung 2) 1492390 1 511 750 1 568 220 1 620 590 401 230 409 670 422 340 407 220 414 670 

Land- und Forstwirtschaft. F1schere1 36680 33890 36 240 35 930 3870 17410 11 560 3 970 4860 
Warenproduz1erendes Gewerbe 636 780 624880 642 950 671 580 169 900 163 720 176 860 172140 174470 
Handel und Verkehr 252 700 261 480 271 020 280 600 70070 69180 74730 69 660 72230 
D 1en stle1stu ng su nterneh men 414590 440070 466490 482 010 119 840 121 910 121 680 123 900 125 730 
Staat, private Haushalte 3) 218 900 222160 225 350 226 980 56 730 56 730 56670 57 530 57 540 

Brutto, n landsprod u kt 4) 
insgesamt 1 603210 1630180 1 690490 1 745 660 431 290 439 930 455 090 439440 445 560 
Je Erwerbstat,gen (1970 = 100) 140 141 145 148 147 149 153 148 148 

Verwendung des Sozialprodukts 
Pnvater Verbrauch 893 390 922 600 947 480 963 850 236 160 238 030 261190 238 100 246 500 
Staatsverbrauch 323400 328420 335 920 332 870 81 940 82330 87 700 82 330 83110 
An lageinvest1t10 nen 325 400 332400 349 350 374290 95 860 94170 105 590 87 420 102 640 

Ausrustungen 135 850 143400 154200 169 220 41 250 39 790 53160 40590 45 600 
Bauten 189 550 189000 195150 205 070 54610 54380 52430 46830 57 040 

Vorratsveran deru ng 3 920 5 370 15 520 22370 2 950 15040 - 10380 14650 3410 
Außenbeitrag (Ausfuhr minus Einfuhr) 68590 51 010 52230 72620 19 390 15430 16500 20500 15 340 

Ausfuhr 5) 545 930 551 070 582 280 649 150 165180 158 210 167 750 173 380 168 920 
E,nfuhr5) 477 340 500060 530050 576 530 145 790 142 780 151 250 152 880 153 580 

B ruttosoz1al prod u kt 1614700 1639800 1700500 1 766 000 436 300 445 000 460 600 443000 451 000 

Veränderung gegenuber dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres in % 
Bruttowertschopfung 2) 2,3 1,3 3,7 3,3 4,5 2,7 2,6 5, 1 3,3 

Land- und Forstwirtschaft. F1schere1 8,5 - 7,6 6,9 - 0,9 - 0,8 - 5,8 2,7 28,5 25,6 
Warenproduz1erendes Gewerbe 0,4 - 1,9 2,9 4,5 6,3 3,4 3,7 6,9 2,7 
Handel und Verkehr 2,8 3,5 3,6 3,5 5,3 3,3 2,5 4,6 3,1 
D 1enstle1stu n gs unternehmen 5,5 6, 1 6,0 3,3 3,6 3,6 2,3 4,5 4,9 
Staat, private Haushalte 3) 1,9 1,5 1,4 0,7 0,8 0,6 0,6 1,2 1,4 

Bruttoinlandsprodukt 4) 
insgesamt 2,3 1,7 3,7 3,3 4,3 2,6 2,7 4,8 3,3 
Je Erwerbstat1gen 0,9 1,0 2,9 1,9 2,9 1,2 1,2 2,5 0,8 

Privater Verbrauch 3,4 3,3 2,7 1,7 2,2 1,1 1,9 4,2 4,4 
Staatsverbrauch 2,6 1,6 2,3 - 0,9 - 0,2 - 0,6 - 2,9 1,8 1,4 
Anlagemvest1t1onen 3,3 2,2 5, 1 7, 1 7,3 4,6 7,3 11,1 7,1 
Ausfuhr5) 0,0 0,9 5,7 11,5 15,4 10,2 8,2 9,7 2,3 
E,nfuhr5) 3,5 4,8 6,0 8,8 11,0 6,2 10,9 11,8 5,3 
Brutto so21 a I p rod u kt 2,3 1,6 3,7 3,9 4,7 3,0 3,2 4,5 3,4 

1) Ab 1988 vorlauf1ges Ergebnis (Rechenstand September 1990) - 2) Bere1ntgte Bruttowertschopfung = Summe der Bruttowertschopfung der W1rtschaftsbere1che nach Abzug der unterstellten Ent-
gelte fur Bankd1enstle1stungen - 3) Einschl privater Organ1sat1onen ohne Erwerbszweck - 4) Das Bruttoinlandsprodukt ergibt sich aus der Bruttowertschopfung insgesamt zuzugl1ch der n 1chtabz1eh-
baren Umsatzsteuer und der Einfuhrabgaben - 5) Waren und D1enstle1stungen einschl Erwerbs- und Vermogense1nkommen 
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Bevölkerung 

Jahr 

Zum Aufsatz: ,,'Singles' - Versuch einer Beschreibung" 
Bevölkerung in Privathaushalten nach Geschlecht 

Bevolkerung ,n Privathaushalten 

insgesamt Manner 

darunter darunter 

Frauen 

darunter 

insgesamt ,n zusammen ,n zusammen ,n 
Einpersonen- Einpersonen- E,npersonen-

haushalten haushalten haushalten 

1 000 
1 

% 1 000 
1 

% 1 000 1 % 

1972 61 155 6 014 9,8 29 270 1 741 5,9 31 885 4 273 13,4 

1973 61 466 6 071 9,9 29 454 1 692 5,7 32 012 4 379 13,7 

1974 61 474 6 431 10,5 29 402 1 849 6,3 32 072 4 582 14,3 

1975 61 424 6 554 10,7 29 313 1 870 6,4 32 110 4 684 14,6 

1976 61 101 6 867 11.2 29 129 1 995 6,8 31 972 4 872 15,2 

1977 61 093 7 062 11.6 29 142 2 088 7,2 31 950 4 975 15,6 

1978 60 999 7 093 11,6 29 063 2 098 7,2 31 936 4 995 15,6 

1979 60 996 7 353 12,1 29 074 2 195 7,5 31 922 5 158 16,2 

1980 61 242 7 493 12,2 29 267 2 298 7,9 31 975 5 195 16,2 

1981 61 396 7 730 12,6 29 375 2 389 8,1 32 021 5 340 16,7 

1982 61 394 7 926 12,9 29 386 2 507 8,5 32 008 5 419 16,9 

1985 61 038 8 863 14,5 29 169 3 107 10,7 31 869 5 755 18,1 

1986 61 234 9 177 15,0 29 319 3 256 11,1 31 915 5 921 18,6 

1987 61 456 9 354 15,2 29 541 3 382 11,4 31 915 5 971 18,7 

1988 61 614 9 563 15,5 29 741 3 486 11,7 31 874 6 077 19,1 

1989 62 092 9 805 15,8 30 012 3 608 12,0 32 079 6 193 19,3 

Einpersonenhaushalte nach Altersgruppen 
Prozent11 

E,npersonenhaushalte rnsgesamt Darunter: Frauen 
rm Alter von brs unter Jahren rm Alter von bis unter Jahren 

Jahr 

1 1 1 1 1 1 

unter 25 -45 45 - 65 65 unter 25 -45 45 - 65 65 
25 und mehr 25 und mehr 

1972 8,6 17,6 30,2 43,7 5,7 8,2 34,6 51,4 

1973 7,9 16,9 29,2 45,9 5,3 7,9 33,2 53,6 

1974 8,6 17,3 27,7 46,4 6,0 7,8 31.7 54,5 

1975 8,5 17,3 26,8 47,4 6,3 8,0 30,3 55,4 

1976 9, 1 17,6 25,8 47,5 6,7 8,4 28,9 56, 1 

1977 9,0 18,6 24,5 47,9 6,7 9,2 27,2 56,9 

1978 9,4 19,0 23,1 48,4 7,0 9,8 25,3 57,9 

1979 10,2 19,3 22,7 47,9 7,6 9,9 24,8 57,7 

1980 10,2 20,3 21,3 48,2 7,7 10,6 22,7 59,0 

1981 10,6 21,0 21,4 47,0 8,1 11.1 22,5 58,2 

1982 10,6 21.7 22,0 45,8 8,3 11,6 22,9 57,2 

1985 11,3 24,2 23,1 41.4 9,1 14,1 22,9 53,9 

1986 11,8 25,3 22,3 40,7 9,7 14,7 21.8 53,8 

1987 11,2 26,2 21,9 40,8 9,3 15,6 20,6 54,5 

1988 11,2 26,7 21,8 40,3 9,3 16,0 20,4 54,3 

1989 10,9 27,6 21,8 39,8 9,1 16,8 20,0 54,1 

1) Bezogen auf alle Einpersonenhaus halte bzw Ernpersonenhaushalte von Frauen eines Jahres 
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Einpersonenhaushalte nach Familienstand 
Prozent,) 

Einpersonenhaushalte insgesamt Darunter: Frauen 

Jahr 

1 

verheiratet, 

1 1 1 

verheiratet, 

1 1 

ledig getrennt geschieden verwitwet ledig getrennt geschieden verwitwet 
lebend lebend 

1972 32,3 6,3 9,4 52,0 25,7 2,2 8,1 64,0 

1973 31,5 5,9 9,5 53,0 25,2 2,2 8,1 64,5 

1974 31.9 6,0 9,8 52,3 25,8 2,0 8,4 63,8 

1975 32.4 5,5 9,7 52,4 26,5 2,0 8,2 63,3 

1976 32,8 5,2 10,5 51.5 26,6 1,9 8,6 62,8 

1977 33,6 4,7 10,6 51,0 27,0 1,9 8,6 62,6 

1978 34,2 4,9 10.4 50,5 27,2 2,2 8,6 62,0 

1979 34,8 4,8 10.3 50,0 27,3 2,2 8,7 61,8 

1980 35,8 5,0 10,3 49,0 27,7 2,3 8,7 61.3 

1981 36,4 5,0 10,5 48,0 28,1 2.4 9,0 60,5 

1982 37,0 5,3 10,7 46,9 28,7 2,6 9,1 59,5 

1985 39,2 5,6 11.9 43,2 30,2 2,7 10,1 57,0 

1986 41,1 5,6 11,8 41,6 31,6 2,7 10,0 55,7 

1987 41.6 5,6 12,0 40,8 32,0 2,8 10,1 55,1 

1988 42,5 5,2 12,2 40,1 32,2 2,7 10.5 54,5 

1989 43,3 5,2 12,2 39,3 32,8 2,7 10,5 53,9 

1) Bezogen auf alle Einpersonenhaushal1e bzw E1npersonenhaushahe von Frauen 01nes Jahres 

Einpersonenhaushalte 1) nach monatlichem Nettoeinkommen 
Prozent2) 

Mit einem monatlichen Nettoeinkommen von . bis unter .DM 

Jahr unter 600 1 200 1 800 2 500 3 000 4 000 5 000 
600 1 200 1 800 2 500 3 000 4 000 5 000 und mehr 

1972 42,0 46,2 8,9 1,8 1,2 

1973 37,4 48,0 11.0 2,3 1,3 

1974 31,2 51,2 13,0 3,2 1,5 3) 

1976 20,5 51.9 19,6 5,6 2,4 

1977 17,1 49,9 23,5 6,7 2,8 

1978 13,8 47,1 27,4 8,3 1.6 1,1 0,4 0,3 

1979 12,3 44,3 29,4 9,8 2,0 1,4 0,4 0.4 

1980 10,1 41,3 32,0 11.7 2,3 1,8 0,4 0,5 

1981 9,3 39,0 32,6 13.4 2,7 1,9 0,4 0,6 

1982 8,4 36,6 32.4 15.4 3,3 2,5 0.7 0,7 

1985 6,5 31,6 33,5 19,2 4,1 3,2 0,9 1,0 

1986 7, 1 31,0 32,5 19,9 3,9 3,5 1,1 1,0 

1987 6,6 29,7 32,2 21,2 4.4 3,7 1,1 1,2 

1988 6,5 28,2 31,1 23,0 4,7 4,1 1,3 1,2 

1989 5,8 26,6 30,4 24,4 5,2 4,8 1,6 1.4 

1) Nur Haushal1e mit Einkommensangabe - 2) Bezogen auf alle Einpersonenhaushalte e,nes Jahres - 3) 2 500 DM und mehr 
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Erwerbstätigkeit 
Zum Aufsatz: ,.Personal im öffentlichen Dienst am 30. Juni 1989" 

Personal im unmittelbaren öffentlichen Dienst am 30. Juni 1989 
nach Dienstverhältnis und Laufbahngruppen 1 ) 

1 000 

D1enstverhaltnis Bund, Lancier und Geme1nden/Gv. Kommunale 
Insgesamt 

zusammen 1 
1 

Zweck- Deutsche 
1 Gemeinden/ 

--- Bundesbahn 
Laufbahngruppe Bund Lancier Gv. verbande 

Vollzeitbeschäftigte 
Beamte und Richter 1 631,2 176,4 114,8 908,7 152,9 2,3 147,8 

dar Frauen 338,6 268,6 9,5 224,7 34,5 0,2 5,5 

Hoherer Dienst 316,1 310,7 16,2 271,8 22,8 0,5 1,8 
dar: Frauen 53,6 53,4 1,0 50,4 1,9 0,0 0,0 

Gehobener Dienst 561,9 496,1 36,1 383,1 76,9 1,1 20,4 
dar Frauen 168,4 161,3 5,0 138,6 17,7 0,1 0,9 

Mrttlerer Dienst 610,9 356,7 59,1 245,5 52, 1 0,6 108,5 
dar Frauen 103,1 53,6 3,4 35,5 14,7 0,1 4,5 

Einfacher Dienst 142,3 12,9 3,4 8,4 1,1 0,0 17,2 
dar Frauen 13,4 0,3 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 

Angestellte 1 153, 1 092,8 88,8 454,1 549,9 24,3 5,5 
dar Frauen 645,4 608,5 44,1 253,1 311.3 12,6 3,1 

Hoherer Dienst 103,3 99,9 3,8 59,2 36,8 2,7 0,1 
dar· Frauen 23,6 23,1 0,8 13,3 9,0 0,5 0,0 

Gehobener Dienst 223,4 215,5 11,9 98,0 105,6 4,1 0,6 
dar Frauen 78,1 76,0 2,7 38,4 34,9 1,0 0,2 

Mittlerer Dienst 778,8 732,8 69,9 280,2 382,8 16,2 4,6 
dar Frauen 512,4 480,2 38,7 192,2 249,4 10,4 2,8 

Einfacher Dienst 47,7 44,6 3,1 16,7 24,7 1,4 0,2 
dar Frauen 31,3 29,2 1,8 9,4 18,1 0,8 0,1 

Arbeiter 763,8 549,3 107,3 157,7 284,3 11,5 101,4 
dar Frauen 126,2 102,3 16,5 34,2 51,6 2,3 5,8 

Insgesamt 3 548,2 2 818,6 310,8 1 520,5 987,2 38,1 254,7 
dar Frauen 1 110,2 979,4 70,0 511,9 397,4 15,2 14,4 

Teilzeitbeschäftigte T 1 2 ) 

Beamte und Richter 174,3 160,3 1,3 153,0 6,0 0,1 1,0 
dar. Frauen 158,8 145,2 1, 1 138,6 5,5 0,0 0,8 

Hoherer Dienst 34,0 34,0 0,2 32,8 1,0 0,0 0,0 
dar Frauen 26,3 26,2 0,1 25,3 0,8 0,0 0,0 

Gehobener Dienst 114,6 113,9 0,7 110,1 3,0 0,0 0,2 
dar. Frauen 107,6 107,0 0,6 103,5 2,8 0,0 0,1 

Mittlerer Dienst 25,1 12,4 0,4 10,1 1,9 0,0 0,8 
dar Frauen 24,4 11,9 0,3 9,7 1,9 0,0 0,7 

Einfacher Dienst 0,6 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 
dar Frauen 0,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Angestellte 280,9 258,9 14,6 127,4 117,0 5,1 0,7 
dar Frauen 255,9 234,7 14,1 109,5 111, 1 4,9 0,7 

Hoherer Dienst 25,0 24,8 0,4 21,1 3,4 0,1 
dar. Frauen 12,2 12,1 0,2 9,6 2,3 0,1 

Gehobener Dienst 34,6 34,1 0,5 22,3 11,2 0,4 0,0 
dar. Frauen 28,3 27,8 0,4 18,2 9,2 0,3 0,0 

Mittlerer Dienst 207,5 187,0 12,7 79,2 95,1 4,3 0,7 
dar Frauen 202,8 182,9 12,5 77,4 93,0 4,2 0,7 

Einfacher Dienst 13,8 13,0 0,9 4,8 7,3 0,3 0,0 
dar Frauen 12,5 11,8 0,9 4,3 6,6 0,3 0,0 

Arbeiter 189,3 137,9 4,3 34,9 98,7 3,8 1, 1 
dar Frauen 176,7 129,7 4,1 32,7 92,9 3,6 1,0 

Insgesamt 644,4 557,1 20,1 315,3 221.7 9,0 2,8 
dar. Frauen 591,4 509,6 19,3 280,8 209,5 8,5 2,6 

Te1lzeitbeschaftigte T 2 3) 

Angestellte 100,4 93,2 0,1 68,9 24,1 1,0 
dar Frauen 43,1 36,6 0,1 19,6 16,9 0,7 

Arbeiter 66,7 51,1 0,8 6,8 43,5 2,6 0,3 
dar Frauen 58,1 43,8 0,8 5,3 37,7 2,3 0,3 

Insgesamt 167,1 144,2 1,0 75,7 67,6 3,6 0,3 
dar Frauen 101,2 80,4 0,9 25,0 54,5 3,0 0,3 

1) Te1lw01se geschatzt, ohne Soldaten - 2) Mit mindestens der Hallte der regelmaß1gen Wochenarbe1tsze1t - 3) Mit weniger als der Hallte der regelmaß1gen Wochenarbe1tsze1t 

Deutsche 
Bundespost 

304,7 
64,3 

3,1 
0,2 

44,3 
6,1 

145,1 
45,0 

112,2 
13,0 

30,5 
21,2 

0,6 
0,1 
3,2 
0,9 

25,1 
19,0 

1,6 
1,2 

101,6 
15,7 

436,8 
101,2 

13,0 
12,7 

0,0 
0,0 
0,6 
0,5 

11,9 
11,8 

0,5 
0,5 

16,1 
15,6 

0,0 
0,0 
0,1 
0,1 

15,5 
15,0 

0,5 
0,5 

46,5 
42,4 

75,7 
70,7 

6,2 
5,8 

12,7 
11,7 

19,0 
17,5 
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Produzierendes Gewerbe 

Jahr 
Monat 

1987 3) D 
1988 3) D 
1989 3) D 

1989 3) Juni 
Jul, 
Aug 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez 

1990 4) Jan 
Febr 
Marz 
April 
Mai 
Juni 
Jul, 
Aug 

1987 3) D 
1988 3) D 
1989 3) D 

1989 3) Juni 
Jul, 
Aug 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez 

1990 4) Jan 
Febr 
Marz 
April 
Ma, 
Juni 
Jul, 
Aug 

1987 3) D 
1988 3) D 
19893) D 

1989 3) Jun, 
Jul, 
Aug 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez 

1990 4) Jan 
Febr 
Marz 
April 
Ma, 
Juni 
Jul, 
Aug 

Beschäftigte und Umsatz der Betriebe im Bergbau und im 
Verarbeitenden Gewerbe nach ausgewählten Wirtschaftsgruppen 

Darunter ausgewahlte Wirtschaftsgruppen 

Bergbau Gewinnung 
-1 Straßen-1 und Ver- und Ver- Eisen- NE-Metall- Maschinen- f h Schiff-

arbeitendes erzeugung a rzeug- Elektro- Chemische 
Gewerbe Bergbau arbe1tung schaffende und -halb- technrk Industrie von Stemen Industrie 

und Erden zeugwerke bau 

Beschaft1gte am Monatsende 

1 000 
7 054,8 203,4 148,9 194,4 70,7 989,6 851,8 36,5 972,0 571,8 
7 037,8 193,7 149,5 185,1 69,2 978,8 856,3 34,0 977,2 575,3 
7 213,1 183,3 150,0 182,6 68,6 1 019,4 872,2 32,7 1 013,8 582,0 
7 188,6 183,2 151,7 181,4 68,8 1 011,9 869,6 32,5 1 011,8 579,1 
7 244,1 182,6 153,4 182,6 69,4 1 020,6 876,5 32,4 1 021,8 584,2 
7 293,0 184,1 154,3 183,1 69,6 1 031,2 879,7 32,8 1 028,6 589,1 
7 299,8 182,6 154, 1 183,9 69,2 1 037,7 877,5 33,1 1 026,2 588,9 
7 294,1 180,4 154,1 182,9 68,8 1 038,1 877,0 33,2 1 025,6 586,6 
7 303,5 179,8 153,6 182,9 68,9 1 042,7 879,9 33,4 1 025,5 586,5 
7 276,3 178,6 150,8 182,5 68,8 1 042,7 878,0 33,2 1 021,9 585,5 
7 286,4 176,8 145,0 179,5 68,1 1 053,9 874,7 33,4 1 017,5 586,5 
7 317,6 176,5 143,0 180,0 68,6 1 060,3 882,0 33,6 1 024,3 586,9 
7 341, 1 175,9 147,0 180,0 68,7 1 063, 1 883,6 33,6 1 028,8 589,0 
7 336,6 174,0 149,3 179,1 68,6 1 064,0 881,2 33,3 1 028,2 588,4 
7 356,6 173,9 150,6 178,0 68,7 1 067,0 884,9 33,4 1 029,8 588,9 
7 384,1 173,1 151,8 178,4 69,2 1 070,4 887,9 33,3 1 034,8 590,7 
7 442,7 172,2 153,8 177,9 70,2 1 078,9 897,8 33,2 1 044,1 594,5 
7 491,9 173,8 155,0 178,5 70,4 1 086,7 899,5 33,5 1 048,9 599,3 

Umsatz insgesamt 1) 

Mill_ DM 
123 072, 1 2 645,0 2468,1 3 445,7 1 734,5 13 437,4 17 263,2 506,5 13 535,6 14071,6 
130 138,8 2 660,2 2 670,2 4061,3 2 178,5 14 557,8 17 939,0 475,7 14 233,9 14 925,7 
142 021,0 2 375,7 2 870,3 4 474,4 2479,1 16179,5 19 606,1 453,5 15 555,0 16 043,0 
152 477,3 2 338,7 3 438,7 4 963,8 2 740,2 17 495,4 22 241,6 340,0 16 829,8 17 366,2 
132 410,4 2 311,8 3105,4 4108,3 2 393,4 14 985,7 17 901,0 327,8 14167,2 15 509,6 
132 712,1 2 096,0 3146,7 4 473,5 2 397,5 14 603,9 15 029,7 562,9 14 288,0 15 346,1 
150 030,6 2 235,7 3 308,9 4813,2 2 668,6 16 607,2 18 979,6 857,6 17 937,7 16 035,4 
153410,4 2 483,4 3 466,7 4 697,1 2 673,8 16471,2 21 637,5 525,4 16 606,9 16 980,1 
152 255,4 2 664,0 3107,4 4457,9 2497,1 17 070,1 21 841,5 447,9 16 942,5 16 098,9 
149492,0 2 628,5 2 364,1 3 784,4 1 975,5 21 884,1 20 034,7 618,0 18 272,4 14510,9 
141233,0 2 599,6 2 084,6 4218,1 2 377,2 15 058,5 20 289,3 380,9 15 153,8 16 694,5 
139 200,4 2 326,0 2 190,9 4045,2 2 116,7 15 213,1 20 736,4 310,6 15057,0 15 859,8 
157 571,4 2479,1 2 910,3 4 636,2 2425,1 17 738,0 23718,2 688,0 17 581,9 17 415,5 
142 489, 1 2162,8 2 971,6 4086,9 2 191,7 15 886,5 20 752,0 615,9 15 404,6 15 607,7 
153 529,4 2 243,7 3 396,5 4 285,0 2461,5 17 789,9 22 373, 1 1 028,9 16 619,8 16 556,9 
148 692,8 2 170,9 3 322,6 4143,8 2 256,9 17 792,2 20840,0 1 459,4 16 584,9 16 006,7 
145 989,1 2 053,9 3424,1 3 532,3 2 272,3 17 149,0 19 690,9 489,1 16 075,2 15 796,7 
144 552,9 2 144,5 3 377,2 3 929,5 2 308,3 16091,8 17 550,0 299,6 15 690,4 15 719,5 

darunter Auslandsumsatz 2) 

Mill_ DM 
36 543,9 275,4 279,6 1 235,8 541,9 5 944,9 8148,2 307,5 4 223,0 5 933,3 
39 562,5 272,5 313,9 1 517,9 678,3 6 479,5 8 563,0 293,0 4 461,4 6 514,4 
43 765,7 202,7 332,0 1 658,1 726,7 7 382,2 9 497,5 218,8 4 933,8 7 016,9 
48 206,6 244,9 375,5 1 814,6 834,4 8171, 1 10 584,7 223,2 5 502,4 7 600,8 
40 695,5 234,9 326,3 1 523,0 661,2 7 077,7 8 448,6 154,3 4 533,6 6 663,9 
39 577,9 178,4 313,0 1 711,2 718,1 6 810,5 7 164,9 359,7 4 505,2 6 612,2 
45 970,4 207,1 349,2 1 806,7 781,4 7 563,0 9 262,7 463,8 5 605,9 6 877,6 
46 643,0 183,7 365,1 1 703,9 766,8 7 600,1 10 624,2 324,5 5072,1 7 297,9 
46 452,7 172,0 360,9 1 674,6 730,5 7 888,5 10 857,6 203,8 5 234,2 6 951,3 
45 659,0 165,6 287,3 1 510,6 644,0 9 782,1 9 616,8 149,7 5 457,1 6 139,4 
43 216,2 215,4 306,6 1 461,2 709,7 6481,6 9 935,4 250,8 4 663,4 7 224,4 
43 226,0 152,4 289,1 1 351,1 624,5 7 074,1 10210,4 149,7 4 742,4 6 971,3 
49 755,3 185,1 335,9 1 589,8 698,4 8 093,2 11 603,4 525,6 5 749,1 7 709,8 
43456,4 174,1 317,4 1 304,8 666,4 7 202,0 9 853,4 478,7 5190,3 6 746,5 
46 972,5 189,9 346,4 1 425,2 711,3 8 062,4 10 548,4 551,7 5 341,0 7 139,1 
44 665,2 148,7 337,5 1 437,9 676,5 8 207,7 9 656,6 273,7 5196,9 6814,1 
41 878,9 145,7 320,8 1 094,3 666,5 7 573,9 8 956,6 157,6 4 947,4 6 396,5 
39 386, 1 133,0 302,5 1 322, 1 679,8 6 763,3 7 616,1 83,7 4 637,8 6 285,1 

Siehe auch Fachserie 4. Reihe 4 1 1 

1 

Bekle1-Textil- dungs-

gewerbe 

222,4 177,5 
218,1 170,0 
213,5 167,6 
213,1 166,4 
212,6 165,8 
213,0 167,2 
213,5 167,9 
214,0 166,5 
214,0 166,2 
212,8 164,8 
210,9 166,1 
211,0 166,3 
210,8 165,9 
210,4 164,3 
210,4 163,3 
209,4 162,7 
208,6 162,1 
208,4 163,3 

2 981,0 1 904,4 
3 087,4 1 944,5 
3 279,9 2 038,4 
3 474,8 1 501,2 
2 868,4 2 106,0 
2 916,0 2 498,0 
3 606,8 2 699,6 
3 784,1 2 196,5 
3 564,5 1 728,0 
2 895,7 1 464,2 
3 518,8 2454,8 
3458,2 2 516,3 
3 822,6 2 778,4 
3194,1 1 806,8 
3411,0 1 486,5 
3 262,7 1 530,4 
3 238,1 2 366,5 
2 979,1 2 734,6 

788,6 359,4 
850,3 372,2 
953,4 418,8 

1 017,1 275,6 
873,9 494,8 
827,8 598,4 

1 051,2 625,2 
1 050,0 419,7 

995,8 282,0 
874,2 250,6 

1 045,7 558,8 
1 064,6 585,7 
1 144,4 637,1 

935,2 330,5 
997,7 215,0 
964,9 272,2 
962,5 531,4 
859,5 637,1 

Darstellung nach der „Systematik der Wirtschaftszweige", Ausgabe 197 9. Fassung fur die Statistik ,m Produz,erenden Gewerbe ISYPRD) Betriebe von Unternehmen mit ,m allgemeinen 20 Beschaft1gten 
und mehr einschl Handwerk, ohne Baugewerbe sowie ohne Elektrmtats-. Gas-. Fernwarme- und Wasserversorgung - Kombinierte Betriebe werden deqenigen Wirtschaftsgruppe zugerechnet. m der der 
Schwerpunkt des Betriebes. gemessen an der Beschaft1gtenzahl. l1egt - Im Hrnbl1ck auf die einzelnen Stufen der Umstellung des kurzfrrst1gen Benchtssystems im Bergbau und 1m Verarbeitenden Gewerbe 
siehe Hoppt, E „Umstellung des kurzfnst1gen Berichtssystems ,m Bergbau und 1m Verarbeitenden Gewerbe" ,n Wirtschaft und Statistik 6/1979, S 394 ff 
1) Ohne Umsatz-lMehrwert-)steuer - 2) Umsatz mit Abnehmern ,m Ausland und - soweit einwandfrei erkennbar - Umsatz m,t deutschen Exporteuren - 3) Endgult1ge Ergebnisse - 4) Vorlauhges 
Ergebnis 
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Jahr 
Monat 

1987 
1988 
19893) 

1989 3) Jul, 
Aug 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez 

1990 Jan. 
Febr 
Marz 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Aug 

Jahr 
Monat 

1987 
1988 
19893) 

1989 3) Jul, 
Aug 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez 

1990 Jan 
Febr. 
Marz 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Aug 

Jahr 
Monat 

1987 
1988 
19893) 

1989 3) Juni 
Jul, 
Aug. 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez 

1990 Jan 
Febr. 
Marz 
April 
Mai 
Juni 
Jul, 
Aug. 

Index des Auftragseingangs 1) für das Verarbeitende Gewerbe 
1985 = 100 

Grundstoff- und Produkt1onsgutergewerbe 

Verar- Herst u. Gewinnung Eisen-, Eisen- NE- Z1ehere1en be,tendes Verarb. und Ver- schal- Metall- Stahl- und Chemische Holzbear-Gewerbe2) zu- v Spalt- arbe,tung und sammen fende halbzeug- Kaltwalz- Industrie be1tung u Brut- von Steinen Temper-
statten und Erden Industrie werke 91eßere1 werke 

100,4 93,8 - 101,4 81,6 93,9 88,8 90,4 94,7 104,6 
110,2 103,4 136,3 109,9 96,6 115,6 98,8 104,3 101,9 113,4 
122,4 110,3 62,6 120,6 101,3 129,8 112,4 116,1 107,8 128,3 

114,0 105,6 20,6 137,7 96,7 126,4 109,4 110,1 101,8 115,3 
113,7 103,9 95,3 137,5 89,0 121,2 109,0 109,5 101,6 123,6 
125,7 109,9 30,7 138,7 96,2 125,2 113,5 107,7 107,1 138,1 
126,9 115,5 36,6 141,6 94,9 129,4 126,2 118,6 113,8 144,6 
125,6 109,7 49,4 125,4 97,4 128,7 113,5 115,3 105,2 138,2 
123,8 96,9 61,4 90,8 81,8 118,7 100,3 99,4 98,3 116,8 

125,1 111,8 75,1 89,2 95,0 133,5 114,0 114,2 114,7 125,2 
124,9 107,9 14,0 96,1 94,4 121,4 118,5 117,6 108,1 130,6 
140,5 121,1 134,1 129,2 110,1 134,4 125,8 125,6 118,8 145,9 
122,5 108,8 30,7 133,4 95,8 130,4 109,1 113,0 105,4 135,0 
129,3 113,3 147,4 93,5 129,0 117, 1 115,5 110,7 147,2 
123,5 109,5 144,9 92,3 120,7 112,2 108,4 107,7 135,7 
125,3 107,2 147,6 90,0 122,1 105,1 110,3 104,7 129,2 
127,0 105,9 144,9 85,5 117,7 107,2 106,3 104,9 132,8 

lnvest1t1onsguter produzierendes Gewerbe 

Stahlver- Stahl- und Her-
formung, Leicht- stellung Luft- u Fein-

Straßen- Raum- mechanik, Ober- metall-, Maschinen- von Kraft- Elektro-zu- fahrzeug- Schiffbau fahr- Optik, sammen flachen- Schienen- wagen technik 
veredlung, fahrzeug-4) und zeug- Hv 

bau Uhren5) Hartung bau -motoren 

102,4 103,1 106,2 99,0 105,6 105,6 68,0 - 103,9 104,5 
113,0 116,4 119,0 113,9 112,4 112,2 68,1 122,6 114,4 112,0 
128,7 133,3 126,2 134,4 127,8 127,0 120,7 190,5 124,8 116,8 

121,6 128,1 124,1 131,0 117,1 115,2 33,0 259,5 116,2 108,1 
117,4 129,1 132,0 126,2 120,1 120,5 76,4 108,0 109,7 108,4 
130,3 133,7 155,4 129,4 118,5 117,6 155,0 264,2 128,9 117,4 
129,9 141,8 122,5 133,7 127,9 125,6 135,0 130,2 128,6 123,9 
133,9 138,6 124,7 133,8 132,7 130,9 175,8 156,4 134,4 127,6 
143,5 121,6 116,0 139,3 138,6 138,0 203,9 519,5 141,9 113,2 

132,4 137,7 121,5 139,9 142,8 142,4 47,8 121,6 128,0 127,6 
131,3 144,8 118,4 139,5 131,3 130,1 29,6 156,4 133,3 125,6 
146,4 150,9 141,7 155,3 147,8 146,6 134,2 99,9 144,9 136,0 
128,9 137,4 138,2 132,2 137,1 136,3 94,4 122,7 125,0 113,2 
138,0 146,7 133,3 142,7 141,9 140,1 142,3 155,6 132,9 130,0 
132,3 134,3 132,7 138,1 131,1 129,0 62,1 172,6 130,1 126,4 
136,7 135,8 144,1 141,0 150,3 148,1 36,3 207,6 126,3 119,6 
136,1 134,2 171,1 129,7 155,2 155,0 22,3 146,7 134,7 112,8 

Verbrauchsguter produzierendes Gewerbe 

Her- Her- Her-
stellung stellung Papier- Druckerei, stellung Leder- Her-

ZU- Fein- und Ver- von Holz- und Verv,el- von Leder- verar- stellung 
sammen keram,k und Pappever- erzeugung von arbe1tung Polster- arbe,tung falt,gung Kunststoff - be1tung Schuhen von Glas mobeln waren 

105,4 100,5 105,2 109,8 106,2 109,8 111,5 97,2 95,9 92,3 
112,8 106,8 115,0 119,5 113,3 116,8 125,7 94,7 95,5 92,5 
122,5 115,8 121,1 130,5 123,2 127,5 138,9 99,7 97,5 93,3 

120,8 119,4 127,7 130,8 132,9 127,3 151,3 115,2 69,7 53,5 
103,6 107,0 105,0 105,2 117,1 119,5 129,9 81,7 53,5 37,8 
118,6 106,8 110,4 124,9 120,1 120,9 130,9 78,6 72,6 61,0 
137,6 122,9 127,2 131,5 121,2 129,5 141,1 101,4 120,7 120,0 
136,8 121,0 127,2 144,8 131,4 139,6 149,9 113,3 160,1 174,4 
125,6 109,6 130,3 143,2 128,8 139,3 145,3 110,5 109,2 107,3 
106,4 90,4 123,2 115,6 113,7 137,8 122,5 105,8 75,3 70,7 

123,9 125,8 130,9 141,2 136,5 132,5 148,8 115,5 72,4 55,6 
133,3 134,1 125,5 142,8 128,7 123,1 149,8 95,2 85,5 75,6 
154,3 137,0 132,2 151,5 143,9 140,9 166,0 95,5 132,4 131,8 
125,1 120,2 117,3 133,4 129,3 131,2 149,6 90,8 140,9 154,1 
128,6 123,8 124,1 144,1 139,5 140,1 162,2 88,0 116,4 116,1 
118,9 112,8 124,9 132,5 135,0 132,8 149,8 95,2 83,2 73,0 
119,4 116,3 117,2 128,3 140,3 134,3 151,5 86,2 62,2 45,0 
133,6 112,9 119,3 140,0 139,9 137,7 150,7 68,9 78,1 63,5 

Siehe auch Fachsene 4, Reihe 2 2 

Zellstoff-, 
Holzschliff-, 

Papier- Gummi-

und verar-
be,tung Pappe-

erzeugung 

102,4 105,8 
110,9 112,2 
119,9 111,4 

114,8 103,1 
107,3 102,6 
121,4 112,7 
126,1 127,3 
129,2 122,6 
103,3 95,0 

128,4 109,8 
122,3 109,3 
139,6 120,6 
119,7 112,7 

118,8 
108,8 
107,0 
106,5 

Her- Herst 
stellung von Buro-

von Eisen-, masch1nen, 
Blech- und ADV-Geraten 

Metall- und -E,n-
waren nchtungen 

108,0 96,7 
117,5 98,9 
130,0 95,4 

120,6 87,7 
123,4 82,3 
131,2 116,5 
144,4 94,9 
140,2 107,6 
116,8 112,5 

141,2 82,3 
138, 1 82,6 
151,3 114,1 
139,2 75,6 
149,2 87,1 
141,9 106,8 
144,3 92,5 
142,9 92,7 

Bekle,-Textil- dungs-gewerbe gewerbe 

97,8 101,4 
99,2 107,0 

107,7 114,3 

107,6 66,2 
83,1 68,7 
97,9 147,1 

131,7 194,2 
122,1 133,6 
113,5 76,9 

84,4 61,7 

101,5 86,3 
111,6 172,2 
136,5 223,2 
103,5 96,8 
104,8 72,2 

93,9 64,8 
88,3 84,7 
96,0 187,3 

Darstellung nach „Systematik der Wirtschaftszwe,ge", Ausgabe 1979, Fassung fur die Stat,st1k ,m Produz,erenden Gewerbe (SYPROJ - Betriebe von Unternehmen mit 1m allgem01nen 20 Beschaft1gten und 
mehr 
1) Auftragse,ngang 1n 1ewe,hgen Pre,sen (Wertind12es) - 2) Ausgewahlte Wirtschaftszwe,ge (ohne Nahrungs- und Genußmittelgewerbe) - 3) Endgult1ges Ergebn,s unter Berucks,cht1gung nachtraglich 
e,ngegangener Berichtigungen der Berechnungsunterlagen - 4) Ab 1988 einschl Lokomot1vbau und Feld- und lndustnebahnwagenbau - 5) Ab 1988 einschl H v Uhren 
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Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe - fachliche Unternehmensteile 
1985 = 100 

Produzierendes Elektnz,tats- und Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

Gewerbe Gasversorgung Verarbeitendes Gewerbe 

Jahr Grund- lnvest1-
1 Ver- Nah- Bau-

Monat ohne Elektn- Gas- zu- stoff- t1ons- brauchs- rungs- haupt-

ins- Bau- zu- z1tats- sammen Bergbau ZU- und und gewerbe 

gesamt haupt- sammen sammen Produk- Genuß-t1ons- guter 
gewerbe guter- produz1erndes mittel-

versorgung 
gewerbe Gewerbe gewerbe 

kalendermonatlich 
1987 102,6 102,4 103,0 102,1 106,8 102,3 91.6 102,7 99,2 104,9 103,2 100,3 106,1 
1988 106,6 106,4 105,4 105,2 106,0 106,4 87.7 107,1 105,8 108,8 106,5 102,5 110,7 
1989 111,7 111,3 108,6 108,0 110,9 111.5 86,0 112,4 108,9 116,2 110,5 105,4 118,0 
1989 Jul, 103,7 102,6 91,2 93,0 83,2 103,4 82,6 104,1 106,2 105,7 97,9 99.7 121,3 

Aug 104,6 103,0 93,0 96.7 76,7 103,8 82,6 104,5 108,3 102,0 103,2 108,3 128,6 
Sept 116,0 114,9 99,2 102,0 86,8 116,0 84,2 117,1 110,2 122,4 118,6 107,4 133,4 
Okt 123,6 122,4 113,6 113,9 112,3 123,0 89,2 124,2 116,6 128,1 124,7 124.4 142,2 
Nov 121.3 120,8 121,8 117,8 139,1 120,8 90,2 121,8 112,1 128,0 119,6 121,0 128,8 
Dez 110,4 111.7 127.7 123,1 148,1 110,5 85,9 111,3 99,2 122.7 101,2 102,6 89,9 

1990 Jan 110,9 112,0 136,4 131,0 159,9 110,2 90,0 110,9 108,5 112,8 114,2 102,9 93,5 
Febr 108,9 109,9 115,0 112,6 125,5 109,5 82,1 110,4 104,6 115,5 111,8 98.7 94,1 
Marz 124,5 124,5 120,0 118,3 127,6 124,8 92,1 125,9 11 7.7 132,4 127,5 113,2 125,3 
April 111.1 110,4 107,1 107,2 106,8 110.7 81,6 111,6 108,4 115,6 111.1 101,3 121,8 
Mai 119,9 118,7 101,0 104,5 85,6 120,0 85,6 121,1 115,0 126,2 118,8 115,7 138,8 
Juni 115,0 114,2 94,6 97,4 82,3 115,6 80,0 116,8 109,5 122,9 112,5 112,6 127,0 
Jul, 112,2 110,9 92,6 96,2 76,6 112,2 79,8 113,3 110,3 115,2 108,4 119,1 133,4 
Aug 110,6 109,4 94,0 97,4 79,2 110,6 85,1 111,4 109,6 108,6 111,6 130,7 129,3 

arbeitstäglich bereinigt 
1987 102,6 102,4 103,0 102,1 106,9 102,3 91,6 102,6 99,3 104,8 103,2 100,3 106,0 
1988 106,3 106,1 105,2 105,0 105,9 106,1 87,4 106,8 105,6 108,4 106,2 102,3 110,5 
1989 111.7 111,3 108,6 108,1 111,0 111,5 85,9 112,4 108,9 116,2 110,5 105,4 117,9 
1989 Jul, 106,7 105.4 91,9 93.7 83,8 106.4 84,3 107,2 108,3 109,2 101,1 103,2 126,3 

Aug 102,6 101,2 92,5 96,2 76,3 101,8 81,4 102,5 106,9 99,8 101,0 105,9 125,2 
Sept 116,9 115,8 99,3 102, 1 86,9 117,0 84.7 118, 1 110.7 123,5 119,6 108,3 134,9 
Okt 124,5 123,3 114,0 114,3 112,6 124,0 89.7 125,1 117,3 129,2 125,8 125,4 143,8 
Nov 120,2 119,8 121,5 117,5 138,8 119,6 89,7 120.7 111.4 126,6 118,3 119,8 127,2 
Dez 112,3 113,6 128,5 123,8 149,0 112,5 85,9 113.4 100.4 125,3 103,2 104,6 92,2 

1990 Jan 109,3 110,4 135,5 130,2 159,0 108,6 89,3 109,3 107,5 110,9 112,3 101,1 91.6 
Febr 109,8 110,7 115,6 113,2 126,2 110,4 82,5 111,3 105,3 116,5 112,7 99,6 95,0 
Marz 123,0 123,0 119,5 117,8 127, 1 123,3 91,5 124,3 116,8 130,6 125,8 111,6 123,2 
April 113,4 112.7 108,0 108,1 107,7 113,0 82,8 114,0 109,9 118.4 113,8 103,8 125,5 
Mai 116,1 115,1 100,0 103,5 84,8 116,2 83,6 117,3 112,5 121. 7 114,6 111,5 132,8 
Juni 116,3 115,5 94,8 97,6 82,4 117,0 80,8 118,2 110,3 124,6 114,0 114,1 129,1 
Jul, 112,8 111,4 92,8 96,4 76,8 112,8 80,1 113,9 110,6 115,9 109,0 119,8 134,3 
Aug 108,5 107,4 93,5 96,9 78,8 108,4 83,8 109,3 108,2 106,2 109,2 127,7 125,9 

Bauhaupt- Bergbau Grundstoff- und Produkt1onsgutergewerbe 

gewerbe 
darunter Ge- Ziehe-NE-

Jahr winnung Eisen- Metaller- Eisen-, re1en, 
Monat Hoch- Tief- Stein- Braun- Ge- Mineral- und Ver- schal- Stahl- Kaltwalz- Che-

olver- arbe1tung zeugung, G1eßere1 und mische bau- bau- kohlen- kohlen- wmnung fende NE-Metall- werke, 
le1- le,- berg- berg- von arbe1tung von Ste1- Industrie halbzeug- Temper- Mechanik Industrie 

Erdol, nen und g1eßere1 stungen stungen bau bau Erdgas Erden werke ang 

kalendermonatlich 
1987 104,2 108,0 90,6 88,0 99,9 93,2 99.7 89,5 104,2 101.0 90,6 103,1 101,0 
1988 111,0 110,4 86,0 84,7 96,0 100,9 105,6 100,1 111,3 105,0 96,4 112,0 106,6 
1989 119,8 116,0 84,5 84,1 93,6 97,2 114,0 101,5 119,9 110,5 100,4 119,1 109,4 
1989 Jul, 121.1 121,5 86,2 81.0 77,5 98,6 121,5 99,4 112,8 87,1 69,9 104,1 107,4 

Aug 127,0 130,4 85, 1 82,8 78,7 107,3 122,6 107,6 121,6 93,1 90,2 119,6 105,4 
Sept 131,7 135,3 84,8 80,3 80,9 100,4 131,9 103,0 121,8 113,9 107.7 126,8 105,9 
Okt 140,8 143,8 87,8 89,4 92,6 99,4 136,6 106,2 134,0 126,0 116,0 133,9 114,5 
Nov 129,2 128,4 85,4 87,2 107,1 99,1 121,9 102,2 127,6 117,0 105,9 122,9 111,4 
Dez 94,0 85,4 79,9 87,4 115,7 109,7 89,2 80,5 106,9 91.1 82,6 91,4 102,0 

1990 Jan 103,8 82,2 88,4 84,5 109,4 105.7 83,8 94,9 120,2 122,3 111,5 121,8 110,8 
Febr 103,3 84,1 79,1 71,8 96,0 94,2 87,9 92,5 112,4 118,0 105,8 126,9 107,4 
Marz 130,5 119,7 89,3 81.1 106,0 101,1 116,8 105,4 127,9 129,4 117,5 141,3 118,8 
April 124,6 118,8 79,5 79,8 92,4 100,9 115,6 92,3 111,4 109,9 100,0 128,1 110,3 
Ma, 140,4 137,1 85,9 83,1 77,1 101,1 130,8 99,4 124,2 122,6 110,3 141,2 114,2 
Juni 129,3 124,5 78,8 79,2 74,8 102.7 125,2 91,1 115,9 106,9 96,3 125,5 109.7 
Juli 135,9 130,6 85,1 80,3 66,4 109.7 129,0 91,0 118,6 90,3 73,9 121,0 111,0 
Aug 129,8 128,8 86,9 82,1 78,2 106,3 127,3 95,0 118,0 99,1 97,8 1 31.7 108.7 

arbeitstaglich bereinigt 
1987 104,2 108,0 90,6 88,0 100,0 93,3 99,6 89,5 104,2 101,0 90,6 103,2 101,0 
1988 110,8 110,2 85,7 84,5 95,8 100,6 105,4 99,9 111,0 104.7 96,1 111.7 106,5 
1989 119.7 115,9 84,4 84,0 93,5 97,3 113,9 101,4 119,8 110,4 100,2 119,0 109,4 
1989 Jul, 125.7 127,0 87,9 82,7 79,1 98,6 125,0 101.1 117, 1 90.7 73,0 108,5 109,1 

Aug. 123,9 126,6 83,8 81,6 77,6 107,3 120,3 106,3 118,6 90,5 87,6 116,3 104,3 
Sept 133,0 136,9 85,3 80,8 81,4 100,4 132,9 103,5 123,0 115,2 109,0 128,3 106,3 
Okt 142,2 145,5 88,3 89,9 93, 1 99,4 137,6 106.7 135,3 127,4 117,3 135,4 115,0 
Nov. 127,7 126,6 84,9 86,7 106,6 99,1 120,8 101.7 126,1 115,4 104,4 121.3 110,9 
Dez 96,2 87,8 79,9 87.4 115,7 109,7 90,8 81,3 109,5 93,5 84,9 93,9 103,0 

1990 Jan 101.8 80,4 87.7 83,9 108,6 105,7 82,5 94, 1 118,0 119,8 109, 1 119,3 110,0 
Febr 104,3 84,9 79,4 72,1 96,4 95.4 88,5 92,9 113,4 119,3 107,0 128,3 107,8 
Marz 128,5 117,5 88,7 80,5 105,2 101,1 115,4 104,6 125,9 127,2 115,4 138,8 118,1 
April 128,0 122,7 80.7 80,9 93,8 100,9 118,0 93,5 114,4 113,3 103,2 132,0 111,5 
Mai 134,8 130,6 83,9 81,2 75,3 101,1 126,7 97,5 119,3 117,2 105,2 134,8 112,2 
Juni 131,3 126,8 79,6 79,9 75,5 102.7 126,7 91.8 117,7 108.7 98,0 127.7 110,4 
Jul, 136,8 131,6 85,4 80,6 66.7 109.7 129,6 91,3 119,4 90,9 74,4 121,9 111,3 
Aug 126,6 125,1 85,6 80,9 77,0 106,3 124,9 93,9 115,2 96,4 95,1 128,0 107,5 

Siehe auch Fachserie 4, Reihe 2 1 
Darstellung nach der Systematik der W1rtschaftszwe1ge Ausgabe 1979, Fassung fur die Stat1st1k 1m Produzierenden Gewerbe (SYPRO) - Betriebe von Unternehmen mit 1m allgemeinen 20 Beschaft1gten 
und mehr 
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1987 
1988 
1989 
1989 

1990 

1987 
1988 
1989 
1989 

1990 

1987 
1988 
1989 
1989 

1990 

1987 
1988 
1989 
1989 

1990 

Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe - Fachliche Unternehmensteile 
1985 = 100 

Grundstoff- und lnvest1t1onsguter produzierendes Gewerbe 
Produkt1onsgutergewerbe 

Her-
Straßen- Elektro- stellung 

Zell- Stahl- Stahl- fahrzeug- technik, Her- von 
Fein- Buro-statt-, ver- und bau, Luft- Repa- mechanik, stellung ma-Jahr Holz- formung, Leicht- Ma- Repa- und ratur Optik, von schinen, Monat Holz- schliff-, Gummi- Ober- metall- ratur Schiff- von Eisen-, 

bear- Papier- verar- flachen- bau, schinen- von bau Raum- elek- Her- Blech- Daten-
be,tung und be,tung ver- Schienen- bau Kraft- fahrzeug- tnschen stellung und verar-

Pappe- edlung, fahrzeug- fahr- bau Geraten von Metall- be,tungs-
Uhren geraten erzeu- Hartung bau zeugen fur den waren und gung usw Haushalt -e1nr1ch-

tungen 

kalendermonatl1ch 
102,1 109,5 104,5 100,5 99,6 103,0 107,4 84,9 108,3 105,3 103,7 108,1 106,6 
110,6 117,2 109,3 107,8 111,3 105,8 107,8 76,4 111 ,6 111,0 110,7 113,1 114,7 
121,6 122,5 114,2 118,3 107,7 115,6 11 5,7 72,9 120,7 120,7 107,2 121,8 109,5 

Jul, 110,5 127,3 104,2 103,6 101 ,2 108,8 100,3 68,1 118,0 113,7 96,6 106,3 87,8 
Aug. 116,8 121,2 99,2 113,6 106,1 102,6 89,0 63,9 114.4 109,0 94,0 115,3 104,8 
Sept 132,9 126,2 114,6 121,6 116,3 121,2 121 ,2 75,5 123,1 127,0 107,4 126,4 129,3 
Okt 136,5 131,2 122,8 131,9 121 ,3 121,7 129,7 80,0 132,0 135,5 117,2 137,6 123,1 
Nov 128,7 126,5 119,5 125,7 136,2 124,7 124,2 76,6 131 ,1 133,7 11 8,4 1 33.7 136,1 
Dez 102,4 108,8 97,4 96,6 127,6 148,0 105,3 65,1 11 5,7 121,1 105,8 112,5 124.7 
Jan 121 ,1 129,8 117,3 128,0 99,7 101,6 122,7 70,2 130,2 115,9 105,6 128,3 97,1 
Febr 122,2 121 ,7 114,5 121.4 90,2 110,5 121,9 70,4 128,5 120,9 108,7 126.7 96,1 
Marz 142,8 139,8 127,1 137,0 110,1 130,2 135,8 80,7 135,8 137,1 125,3 141.4 120,7 
April 127,0 117,9 107,3 117,9 103,4 114,5 116,9 71 ,9 125,2 119,8 108,7 123,3 101,8 
Mai 138,8 135,6 117,4 127,5 131,0 127,3 126,5 74,0 130,5 128,8 118,2 133,7 104,6 
Juni 127,4 127,5 109,2 11 7, 1 118,5 130,5 119,3 78,3 123,5 123,6 113,9 123,2 115,5 
Juli 113,4 136,0 102,3 111,4 114,5 118,8 106,7 66,3 124,2 123,6 112,2 119,8 99,5 
Aug 116,0 135,5 97,7 116,9 116,4 108,7 96,9 66,9 119,3 113,7 96,6 124,2 116,7 

arbeitstägl,ch bereinigt 
102,1 109,6 104,5 100,6 99,5 102,9 107,4 85,0 108,2 105,2 103,6 108,1 106,4 
110,3 117,0 109,0 107,5 111,0 105,4 107,5 76,3 111,3 110,7 110,3 112,8 114,1 
121,6 122,5 114,1 118,2 107,7 115,6 11 5,7 72,8 120,6 120,7 107,1 121 ,7 109,5 

Juli 114,2 129,1 108,3 107,2 103,5 112.4 103,7 70,0 121,9 117,3 99,7 110,5 90,8 
Aug 114,3 120,0 96,7 111,0 104,5 100,4 87, 1 62,7 111,9 106,7 92,0 112,3 102,4 
Sept 134,1 126,7 115,8 122,7 116,9 122,3 122,4 76, 1 124,2 128, 1 108,3 127,7 130,4 
Okt 137,7 131,7 124,1 133,1 122,0 122,8 130,9 80,6 133,2 136,7 118,3 139,0 124,3 
Nov 127,4 126,0 118,1 124.4 135,3 123,4 122,8 75,9 129,7 132,4 117,2 132,0 134,6 
Dez 104,5 109,8 99,9 98,8 129,4 151 ,1 107,6 66,2 118,1 123,5 108,0 115,3 127,3 
Jan 119,2 128,8 115,0 125,8 98,5 99,9 120,6 69,2 128,0 114,0 103,9 125,8 95,3 
Febr 123,2 122,1 115,6 122,5 90,7 111 ,4 122,9 70,9 129,6 121,9 109,7 128,0 96,9 
Marz 140,9 139,0 125, 1 135,0 109,1 128,4 133,9 79.8 133,9 135,3 123,6 139,1 118,9 
April 130,0 119,1 110,3 120,8 105,0 117,3 119,8 73,3 128,2 122,5 111 ,3 126,9 104,3 
Ma, 134,1 133,4 112,5 122,9 127,8 122,8 121 ,8 71,8 125,9 124,4 114,0 128,1 100,7 
Juni 129,2 128,2 110,9 118,7 119,5 132,3 121,0 79,2 125,2 125,2 115,4 125,2 117,1 
Jul, 114,0 136,4 103,0 112,1 115,0 119,5 107,4 66,6 124,9 124,3 112,8 120,6 100,1 
Aug 113,5 134,2 95,2 114,3 114,7 106,3 94,7 65,7 116.7 111 ,3 94,5 121,0 114,1 

Verbrauchsguter produzierendes Gewerbe Nahrungs- und 
Genußmittel-

Her- Her- Her- Textil- 1 Bekle,-
gewerbe 

Jahr stellung stellung Papier- Drucke- stellung Her-und Holz- und re,. Leder- Leder- dungs-
Monat von Fein- Verar- verar- Pappe- Verv,el- von erzeu- verar- stellung Er- Tabak-Musik- keram1k Kunst- von 

instru- be1tung be,tung verar- falt,- stoff- gung be1tung Schuhen nahrungs- verar-

menten 1) von be1tung gung waren gewerbe gewerbe be,tung 
Glas 

kalendermonatlich 
104,0 96,6 104,2 103,2 105,6 105,2 110,0 111,5 88,0 83,5 100,4 95,6 102,1 95,9 
110,8 96,7 109,8 107,8 110,8 108,8 118,8 116,5 84,1 79,7 98,4 92,6 105,1 96,0 
120,9 99,6 118,1 112,9 116,1 11 2.7 126,9 106,3 81,2 74,2 99,3 89,1 109,1 96,3 

Jul, 111,3 94,6 112,2 82,9 111,1 103,4 118,6 76.7 67,6 58,2 79,7 83,2 100,6 97,7 
Aug 117,8 92,7 110,8 101,1 115,4 107,8 119,3 81,0 86,0 86,8 82,7 87,0 107,9 109,1 
Sept 140,7 101,8 122,9 124,7 118,8 117,2 130,6 108,2 93,7 89,5 107,0 106,8 109,2 102,8 
Okt 152,2 107,0 135,3 130,6 129,4 125,8 140,6 124,1 92,4 83,7 114,6 94,6 130.7 108,7 
Nov 148,1 106,6 128,8 128,0 123,8 123,8 135,8 116,6 83,9 70,7 105.4 88,4 129,9 98,9 
Dez 121 ,2 89,1 106,6 107,0 106,0 125,7 110,3 97,8 64,6 54,4 85,3 71,3 112,1 79,0 
Jan 113,5 102,1 119,0 109,9 123,5 112,4 134,6 155,2 78,6 73, 1 106,3 96,6 107,6 91,1 
Febr 102,7 99,7 114,9 115,6 115,6 106,8 134,0 126,6 80,0 71,1 101,9 94,9 101,1 92,6 
Mcirz 123,5 111,6 128,3 133,5 130,1 125,5 152,3 121 .7 89,6 77,8 114,3 108,4 113,8 111,6 
April 117,2 102,5 119,2 116,0 115,2 114,5 137,2 114,0 72,9 61,9 97,6 75,0 108,7 83,1 
Mai 126,3 107,6 125,3 125,5 123,7 118,9 148,4 115,2 80,7 69,0 106,3 76,7 121,2 102,0 
Juni 122,0 97,0 120,1 117,4 117,2 117,2 140,2 93,2 72,7 57,9 99,1 73,3 113,9 109,1 
Juli 129,6 94,9 11 8,7 91,4 125,8 11 5,7 136,4 85,5 66,9 52,3 88,1 85,8 122,0 111,9 
Aug. 130,9 95,8 114,5 110,9 128,5 119,8 136,1 72,6 84,1 76,6 79,5 90,8 133,6 123,3 

arbeitstägl1ch bereinigt 
103,9 96,6 104,2 103,1 105,6 105,2 110,1 111 ,4 88,1 83,5 100.4 95,5 102,1 95,9 
110,5 96,5 109,6 107,4 110,5 108,6 118,6 116,1 83,8 79,4 98,0 92,3 104,9 95,7 
120,9 99,5 118,0 112,8 116,0 112,7 126,8 106,2 81,1 74,1 99,2 89,1 109,1 96,2 

Jul, 114,8 96,9 114,3 85,8 114,8 105,7 122,7 80,1 70,1 60,3 83,2 86,0 103,5 102,3 
Aug 115,4 91,2 109,3 98,7 113,0 106,2 116,6 78,7 84,0 84,8 80,4 85,1 105,9 105,8 
Sept. 141,9 102,5 123,5 125,9 119,8 117,9 131,8 109,4 94,6 90,3 108,3 107,8 110,1 104,1 
Okt 153,4 107,7 136,0 131,9 130,5 126,5 141,9 125,5 93,3 84,5 115,9 95,4 131,6 110,1 
Nov 146,6 105,8 127,9 126,5 122,5 122,9 134,3 115,1 82,9 69,9 104,0 87,5 128,8 97,5 
Dez 123,6 90,5 108,0 109,4 108,2 127,4 112,7 100,5 66,1 55,7 87,6 72,7 114,0 81,3 
Jan 111 ,7 100,9 117,8 108,0 121 ,4 111,1 132,3 151,9 77,2 71,8 104,1 95,0 106,0 89,0 
Febr 103,6 100,3 115,5 116,7 116,6 107,4 135,1 127,9 80,7 71,7 103,0 95,7 101,9 93,7 
Marz 121,9 110,5 127,2 131,5 128,2 124,3 150,1 119,5 88,3 76,7 112,3 106,9 112,5 109,4 
April 119,9 104,3 121.0 119,0 118,0 116,3 140,6 117,6 74,7 63,5 100,6 76,8 111,0 85,9 
Ma, 122,0 104,8 122,6 120,7 119,3 116,1 142,9 109,9 77,6 66,3 101,4 74,0 117,3 97,0 
Juni 123,6 98,0 121,1 119,1 118,8 118,3 142,2 94,9 73,8 58,8 100,9 74,3 115,3 111,2 
Jul, 130,4 95,3 119,1 92,0 126,6 116,2 137,2 86, 1 67,3 52,6 88.7 86,3 122,7 112,8 
Aug 128,2 94,3 112,9 108,4 125,6 118,1 133,0 70,5 82,1 74,8 77,3 88,8 131,0 119,5 

1) Emschl Sp,elwaren, Schmuck, Fullhaltern. Verarbeitung von naturlichen Schnitz- und Formstoffen, Foto- und Filmlabors 
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Bildung und Kultur 
Zum Aufsatz: .. Auszubildene" 

Auszubildene nach Ausbildungsbereichen und Geschlecht 
Stand: 31. Dezember 

Auszubildende 
Ausbildungsbere,ch Geschlecht 

1 1 1 1 1 1 1 1978 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 

Industrie und Handel 1) mannllch 400 108 455 592 479 279 494 237 497 674 486 852 463 657 439 824 
we,bl,ch 291 877 336 303 361 802 380 377 384 511 379 111 363 556 343 450 
zusammen 691 985 791 895 841 081 874 614 882 185 865 963 827 213 783 274 

dar neu abgeschlossene Vertrage zusammen 301 3952) 337 555 2) 360 208 2) 362 355 2) 363 7622) 347 7192) 318 3782) 294 1082) 

Gewerbliche Berufe mannl,ch 246 411 292 286 301 167 307 395 308 677 301 326 284 713 268 497 
weiblich 36 653 44 665 48 104 50 822 51 031 50 285 48 414 47 179 
zusammen 283 064 336 951 349 271 358 217 359 708 351 611 333 127 315 676 

Kaufmannrsche Berufe mannllch 153 697 163 306 178 112 186 842 188 997 185 526 178 944 171 327 
weiblich 255 224 291 638 313 698 329 555 333 480 328 826 315 142 296 271 
zusammen 408 921 454 944 491 810 516 397 522 477 514 352 494 086 467 598 

Handwerk . mannllch 477 761 514 260 522 232 511 704 482 073 446 131 414 310 383 465 
weiblich 137 144 160 643 171 000 175 750 175 707 171 692 163 563 149 081 
zusammen 614 905 674 903 693 232 687 454 657 780 617 823 577 873 532 546 

dar neu abgeschlossene Vertrage zusammen 225 267 251 187 249 761 236 684 225 941 211 552 200 980 184 207 

Gewerbliche Berufe mannllch 472 356 508 769 516 232 505 275 475 561 437 084 405 473 374 675 
we1bl1ch 88 520 101 480 107 236 110 014 109 937 106 763 102 191 94 806 
zusammen 560 876 610 249 623 468 615 289 585 498 543 847 507 664 469 481 

Kaufmannische Berufe 3) mannllch 5 405 5 491 6 000 6 429 6 512 9 047 8 837 8 790 
weiblich 48 624 59 163 63 764 65 736 65 770 64 929 61 372 54 275 
zusammen 54 029 64 654 69 764 72 165 72 282 73 976 70 209 63 065 

Landwirtschaft mannl1ch 34 684 35 682 36 749 36 606 34 226 30 109 25 664 22 519 
we1bl1ch 10 492 16 321 16 498 16 790 16 021 14 444 12 851 11 291 
zusammen 45 176 52 003 53 247 53 396 50 247 44 553 38 515 33 810 

dar neu abgeschlossene Vertrage zusammen 21 333 25 618 24 678 21 839 20 631 17 263 15 091 13 645 

Offent11cher Dienst mannllch 32 639 33 437 36 234 38 387 38 243 37 248 34 774 32 040 
weiblich 19 087 30 286 33 009 34 469 34 887 34 427 32 536 30 173 
zusammen 51 726 63 723 69 243 72 856 73 130 71 675 67 310 62 213 

dar neu abgeschlossene Vertrage zusammen 20 846 26 378 27 200 27 466 26 537 25 427 23 464 21 781 

Freie Berufe mannllch 4 754 5 679 5 749 5 676 5 719 5 316 4 919 4 911 
we1bl1ch 99 991 124 590 126 643 125 782 124 152 119 739 128 651 124 342 
zusammen 104 745 130 269 132 392 131 458 129 871 125 055 133 570 129 253 

dar. neu abgeschlossene Vertrage zusammen 46 931 55 642 56 533 55 406 54 108 51 414 47 285 49 133 

Hauswirtschaft4) mannllch 10 39 26 31 36 187 217 211 
we1bl1ch 7 793 8 716 9 908 10 610 10 942 12 612 12 638 10 744 
zusammen 7 803 8 755 9 934 10 641 10 978 12 799 12 855 10 955 

dar neu abgeschlossene Vertrage zusammen 4 770 4 346 4 675 5 081 5 017 5 472 4 852 4 335 

Seesch1ffa hrt männlich 1 028 860 995 1 080 1 029 801 606 469 
weiblich 5 8 17 2 27 18 18 14 
zusammen 1 033 868 1 012 1 082 1 056 819 624 483 

dar neu abgeschlossene Vertrage zusammen 474 457 409 491 407 265 214 180 

Insgesamt ... männlich 950 984 1 045 549 1 081 264 1 087 721 1 059 000 1 006 644 944 147 883 439 
weiblich 566 389 676 867 718 877 743 780 746 247 732 043 713 813 669 095 
insgesamt 1517373 1722416 1 800 141 1 831 501 1 805 247 1 738 687 1 657 960 1 552 534 

dar. neu abgeschlossene Verträge. insgesamt 621 016 701 183 723 464 709 322 696 403 659112 610 264 567 389 

1) Emschl Banken. Versicherungen. Gast- und Verkehrsgewerbe - 2) Emschl neu abgeschlossener Anschlußvertrage in Stufenausbildung - 3) Einschl sonstiger Berufe 1m Handwerk - 4) Hauswirt-
schaft 1m stadt1schen Bereich 
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Finanzen und Steuern 

Jahr 
V1ertelJahr 

1987 

1988 .. 
1989 

1988 4. VJ 

1989 1 V1 

2 VJ 

3. VJ 

4. VJ 

1990 1 VJ 

2 VJ 

Jahr 
V1ertelJahr 

1987 

1988 

1989 

1988 4 VJ 

1989 1 VJ 

2 VJ 

3 VJ 
4 VJ 

1990 1 VJ 

2. V 

Jahr 
Vierteljahr 

1987 

1988 

1989 

1988 4 VJ 

1989 1 VJ 
2 VJ 
3. VJ 
4 VJ 

1990 1 V1 .. 
2. VJ 

Bund 

271 492 

278 175 r 

292 436 

70 665 

76 782 

70 651 

68 961 

76042 

82 251 

72014 

Bund 

+ 27 455 

+ 35 388 

+ 14185 

- 3445 

+ 10 476 

+ 3 533 

+ 1 087 

- 911 

+ 10 224 

+ 7 425 

Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Haushalte, 
Nettokreditaufnahme, Fundierte Schulden, Gemeindesteuern 

Mill. DM 
Ausgaben der offentl1chen Haushalte 1) Einnahmen der offentlichen Haushalte 1) 

Lasten- darunter Lasten-ERP- Ge- ERP- Ge-aus- Sonder- Lander2) meinden/ ms-
Personal-) Bau- Bund aus- Sonder- Lander2) memden/ gle1chs- vermogen Gv 2) gesamt2) aus- maß- gle1chs- vermogen Gv 2) fonds gaben nahmen fonds 

1 273 4542 263 908 179 242 630 924 209 024 40 776 243 574 1 285 4 988 244409 176 652 

ms-
gesamt2) 

581 374 

1 206 4 837 r 270 076r 184419r 647088r 214268r 42231 r 242 183r 1 203 4 704 253 741r185059r 595 265 

1 154 5 291 280 603 193115 675 469 218 629 43 983 272 366 1 166 4159 272 946 195 321 648 830 

216 1 173 72172 49 372 168 373 52081 14122 67 597 277 1 965 67 457 49 831 160 903 

363 1 476 65 143 37 400 160 275 50493 6 762 60 186 301 84 60 607 35 348 135 634 

288 1 173 62 701 39 928 151 932r 45 512r 9 280 68 246 278 1 046 61 929 41 519r 150 210 

290 1 201 62 923 41 090 151 267 45 371 11 034 65 973 292 1 034 64 882 42 651 151 633 

214 1 442 78 608 52 171 179 956 54054 14 987 77 961 296 1 995 74 307 53 277 179 317 

418 1 369 68 716 40 374 169 701 52 752 7 268 61 277 333 132 62 066 39 370 139 752 

261 1 318 65 820 42 755 158 763 48 302 10060 70 712 268 1 417 61 641 42 346 152 977 

Nettokreditaufnahme 3) 4) Fundierte Schulden4)5) 

Bund 
Lasten- ERP- Ge- ERP- Ge-aus- Sonder- Lancier meinden/ ms- dar Sonder- Land er meinden/ ms-
gle1chs- vermogen Gv gesamt zusammen Lasten- Gv gesamt 
fonds ausgle,chs- vermogen 

fonds 

- - 702 + 18 746 + 3 193 + 48 692 440 474 847 5 713 282 334 106 733 835 252 

- + 257 + 17 696r + 2 276r + 55616r 475 167 170 5 890 300 433 108 371 r 889 861 r 

- + 1 093 + 8 027 + 1 868 + 25 172 490 539r 31 6 753 307 684 110 369r 915 345r 

- + 215 + 10 887 + 670 + 8 327 475 167 170 5 890 300434 108 166 889 657 

- + 52 - 4 887 + 720 + 6 360 480 261 60 6022 297 572 108661 892 516 

- + 165 - 451 + 68 + 3 315 483 053 60 6187 297 825 108 672 895 737 

- + 206 + 1 000 + 640 + 2 934 483 790 32 6 393 298 637 109 534 898 354 

- + 670 + 12 364 + 520 + 12644 490 540 31 6 753 307 684 110481 915 458 

- + 534 - 9 286 + 295 + 1 768 494 549 28 7 107r 305 862 110726r 918244r 

- - 80 + 5 166 + 128 + 12 638 502 585 28 7 157 309 956 110842 930 540 

Kassenmaß1ge Einnahmen aus Gemeindesteuern 

Grundsteuer Gemeinde-
Gewerbe- Gewerbe- Gewerbe- ante1I Grund- Sonstige darunter 

steuer, steuer- steuer, an der erwerb- Gemeinde- ms- Stadt-
A 

1 

B brutto umlage6) netto Einkommen- steuer steuern gesamtB) staaten 9) 
steuer7) 

447,8 7 459,6 31 437,5 - 4 511,8 26 925.7 29051,7 333,2 630,5 64 848,5 5 007.4 

452.4 7 785.8 34464.5 - 4 983,3 29481,2 30 178,4 274,1 678,9 68 850,7 5 089,3 

452,7 8 037.4 36 705,7 - 5 323.8 31 381,9 32 728,7 280,8 769,0 73 650.4 5 421.7 

119.5 1 627,9 8 852,0 - 2 408.3 6 443.8 14 807,0 61,7 159,1 23218,9 1 301,1 

105,0 1 855,3 8 737,8 - 81,1 8 656,6 1 790,3 72,9 225,4 12 705,6 1 326,9 

111,6 2 239,3 9 017,7 - 1 276,5 7 741.1 7 386, 7 69,7 210,5 17 759,0 1 308,5 

116,6 2 249,7 9 492,5 - 1 291.4 8 201.1 7 423,9 70,9 171,0 18 233.3 1 409,5 

119,5 1 693, 1 9 457,7 - 2 674,7 6 783,0 16127,7 67,2 162,0 24 952,6 1 376,7 

101.0 1 909,5 9 459.4 - 52,1 9407,3 1 834,7 89,5 243.1 13 585,2 1 307,2 

105,7 2 301,8 9 206.4 - 1 345,5 7 860,9 7 415,0 66,7 221,9 17 971,9 1 243,8 

1) Bis ernschl 1988 Ergebnisse der Jahresrechnungsstat1st1k, ab 1989 Ergebmsse der Kassenstat1st1k. kommunale und staatliche Krankenhauser sowre Hochschu/klln1ken mit kaufmanntschem 
Rechnungswesen bis 1989 in den Jahresdaten (z T schatzungsweise) enthalten, in den V1ertel1ahresdaten nrcht Erlauterungen zu den Ausgabe-/E1nnahmearten srehe Fachserie 14. Reihe 3 1. 
Rechnungsergebn,sse des offentlichen Gesamthaushalts und Reihe 2, Kassenergebn1Sse der offentlichen Haushalte - 2) Bereinigt um Zahlungen von gleicher Ebene. - 3) Nettokreditaufnahme -
Saldo aus Schuldenaufnahme(+) und Tilgung(-) von Kred1tmarktm1tteln - 4) Ohne Schulden (Aufnahme/Tilgung) bei Verwaltungen und Innere Darlehen - 5) Am Ende des Jeweiligen 
Berichtszeitraums - 6) An Bund/Lander abgefuhrt - 7) Soweit den Gemeinden zugeflossen - 8) Nach der Steuerverteilung - 9) Nur gemeindlicher Bereich 
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Löhne und Gehälter 
Durchschnittlich bezahlte Wochenstunden, Bruttostunden- und 

Bruttowochenverdienste der männlichen Arbeiter 
im Handwerk 

Alle erfaßten Gewerbezweige 

Klempner, 1 
Monat Kraft- Metall-

Gas- und Elektro-
insgesamt fahrzeug- bauer Tischler Backer Fleischer Wasser-

mechaniker 
installateure 

Bezahlte Wochenstunden 
Vollgesellen 

1988 Mai 40,6 39,6 41,4 40,7 42,2 41,1 39,9 40,2 
Nov 40,6 39,6 41,6 40,9 42,3 41,2 40,0 40,5 

1989 Mai 40,4 39,5 41,1 40,3 42,3 41.1 39,7 40,2 
Nov 40,5 39,3 41,5 40,5 42,3 40,8 39,9 40,7 

1990 Mai 40,3 39,0 41,3 40,4 42,1 40,7 39,7 40,2 
Junggesellen 

1988 Mai 40,5 39,5 41,3 40,7 41,6 41,0 39,8 40,3 
Nov 40,5 39,4 41,3 40,9 41,5 40,9 39,7 40,1 

1989 Mai 40,2 39,3 40,5 40,4 41,6 40,8 39,6 40,2 
Nov 40,3 39,1 41,1 40,3 41,4 40,6 39,7 40,4 

1990 Mai 40,1 38,9 40,8 40,0 41,4 40,5 39,4 40,5 
Ubnge Arbeiter 

1988 Mai 41,4 40,3 41,4 41,5 42,6 42,5 40,3 40,5 
Nov 41,6 40,2 41,8 42,3 42,4 42,6 40,5 39,9 

1989 Mai 41,4 40,1 41,4 41,9 42,3 42,4 40,0 40,1 
Nov 41,4 39,9 41,4 42,5 42,0 42,1 40,2 39,0 

1990 Mai 41,4 39,8 41,3 42,7 42.4 42,0 39,8 40,0 
A\le Arbeiter 

1988 Mai 40,6 39,7 41,4 40,8 42,2 41,3 39,9 40,3 
Nov. 40,7 39,6 41,6 41,1 42,1 41.3 40,0 40,4 

1989 Mai 40,5 39,5 41,0 40,5 42,2 41,2 39,7 40,2 
Nov. 40,6 39,3 41,4 40,7 42,1 40,9 39,9 40,5 

1990 Mai 40,4 39,1 41,2 40,6 42,0 40,9 39,7 40,3 

Bruttostundenverdienste DM 
Vollgesellen 

1988 Mai 17,50 17,19 17,86 17,45 16,38 16,92 18,43 17,39 
Nov 17,72 17,36 17,96 17,65 16,47 17,07 18,71 17,60 

1989 Mai 18,07 17,78 18.41 18,11 16,74 17,30 19,11 17,99 
Nov 18,40 18,30 18,65 18,32 17,02 17,63 19,41 18,22 

1990 Mai 18,96 18,60 19,28 18,97 17,44 17,99 19,98 18,93 
Junggesellen 

1988 Mai 14,20 13,70 14,65 14,36 13,03 12,74 14,88 14,24 
Nov 14,37 13,81 14,67 14,51 13,14 12,89 15,15 14,46 

1989 Mai 14,77 14,13 15,37 15,10 13,52 13,21 15,46 14,79 
Nov 15,06 14,37 15,51 15,14 13,84 13.49 15,90 15,18 

1990 Mai 15,56 14,77 16,13 15,66 14,21 13,97 16,35 15,65 
Ubnge Arbeiter 

1988 Mai 14,88 14.43 15,44 15,51 13,58 13.43 15,73 15,43 
Nov 15,03 14,65 15,45 15,59 13,74 13,60 15,89 15,64 

1989 Mai 15,30 14,93 15,94 15,97 13,91 13,90 16,31 15,26 
Nov 15,50 15, 14 16,02 16, 13 14,10 14,26 16,31 15,53 

1990 Mai 15,93 15,36 16.46 16,60 14,40 14,50 16,37 16,26 
Alle Arbeiter 

1988 Mai 16,73 16,39 17,03 16,77 15,28 15,69 17,65 16,61 
Nov 16,91 16,51 17,09 16,89 15,36 15,81 17,92 16,86 

1989 Mai 17,29 16,95 17,63 17,40 15,68 16,11 18,31 17,16 
Nov 17,59 17,38 17,78 17,55 15,94 16,44 18,63 17,47 

1990 Mai 18,15 17,73 18,39 18,19 16,37 16,83 19,11 18,13 

Bruttowochenverdienste DM 
Vollgese\len 

1988 Mai 710 681 739 711 692 695 736 700 
Nov 720 687 747 722 697 703 748 712 

1989 Mai 730 702 756 730 708 710 759 723 
Nov 746 720 774 741 720 719 775 741 

1990 Mai 765 726 796 766 733 733 793 762 
Junggesellen 

1988 Mai 575 542 605 584 542 522 592 574 
Nov. 582 544 606 594 545 527 602 580 

1989 Ma, 594 555 623 610 562 539 612 594 
Nov. 606 562 638 611 573 548 631 614 

1990 Mai 624 574 658 627 588 566 643 634 
Ubnge Arbeiter 

1988 Mai 616 581 639 644 579 571 633 624 
Nov 625 589 645 660 583 579 643 624 

1989 Mai 633 598 660 670 588 589 653 612 
Nov 641 605 664 685 592 600 656 606 

1990 Mai 660 611 680 710 611 608 651 650 
Alle Arbeiter 

1988 Mai 680 650 705 684 644 648 705 669 
Nov 688 654 711 693 647 653 716 680 

1989 Mai 700 670 724 705 661 664 727 689 
Nov. 714 684 736 714 671 673 743 708 

1990 Mai 733 693 758 739 687 688 758 730 

Siehe auch Fachserie 16, Reihe 3 
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Zentral-
Maler he,zungs-
und und 

Lackierer Li.iftungs-
bauer 

40,5 40,2 
40,4 40,5 
40,5 39,8 
40,5 40,4 
40,5 39,8 

40,7 40,1 
40,6 40,2 
40,4 39,9 
40,5 39,9 
40,6 39,4 

41,7 40,5 
41,6 40,7 
42,1 40,4 
42,0 40,8 
42,3 39,8 

40,6 40,2 
40,5 40,5 
40,6 39,9 
40,6 40,3 
40,6 39,7 

17,34 18,76 
17,64 19,08 
17,88 19,33 
18,28 19,75 
18,93 20,37 

15,12 15,20 
15,29 15,52 
15,50 15,83 
15,87 16,16 
16,52 16,66 

15,57 15.48 
15,74 15,86 
15,95 16,31 
16,35 16,28 
17,06 16,95 

17,05 17,83 
17,33 18,14 
17,60 18,43 
17,97 18,77 
18,66 19,39 

703 754 
713 774 
725 770 
741 798 
766 811 

615 610 
620 625 
626 632 
642 645 
670 657 

649 626 
655 645 
672 659 
687 664 
722 676 

693 717 
701 734 
714 735 
730 757 
757 771 
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Lfd 
Nr Kostenart 1981 

1 Arbeitskosten insgesamt 43 143 
2 Entgelt fur geleistete Arbe1t5) 26 627 
3 Personalnebenkosten insgesamt 16 516 
4 Gesetzliche Personalnebenkosten 6) 7 912 
5 Sonderzahlungen insgesamt 7) 3 106 
6 G rat1f1 kat10 nen 1 974 
7 Urlaubsgeld 742 
8 Vermogenswirksame Leistungen 390 
9 Vergutung arbe1tsfre1er Tage insgesamt 5 630 

10 Urlaubsvergutung . 3 220 
11 Lohn-/Gehaltsfortzahlung 1m Krank-

he1tsfall 059 
12 Vergutung gesetzlicher Feiertage 

und sonstiger Ausfallzeiten 1 351 
13 Arbe1tgeberpflichtbe1trage zur Soz,alver-

s1cherung 5 467 
14 Aufwendungen fur die betriebliche Alters-

versorgung insgesamt 1 038 
15 dar: Nettozufuhrung zu den Pensions-

ruckstellungen 8) 474 
16 Aufwendungen fur die berufliche Bildung 687 
17 Ubrige Personalnebenkosten 588 
18 Lohne und Gehalter9) 35 364 

19 Arbeitskosten insgesamt 40 649 
20 Entgelt fur geleistete Arbeit 5) 26 024 
21 Personalnebenkosten insgesamt 14 624 
22 Gesetzliche Personalnebenkosten 6) 7 401 
23 Sonderzahlungen insgesamt7) 2 653 
24 Grat1f1kat1onen 1 718 
25 Urlaubsgeld 574 
26 Vermogensw1rksame Leistungen 361 
27 Vergutung arbe1tsfre1er Tage insgesamt. 5 087 
28 Urlaubsvergutung . 3 029 
29 Lohn-/Gehaltsfortzahlung 1m Krank-

he1tsfall 803 
30 Vergutu ng gesetzlicher Feiertage 

und sonstiger Ausfallzeiten 255 
31 Arbe1tgeberpflichtbe1trage zur Soz,alver-

s1cherung 5 298 
32 Aufwendungen tur die betriebliche Alters-

versorgung insgesamt 412 
33 dar Nettozufuhrung zu den Pensions-

ruckstellungen 8) 139 
34 Aufwendungen fur die berufliche Bildung. 764 
35 Ubnge Personalnebenkosten 410 
36 Lohne und Gehalter9) 33 764 

37 Arbeitskosten insgesamt 49 608 
38 Entgelt fur geleistete Arbeit 5) 28 131 
39 Personalnebenkosten insgesamt 21 477 
40 Gesetzliche Personalnebenkosten 6) 8 765 
41 Sonderzahlungen insgesamt7) 4 315 
42 Grat1f1kat1onen 2 719 
43 Urlaubsgeld 1 163 
44 Vermogenswtrksame Leistungen 433 
45 Vergutung arbe1tsfre1er Tage insgesamt. 6 603 
46 Urlaubsvergutung 3 588 
47 Lohn-/Gehaltsfortzahlung 1m Krank-

he1tsfall 1 433 
48 Vergutung gesetzlicher Feiertage 

und sonstiger Ausfallzeiten 1 582 
49 Arbe1tgeberpfllchtbe1trage zur Soz,alver-

s1cherung 5 742 
50 Aufwendungen fur die betriebliche Alters-

versorgung insgesamt 2 829 
51 dar· Nettozufuhrung zu den Pensions-

ruckstellungen 8) 1 300 
52 Aufwendungen fur die berufliche Bildung 761 
53 Ubnge Personalnebenkosten 1 227 
54 Lohne und Gehalter9) 39 049 

Zum Aufsatz: .. Arbeitskosten im Groß- und 

Arbeitskosten je vollbeschäftigten Arbeit 
im Bank- und Versicherungsgewerbe 

Großhandel 2) Einzelhandel 3) 

Veranderung Veranderung 
1988 1988 

1984 1988 gegenuber 1981 1984 1988 gegenuber 

1984 
1 1981 1984 

1 
1981 

DM % DM % 

Unternehmen mit 1 0 Arbeit 
49 294 55 843 + 13,3 + 29,4 33 579 39 422 43 731 + 10,9 + 30,2 
30 092 33 787 + 12,3 + 26,9 20 238 23 495 26 083 + 11,0 + 28.9 
19 202 22 057 + 14,9 + 33,5 13 341 15 927 17 648 + 10,8 + 32,3 

9 055 10 772 + 19,0 + 36,1 6 346 7 395 8 538 + 15,5 + 34,5 
3 516 3 921 + 11,5 + 26,2 2 332 2 731 2 954 + 8,2 + 26,7 
2 262 2 539 + 12,2 + 28,6 488 1 661 826 + 9,9 + 22,7 

805 934 + 16,0 + 25,9 584 786 858 + 9,2 + 46,9 
449 449 0,0 + 15,1 261 285 269 5,6 + 3,1 

6 395 7 450 + 16,5 + 32,3 4 538 5 323 5 785 + 8,7 + 27,5 
3 909 4 552 + 16,4 + 41,4 2 553 3 291 3 591 + 9,1 + 40.7 

998 1 238 + 24,0 + 16,9 937 942 1 015 + 7,7 + 8,3 

1 487 1 661 + 11,7 + 22,9 048 1 091 1 179 + 8,1 + 12,5 

6 524 7 803 + 19,6 + 42,7 4 330 5 312 6 272 + 18,1 + 44,8 

210 130 6,6 + 8,9 543 688 651 5,4 + 19,9 

545 358 34,3 24,5 252 287 212 26,1 15,9 
804 974 + 21,1 + 41,8 080 1 311 362 + 3,9 + 26,1 
753 778 + 3,3 + 32,3 518 560 623 + 11,3 + 20,3 

40 003 45 158 + 12,9 + 27,7 27 108 31 550 34 822 + 10,4 + 28,5 

Unternehmen mit 1 0 
46 695 53 052 + 13,6 + 30,5 30 473 37 084 39 986 + 7,8 + 31.2 
29 590 33 159 + 12,1 + 27,4 19 393 23 028 24 833 + 7,8 + 28,1 
17 105 19 893 + 16,3 + 36,0 11 079 14 056 15 153 + 7,8 + 36,8 

8 592 10 270 + 19,5 + 38,8 5 477 6 728 7 777 + 15,6 + 42,0 
2 908 3 326 + 14,4 + 25,4 1 528 2 059 2 017 2,0 + 32,0 
1 780 2 145 + 20,5 + 24,9 802 050 1 077 + 2,6 + 34,3 

714 763 + 6,9 + 32,9 446 689 654 5,1 + 46,6 
414 418 + 1,0 + 15,8 281 320 286 10,6 + 1,8 

6 010 6 963 + 15,9 + 36,9 3 781 4 678 5 081 + 8,6 + 34.4 
3 755 4 361 + 16,1 + 44,0 2 279 2 990 3 234 + 8,2 + 41,9 

845 1 037 + 22,7 + 29,1 568 631 747 + 18,4 + 31.5 

409 1 565 + 11,1 + 24,7 934 1 057 1 100 + 4,1 + 17,8 

6 292 7 600 + 20,8 + 43,5 3 943 4 992 5 861 + 17.4 + 48,6 

555 505 9,0 + 22,6 132 192 200 + 4,2 + 51,5 

199 108 45,7 22,3 23 27 31 + 14,8 + 34,8 
849 968 + 14,0 + 26,7 519 871 1 746 6,7 + 14,9 
490 531 + 8,4 + 29,5 176 263 247 6,1 + 40,3 

38 508 43 447 + 12,8 + 28,7 24 702 29 765 31 932 + 7,3 + 29,3 

Unternehmen mit 1 000 
54 625 61 905 + 13,3 + 24,8 35 728 41 122 46 015 + 11,9 + 28,8 
31 241 34 697 + 11,1 + 23,3 20 272 23 318 26 254 + 12,6 + 29,5 
23 384 27 209 + 16,4 + 26,7 15 456 17 804 19 762 + 11,0 + 27,9 

9 623 11 669 + 21,3 + 33,1 6 844 7 779 8 848 + 13,7 + 29,3 
4 497 4 790 + 6,5 + 11.0 3 151 3 374 3 778 + 12,0 + 19,9 
3 121 3 254 + 4,3 + 19,7 2 288 2 297 2 589 + 12,7 + 13,2 

879 1 050 + 19,5 9.7 616 812 940 + 15,8 + 52,6 
497 486 2,2 + 12,2 248 265 249 6,0 + 0,4 

6 952 8 451 + 21,6 + 28,0 5 009 5 766 6 145 + 6,6 + 22,7 
4 236 5 007 + 18,2 + 39,5 2 694 3 501 3 781 + 8,0 + 40,3 

1 087 1 504 + 38,4 + 5,0 193 1 178 1 171 0,6 1.8 

1 630 1 941 + 19,1 + 22,7 122 1 086 1 193 + 9,9 + 6,3 

6 882 8 129 + 18,1 + 41,6 4 507 5 466 6 423 + 17,5 + 42,5 

2 871 2 975 + 3,6 + 5,2 013 1 180 1 156 2,0 + 14,1 

1 276 609 52,3 53,2 533 528 419 20,6 21.4 
874 1 431 + 63,7 + 88,0 871 148 1 242 + 8,2 + 42,6 

1 308 1 432 + 9,5 + 16,7 905 870 1 019 + 17,1 + 12,6 
42 690 47 939 + 12,3 + 22,8 28 432 32 457 36 177 + 11,5 + 27,2 

1) Ohne Auszubildende, Te,lrntbeschalt1gte wurden 1m Verhaltms 1 zu 0,6 1n Vollbeschaftigte umgerechnet - 2) Ohne Ruckgewinnung - 3) Ohne Einzelhandel mit Kraftwagen und Motorradern sowie mit 
Kraft· und Schmierstoffen - 4) Voll- und tellze1tbeschaft1gte Arbeiter und Angestellte ohne Auszubildende - 5) laufend gezahltes Entgelt fur die geleistete Arbeitszeit (Jahreslohn- und -gehaltsumme 
vermindert um die Sonderzahlungen, die Vergutung arbeitsfreier Tage sowie soziale Bestandteile , wie z B Verheirateten- und Kinderzuschlage) 
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Einzelhandel, Bank- und Versicherungsgewerbe" 

nehmer 1) im Groß- und Einzelhandel, 
sowie im Produzierenden Gewerbe 

Bankgewerbe Versicherungsgewerbe 

Veranderung Veranderung 
1988 1988 

1981 1984 1988 gegenuber 1981 1984 1988 gegenuber 

1984 1 1981 1984 1 1981 

DM % DM % 

nehmern 4) und mehr 
53 413 61 715 72 591 + 17.6 + 35.9 57 203 66 847 78 421 + 17,3 + 37,1 
27 360 31 413 36 482 + 16,1 + 33.3 29 719 34 410 40 066 + 16.4 + 34,8 
26 053 30 301 36 109 + 19,2 + 38.6 27 484 32 437 38 354 + 18,2 + 39,6 

8 873 10 366 12 442 + 20,0 + 40.2 10 034 11 447 13 735 + 20,0 + 36,9 
6 315 7 273 8 675 + 19.3 + 37.4 6 442 7 569 8 414 + 11,2 + 30,6 
5 535 6 433 7 430 + 15,5 + 34.2 4 566 5 254 6 031 + 14,8 + 32,1 

296 332 413 + 24.4 + 39.5 1 274 1 730 1 801 + 4.1 + 41,4 
484 507 833 + 64.3 + 72.1 602 584 582 0,3 3.3 

6 708 7 489 8 547 + 14.1 + 27.4 7 596 8 503 9 849 + 15,8 + 29.7 
3 765 4 436 5 122 + 15.5 + 36.0 4 212 4 876 5 773 + 18.4 + 37,1 

1 334 1 279 1 482 + 15,9 + 11.1 589 1 492 1 867 + 25.1 + 17,5 

1 609 1 774 1 944 + 9.6 + 20,8 1 795 2 135 2 209 + 3,5 + 23,1 

5 910 7 259 8 958 + 23.4 + 51.6 6 599 7 752 9 558 + 23,3 + 44,8 

4 055 4 550 5 502 + 20.9 + 35.7 4 474 5 798 6 734 + 16,1 + 50,5 

1 632 1 774 1 941 + 9.4 + 18.9 1 948 2 839 2 239 21.1 + 14,9 
1 422 1 890 2 400 + 27.0 + 68.8 949 1 177 1 951 + 65.8 +105,6 
1 644 1 840 2 026 + 10.1 + 23.2 1 423 1 639 1 848 + 12,8 + 29,9 

40 383 46 175 53 705 + 16,3 + 33.0 43 758 50 481 58 329 + 15,5 + 33,3 

bis 49 Arbeitnehmern4) 
47 434 56 099 63 066 + 12,4 + 33.0 55 396 67 964 74 781 + 10,0 + 35,0 
27 120 31 394 35 553 + 13.2 + 31.1 29 772 36 640 39 793 + 8,6 + 33,7 
20 314 24 705 27 512 + 11.4 + 35.4 25 624 31 324 34 989 + 11,7 + 36,5 

8 063 9 648 11 576 + 20.0 + 43,6 9 121 11 231 12 848 + 14.4 + 40,9 
4 648 5 409 6 097 + 12,7 + 31,2 6 141 6 505 7 227 + 11,1 + 17.7 
3 857 4 542 4 719 + 3.9 + 22,3 4 464 4 678 4 917 + 5,1 + 10,1 

206 249 464 + 86.3 +125,2 1 140 1 274 1 723 + 35,2 + 51.1 
585 618 914 + 47,9 + 56,2 537 553 587 + 6,1 + 9.3 

5 757 6 909 7 937 + 14.9 + 37,9 7 038 8 518 9 036 + 6,1 + 28.4 
3 533 4 419 5 072 + 14.8 + 43,6 4 118 5 029 5 649 + 12,3 + 37,2 

790 846 1 016 + 20,1 + 28,6 1 197 1 365 1 410 + 3,3 + 17,8 

1 435 1 644 1 849 + 12,5 + 28,9 1 723 2 124 1 977 6,9 + 14,7 

5 777 7 064 8 574 + 21.4 + 48.4 6 177 7 673 9 331 + 21,6 + 51.1 

1 699 2 016 1 630 - 19,1 4,1 4 784 6 934 7 193 + 3,7 + 50.4 

583 803 206 - 74,3 64,7 2 625 4 121 3 130 24.0 + 19,2 
1 818 2 574 2 560 0,5 + 40.8 415 551 986 + 78,9 +137,6 

615 732 714 2.5 + 16,1 1 069 1 142 1 216 + 6,5 + 13.8 
37 525 43 712 49 587 + 13.4 + 32,1 42 951 51 664 56 056 + 8,5 + 30,5 

Arbeitnehmern4) und mehr 
58 442 67 690 81 761 + 20,8 + 39,9 57 475 66 566 78 099 + 17,3 + 35.9 
28 487 33 123 39 319 + 18.7 + 38,0 29 696 34 055 39 533 + 16,1 + 33,1 
29 955 34 567 42 442 + 22,8 + 41,7 27 779 32 511 38 566 + 18,6 + 38.8 

9 587 11 078 13 323 + 20,3 + 39,0 10 221 11 506 13 738 + 19.4 + 34.4 
7 339 8 375 10 184 + 21.6 + 38,8 6 656 7 832 8 558 + 9,3 + 28,6 
6 425 7 424 8 860 + 19,3 + 37,9 4 710 5 426 6 191 + 14,1 + 31.4 

361 401 432 + 7.7 + 19,7 1 337 1 827 1 789 2, 1 + 33.8 
553 550 892 + 62.2 + 61,3 608 579 578 - 0,2 4,9 

7 573 8 335 9 378 + 12,5 + 23,8 7 691 8 558 9 853 + 15, 1 + 28,1 
4 145 4 825 5 526 + 14,5 + 33,3 4 207 4 854 5 744 + 18,3 + 36.5 

1 647 1 561 1 766 + 13,1 + 7,2 1 647 1 524 1 912 + 25,5 + 16.1 

1 781 1 950 2 086 + 7.0 + 17,1 1 837 2 181 2 197 + 0,7 + 19.6 

6 175 7 527 9 462 + 25,7 + 53,2 6 670 7 735 9 530 + 23.2 + 42.9 

5 538 6 349 8 510 + 34,0 + 53.7 4 184 5 483 6 613 + 20,6 + 58,1 

2 374 2 566 3 266 + 27.3 + 37,6 1 721 2 557 2 058 19,5 + 19.6 
1 404 1 809 2 540 + 40.4 + 80,9 1 048 1 221 2 103 + 72,2 +100.7 
1 925 2 172 2 368 + 9,0 + 23,0 1 530 1 682 1 909 + 13,5 + 24,8 

43 399 49 833 58 881 + 18,2 + 35,7 44 043 50 444 57 544 + 14,1 + 30,7 

Produzierendes Gewerbe 

Veranderung 
1988 Lfd. 1981 1984 1988 gegenuber Nr 

1984 
1 

1981 

DM % 

46 728 53 987 62 058 + 14,9 + 32,8 1 
26 630 30 131 34 383 + 14,1 + 29,1 2 
20 099 23 857 27 674 + 16,0 + 37,7 3 

9 195 10 436 12 316 + 18,0 + 33,9 4 
3 965 4 643 5 409 + 16,5 + 36.4 5 
2 227 2 696 3 220 + 19.4 + 44.6 6 
1 247 1 450 1 688 + 16.4 + 35.4 7 

491 496 501 + 1.0 + 2.0 8 
6 594 7 247 8 416 + 16.1 + 27.6 9 
3 663 4 229 4 893 + 15,7 + 33.6 10 

1 459 1 433 1 690 + 17.9 + 15,8 11 

1 472 1 585 1 833 + 15,6 + 24.5 12 

6 143 7 299 8 678 + 18.9 + 41.3 13 

1 609 2 357 2 718 + 15.3 + 68.9 14 

721 1 197 1 044 12.8 + 44.8 15 
682 854 999 + 17.0 + 46,5 16 

1 106 1 457 1 454 - 0.2 + 31.5 17 
37 188 42 020 48 208 + 14.7 + 29.6 18 

38 141 43 687 48 985 + 12.1 + 28.4 19 
23 426 26 515 29 350 + 10.7 + 25,3 20 
14 715 17 172 19 635 + 14,3 + 33.4 21 

7 936 9 135 10 506 + 15,0 + 32.4 22 
2 348 2 814 3 149 + 11.9 + 34.1 23 
1 117 1 404 1 579 + 12.5 + 41.4 24 

830 993 1 144 + 15.2 + 37,8 25 
402 418 427 + 2.2 + 6,2 26 

4 932 5 685 6 415 + 12.8 + 30,1 27 
2 827 3 350 3 840 + 14.6 + 35,8 28 

882 983 1 142 + 16,2 + 29,5 29 

1 222 1 352 1 433 + 6.0 + 17,3 30 

5 540 6 546 7 697 + 17.6 + 38,9 31 

298 330 594 + 80,0 + 99.3 32 

33 47 33 29.8 0.0 33 
1 051 155 107 4,2 + 5,3 34 

546 641 672 + 4.8 + 23.1 35 
30 706 35 014 38 915 + 11.1 + 26.7 36 

53 573 62 246 71 917 + 15,5 + 34,2 37 
28 909 32 666 37 746 + 15.6 + 30,6 38 
24 665 29 581 34 171 + 15,5 + 38.5 39 . 
10 210 11 427 13 582 + 18.9 + 33,0 40 

5 115 5 950 7 032 + 18.2 + 37,5 41 
3 118 3 737 4 534 + 21.3 + 45.4 42 
1 455 1 678 1 960 + 16.8 + 34,7 43 

542 535 538 + 0,6 0,7 44 
7 775 8 348 9 726 + 16,5 + 25,1 45 
4 233 4 833 5 585 + 15.6 + 31,9 46 

1 844 733 1 979 + 14,2 + 7.3 47 

1 698 1 781 2 162 + 21.4 + 27.3 48 

6 631 7 867 9 379 + 19,2 + 41.4 49 

2 818 4 300 4 677 + 8.8 + 66.0 50 

1 341 2 302 1 972 14.3 + 47.1 51 
729 938 1 188 + 26.7 + 63.0 52 

1 597 2 177 2 170 0,3 + 35,9 53 
41 799 46 964 54 504 + 16.1 + 30.4 54 

6) Vergutung gesetzlicher Feiertage und sonstiger Ausfallzeiten, Arbeitgeberpfllchtbetrage zur Renten-. Kranken- und Arbeitslosenversicherung, Unfallvers1cherungsbeitrage. gesetzilche Lohn- und 
Gehaltsfortzahlung 1m Krankhe1tsfall sowie sonstige gesetzilche Aufwendungen - 7) Zahlungen. die 1m allgemeinen nicht laufend bei Jeder Lohn- und Gehaltszahlung geleistet werden. - 8) Differenz der 
Pens1onsruckstellungen nach Paragraph 6a EStG am 31 12 und 1 1 des ieweiilgen Erhebungs1ahres - 9) Entgelt fur geJe,stete Arbeit. Sonderzahlungen und Vergutung arbe,tsfreier Tage 
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Zusammensetzung der Arbeitskosten je Arbeitnehmer nach ausgewählten Kostenarten und 
Wirtschaftszweigen des Groß- und Einzelhandels, Bank- und Versicherungsgewerbes 1988 

Unternehmen mit 10 Arbeitnehmern und mehr 

Personalnebenkosten 

darunter 

Entgelt Sonderzahlungen Vergutung arbe1tsfre1er Tage 
Arbeits- fur Arbeit-

W1rtschaftszwe1g 
kosten die darunter darunter geber- Betrieb- Aufwen-

ins- ge- ins- ~ ptl1cht- dungen 
gesamt leistete gesamt Ver- beitrage liehe 

fur die Alters-Arbeit ms- Grat,- ins- Urlaubs- gutung zur ver- beruf-
gesamt f1ka- gesamt ver- von Sozial- liehe 

Krank- versiehe- sorgung Bildung tionen gutung he1ts- rung 
tagen 

Arbeitnehmer insgesamt 
DM 

Großhandel 55 843 33 787 22 057 3 921 2 539 7 450 4 552 1 238 7 803 1 130 974 
Großhandel mit 

landw1rtschaftl1chen Grundstoffen, 
lebenden Tieren, textilen Rohstoffen 
und mit Halbwaren 53 534 31 272 22 262 3 957 2 781 6 974 4 268 1 094 7 686 1 743 1 253 

Brennstoffen, Erzen und technischen Chem1kal1en 66 583 38 361 28 222 5 397 3 932 8 525 5 245 1 427 8 853 3 181 864 
Holz- und Baustoffen 52 933 32 329 20 605 3496 2 242 7 036 4 326 1 142 7 871 605 1143 
Maschinen, technischem Bedart und Fahrzeugen 61 940 37 444 24496 4 344 2 635 8 178 5 079 1 245 8 370 1 277 1 317 
Mobeln, Einrichtungs- und Haushaltsgegen-

standen, Eisen- und Metallwaren 57 268 35 227 22 041 3 929 2 446 7 690 4 737 1 217 7 855 840 990 
Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren 49 171 30 497 18 673 3183 2 040 6 695 4 079 1 106 6 950 508 841 
Nahrungs- und Genußrmtteln 49 753 30 701 19 052 3 119 1 998 6 875 4091 1 302 7 276 651 532 
pharmazeutischen, med1z1nrschen, kosmetischen 

4 213 und Re1nigungsart1keln 57 790 34402 23 387 2 991 7 760 4 645 1 375 7 714 1 588 1 019 
Einzelhandel 43 731 26 083 17 648 2 954 1 826 5 785 3 591 1 015 6 272 651 1 362 

Einzelhandel mrt 
Nahrungs- und Genußmitteln 39948 24 544 15404 2 378 1 425 5 234 3 209 955 5 845 247 1 406 
med1z1n1schen, kosmetischen und Reinigungs-

mitteln (einschl Apott",eken) 43463 26 837 16 626 2 772 2 021 5 640 3 625 815 6 381 131 1 434 
Bekleidung 44034 25 865 18 169 3 094 1 841 5 778 3 626 948 6143 1 131 1 310 
Schuhen und Lederwaren 42 230 26 264 15 966 2 243 1 059 5 486 J 459 882 6044 454 1 391 
Heimtextilien 45 372 28 592 16 781 2 565 1 276 6177 3 962 923 6 632 303 900 
Emnchtungsgegenstanden und Haushaltsartikeln 47 897 39 714 18 183 2 796 1 454 6 429 4013 1 053 6 907 302 1 365 
Suchern, Zeitungen, Papierwaren, Burobedarf 46 519 28 630 17 888 2 906 1 796 5 935 3 754 867 6 622 328 1 802 

Sort1mentse1nzelhandel mit Waren 
verschiedener Art, Hauptrichtung 
Nicht- Lebensmittel 49 610 26 720 22 890 4 613 3 258 6 732 4183 1 289 6 920 1 671 1 224 

Bankgewerbe 72 591 36 482 36109 8 675 7 430 8 547 5 122 1 482 8 958 5 502 2400 
Kreditbanken 84 072 41 009 43 063 10 653 9 318 9 782 5 832 1 676 9 459 7 832 2 684 
Institute des Sparkassenwesens (ohne Post-

33 830 8091 und Bausparkassen) 66094 32 265 7 025 7 683 4431 1 537 8 272 4 881 2 336 
Genossenschaftliche Kred1t1nst1tute 68 115 36 187 31 928 7 228 5 955 8 312 5 196 1 145 9 231 3 649 2 503 
Realkred1t1nst1tute 87 076 41 127 45 949 12 856 11 806 10489 5 972 2 290 9 925 9 292 1 205 
Bausparkassen 84 862 44108 40 754 9 381 7 505 10 530 6 172 2 076 9 725 7 481 1 506 

Versrcheru ngsgewerbe 78421 40066 38 354 8 414 6 031 9 849 5 773 1 867 9 558 6 734 1 951 
Lebensversicherung, Pensions- und Sterbekassen 79 905 40 961 38 944 8 558 6 300 10 102 5 938 1 958 9 594 7 466 1 711 
Krankenversicherung 72 835 37 595 35 240 7730 5 474 9 611 5 622 1 818 9 561 4 691 1 908 
Schaden- und Unfallversicherung 77 436 39 471 37 965 8 230 5 796 9 508 5 567 1 781 9498 6 362 2 253 
Ruckvers1cheru ng 91 973 45106 46 867 11 265 7 540 11 695 6 760 1 970 9 816 9 571 1 417 

Veränderung 1988 gegenüber 1984 
% 

Großhandel + 13,3 + 12,3 + 14,9 + 11,5 + 12,2 + 16,5 + 16,4 + 24,0 + 19,6 6,6 + 21,1 
Großhandel mit 

landwirtschafthchen Grundstoffen, 
lebenden Tieren, textilen Rohstoffen 
und mit Halbwaren + 13,3 + 10,6 + 17,3 + 14,0 + 17, 1 + 15, 1 + 17,5 + 10,5 + 18,3 + 35, 1 + 29,8 

Brennstoffen, Erzen und technischen Chemikalien + 13, 1 + 14,5 +- 11,3 + 2,5 1,2 + 19,7 + 19,4 + 30,7 + 21,2 - 11,8 + 17 ,6 
Holz- und Baustoffen + 10,3 + 8,8 + 12,7 + 14,6 + 18,4 + 13,8 + 13,8 + 21,6 + 17,9 - 23,9 + 12,8 
Maschinen, technischem Bedarf und Fahrzeugen + 14,5 + 12,9 + 17, 1 + 13,9 + 18,5 + 16, 1 + 16,2 + 19,5 + 1 9,7 + 9,0 + 28,0 
Mobeln, Ernnchtungs- und Haushaltsgegen-

standen, Eisen- und Metallwaren + 16,4 + 15,5 + 17,9 + 15,4 + 17,3 + 18, 1 + 18,3 + 24,2 + 21,8 + 5,9 + 10,9 
Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren + 16,7 + 14,4 + 20,6 + 22,6 + 34,2 + 19,7 + 19,5 + 30,7 + 22,8 + 3,3 + 21,2 
Nahrungs- und Genußmitteln + 15,0 + 13,8 + 17,0 + 10,4 + 14,7 + 18,6 + 17,5 + 30,9 + 20,6 + 23,8 + 2,7 
pharmazeutischen, med1z1n1schen, kosmetischen 

und Re1n1gungsart1keln + 10,7 + 8,5 + 14,0 + 12,5 + 18,6 + 13, 1 + 12, 1 + 26,5 + 18,0 7,9 + 26,0 
Einzelhandel + 10,9 + 11,0 + 10,8 + 8,2 + 9,9 + 8,7 + 9,1 + 7,7 + 18,1 5,4 + 3,9 

Ernzelhandel mit 
Nahrungs- und Genußmitteln + 10,0 + 10,9 + 8,7 + 11,8 + 26,8 + 6, 1 + 7,0 + 3,6 + 15,9 - 19,3 2,8 
med1z1n1schen, kosmetischen und Reinigungs-

mitteln (einschl Apotheken) + 13,6 + 14,1 + 12,7 + 6,4 + 21,2 + 13,5 + 16,9 + 7, 7 + 24,4 - 45,4 + 1,5 
Bekleidung + 8,4 + 8,0 + 9,0 + 12, 1 + 4,5 + 4,2 + 4,0 + 4,3 + 15, 1 + 10,6 4,9 
Schuhen und Lederwaren + 15,0 + 15,3 + 14,4 - 0,3 6,1 + 1 3,4 + 12,0 + 25,5 + 23,0 + 15,2 + 8,1 
He1rntextd1en + 12,8 + 15,3 + 8,7 + 0,9 0,5 + 17,0 + 17,4 + 26,3 + 22,0 - 38,0 - 31,6 
Emnchtungsgegenstanden und Haushaltsartikeln + 9,9 + 9,3 + 10,9 + 9,6 + 8,2 + 12,4 + 10,9 + 23,4 + 16,1 - 20,1 2,7 
Suchern, Zeitungen, Papierwaren, Burobedarf + 9,0 + 7,7 + 11,0 + 4,8 + 16,0 + 4,4 + 2,9 + 12,6 + 19,6 - 29,8 + 35,6 

S0rt1mentse1nzelhandel mit Waren 
1Jersch1edener Art, Hauptnchtung 
Nicht- Lebensmittel + 18,7 + 16,2 + 21,7 + 15, 1 + 14,2 + 17,0 + 19,2 + 8,7 + 26,4 + 14,3 + 30,9 

Bankgewerbe + 17,6 + 16,1 + 19,2 + 19,3 + 15,5 + 14,1 + 15,5 + 15,9 + 23,4 + 20,9 + 27,0 
Kreditbanken + 25,8 + 21,8 + 29,9 + 31,0 + 29,6 + 19,7 + 18,9 + 22,7 + 25,2 + 31,4 + 66,4 
lnstrtute des Sparkassenwesens (ohne Post-

und Bausparkassen) + 10,7 + 8,3 + 13,1 + 9,6 + 6,4 + 8,6 + 7,6 + 19,6 + 16,7 + 12,3 + 22,9 
Genossenschaftliche Kred1t1nst1tute + 20,9 + 18,9 + 23,3 + 25,1 + 20,1 + 20,8 + 20,2 + 26,1 + 30,6 + 25,0 0,0 
Realkred1t1 nst1tute + 22,6 + 16,7 + 28,4 + 59,7 + 64,9 + 15,6 + 13,0 + 49,7 + 31,0 + 54,4 23,3 
Bausparkassen + 22,4 + 21,9 + 22,9 + 30,6 + 29,1 + 9,0 + 21,2 - 11,2 + 19,5 + 63,2 + 25,1 

Versicherungsgewerbe + 17 ,3 + 16,4 + 18,2 + 11,2 + 14,8 + 15,8 + 18,4 + 25,1 + 23,3 + 16, 1 + 65,8 
Lebensversicherung, Pensions- und Sterbekassen + 24,7 + 23,2 + 26,2 + 18,7 + 17,7 + 25,7 + 28, 1 + 38,9 + 27,3 + 36,3 + 51,7 
Krankenvers1cheru ng + 17,0 + 16,4 + 17,6 + 12,0 + 25,5 + 9,8 + 14,1 + 16,8 + 25,8 + 24,9 + 45,0 
Schaden- und Unfallversicherung + 10,8 + 10,4 + 11,2 + 5,2 + 14,1 + 8,0 + 10,6 + 14,8 + 19,2 4,0 + 87,3 
Ruckvers1cherung + 12,7 + 10,3 + 15,2 0,4 - 17,3 + 19,5 + 17,4 + 24,9 + 16,5 + 27,1 + 45,8 

Nach-
ncht-
lieh 

Lohne 
und 

Gehalter 

45 158 

42 202 
52 283 
42 860 
49 966 

46 846 
40 376 
40 696 

46 376 
34 822 

32 156 

35 249 
34 737 
33 993 
37 333 
38 939 
37 472 

38 065 
53 705 
61 444 

48 039 
51 727 
64472 
64018 
58 329 
59 621 
54 937 
57 209 
68 067 

+ 12,9 

+ 11,6 
+ 13,9 
+ 10,0 
+ 13,5 

+ 15,9 
+ 15,9 
+ 14,3 

+ 9,6 
+ 10,4 

+ 10,1 

+ 13,4 
+ 7,7 
+ 13,8 
+ 14,5 
+ 9,8 
+ 7,0 

+ 16,2 
+ 16,3 
+ 23,0 

+ 8,6 
+ 20,0 
+ 23,1 
+ 20,7 
+ 15,5 
+ 23,0 
+ 14,6 
+ 9,3 
+ 9,8 
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Preise 
Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (lnlandsabsatz) 1) 

1985 = 100 

Gewerbliche Erzeugntsse Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes Fert1gerzeugn1sse 2) 

ohne Erzeugnisse des 
Verbrauchs- Elektnz1tat, Jahr Elektnz,tat, guter (ohne Fernwarme, Monat insgesamt Erdgas, zusammen Grundstoff. lnvest1t1ons-1 Verbrauchs- Nahrungs- lnvest1t1on5- Nahrungs. Wasser3) Fernwarme und guter guter und guter und und Produktions- Genußmittel- Genußmittel) Wasser guter- produzierenden 

gewerbes gewerbes Gewerbes 

1987 D 95, 1 97,2 97,2 86,3 103,8 101,9 96,8 104,9 95,1 104.2 
1988 D 96,3 98,8 98,8 87,9 105,5 103,8 98,0 107,0 95,5 105,2 
1989 D . . .. 99,3 102,1 102.2 93.4 107,8 106,5 100,4 109,7 100,1 106.2 

1989 Aug 99,4 102,3 102,3 93,2 108,0 106,8 100,8 109,9 99,9 106,2 
Sept 99,6 102,5 102,6 93,6 108.2 107,0 101,2 110,1 100,5 106,2 
Okt 100,1 102,7 102,8 93,7 108.4 107,2 101,3 110,5 100,9 106.3 
Nov 100,0 102.4 102,5 92,9 108.4 107,3 101,1 110,5 100.4 106,3 
Dez .. 100,0 102,5 102,6 93.3 108,4 107,4 100,8 110,5 101,1 106,3 

1990 Jan 100,1 102,7 102,7 92,6 109,1 107,8 100,8 111,2 101,4 105,9 
Febr 100,1 102,6 102,7 92,0 109,5 108,1 100,4 111.6 101.1 105.9 
Marz 100,2 102,7 102,8 91,9 109,7 108,2 100,4 111,8 101,1 106,0 
Apnl 100,7 102,9 103,0 91,9 110,3 108,4 100,6 112,4 101,3 106,0 
Ma, 100,8 103, 1 103.2 91,7 110,5 108,8 100,7 112,7 101,3 106,0 
Juni 100,8 103,1 103,2 91,3 110,7 108,9 100,7 112,9 101,3 106,0 
Jul, 100,7 103,2 103,3 91,4 110,9 109,2 100,7 113,2 101,6 104,0 
Aug. 101,3 103,9 104,0 93.4 111,1 109,4 100,8 113,5 104,0 104,0 
Sept 101,7 104,4 104,5 94,9 111,3 109,6 100,7 113,6 105,6 104,0 

Elektriz,tat, 
Fernwarme, Bergbauliche Erzeugnisse M1neralolerzeugn1sse Eisen und Stahl NE-Metalle 

Wasser Steine und 
und -Metall- G1eßere1-Jahr Erden, halbzeug 

Monat darunter Asbest- darunter (einschl. erzeugn1sse 
waren, Erzeugnisse Edelmetallen zusammen 

darunter Erzeugnisse darunter Schle1fm1ttel der Hoch- und deren 
Elektnz,tat zusammen des zusammen He,zole zusammen ofen-, Stahl-, Kohlen- Warmwalz-

Halbzeug) 
bergbaues werke4) 

1987 D 105,1 64,1 101,5 62,5 45,0 102,2 91,8 91,9 80,5 102,6 
1988 D ... 105,8 62,3 102.4 58,4 37,2 103,1 94,3 94,0 102,7 105,6 
1989 D 106,7 64,5 103,8 68,8 51,0 104,3 99,5 98,9 115,5 110,6 

1989 Aug. 106,6 64,4 104,9 67,2 49,8 104,6 99,6 99,1 115,8 111,5 
Sept 106,6 64,6 105,0 69,5 53,8 104,6 99,5 99,0 116,7 111,3 
Okt 106,7 68,7 105,0 70,8 56,5 104,8 99,5 98,9 113,6 111.4 
Nov. 106,7 69, 1 105,0 69,7 54,6 104,9 99,4 98,8 106,3 111,2 
Dez. 106,7 69,2 105,1 72,7 62,1 105,0 99,8 99.4 101,7 111.1 

1990 Jan 105,9 69,5 105,1 71,9 57,2 105,3 99,7 99,1 96,7 111,8 
Febr. 105,9 69,5 105,1 68,6 50,1 105,6 99,3 98,4 95,9 111,6 
Marz 105,9 69,9 105,1 67,4 47,8 106,1 98,6 97,6 101.6 111,8 
Apnl .. ' 105,8 72,6 105,0 67,1 47,0 106,4 98,5 97,5 100,8 112,3 
Ma, 105,8 73,2 105,0 66,1 45,2 106,9 98,4 97,3 100,1 113.4 
Juni 105,8 73,1 105,0 65,2 43,3 107,1 98,5 97,5 97,9 113.4 
Jul, 103,5 73,0 105,0 65,7 44,9 107,3 98,2 97,2 98,4 113.4 
Aug 103,5 73,0 105,0 75,1 58,3 107,4 98,1 97,0 98,4 113,9 
Se t p 103,5 73,2 105,0 80,9 62,5 107,5 98,1 97,0 99,3 113,8 

G1eßere1- Erzeugnisse der Ziehere1en Stahlbauerzeugnisse Masch 1nenbauerzeugn1sse (einschl Ackerschleppern) und Kaltwalzwerke und erzeugrnsse der Stahlverformung und Schienenfahrzeuge 

Jahr darunter darunter darunter darunter 
Monat Eisen-, Erzeugnisse Stahl- und 

1 Stahl- zusammen der z,ehere,en zusammen Leichtmetall- zusammen gewerbl Arbe,tsmasch, nen Kraft.5) Land-
und und Kaltwalz- konstruk-

/ darunter Temperguß werke tionen zusammen Forderm,ttel maschinen 

1987 D 105,5 99,9 96,6 105,3 104,8 106,4 107,3 104,8 105,8 105,1 
1988 D 106,7 100,8 98,9 107,5 106,0 109,0 110,0 107,6 112,5 107,3 
1989 D 111,2 103,2 102,6 110,9 109,3 112,4 113,3 110,7 115,8 110,0 
1989 Aug. 111,8 103,9 103,6 111,6 110,0 112,8 113,8 111,2 116,0 109,5 

Sept 111,8 103,9 103,5 111,9 110,3 113,0 113,9 111,3 116,0 110,1 
Okt. 112,1 103,8 103,2 112,6 111,2 113,4 114,3 111,2 116,4 111.9 
Nov 112,5 103,5 102,6 112,7 111,6 113,5 114,4 111,4 116,5 112,1 
Dez 112,5 103,4 102,5 112,8 111,8 113,6 114,5 111,7 116,5 112.4 

1990 Jan 114,5 103,8 103,4 113,1 112,0 114,6 115,3 112,1 119,4 112,7 
Febr 115,3 104,0 103,7 113,3 112,1 115,1 115,8 112,4 119,6 112,8 
Marz 115,4 104,2 103,8 113,6 112,3 115,4 116,1 112,8 119,6 113,1 
Apnl 115,9 104,5 104,1 114,3 113,4 116,3 117,0 113,4 120,6 113,3 
Ma, 116,6 104,6 104,2 114,9 113,7 116,8 117,5 114,2 121,7 113,3 
Juni 116,7 105,2 104,3 115,6 114,3 117,1 117,8 114,4 121,7 113.4 
Jul, 116,5 105,4 104,2 116,0 114,9 117,4 118,2 114,7 121,9 113,6 
Aug 117,0 105,4 104,2 116,3 115,1 117,5 118,3 114,8 121,9 113,7 
Se t p 117,4 105,4 104,3 116,4 115,2 117,7 118 5 115,0 121,9 113,9 

Fußnoten s,ehe folgende Seite 
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Jahr 
Monat 

1987 D 
1988 D 
1989 D 

1989 Aug. 
Sept 
Okt 
Nov 
Dez. .. 

1990 Jan 
Febr. 
Marz 
April .. 
Mai 
Juni 
Jul, 
Aug 
Sept 

Jahr 
Monat 

1987 D 
1988 D 
1989 D 

1989 Aug 
Sept. 
Okt 
Nov 
Dez. 

1990 Jan. 
Febr. 
Marz 
April 
Mai 
Jum 
Juli 
Aug 
Sept. .. 

Jahr 
Monat 

1987 D 
1988 D 
1989 D 

1989 Aug 
Sept. .... 
Okt 
Nov .. 
Dez. 

1990 Jan. ... 
Febr 
Marz 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Aug 
Sept 

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz) 1 ) 

1985 = 100 

Straßenfahrzeuge Feinmechanische (ohne Ackerschlepper) und optische 

darunter Erzeugnisse, Uhren Musik-
mstrumente, 

Eisen-, Spielwaren, Zubehor, Boote Elektro- Blech- Sport gerate, 
Kraftwagen Einzel- und technische und Schmuck, 

und und Jachten Erzeugnisse 
darunter Metall- belichtete zusammen Straßenzug- Ersatz- fein- waren Filme, teile /ur zusammen mecha-masch1nen, Kraftwagen n1sche Fullhalter 

Kraft- ua 
rader6) und Erzeugnisse 

Kraftwagen-
motoren 

106,0 107,0 103,3 104,2 101,4 104,0 105,3 101.6 102,8 
108,5 109,8 104,5 107,2 102,3 105,5 107,0 103,4 103,6 
111,0 112,6 105,6 109,8 103,5 107,4 110,1 106,8 102,6 

110,8 112,3 105,8 110,5 103,6 107,7 110,5 107,3 102,6 
111,0 112,6 105,9 109,7 103,8 107,7 110,6 107,3 102,5 
111,2 112,9 105,9 109,7 103,8 108,1 111,4 107,5 102,8 
111,3 113,0 105,9 109,9 103,6 108,2 111,5 107,4 103,0 
111,3 113,0 105,9 110,2 103,5 108,2 111,6 107,4 103,2 

112,8 114,9 106,3 113,3 103,9 108,8 112,9 107,7 103,9 
113,2 115,3 106,7 113,5 104,2 109,0 113,6 108,0 105,4 
113,4 115,5 106,8 113,5 104,5 109,1 113,7 108.4 105,7 
113,6 115,6 107,0 114,8 105,0 109,4 113,8 109,0 106,5 
113,7 115,7 107,0 114,8 105,0 109,8 114,0 109,3 106,4 
113,7 115,7 107,1 116,3 105,2 110,1 114,3 109,6 106,4 
113,7 115,7 107,2 116,3 105,3 110,3 114,4 109,9 106,4 
114,4 116,8 107,2 116,3 105,5 110,4 114,3 110,0 106,9 
114,5 116,8 107,3 116,3 105,6 110,7 114.7 110,0 106,7 

Schnittholz, Holz- Papier-Fein- Glas- Sperrholz schliff?), und Druckerei- Kunststoff-keramische und u sonstiges Holzwaren Zellstoff, Pappe- erzeugrnsse 
Erzeugnisse Glaswaren bearbeitetes Papier erzeugn1sse 

Holz und Pappe waren 

103,9 100,5 100,3 105,6 92,8 99,9 103,8 100,5 
106,1 100,5 100,0 108,5 94,7 101,2 106,3 103,6 
108,7 102,3 105,4 112,5 100,4 105,3 109,6 106,2 

109,4 102,3 105,7 112,9 100,7 105,9 110,0 106,1 
109,5 102,5 106,6 113,3 101,0 106,1 110,1 106,1 
109,5 103,4 108,9 113.7 101.4 106,2 110,3 106,3 
109,5 103,6 110,1 113,9 101,4 106,5 110,3 106,1 
109,5 104,2 111,4 114,1 101,3 106,8 110,3 106,1 

109,6 104,4 112,3 115.2 101,2 107,1 110,6 106,5 
109,9 104,8 113,3 115,8 100,9 107,6 110,8 106,5 
110,0 105,1 113,3 116,2 100,8 107,6 110,8 106.4 
111,2 105,0 113,3 116,9 100,7 107,6 111,1 106,5 
112,6 105,2 113,5 117,3 100,6 107,8 112,4 106,7 
112,8 105,6 112,9 117,4 100,4 107,8 112,8 106,6 
113,6 106,0 112,3 117,9 100,2 107,9 113, 1 107,2 
113,7 106,2 112,0 118,0 99,5 108,1 113,2 107,5 
113,9 106,6 111,5 118,2 99,1 108,3 113,3 108,1 

Lederwaren und Schuhe Erzeugnisse des Ernahrungsgewerbes 

darunter 
Textilien Bekleidung darunter zusammen Schuhe zusammen Mahl- und · I Milch, 1 Fleisch und 

Schalmuhlen- Butter, Fleisch-
erzeugmsse Kase erzeugrnsse 

103,5 103,4 99,2 103,3 95,8 94,8 98,7 95,4 
104,8 104,6 99,6 104,7 96,9 94,1 101,3 94,4 
107,0 106,8 101,6 106,6 99,0 90,8 105,3 100,6 

107,1 106,9 102,1 107,0 99,5 90,2 105,3 103.4 
107,2 107,0 102,2 107,2 99,9 89,6 105,7 105,5 
107,8 107,6 102,3 107,3 100,0 89,2 105,8 106,3 
107,7 107,6 102,5 107,3 99,8 89,0 106,0 106,1 
107,9 107,8 102,4 107,4 99.4 88,6 105,8 106,0 

108,6 108,2 102,6 107,8 98,9 88,2 104,9 105,1 
108,7 108,4 102,7 108,0 98.4 87,9 104,2 103,8 
108,8 108,5 102,8 108,2 98,4 87,3 103,6 103,8 
109,0 108,6 102,9 108,2 98,6 87,1 103,3 104,1 
109,1 108,8 102,8 108,6 98,8 86,7 102,9 105,1 
109,2 108,8 102,8 108,8 98,8 86,2 103,0 105,5 
109.4 109,2 102,9 109,1 98,8 85,7 102,8 106,3 
109,6 109,3 102,8 109,5 98,9 85,2 102,7 106,3 
109,6 109,2 102,8 109,8 98,7 85,5 102,7 105,0 

Siehe auch Fachserie 17, Reihe 2 

Buro-
masch1nen, 
Datenver-

Chemische arbe1tungs-
Erzeugnisse gerate 

und 
-emrich-
tungen 

91,1 93,0 
92,5 89,3 
95,2 88,8 

95,2 89,3 
94,7 89,3 
94.4 87,6 
94,1 87,6 
93,9 87,6 

93,1 86,6 
93,7 86,6 
93,1 86,8 
93,3 87,1 
93,4 87,1 
93,3 87,1 
93,0 86,9 
92,8 86,2 
92,9 85,8 

Gummi- Leder waren 

100,5 97,4 
100,6 99,2 
102,5 99,4 

102,6 99,0 
103,0 99,8 
103,3 99,9 
103,3 100,3 
102,9 100,8 

102,3 100,9 
102,3 101,4 
102,5 101,3 
102,5 101,4 
102,8 102,0 
102,3 102,3 
102,4 101,8 
102,3 101,7 
103,9 101,9 

Fertigteil-
Tabak- bauten 
waren im 

Hochbau 

103,3 105,1 
104,8 106,9 
109,3 110,3 
109,9 110,9 
109,9 111,2 
109,9 112,0 
110,0 112,7 
109,9 113,3 
113,4 113,9 
113,8 114,3 
113,8 114,9 
113,8 115,7 
113,8 116,5 
113,8 116,8 
113,8 117,6 
113,8 118,6 
113,9 119,1 

1) Ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer - 2) Fert1gerzeugn1sse nach ihrer vorwiegenden Verwendung, entsprechend der Warengliederung des Index der gewerblichen Bruttoproduktion fur lnvest1t1ons- und 
Verbrauchsguter - 3) In den Pre1s1nd,zes fur Elektrmtat 1st die Ausgleichsabgabe nach dem dritten Verstromungsgesetz berucksichtigt - 4) Ohne Ferroleg1erungswerke - 5) Ottomotoren, 01eselmoto-
ren, Dampf- und Gasturbinen - 6) Einschl Fahrrade, mit Hilfsmotor sowie deren Verbrennungsmotoren - 7) Ohne Preisreprasentanten fur Holzschliff 
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Lebenshaltung 

Preisindex für die Lebenshaltung 
1985 = 100 

Hauptgruppe/Untergruppe 7) 

Wohnungsmieten 9), Energie Guter fur 
(ohne Kraftstoffe) 

Mobel, 
Haushalts- Bildung, 

Jahr ohne Nahrungs- gerate und Unter-

Monat6) satsonab- mittel, Be- andere die Verkehr haltung, ms- Getranke, kle1dung, Energie Gesund- und Nach- Fre1ze1t gesamt hang1ge Tabak- Schuhe Woh- (ohne Guter he1ts- und richten- (ohne Waren8) zu- fur die nungs- Kraft- Korper- uber- Dienst-waren sammen m1eten9) Haushalts-stoffe) fuhrung pflege m1ttlung le1stungen 
des Gast-
gewerbes) 

Alle privaten Haushalte 1) 

1987 D 100,1 100,1 100,1 103,2 96,7 103,4 80,3 102,2 103,2 97,4 101,6 
1988 D 101,4 101,4 100,3 104,5 97,7 105,6 78,1 103,3 104,7 98,9 102,7 
1989 D 104,2 104,2 102,6 106,0 101,1 108,8 82,0 104,9 108,6 103,3 103,8 

1989 Aug 104,2 104,4 102,3 106,0 101,2 109,2 81,6 105,3 108,7 103,1 103,4 
Sept. 104,4 104,6 102,4 106,2 101,7 109,4 82,7 105,4 108,8 103,l 103,5 
Okt 104,7 104,9 102,8 106,5 102,1 109,6 83,6 105,6 109,0 103,5 103,8 
Nov. 104,9 105,0 103,1 106,5 102,4 109,9 83,9 105,7 109,1 103,2 104,3 
Dez 105,2 105,3 103,6 106,5 103,1 110,1 85,8 105,8 109,2 103,4 104,6 

1990 Jan. 105,8 105,7 104,4 106,6 103,4 110,6 85,7 106,1 109,5 104,1 106,1 
Febr 106,2 106,0 105,3 106,7 103,0 111,0 83,5 106,3 109,7 104,7 106,5 
Marz 106,3 106,2 105,3 106,9 103,2 111,3 83,5 106,5 109,9 104,6 106,5 
April 106,5 106,3 105,9 107,0 103,5 111,7 83,4 106,8 110,0 104,7 105,8 
Mai . 106,7 106,4 106,3 107,2 103,7 112,0 83,1 107,1 110,1 104,7 106,1 
Juni 106,8 106,5 106,2 107,2 103,7 112,3 82,7 107,2 110,3 104,8 106,0 
Juli 106,8 106,7 105,9 107,3 104,0 112,7 82,6 107,5 110,3 104,8 105,7 
Aug. 107,1 107,1 105,6 107,4 105,2 113,1 85,9 107,6 110,4 106,5 105,6 
Sept 107,5 107,6 105,3 107,8 105,7 113,4 87,0 107,7 110,6 108,3 105,8 

4-Personen-Haushalte von Beamten und Angestellten mit hoheren Einkommen 2) 

1987 D 100,6 100,6 100,1 103,3 97,4 103,3 78,8 102,3 102,9 97,4 102,0 
1988 D 102,1 102,2 100,3 104,6 98,6 105,6 76,5 103,3 104,7 98,9 103,2 
1989 D 104,9 105,0 102,4 106,1 102,0 108,8 80,5 104,9 107,7 103,6 104,6 

1989 Aug 104,9 105,2 102,0 106,1 102,2 109,2 80,1 105,2 107,8 103,5 104,3 
Sept. 105,1 105,3 102,2 106,3 102,6 109,4 81,2 105,3 107,9 103,4 104,4 
Okt. 105,4 105,6 102,5 106,6 103,0 109,6 82,2 105,5 108,0 103,8 104,7 
Nov 105,5 105,7 102,8 106,6 103,3 109,9 82,5 105,6 108,1 103,5 105,2 
Dez. 105,9 106,0 103,4 106,6 103,9 110,1 84,4 105,7 108,2 103,6 105,4 

1990 Jan 106,4 106,4 104,3 106,7 104,3 110,6 84,3 106,0 108,4 104,2 106,3 
Febr 106,9 106,8 105,1 106,8 104,0 111,0 82,1 106,2 108,6 104,9 106,6 
Marz 107,0 106,9 105,2 107,0 104,3 111,3 82,1 106,4 108,8 104,9 106,6 
April 107,2 107,1 105,7 107,1 104,6 111,7 82,1 106,7 108,8 105,0 106,1 
Mai 107,4 107,2 105,9 107,3 104,8 112,1 81,9 107,0 108,9 105,l 106,4 
Juni 107,5 107,4 105,8 107,4 104,9 112,3 81,4 107,2 109,1 105,2 106,3 
Jul, . 107,5 107,5 105,6 107,5 105,1 112,7 81,4 107,3 109,1 105,3 106,1 
Aug 107,7 107,8 105,4 107,6 106,2 113,1 84,7 107,5 109,1 107,0 106,0 
Sept 108,1 108,3 105,1 107,9 106,7 113,4 85,7 107,6 109,3 109,0 106,3 

4-Personen-Haushalte von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen 3) 

1987 D 99,9 99,9 99,9 103,4 97,4 103,4 81,2 102,2 102,4 95,5 101,6 
1988 D 101,0 101,0 100,0 104,7 98,6 105,9 79,0 103,2 103,2 96,7 102,8 
1989 D 103,9 104,0 102,3 106,1 102,0 109,3 82,2 104,7 108,9 101,9 104,0 

1989 Aug 103,9 104,1 102,1 106,2 102,2 109,7 81,9 105,0 109,0 101,6 103,7 
Sept. 104,1 104,4 102,3 106,4 102,5 109,9 82,7 105,1 109,1 101,7 103,9 
Okt 104,4 104,7 102,7 106,6 102,9 110,1 83,6 105,2 109,3 102,1 104,1 
Nov 104,5 104,7 103,0 106,6 103,3 110,4 84,0 105,4 109,5 101,7 104,5 
Dez 104,9 105,0 103,5 106,6 103,8 110,6 85,5 105,5 109,6 101,8 104,8 

1990 Jan. 105,4 105,3 104,1 106,7 104,2 111,1 85,6 105,7 109,8 102,5 105,9 
Febr 105,8 105,6 105,1 106,8 104,1 111,5 84,1 106,0 110,0 102,9 106,3 
Marz 106,0 105,8 105,1 107,1 104,3 111,8 84,1 106,2 110,1 103,0 106,3 
April 106,2 106,0 105,6 107,1 104,6 112,1 84,2 106,4 110,2 103,0 105,8 
Mai .. 106,4 106,1 106,0 107,4 104,8 112,5 84,0 106,8 110,4 103,1 106,1 
Juni 106,5 106,3 105,9 107,5 104,9 112,8 83,7 106,9 110,6 103,2 106,0 
Juli 106,5 106,4 105,6 107,5 105,1 113,1 83,6 107,1 110,8 103,2 105,8 
Aug 106,9 107,0 105,5 107,7 106,1 113,5 86,0 107,2 110,9 105,4 105,8 
Sept 107,4 107,5 105,2 108,0 106,5 113,8 86,9 107,3 111,1 107,6 106,0 

Fußnoten Siehe folgende Seite 
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die pers 
Aus-

stattung, 
Dienst-

le1stungen 
des 

Beher-
bergungs-
gewerbes 

sowie 
Guter 

sonstiger 
Art 

106,0 
110,0 
113,1 

113.5 
113,4 
113,4 
113,6 
113,7 

114,3 
115,5 
115,9 
115,9 
115,8 
116,1 
116,1 
114,7 
114,7 

106,0 
110.7 
113,7 

114,0 
114,0 
114,0 
114,3 
114,5 

115,1 
116,6 
116,9 
116,9 
116,9 
117,3 
117,3 
115,2 
115,2 

107,0 
110,6 
114,1 

114,4 
114,4 
114,4 
114,1 
114,4 

114,7 
115,7 
116,3 
116,3 
116,2 
116,8 
116,8 
116,1 
116,1 
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Lebenshaltung 

Jahr ohne 
Monat6) ins- sa1sonab-

gesamt hang1ge 
WarenB) 

Preisindex für die Lebenshaltung 
1985 = 100 

Hauptgruppe/Untergruppe 7) 

Wohnungsmieten 9), Energie 
(ohne Kraftstoffe) 

Mobel, 
Haushalts-Nahrungs-
gerate und 

mittel, Be- die andere 
Getranke, kle,dung, Woh- Energie Guter Gesund-

Tabak- Schuhe zu- (ohne 
fur die 

he1ts- und 
waren sammen nungs-

Kraft- Korper-
m1eten9) Haushalts-

stoffe) fuhrung pflege 

Guter fur 

die pers. 
Aus-

Bildung, stattung, 
Unter- Dienst-

Verkehr haltung, le1stungen 
und Nach- Fre1ze1t des 

nchten- (ohne Beher-
uber- Dienst- bergungs-

m,ttlung le1stungen gewerbes 
des Gast- sowie 
gewerbes) Guter 

sonstiger 
Art 

2-Personen-Haushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern mit geringem Einkommen 4 ) 

1987 D 100,0 100,0 99,3 103,2 97,9 103,8 83,5 102,7 103,6 98,1 102,9 107,2 

1988 D 101,0 101, 1 99,2 104,6 99,3 106,5 81 ,6 104,0 104,9 99.4 104,6 111,2 

1989 D 104,0 104,1 101,5 106,2 102,6 110,3 83.7 105,8 113.4 103,1 105,7 114,9 

1989 Aug 104,0 104,2 101,1 106,2 102,9 110.7 83,6 106,2 113,5 103,0 104,9 115.4 
Sept 104,1 104,5 101,1 106,4 103,1 110,9 84,1 106,3 113.7 103,2 105,0 115,3 

Okt 104,5 104,8 101,5 106,7 103,5 111, 1 85,0 106,5 113,9 103.4 105.4 115,3 

Nov 104,7 105,0 101,8 106,8 103,9 111.4 85.4 106,8 114,0 103,2 106,3 115,3 
Dez 105,2 105,3 102,6 106,8 104,3 111,6 86.4 106,8 114,1 103,3 106,8 115,7 

1990 Jan 105,9 105.7 103,6 106,9 104,8 112,1 86,8 107,0 114,3 103,9 109.4 115,9 
Febr 106,3 105,9 104.4 107,1 104,8 112,5 86,1 107,3 114,5 104,0 110,2 116,6 
Marz 106.4 106,1 104,3 107,3 105,1 112,8 86,1 107.4 114,6 104,2 110,0 117,0 

April 106,7 106,2 105,1 107.4 105,3 113,2 86,2 107,7 114,7 104,1 108,8 117,0 
Mai 107,0 106.4 105,8 107,5 105,5 113.4 86,1 108,0 114,9 104,3 109,3 117,0 
Juni 107,1 106,6 105,6 107,6 105.7 113,7 86,0 108,2 115, 1 104,5 109,0 117,9 

Jul, 107,0 106,7 105,0 107.7 105,9 114,0 85,8 108.4 115,3 104,5 108,5 118,0 
Aug 107,2 107,1 104,5 107,8 106,5 114.4 87,2 108,6 115.4 105.7 108,2 118,0 
Sept 107,3 107,5 104,0 108,2 106,9 114.7 87,8 108,8 115,5 106,9 108.4 118,0 

Einfache Lebenshaltung eines Kindess) 

1987 D 100,8 99,8 103,3 97,9 104,0 80,6 102,3 102,9 104,7 103,3 103,5 

1988 D 101,8 100,2 104,7 99,5 106,9 78,3 103,3 104,2 106,6 105,6 104,5 

1989 D 104,6 103,2 106,3 103,8 110,8 83,8 104.4 106,1 111,5 108,0 106,0 

1989 Aug 104,6 103,0 106,3 103,9 111,3 82,8 104,5 106,3 112,5 108,2 106,1 
Sept 104,7 102,9 106,6 104,5 111.4 84,5 104,7 106,5 113,0 108.4 106,3 

Okt 105,0 103,2 106,8 104,9 111.7 85,7 104,8 106,7 113,0 108,6 106,6 
Nov. 105,2 103.4 107,0 105,2 112,0 85,9 104,9 106,9 113,0 108,6 106,8 
Dez. 105,8 104,5 107,0 106,1 112,2 88,5 105,0 107,1 113,0 108,7 107,0 

1990 Jan 106.4 105,5 107,1 106,3 112,8 88,0 105,1 107.4 114,3 108,9 107,1 
Febr 106,8 106,5 107,3 105,6 113,1 84,2 105.4 107,6 114.4 109,2 107,2 
Marz 107,0 106,5 107,6 105,9 113,5 84,1 105,6 107,8 114,5 109.4 107.4 

April 107,8 108,2 ,07,6 106,0 113,9 83.7 105,7 108,0 114,8 109,5 107,6 
Mai 108,7 110,1 107,8 106,1 114,2 83,0 105,9 108,2 114,8 109,8 107,9 
Juni 108,5 109,6 107,9 106,1 114,5 82,2 106,0 108,3 115,0 109,9 108,2 

Juli 107,8 107,9 108,0 106,3 114,7 82,1 106,1 108,5 115,1 110,0 108,2 
Aug. 107,7 106,9 108,1 107,9 115,1 87,3 106,2 108,8 115,1 110.4 108,3 
Sept 107,6 106,1 108,5 108,5 115.4 89,0 106.4 109,1 115,3 110,7 108,6 

Siehe auch Fachserie 17, Reihe 7 
1) Lebenshaltungsausgaben von rd 3 1 05 DM monatlich nach den Verbrauchsverhaltn,ssen von 198 5 - 2) Lebenshaltungsausgaben von rd 4 964 DM monatlich nach den Verbrauchsverhaltmssen von 
1985 - 3) Lebenshaltungsausgaben von rd 3 044 DM monatlich nach den Verbrauchsverhaltmssen von 1985 - 4) Lebenshaltungsausgaben von rd 1 526 DM monatlich nach den Verbrauchsverhaltnis-
sen von 1985 - 5) Bedarfsstruktur 1976. nach der Preisentwicklung auf 1985 hochgerechnet, fur den Mindestunterhalt von Kindern 1m 1 bis 18 Lebens1ahr, Hauptgruppe „Nahrungsmittel. Getranke, 
Tabakwaren" enthalt nur Nahrungsmittel sowie alkoholfreie Getranke - 6) Die Monatsmd1zes beziehen sich 1ewe1ls auf den Preisstand zur Monatsmitte - D1e Jahresmd1zes sind einfache Durchschnitte 
aus den Monatsindizes - 7) Nach der Systematik der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte, Ausgabe 1983 (Gliederung nach dem Verwendungszweck) - 8) Kartoffeln, Gemuse. Obst, Sud-
fruchte, Fnschf1sch, und Blumen - 9) Bei dem Preisindex fur die einfache Lebenshaltung eines Kindes sind Wohnungen des fre1finanz1erten Wohnungsbaues, die 1949 und spater erstellt wurden, nicht 
berucks,cht1gt 
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Preisindizes für Bauwerke 1) 

Neubau und Instandhaltung (Bauleistungen am Bauwerk) 
1980 = 100 

Neubau 

Jahr Wohngebaude Landwirt- Gewerbliche Betnebsgebaude 
Monat 

1 

E1nfam11ien- 1 Mehrfam1l1en-j 
Buro- schaftllche 

1 

Stahlbeton 1 

Gemischt- gebaude Betriebs-insgesamt genutzte- gebaude insgesamt Stahlbau 
Gebaude 

1987 D 118,6 117,6 118,9 119,2 121,5 118,1 121,5 120,3 122,8 
1988 D 121,2 120,1 121,6 121,9 124,5 120,5 124,1 122,7 125,5 
1989 D 125,5 124,4 125,9 126,3 129,0 124,8 128,4 126,8 130,0 

1987 Aug 119,1 118,1 119,5 119,8 122,1 118,6 122,1 120,8 123,5 
Nov 119,2 118,2 119,6 119,9 122,3 118,6 122,3 121,0 123,7 

1988 Febr 119,7 118,7 120,1 120,4 122,9 119,0 122,6 121,2 124,0 
Mai 120,9 119,9 121,3 121,7 124,2 120,2 123,6 122,3 124,9 
Aug 121,7 120,6 122,1 122,5 125,0 121,0 124,7 123,3 126,2 
Nov 122,3 121,2 122,7 123,1 125,8 121,6 125,3 123,8 126,7 

1989 Febr 123,4 122,3 123,8 124,2 127,0 122,7 126,2 124,7 127,8 
Mai 125,2 124,1 125,6 126,0 128,7 124,4 127,9 126,5 129,3 
Aug 126,3 125,2 126,7 127, 1 129,7 125,6 129,2 127,6 130,7 
Nov 127,1 126,1 127,4 127,9 130,6 126,6 130,2 128,5 132,0 

1990 Febr 129,7 128,9 129,9 130,4 133,0 129,6 132,6 130,8 134,4 
Mai 133,0 132,4 133,3 133,6 135,9 133,0 135,7 134,0 137,4 
Aug. 134,7 134,0 135,1 135,3 137,6 134,7 137,7 136,0 139,5 

Neubau Instandhaltung von Wohngebauden 

Straßenbau Ein-
1 

Mehr-
Jahr Schon he1ts-

Monat Bundes- Brucken fam11iengebaude reparaturen Bundes- und im Ortskanale Staudamme 
1 insgesamt auto- Straßenbau mit ohne in einer 

bahnen Landes- Wohnung 
straßen Schon he1tsrepa ratu ren 

1987 D 105,8 105,9 105,8 112,5 107,3 105,4 127,3 126,5 126,6 126,0 
1988 D 107,0 107,1 106,8 114,6 108,8 107,1 130,8 130,0 129,9 129,5 
1989 D 109,2 109,5 109,0 118,4 112,0 110,2 135,5 134,4 134,5 133,4 

1987 Aug 106,2 106,2 106,2 113,0 107,8 105,8 128,1 127,4 127,3 127,2 
Nov 106,2 106,3 106,2 113,0 107,7 105,8 128,4 127,6 127,6 127,3 

1988 Febr 106,4 106,4 106,3 113,1 107,7 105,9 129,2 128,3 128,4 127,6 
Mai 107,0 107,1 106,9 114,2 108,8 107,0 130,4 129,5 129,5 128,8 
Aug 107,2 107,3 107,0 115,2 109,2 107,5 131,5 130,7 130,5 130,6 
Nov 107,3 107,5 107,1 115,7 109,5 107,9 132,2 131,3 131,2 131,0 

1989 Febr 107,8 108,0 107,6 116,5 110,2 108,5 133,4 132,3 132,5 131,3 
Mai 108,9 109,2 108,7 118,2 111,8 109,9 135,0 133,8 134,0 132,8 
Aug. 109,7 110,0 109,4 119,1 112,7 110,8 136,4 135,3 135,4 134,7 
Nov 110,4 110,7 110,2 119,9 113,2 111,5 137,0 136,0 136,1 134,9 

1990 Febr 112,8 113,1 112,4 122,0 116,0 113,9 139,2 138,2 138,3 137,2 
Mai 115,9 116,2 115,6 125,4 119,5 117,3 141,8 140,7 140,8 139,7 
Aug 117,1 117,4 116,7 126,9 120,9 118,6 143,7 142,7 142,7 142,1 

Siehe auch Fachserie 17, Reihe 4 
1) Einschl Umsatz-(Mehrwert-)steuer 

Kaufwerte für Bauland 

Baulandarten insgesamt Baureifes Land Rohbauland Sonstiges Bauland 2) 

Jahrt) Falle 
1 

Flache 1 Kaufwert Falle 
1 Flache I Kaufwert Falle 

1 Flache I Kaufwert Falle 
1 Flache I Kaufwert Vierteljahr 

Anzahl f 1 000 m2 f DM/m2 Anzahl f 1 000 m2 I DM/m2 Anzahl f 1 000 m2 f DM/m2 Anzahl 11 000 m2 I DM/m2 

1987 62 628 76 392 85,40 50 313 41 631 126,08 5 097 9 998 42,75 7 218 24 762 34,23 
1988 70 681 85 568 88,25 57 370 47 337 127,74 5 654 10 323 49,05 7 657 27 907 35,77 
1989 81 895 103 344 92,13 68 192 61 014 126,44 5 793 12 184 50,88 7 910 30 146 39,36 

1989 1 VJ 14 476 17 654 93,19 11 971 10 331 127,42 1 123 1 893 48,34 1 382 5 430 43,69 
2 VJ 17 739 21 062 90,66 14 409 12 260 127,28 1 488 2 845 44,76 1 842 5 957 37,21 
3 VJ 16 655 20 426 96,74 13 890 12 531 129,31 1 182 2 521 50,61 1 583 5 374 42,45 
4 VJ 19 811 24 486 97,80 16 664 14 831 132,11 1 399 3 067 55,09 1 748 6 588 40,47 

1990 1 V 18 387 23 628 85,70 15 298 14 079 115,75 1 400 3 002 55,50 1 689 6 548 34,95 

Siehe auch Fachserie 17, Reohe 5 
1) Jahresergebnis mit Nachmeldungen - 2) Industrieland, Land fur Verkehrszwecke und Freoflachen 
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Statistische Monatszahlen 
für das Gebiet der ehemaligen DDR 

1990 
Gegenstand der Nachwe1sung Einheit 1989 

Marz April Mai Juni Juli August September 

Bevölkerung 
Bevolkerungsstand am Jahres-/ 

Monatsende ............ 1 000 16 434 16 297 16 273 16 259 16 247 16 216 16 184 
Eheschließungen Anzahl 130 989 8 184 8 534 14 224 18 096 9 788 12 428 
Lebendgeborene Anzahl 198 922 16 586 15 408 16 044 15 275 15 526 15 149 14 344 
Gestorbene Anzahl 205 711 17 892 16 706 16 355 16 142 15 614 15 780 

E rwe rbstät i g ke it 
Arbeiter und Angestellte 
Industrie 1) 1 000 3 193 2 961 2) 2 777 2 710 
Bauwirtschaft 1) 3) 1 000 460 371 2) 361 367 

Arbeitslose am Monatsende 1 000 38,3 64,9 94,8 142,1 272,0 361,3 444,8 
Manner 1 000 22,3 37,4 54,1 72,9 131,5 169,0 200,0 
Frauen 1 000 16,0 27,3 40,7 69,2 140,5 192,2 244,8 

Offene Stellen 1 000 105,9 73,6 54,3 41,4 27,7 20,4 24,4 
Kurzarbe1ter4J 1 000 656 1 450 1 729 

Produzierendes 
Gewerbe 

Index der industriellen Waren-
produktion 5) ... . . . . . . 1985 = 100 111,9 109,2 108,0 102,6 95,9 62,4 53,2 

darunter 
Energie- und Brennstoff-

industne 1985 = 100 103,9 102,3 90,2 89,2 81.1 55,0 47,9 .. 
Chemische Industrie 1985 = 100 109,3 101,8 102,0 93,5 89,7 67,5 53,2 
Metallurgie 1985 = 100 105,7 102,2 99,6 97,1 83,3 42,1 35,5 
Bau material 1en md ustne 1985 = 100 109,0 107,3 110,0 112,1 111,8 67,4 44,8 
Maschinen- und Fahrzeugbau. 1985 = 100 115,8 115,8 121,6 117,3 123,4 81,9 73,1 
Elektrotechn 1k/E lektron 1k/ 

Geratebau 1985 = 100 138,6 141.1 141.6 139,3 132,5 95, 1 73,5 
Le1chtmdustne 1985 = 100 113.4 114,0 108,5 100,2 87,6 55,5 49,8 
Textilindustrie 1985 = 100 111,7 112,0 111,7 91,4 83,1 53,4 49,0 
Lebensmittelindustrie 1985=100 104,7 99,3 98,9 94,2 75,1 42,7 38,8 ... 

Produktion ausgewählter Er-
zeugnisse 

Elektroenergie GWh 118 977 9 835 9 018 8 458 7 973 7 767 r 6 660 .. 
Stadtgas Mill m3 7 270 605 565 482 430 453 345 .. 
Rohbraunkohle 1 000 t 301 058 24 450 22 797 22 153 19 981 17 331 15 263 
Zement 1 000 t 12 229 901 957 958 979 697 368 .. 
Walzstahl 1 000 t 9 383 791 719 723 648 456 533 .. 
Synthetische Faserstoffe 1 000 t 192 17 17 14 12 8 7 ... 
Papier Mill m2 13 696 1 184 930 956 492 
Personenkraftwagen Anzahl 216 969 18 212 14 851 15 616 14 060 7 901 9 376 
Lastkraftwagen Anzahl 38 786 3 058 2 472 2 928 2 963 2 937 1 928 
Farbfernsehempfanger 1 000 St 615 55 49 53 47 57 57 
Oberbekleidung fur Herren 1 000 St 14 530 1 287 1 075 1 017 1 343 977 990 .. 
Oberbekleidung fur Damen 1 000 St 16 365 1 305 1 196 1 251 1 063 1 005 905 

Bautätigkeit 
Gebaute Wohnungen Anzahl 92 347 5 186 4 918 6 024 5 906 4 702 4 542 
dar Neubauwohnungen Anzahl 83 361 4 929 4 736 5 842 5 618 4 476 4423 

Einzelhandels) 
Einzelhandelsumsatz ins-

gesamt .............. Mill DM 5 855 6 195 5 815 
Nahrungs- und Genußmittel Mill DM 3 300 3 536 3 233 
Industriewaren Mill DM 2 585 2 659 2 582 

Schuhe und Lederwaren Mill DM 142 139 143 
Stoffe, Konfektion, Wirk- und 

Strickwaren Mill DM 556 581 581 
Mobel. Kulturwaren, Sport-

art1kel Mill DM 360 376 351 
Haushalt- und Wirtschafts-

waren Mill DM 272 288 283 
Technik und Fahrzeuge Mill DM 325 323 320 
Haushaltchem1e Mill DM 271 290 284 
Brenn- und Baustoffe, fluss1ge 

Kraftstoffe Mill DM 659 662 620 

1) Als Arbeiter und Angestellte werden alle abhang1gen Erwerbstat1gen nachgewiesen, ohne Lehrlinge Monatsdurchschnitte. ohne die Beschaft1gten m genossenschaftlichen und privaten Betrieben, m 
denen es ,m September 1989 ,n der Industrie 166 000. ,n der Bauindustrie 84 000 abhang1g Beschaft1gte gab - 2) Durchschmtt des 2 V1ertel1ahres - 3) Umfaßt die Bauindustrie und das Bauhand· 
werk - 4) Stand Mitte des Monats Be, der Arbeitsverwaltung angemeldete Kurzarbeit Kurzarbeitergeld wird be, vorubergehendem Arbeitsausfall bezahlt. wenn zu erwarten ist. daß den Arbeitnehmern 
die Arbeitsplatze erhalten bleiben (ubereinst1mmend mit dem Arbeitsforderungsgesetz (AFG) der Bundesrepublik Deutschland; die Zahlung von Kurzarbeitsgeld ist fur das Gebiet der ehemaligen DDR 
etwas erweitert 1§ 63. Abs 4 und 5 des AFG), und zwar auf schwerwiegende strukturelle Verschlechterungen der Lage von W I rtsc h afts zwe I gen bzw 1m Zusammenhang mit b etr1 eb l Ich e n Struk-
turveranderungen. die durch die Wirtschafts-. Wahrungs- und S0:z1alun1on hervorgerufen wurden) - 5) Index der Bruttoproduktrnn; Monatsangaben arbe1tstaglich bereinigt, nach der Systematik der 
Volkswirtschaftszweige der ehemaligen DDR, die z T erheblich von der Systematik der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes abweicht (z B Chemische Industrie u a einschl Kunststoffin· 
dustr1e, Kali-und Phosphatbergbau, Metallurgie = Herstellung von Eisen und Stahl, NE-Metallen und Erzeugnissen daraus u a einschl Erzbergbau, ohne Gießereien, Maschinen- und Fahrzeugbau, 
emschl G1eßere1en. Stahlbau und EBM-Waren. Geratebau = u a Femmechan1k und Optik, Leichtindustrie = u a Holzbe- und -verarbe1tung. Zellstoffindustrie, Papier- und Pappeverarbe1tung, Musik-
und Sportgerate, Spielwaren. Kulturwaren (Schallplatten. Tonbander u a ). Schuh- und Bekle1dungsmdustrie, Lederwaren, Glas- und Feinkeramik, Lebensm1tteltndustr1e einschl Hochsee- und Kustenfl-
schere1) - 61 Gliederung nach der Binnenhandelsschlusselliste der ehemaligen DDR fur Warenumsatz und Warenfonds 
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Statistische Monatszahlen 
für das Gebiet der ehemaligen DDR 

1990 
Gegenstand der Nachwe1sung Einheit 1989 

Marz April Ma, Juni Jul, August September 

Außenhandel 1) 
Einfuhr (Spezialhandel) ..... M,11 DM 757 792 

Warengruppen 2) 
Nahrungsmittel und lebende 

15 28 Tiere Mill DM 
Getranke und Tabak Mill DM 10 7 
Rohstoffe (ausgenommen Nah-

rungsm1ttel und mineralische 
Brennstoffe) Mill DM 46 38 

M,neral,sche Brennstoffe, 
Schm1erm1ttel usw Mill DM 337 293 

T,ensche und pflanzliche Ole, 
Fette und Wachse Mill DM - 0 

Chemische Erzeugnisse, a n g Mill DM 65 17 
Bearbeitete Waren vorwiegend 

52 102 nach Beschaffen he,t Mill DM 
Maschinenbauerzeugnisse und 

Fahrzeuge Mill DM 195 222 
Verschiedene Fertigwaren Mill DM 27 45 
Andere Waren u -verkehrs-

vorgange Mill DM 11 40 

Landergruppen (Ursprungslander) 
lndustnahs1erte westliche 

Lander Mill DM 146 247 
dar EG-Lancier Mill DM 92 137 
Entw1cklungslander Mill DM 24 40 
Staatshandelslan der Mill DM 587 502 

Ausfuhr (Spezialhandel) Mill DM 2 522 2 556 

Warengruppen 2) 
Nahrungsmittel und lebende 

12 44 Tiere Mill DM 
Getranke und Tabak Mill DM 5 5 
Rohstoffe (ausgen Nahrungs-

mittel und mineralische 
Brennstoffe) Mill DM 33 23 

Mineralische Brennstoffe, 
Schm1erm1ttel usw Mill DM 31 43 

Tierische und pflanzliche Ole, 
Fette und Wachse Mill DM 0 1 

Chemische Erzeugnisse, a n g Mill DM 321 259 
Bearbeitete Waren vorwiegend 

nach Beschaffenheit Mill DM 244 280 
Maschinenbauerzeugnisse und 

Fahrzeuge Mill DM 1 601 1 408 
Verschiedene Fertigwaren Mill DM 257 465 
Andere Waren u -verkehrs-

vorgange Mill DM 18 29 

Landergruppen (Best,mmungslander) 
lndustnal1s1erte westliche 

Land er Mill DM 166 274 
dar EG-Lancier Mill DM 102 181 
Entw1cklungslander Mill DM 104 95 
Staatshandelslander Mill DM 2 251 2 185 

Einfuhr(-) bzw. Ausfuhr-
uberschuß (+) . . ..... Mill DM + 1 765 + 1 765 

Verkehr 
Gutertransportmenge 

(öffentl. Verkehr) 
Eisenbahn 1 000 t 339 280 27 084 25 289 24 027 20 420 15 640 12 787 13 102 
B1nnensch1ffahrt 1 000 t 19 259 1 642 1 614 1 609 1 446 945, 541 705 
Straßenverkehr 1 000 t 140 746 10 746 11 652 10 956 9 850 7 804 5 571 

Straßenverkehrsunfälle 
Unfalle msgesam\3) Anzahl 48 101 4 966 5 674 6 435 7 082 6 893 7 526 7 465 
Getotete4) Anzahl 1 624 160 175 211 254 297r 289, 309 
Verletzte Anzahl 41 197 3 925 4 436 5 643 5 849 5 925 r 6 411 r 5 823 
beschad1gte Fahrzeuge Anzahl 71 708 7 755 8 953 9 952 11 426 11 238 12 600 12 489 

Preise 5) 
Preisindex fur die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte 1989 = 100 94,5 94,9 96,6 

Nahrungsmittel, Getranke, 
Tabakwaren 1989 = 100 115,4 111,9 111,4 

Bekleidung, Schuhe 1989 = 100 57,5 59,9 64,4 
Wohnungsm,eten, Energie 6) 1989 = 100 100,0 100,0 100,0 

Wohnungsmieten 1989 = 100 100,0 100,0 100,0 
Energie 6) 1989 = 100 100,0 100,0 100,0 

Mobel, Haushaltsgerate und 
andere Guter /ur die 
Haushaltsfuhrung 1989 = 100 74,5 74,9 76,3 

Guter fur 
die Gesundheits- und Korper-

pflege 1989 = 100 119,4 121,4 122,6 
Verkehr und Nachrichten-

uberm,ttlung 1989 = 100 85,2 89,2 89,8 
Bildung, Unterhaltung, 

Fre1ze1t 7) 1989 = 100 88,5 90,9 95,2 
personl1che Ausstattung, 

D1enstle1stungen des Be-
herbergungsgewerbes sowie 
Guter sonstiger Art 1989 = 100 99,0 102,0 105,1 

1) Ohne innerdeutschen Handel - 2) Nach dem Internationalen Warenverze,chn,s !ur den Außenhandel (SITC 3): Ausgabe 1988 - 3) Straßenverkehrsunfalle mit Personenschaden bzw m,t e,nem Sach-
schaden von uber 800 OM - 4) Emschl Geloteter, d,e mnerhalbvon 3 Tagen nach dem Unfall an den Unfallfolgen gestorben smd (m der Bundesstat1st1k werden Gelotete nachgewiesen, die bis zum 30 Tag 
nach dem Unfall an den Unfallfolgen gestorben sind) - 5) Als Wagungsschema werden die durchschnittlichen Verbrauchsausgaben aller privaten Haushalte ,m Geb,et der ehemaligen OOR herangezogen -
Pre,sbas,s 1st der Jahresdurchschnitt 1989 - 6) Ohne Kraftstoffe - 7) Ohne D,enstlmtungen des Gastgewerbes 
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